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Vorwort. 

Angeregt zunächst durch die Bestrebungen des Auslandes, 
eine Bodenbesitzreform zustande zu bringen, nahm ich die Un- 
tersuchung vor, ob etwa der in Schweden wie anderwärts in Eu- 
ropa proklamierte, dem römischen Recht entstammende Begriff des 
absoluten Eigentumsrechts mit der von alters her in Schweden 
geltenden Grundeigentumsordnung übereinstimme oder nicht. Das 
Ergebnis dieser Untersuchung legte ich zuerst in einer im Jahre 
1897 erschienenen Arbeit: »Om svensk jordäganderätt» (Über das 
schwedische Grundeigentumsrecht) nieder, woraus sich als haupt- 
sächliches Resultat ergab, dass das private Eigentumsrecht nur den 
kultivierten Boden umfasst, und dass es seinem Inhalte nach immer 
ein beschränktes ist, wie auch, dass alle übrigen Teile des Territo- 
riums, sowohl Land als Wasser und Berge, dem allgemeinen 
Rechte unterstellt sind. 

Um die Richtigkeit des gewonnenen Resultats eingehender 
zu prüfen und es eventuell zu berichtigen, ging ich dann an 
das Studium des Wasserrechts nach dem schwedischen Recht und 
veröffentlichte im Jahre 1899 das Ergebnis dieser Studien in einer 
Arbeit: »Om Svensk Vattenrätt» (Über das schwedische Wasser- 
recht). Hieraus ging hauptsächlich hervor, dass das Wasserrecht 
aligemein gewesen und es im Prinzip immer noch ist, dass aber 
in gewissen Fällen den einzelnen ein auf das Ufereigentumsrecht 
gegründetes Wasserrecht eingeräumt wird. 

Als Schriftführer des von der Staatsregierung zur Klarstel- 
lung des Eigentumsrechts an den dem Staat angeblich gehörenden 
Wasserfällen eingesetzten Komitees hatte ich dann beinahe vier 
Jahre lang Gelegenheit, in konkreten Fällen verschiedene innerhalb 
der Gebiete sowohl des Grundeigentums- als des Wasserrechts 
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liegende Fragen zu studieren und fand dabei die Grundgedanken 
der schwedischen Grundeigentumsordnung durch die Wirklichkeit 
bestätigt, wenn auch gewisse Modifikationen sich als notwendig 
erwiesen. 

Als mir dann auf einer im Sommer des Jahres 1900 im Auftrag 
des oben erwähnten Komitees in Deutschland, Österreich-Ungarn, 
der Schweiz, Italien und Frankreich unternommenen Reise die Gele- 
genheit geboten wurde, das Wasserrecht und speziell das Konzes- 
sionsrecht in diesen Ländern zu studieren, glaubte ich zu finden, 
dass die auch in der Doktrin, Gesetzgebung und Rechtspraxis 
dieser Länder unklaren Fragen des Eigentums- und Benutzungs- 
rechts an den Gewässern, sich in Anlehnung an das für das 
schwedische Recht aufgebaute System lösen Hessen. 

Es ist das Ergebnis dieser Arbeiten auf den Gebieten des 
schwedischen und ausländischen Rechts, das ich mir hiermit in 
einer Sprache, welche nicht die meine ist, dem ausländischen 
Publikum vorzulegen erlaube. 

Wenn ich es auch bei der vorliegenden Arbeit für nötig erach- 
tet habe, die Prinzipien des schwedischen Grundeigentums- und 
Wasserrechts abzuändern, zu verbessern und umzulegen, so bin ich 
mir doch durchaus bewusst, dass der Versuch, diese Prinzipien 
auf das ausländische Wasserrecht anzuwenden, sich in vielerlei 
Beziehung als mangelhaft und unbefriedigend erweisen wird. 

Anderseits aber wage ich mich dennoch der Hoffnung hin- 
zugeben, dass ich einen Beitrag zur Lösung der Hauptfragen des 
Wasserrechts geliefert habe. Ja, es ist nicht unmöglich, dass die 
auf der Basis des sozialen Eigentumsrechtes entwickelten Prinzipien 
des mitteleuropäischen Konzessionsrechts, auf die Reformierung der 
europäischen Grundeigentumsordnung in einer Art zurückwirken 
werden, die in ihren Folgen mit der allgemeinen Wohlfahrt der 
Gesellschaft besser als die jetzt herrschende übereinstimmt. 

Lund, im Februar 1905. 

Der Verfasser. 



Einleitung. 

Gegenstand der Untersuchung in dieser Arbeit ist nicht das ge- 
samte Wasserrecht sondern nur die Frage des Eigentums bezw. 
Nutzungsrechts am Wasser. 

Unter den Namen Nord- und Mitteleuropa werden hier 
Schweden, Norw^en, Finnland, Deutschland, Österreich-Ungarn, 
die Schweiz, Frankreich und Italien verstanden. Diese Zusammen- 
stellung ist keine zufällige. Es ist der letzte Triumph der moder- 
nen Technik oder die Möglichkeit in Form des elektrischen Stromes 
die Wasserkraft auf weite Entfernungen zu übertragen, die die 
künftige Verlegung der grossen Industriezentren nach den an Was- 
serkraft reichen Ländern in Aussicht gestellt hat. Hierdurch ist 
auch in diesen Ländern ein Bestreben entstanden, die Wasser- 
gesetzgebung den neueren technischen Verhältnissen und den hier- 
durch veranlassten national-ökonomischen Anforderungen anzupas- 
sen. Da die an Wasserkraft reichen Länder Europas in erster 
Reihe die Schweiz mit dem um sie gruppierten Alpengebiet, so- 
wie Teile von Deutschland, und in zweiter Linie die drei nor- 
dischen Länder sind, so habe ich ganz natürlich das Wasserrecht 
eben dieser Länder zum Gegenstand der Erörterung gemacht 

Der Versuch, der hier gemacht wird, sämtliche positive Was- 
serrechtsordnungen Nord- und Mittel-Europas auf dieselbe Grund- 
lage zu stellen, dürfte in der Tat nicht so gewagt sein, wie es 
vielleicht auf den ersten Blick scheint. 

Erstens sind die natürlichen Voraussetzungen des Wasser- 
rechts in diesen Ländern einerlei Art. Die hydrographische Grund- 
lage des Wasserrechts ist in der Schweiz dieselbe wie in Schweden. 

Femer sind die so verschiedenen und ungleichartigen Was- 
serbedürfnisse des Menschen in dem einen wie in dem anderen 
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Lande dieselben, woraus denn auch die für alle Gesellschaften we- 
sentlich gleiche Aufgabe folgt, sich so einzurichten, dass alle Bedürf- 
nisse befriedigt werden oder, wenn der vorhandene Wasservorrat 
nicht hinreichen sollte, die gegenseitige Ordnung für die Befriedi- 
gung der Bedürfnisse festzustellen. Die national-ökonomische 
Grundlage des Wasserrechts ist demnach in allen Ländern dieselbe. 

Da nun das Wasser als Naturfaktor überall von gleicher 
Beschaffenheit ist und da femer die Bedingungen für die Ausnut- 
zung des Wassers überall dieselben sind, so sollte dfe Möglichkeit 
nicht ausgeschlossen sein, dass auch die einzelnen Rechtsordnungen 
etwas gemein — eine und dieselbe Grundlage — haben. 

Diese Grundlage beruht auf dem Prinzip, dass jede Staatsge- 
sellschaft in ihrer Gesamtheit Eigentümerin derjenigen Teile des 
Staatsterritoriums ist, woran keine besondere Rechtssubjekte (pri- 
vate oder öffentliche) ein Eigentumsrecht nachweisen können. 

Dass für den Nachweis dieses Grundsatzes die schwedische 
Eigentumsrechtsordnung besonders geeignet ist, dürfte kein Zufall 
sein. Die schwedische Staatsgeseilschaft ist hinreichend alt und 
kontinuierlich entwickelt, um einen geschichtlichen Überblick über 
die Gestaltung der Eigentumsrechtsordnung zu den verschiedensten 
Zeiten zu gewähren. Hierzu kommt noch, dass Schweden in sei- 
nem Territorium »jungfräulichen Boden» im natürlichen Stand 
immer gehabt und zum Teil immer noch hat, weshalb der 
schwedischen Rechtsordnung u. a. immer die Aufgabe gestellt 
worden ist, die Bedingungen der Benutzung jenes Bodens seitens 
der Gesellschaft und der einzelnen zu regeln. 

In den reich kultivierten Ländern Mitteleuropas ist aus na- 
türlichen Gründen meistens solch jungfräulicher Boden schon längst 
zur Benutzung gelangt. Dies hindert aber durchaus nicht, dass 
die Bedingungen seiner Benutzung in wesentlichen Teilen überall 
dieselben gewesen sein können. Wahrscheinlich wird auch eine 
eingehende Untersuchung der rechtsgeschichtlichen Entwicklung 
der Grundeigentumsrechtsordnung bei den verschiedenen Völkern 
dartun, dass dies auch wirklich der Fall gewesen ist — was 
übrigens z. B. durch die Arbeiten Laveleyes, Maurers, Kovalev- 
skis u. w. auf diesem Gebiete bestätigt worden ist Eine Vor- 
aussetzung, die bisher nur wenig beachtet wurde, ist jedoch, wenn 
man ein richtiges Resultat erzielen will, die, dass die Gesellschafts- 



Ordnung, deren Gestaltung und Werdegang wenigstens den Haupt- 
zugen nach bekannt sind. Die Grundeigentumsordnung ist im- 
mer eine der Ecksäulen des Gesellschaftsaufbaues und man kann 
jene nicht mit Erfolg studieren ohne diesen zu kennen. 

Allein wenn auch fast der ganze »jungfräuliche Boden» in 
Mitteleuropa längstens der Kultur unterworfen worden ist, so dürf- 
ten doch gewisse Teile des Staatsterritoriums — nämlich das Was- 
sergebiet — im grossen gesehen damit vergleichbar sein. 

Die Hauptaufgabe dieser Arbeit ist denn auch den Nachweis 
zu liefern, dass die Wassergebiete der einzelnen Länder übrig ge- 
bliebene Rückstände der Staatsterritorien in ihrer Ursprünglichkeit 
und in ihrem natürlichen Stand sind. 

Hiermit ist aber auch ein gemeinsamer Grund für sämtliche 
positive Wasserrechtsordnungen gelegt und ein Ausdruck für die 
universelle Natur des Wasserrechts gefunden. 
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Berichtigungen: 

Seite 36, Zeile 6 und 9 v. u. streiche: bezw. Besitzes. 
» 36, » 4 V. u. streiche: also. 



I KAP. 

Die hydrographische Grundlage des 

Wasser rechts. 

1. Zum Ausgangspunkt für die Darstellung der wesent- 
lichsten und zentralen Bestimmungen des Wasserrechts wer- 
den wir eine Darstellung der Hauptpunkte der Hydrogra- 
phie nehmen. Hierdurch kann man die Wasserrechtsord- 
nung auf eine natürliche Grundlage stellen; und es bietet sich 
die Gelegenheit zu untersuchen, inwiefern gewisse, mehr 
oder weniger allgemein angenommene Rechtsgrundsätze und 
Rechtsanschauungen zufälliger Art oder in den natürlichen 
Verhältnissen selbst begründet sind. 

2, Was zunächst die allgemeine Lage der Hydrographie 
in der Gegenwart betrifft, so erinnern wir daran, dass syste- 
matische hydrographische Untersuchungen betreffend die Bin- 
nengewässer nunmehr auf Kosten der betreffenden Staaten 
und unter ihrer Kontrolle betrieben werden. So z. B. in 
Österreich-Ungarn, in mehreren Staaten des Deutschen Reiches, 
als Baden, Sachsen, Bayern und Preussen, in der Schweiz, 
in Norwegen und teilweise auch in Schweden. Der Um- 
fang und die Vollständigkeit dieser hydrographischen Unter- 
suchungen sind von dem praktischen Zweck, den man ihnen 
gestellt, abhängig gemacht worden. Anfänglich hatten diese 
Untersuchungen in erster Reihe den Zweck, der Landwirt- 
schaft nützlich zu sein, zu untersuchen, wie den schädli- 
chen Wirkungen des Wassers und in erster Reihe der Hoch- 
wassergefahr vorzubeugen und abzuwehren sei. Es war dann 

notwendig, mit mindestens gleich grosser Sorgfalt das Hoch- 

1 



Wasser der Wasserläufe wie die Niedrigwasser derselben zu 
studieren. Hauptsächlich aus diesem Anlass kam bereits 1875 
in Böhmen eine hydrographische Kommission, wie auch 1883 
ein Zentralbureau für Meteorologie und Hydrographie in Ba- 
den zu Stande. In der letzten Zeit ist indessen das Interesse 
der Gewerbe, Wasserkraft zu gewinnen, in den Vordergrund 
getreten. Das Hauptgewicht wird jetzt auf die Kenntnis der 
für die gewerbliche Verwertung des Wassers wesentlich mass- 
gebende Niedrigwassermenge gelegt. Es ist dies der Fall 
mit dem seit 1895 in Bern bestehenden hydrometrischen Bu- 
reau mit der Aufgabe, die Grösse der innerhalb der schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft vorhandenen unbenutzten Wasser- 
kraft zu berechnen. Noch deutlicher tritt dieser Zug in Un- 
garn hervor, wo 1897 der Anfang mit der Untersuchung ge- 
macht wurde, welche motorische Kraft die Flüsse in sich 
führten. Dasselbe ist der Fall in Schweden, wo während 
der Jahre 1899—1903 eine besondere Kommission (Vatten- 
fallskommitt^n) die Grösse gewisser dem Staate gehörender 
Wasserkraft festzustellen gesucht hat. 

Natürlich ist die Vollständigkeit der hydrographischen 
Untersuchung am grössten in den Ländern, wo alle die Was- 
serwirtschaft berührenden Interessen in gleichem Masse zu 
beachten sind. Es dürfte dies der Fall sein mit dem für die 
österreichischen Kronländer im Jahre 1894 errichteten hydro- 
graphischen Zentralbureau in Wien, das für seine Tätig- 
keit ein sehr vollständiges und planmässiges Programm er- 
halten hat '). 



^) Zur Kenntnis der hydrographischen Verhältnisse Schwedens ver- 
weisen wir vor allem auf mehrere Arbeiten des kürzlich gestorbenen her- 
vorragenden Hydrographen O. Appelberg, namentlich: 

»Bidrag tili kännedom om den i Sveriges vattendrag framrinnande 
vattenmängden,» 1886; 

Fortsetzung desselben Aufsatzes, 18Q0, (mit der Polheims-Medaille 
belohnt); und: 

»Om orsakerna tili vattendragens naturliga vattenvariation», 1896. 

Ausserdem heben wir noch hervor die Schweden berührenden treff- 
lichen Arbeiten des österreichischen Hydrographen Dr. R. Siegers: 

»Niveauveränderungen an skandinavischen Seen und Küsten». Ein 



3. Die Hydrographie hat folgende zwei für das praktische 
Leben wichtige Fragen zu beantworten: 

1. Welches sind die Oefällverhältnisse in jedem Teil eines 
Wasserlaufs im Vergleich teils mit den anderen Teilen des- 
selben Wasserlaufes, teils mit anderen Wasserläufen? und 

2. Welche Wassermenge fliesst wo immer und wann im- 
mer in einem Wasserlauf? 

4. Von diesen ist die erstere Frage am leichtesten zu 
beantworten. Die Oefällverhältnisse werden ermittelt durch 
das Nivellement, das von der Mündung des einzelnen Flusses 
oder Baches so weit hinauf, wie man wünscht, ausgeführt 
wird. Das Nivellement wird entweder direkt oder indirekt 
an erkannte Fixpunkte geknüpft, so dass die Oefällverhält- 
nisse des Wasserlaufes mit den allgemeinen Höhenverhält- 



Vortrag gehalten auf dem IX. deutschen Geographentage in Wien im 
Jahre 1891, und 

»Seenschwankungen und Strandverschiebungen in Skandinavien». 
Zeitschr. der Gesellschaft für Erdkunde zu Berlin. Bd XXVI 11. 

Schliesslich erinnern wir an: »Vattenfallskomitens Betänkande» 
vom 17 März 1903 Afd. I ss. 26-48 Afd. II und III. 

Betreffend die Organisation der hydrographischen Untersuchungen 
in und ausser Europa sieh'e: 

O. Appelberq: »Hydrografiska undersökningars anordning i Böh- 
men, Sachsen och Preussen,» 1890; und 

»Yttranden och förslag i fräga om anställande af hydrografiska un- 
dersökningar inom landet» nebst Bericht über die Anordnung der hydro- 
grafischen Untersuchungen in Oesterreich, den Vereinigten Staten Nord- 
amerikas, der Schweiz, Bayern, Preussen und Norwegen (Kungl. Jord- 
bruksdepartementets meddelanden III. 1901.). 

Für die Kenntnis der Hydrographie Norwegens verweisen wir auf 
G. Saetren; *Les rivieres de la Norvege», Christiania 1900, und von dem- 
selben Verfasser: *Les voies de navigation interieure de la Norvege>, 
Christiania 1892. 

Übrigens habe ich benutzt: »Beiträge zur Hydrographie des 
Grossherzogthums Baden» von dem Centralbureau für Meteorologie und 
Hydrographie Heft. I— VI und für Ungarn »Technische Beschreibung 
der an den Hauptnebenflüssen der Waag im Laufe des Jahres 1898 be- 
werkstelligten hydrographischen Aufnahmen», welche Beschreibung nebst 
übersichtlichem Längenprofil des Waagflusses mir von der Direktion für 
Landeswasserbau im Kgl. ung. Ministerium für Ackerbau in Handschrift 
gütigst übersandt wurde. 



nissen des Landes sich leicht vergleichen lassen. Das Er- 
gebnis des Nivellements wird in einem s. g. Längenprofil 
dargestellt. 

5. Oanz andere Schwierigkeiten bietet die Beantwortung 
der zweiten Frage dar. Am sichersten wird natürlich die 
Antwort gewonnen durch Ausführung s. g. Wasserschwin- 
digkeits-Messungen zu verschiedenen Zeiten und an verschie- 
denen Teilen (Sektionen) eines Wasserlaufs, wodurch ein Aus- 
druck für die in der Sekunde fliessende Wassermenge (Kbm. oder 
Liter) erhalten wird. Da aber solche Messungen recht ver- 
wickelt sind und die Wassermengen ausserdem in derselben Sek- 
tion ins Unendliche wechseln, so leuchtet ein, dass das Feststel- 
len der verschiedenen einherfliessenden Wassermengen in nur 
einer einzigen Sektion eines Wasserlaufes eine recht umfas- 
sende Arbeit ist ^). Um so schwieriger ist natürlich die Auf- 
gabe, die verschiedenen abfliessenden Wassermengen in einer 
grösseren Zahl von Wasserlaufssektionen zu messen. 

Diese Schwierigkeit hat d?is Entstehen der ganzen hy- 
drographischen Wissenschaft mit deren Hülfswissenschaften, 
von der Meteorologie an bis zur Oeognostik u. s. w., veranlasst. 

6. Der Satz, den die heutige Hydrographie an die Spitze 
ihres Oedankenbaues stellt, ist der, dass der in Form von 
Regen oder Schnee auf die Erde fallende Niederschlag zu 
einem Teil von der Erde absorbiert wird, zu einem anderen 
Teil in der Luft verdunstet und schliesslich zum dritten Teil 
durch die Wasserläufe abfliesst, oder, da der erste Teil (der 
Absorptionsteil) selbst entweder von der Pflanzenwelt ver- 
braucht wird oder durch die Wasserläufe abfliesst, dass der 
Niederschlag durch die Verdunstung in der Luft und den 
Abfluss durch die Wasserläufe balanziert wird. Im übri- 
gen ist das Verhältnis zwischen den so eben angegebe- 
nen Teilen des Niederschlags ein sehr wechselndes. Von 
alters her wurde als Durchschnittswert angenommen, dass 

^) Die Wassermengemessungen in der Elbe bei Tetschen wurden 
bei 20 verschiedenen Wasserständen in fortlaufender Folge, vom Niedrig- 
wasser bis zum bedeutenden Hochwasser hinauf, ausgeführt (Siehe A. R. 
Harlacher: Die hydrographischen Arbeiten in der Elbe bei Tetschen. 
Prag 1883.) 



Vs in die Erde hineindringe, Va verdunste und 7» von den 
Wasserläufen verbraucht werde ^). Diese Proportion ist doch 
nur eine zufällige. In der Regel dürfte man annehmen kön- 
nen, dass das Abflussprozent in unendlichen, durch Klima 
und natürliche Verhältnisse bedingten Variationen von N. nach 
S. abnehmen müsse. So hat der Schwede Appelberq das 
Abflussprozent für den Lule-fluss (Laie älf) bei Svartlä auf 
86,2 X» *ür den Götä-fluss {Göta älf) bei dem Austritt aus 
dem Wänersee auf 57,4 X> ^"r den Motala-Strom bei Motala 
auf 39 X angesetzt. Der deutsche Hydrograph Oiweve hat das- 
selbe Prozent in einigen angegebenen Wasserläufen Deutsch- 
lands zu 38,5—21 X bestimmt. Die Messungen Haarlachers 
bei Tetschen in der Elbe lieferten ein Ergebnis von 27,i X "• 
s. w. Das Abflussprozent kann schliesslich = werden, wie 
z. B. in den Wassergebieten des Kaspischen Meeres, des To- 
ten Meeres und des Grossen Saltsees, wo die Verdunstung 
eine so grosse ist, dass sie den Niederschlag im Oleichge- 
wicht zu halten vermag. 

Die Kenntnis von der Grösse des Niederschlags erhält 
man durch Messung des Niederschlages an s. g. meteorolo- 
gischen Stationen, welche entsprechend der Entwicklung der 
Hydrographie in immer grösserer Zahl errichtet worden sind. 
7. Der Niederschlag, dessen Menge in verschiedenen Ge- 
genden der Erde verschieden ist, wird in besondere An- 
Sammlungsbecken gefasst und verteilt. Die Ausdehnung und 
die Form dieser Ansammlungsbecken sind durch die natüriiche 
Beschaffenheit der Erdoberfläche bedingt. In diesen Becken 
wird der darin fallende Niederschlag von der Erde empfangen, 
worauf derjenige Teil, der nicht unmittelbar von den Pflanzen 
verbraucht wird, in die Erde hinabdringt, um die unterirdi- 
schen Wasserläufe zu speisen, oder auch, beim Zufluss von 
Grundwasser, das Entstehen eines ganzen Netzes von an- 
fänglich sehr kleinen Wasserläufen veranlasst, welche sich all- 
mählich zu grösseren vereinigen und schliesslich die ganze 
vorrätige Wassermenge des Beckens in einer einzigen Strom- 



^) Für das Wassergebiet der Seine wurden diese Verhältnisse be- 
reits von dem berühmten E. Mariotte, Prior des Klosters S. Martin Sous 
Beaune, gest. 1684, in dieser Weise bestimmt. 



bahn dem Meere zuführen. Selten fallen die Grenzen eines 
solchen Ansammlungsbeckens, eines s. g. Flussgebiets, mit 
den politischen Grenzen eines Landes zusammen. In der 
Regel besteht ein Land aus einer grösseren oder geringeren 
Zahl von Flussgebieten, ganzen oder Teilen davon. Frankreich, 
Italien, Norwegen, Finnland und Schweden bestehen aus je 
einer Anzahl von Flussgebieten, von denen nur wenige diesen 
und angrenzenden Ländern gemeinsam sind. Im Deutschen 
Reich, in der Schweiz und in Oesterreich-Ungarn dagegen 
sind die Flüsse meistens von einer solchen Ausdehnung, dass 
ihre Flussgebiete zwei oder mehreren der Staaten gemeinsam 
werden. Das Flussgebiet der Donau z. B. ist aus Teilen von 
Deutschland, der Schweiz, Österreich-Ungarn, mehreren Bal- 
kanstaaten und Russland, dasjenige des Po aus Teilen von 
der Schweiz und Italien, dasjenige der Rhone aus Teilen 
von der Schweiz und Frankreich zusammengesetzt u. s. w. 

Diese Flussgebiete, welche ihr Wasser in das Meer er- 
giessen, können wir als Flussgebiete I. Ordnung bezeichnen. 
Es giebt aber auch Flussgebiete für Nebenflüsse und für die 
Nebenflüsse der Nebenflüsse ü. s. w. häufig in einer sehr 
langen Reihefolge. Man erhält dann Flussgebiete II., III. u. 
s. f. Ordnung ^). 

Jedes Flussgebiet, das so zu sagen ein Gefäss zur An- 
sammlung des Niederschlages bildet, besteht aus einem mehr 
oder weniger verwickelten Netz von kleineren und grösseren 
Wasserläufen, von kleineren oder grösseren Seen, welche das 
gemein haben, dass sie in Verbindung mit einander stehen. 
Im übrigen haben diese Wasserläufe und Seen, je nach ih- 
rer gegenseitigen Grösse, verschiedene Namen. In der Be- 
schreibung des Flussgebietes der Hauensteiner Alb im süd- 
lichen Schwarzwald ^) z. B. werden die zum Gebiete ge- 
hörenden Gewässer eingeteilt in Quellen, Quellbäche, die durch 
die Vereinigung mehrerer Quellabläufe entstehen, Seitenbä- 
che, worunter solche Wasserläufe verstanden sind, in wel- 
chen in der Regel mehrere Quellbäche sich vereinigen, und 



^) In der Regel werden hier Flussgebiete I. Ordnung verstanden. 
*) Siehe »Beiträge zur Hydrographie des Grossherzogthums Ba- 
den» Heft. VI. S. 47 ff. 



die im Gegensatz zu den meistens mehr in Bergfalten abflies- 
senden Quellhächen in ausgebildeter Talform verlaufen, ferner 
Seitenflüsse und schliesslich der Albfluss selbst. 

Ausser dem zusammengehörenden Wassersystem gibt 
es meistens in jedem Flussgebiet Quellen, die in keiner, wenig- 
stens in keiner sichtbaren, Verbindung mit dem Wassersystem 
des Gebietes stehen, wie auch in Teichen und in anderen 
Behähern eingeschlossenes Wasser. 

Bisweilen wird dem Hauptwassersystem durch einen 
gewissen Wasserlauf nur periodisches Wasser, s. g. austrock- 
nende Wasserläufe, zugeführt. 

8. Einer vollständigen hydrographischen Beschreibung ei- 
nes gewissen Flussgebiets wird eine Übersichtskarte des 
Gebiets beigefügt, welche die Grenzen desselben rund he- 
rum längs der Wasserscheiden bis zu dessen Mündung in 
Meer, Binnensee oder Fluss angibt und einen Situationsplan 
des Wassersystems aufnimmt mit Angabe der wichtigeren 
Orte, der Kulturbeschaffenheit, der Sumpf- und Moorbildun- 
gen u. s. w. des Gebietes. 

Ausserdem werden Querprofile des Flussgebietes für 
alle wichtigere Plätze dargestellt, die Gestaltung der Täler 
im Querschnitt zeigend mit Angabe der geognostischen Be- 
schaffenheit des Bodens wie auch der Verbreitung von Wäl- 
dern, Mooren etc. 

9. Das eingehende Studium eines Flussgebietes erheischt 
ausserdem noch eine genaue Einsicht in den geognostischen 
und kulturellen Charakter desselben. Es wurde bereits ge- 
sagt, dass ein Teil des fallenden Niederschlages in die Erde 
hinabdringe um allmählich entweder von den Pflanzen ver- 
braucht zu werden oder (häufig durch unterirdische Quellen 
und Abläufe) in die Wasserläufe hineinzufliessen. Es leuchtet 
ein, dass die grössere oder geringere Geschwindigkeit, womit 
das Wasser also seinen Weg nach den Wasserläufen sucht, 
im hohen Grade auf der Durchlässigkeit des Bodens, somit 
auf der geognostischen Beschaffenheit der Erde, beruht. 

In dieser Hinsicht teilt man das Gebiet in Boden, der 
für das Wasser undurchlässig (z. B. Porphyr, Granit und Gneis), 
mitteldurchlässig (z. B. Bunt-Sandstein) und sehr durchlässig 
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(z. B. diluviale und alluviale Bildungen) ist. Zu einer voll- 
ständig hydrographischen Beschreibung eines Flussgebiets ge- 
hört also auch eine geologische Übersichtskarte des Ge- 
biets mit Angabe der Bodendurchlässigkeit. 

10. Allein die Geschwindigkeit, womit der Niederschlag in 
die Wasserläufe abfliesst, beruht auch auf der Bodenbenut- 
zung. In diesser Hinsicht unterscheidet man hauptsächlich 
Ackerfeld, Wiese und Wald. Man hält dafür, dass das Ackerfeld 
die Hochwassermenge der Wasserläufe vermehre, im übrigen 
aber auf die Wassermenge herabsetzend wirke; so befördert 
es Überschwemmungen und Wasserklemmen. Von den Wie- 
sen hingegen nimmt man an, dass sie gleich den Binnenseen 
aufspeichernd und somit auf die Hochwassermenge herab- 
setzend wirken, dass sie aber ebenfalls Wassermangel in ei- 
nem Gebiet befördern. Der bewaldete Boden endlich wirkt 
steigernd auf alle Wasserstände, liefert aber der Hochwasser- 
menge der Wasserläufe nur halb so viel als das Ackerfeld, 
während derselbe bei anderen Gelegenheiten ebenfalls vorteil- 
haft wirkt und Wassermangel wesentlich verhindert ^). 

Mit anderen Worten das Abfliessen des Niederschlags 
auf dem Wege nach den Wasserläufen wird durch das Vor- 
handensein von Ackerfeldern erleichtert, indem diese eine 
schnelle Variation von Hoch- und Niedrigwasser bewirken, 
wird aber durch bewaldeten Boden gehemmt, weil dieser auf 
das Verhältnis zwischen Hoch- und Niedrigwasser ausglei- 
chend wirkt. 

Auf vollständigen Karten eines gewissen Flussgebietes 
wird darum die Verteilung des Landes nach den Kulturarten, 
z. B. in Wald, Wiesen, Ackerfeld etc., angegeben. 

11. Nachdem man somit Stoff für das Studium der Beschaf- 
fenheit des Flussgebietes in allen Beziehungen, deren Kenntnis 
vom hydrographischen Standpunkte aus von Wichtigkeit sein 
kann, gewonnen hat, hat man es ermöglicht, die fliessende 
Wassermenge eines zum Gebiete gehörenden Wasserlaufes 
wo und wann auch immer zu bestimmen. 



^) Appelberg: »Om orsakerna tili vattendragens naturliga vattenvaria- 
tion» S. 8. 



Das Prinzip ist, dass man durch direkte Messungen 
das Mass der abfliessenden Wassermenge bei mehreren ver- 
schiedenen Wasserständen in einer oder mehreren Sektionen 
eines oder mehrerer zu dem Gebiet gehörenden Wasserläufe 
feststelle und dann teils bei jedem beliebigen Wasserstand in- 
nerhalb der gemessenen Sektionen, teils in jeder beliebigen 
Sektion jedes zum Gebiet gehörenden Wasserlaufs die Was- 
sermenge ex analogia bestimme. 

Zur Feststellung des Wasserstandes in einer gewissen 
Sektion bedient man sich s. g. Pegel, an denen der Wasser- 
stand während einer längeren Zeit ein- oder mehrmals des 
Tages abgelesen wird. 

Gewöhnlich mittels Instrumente wird dann die abflies- 
sende Wassermenge, in Kbm. oder Liter pr Sekunde ausge- 
drückt, bei mehreren verschiedenen Wasserständen gemessen, 
worauf man durch Zeichnen von s. g. Abflusskurven die Was- 
sermenge bei jedem beliebigen Wasserstand in der Sektion 
ex analogia bestimmt. 

Dann wird auf der Karte des Flussgebietes derjenige 
Teil desselben angesetzt, der zum Wasserverbrauch der ge- 
messenen Sektion beiträgt. Dieser Teil des Gebietes wird 
auf der Karte in Qvkm. gemessen, worauf man durch einfache 
Division einen Ausdruck gewinnt für diejenige Anzahl Liter 
pr. Sekunde, womit jeder Qvkm. zum Wasserverbrauch der 
Sektion beiträgt. 

Nachdem man in dieser Weise einen Koeffizienten für 
den Wasserabfluss pr. Qkm. des betreffenden Flussgebietteiles 
erhalten, kann man diesen Koefficienten zur Feststellung der 
abfliessenden Wassermenge in einem anderen Teil des Fluss- 
gebietes benutzen, wenn nämlich die betreffenden Teile des 
Gebietes nach eingehendem Studium ihrer geognostischen 
und kulturellen Beschaffenheit etc. sich von wesentlich gleich- 
artiger Natur erweisen. Das gesuchte Gebiet wird nach den 
Wasserscheiden kartiert und sein Flächeninhalt berechnet. Die 
gesuchte Wassermenge wird gewonnen durch Multiplizieren 
des Abflusskoefficienten, in Litern pr Sekunde ausgedrückt, 
mit der Anzahl von Qvkm. desjenigen Gebietsteiles, der zum 
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Wasserabfluss in derjenigen Sektion beiträgt, deren Wasser- 
menge man sucht. 

12. Alles zu einem Flussgebiet gehörende Wasser kann 
man in 2 Gruppen teilen: Wasser, das innerhalb der Was- 
ser sammelnden Tätigkeit des Flussgebietes fällt, und Was- 
ser, welches das im Flussgebiet angesammelte Wasser re- 
zipiert. 

Die Grenze zwischen den Ansammlungs- und Rezep- 
tions-rewieren des Flussgebietes bilden die Ufer sämtlicher 
Wasserläufe bis an den Punkt jedes besonderen Wasserlaufes, 
von wo derselbe mit stets fliessendem Wasser in einem be- 
stimmten Bett vorkommt. 

Alle zusammenhängende Wasserläufe mit grösseren oder 
kleineren Behältern (Seen) kann man die Rezipienten des Fluss- 
gebietes nennen. 

Innerhalb der hydrographischen Grenze des Ansammlungs- 
revieres des Flussgebietes finden sich die Tausende von klei- 
nen Rinnsalen, die, aus dem Niederschlag entstanden, sich all- 
mählich zu Bächen ansammeln. Hierher gehören ferner pe- 
riodisch austrocknendes Wasser und Wildwasser, sowie Quel- 
len und alles in Behältern verschiedener Art eingeschlossenes 
Wasser ohne sichtbaren Ablauf zu Rezipienten, sie mögen 
aus dem Niederschlag oder aus unterirdischen Gewässern ent- 
stehen. Schliesslich ist alles unterirdische Wasser (Grund- 
wasser) hierher zu führen. 

Das im Ansammlungsrevier befindliche Wasser steht in 
einer so innigen Beziehung zu dem Grund und Boden, wor- 
auf oder worunter es sich vorfindet, dass es in der Regel nur 
in Verbindung mit dem Boden Gegenstand der Benutzung 
werden kann. 

Die Rezipienten des Flussgebiets, d. h. Flüsse, Ströme, 
Bäche und Quellen von dem Punkte ab, wo sie stets flies- 
sendes Wasser in einem bestimmten Bette haben, sowie die 
Behälter der Rezipienten in Form von grösseren oder klei- 
neren Seen, haben einen ganz anderen hydrographischen Cha- 
rakter. Ihre Aufgabe ist das in allen Teilen des Flussgebie- 
tes angesammelte Wasser dem Meere zuzuführen. Sie sind 
den Ablaufskanälen in einem Ackerfeld vergleichbar, welche 
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die Aufgabe haben, das vom Ackerfeld in Form von Nieder- 
schlag oder unterirdischen Zuflüssen aufgenommene Wasser 
in der bequemsten Weise fortzuführen. 

13. Die Rezipienten müssen vom hydrographischen Ge- 
sichtspunkte aus als mit dem Bette, worin sie fliessen, ein 
Ganzes bildend angesehen werden. Das Bett und das Was- 
ser machen zusammen ein Grundstück aus. Es dürfte dies 
daraus erhellen, dass sowohl die Längen- als Querprofile 
der Rezipienten, wie auch ihre horizontale Gestaltung von der 
topographischen, geologischen und geognostischen Beschaf- 
fenheit des Bettes durchaus abhängig sind. Beide stehen in 
einem unzertrennlichen Zusammenhang. Ob ein Wasserlauf 
in einer engen und tiefen Rinne oder in Schlangenwindungen 
fliesst, wie die Gefällverhältnisse sind und wie die ver- 
schiedenen Querschnitte sich gestalten, das alles hängt von 
dem Bette ab. 

Dem Bette dürften auch alle in einem Wasserlauf be- 
findliche kleinere Inseln, wie auch Werder beizuzählen sein. 

14u Die Seitengrenzen der Rezipienten kann man auch auf 
hydrographischem Wege feststellen. Das Wasser eines Rezi- 
pienten zieht sich zusammen oder erweitert sich gewöhnlich 
in eine sehr grosse Latitüde. Bald kann ein Rezipient sich 
so stark zusammenziehen, dass nur die tiefsten Teile des 
Bettes vom Wasser bedeckt werden ; bald kann er sich wiede- 
rum so erweitern, dass er beträchtliche Ufergebiete über- 
schwemmt. Diese Wasservariationen der Rezipienten sind 
jedoch in der Regel ziemlich konstant und erfolgen in be- 
stimmten Zwischenräumen. Infolgedessen dürfte man die 
Uferlinien, zu welchen das Wasser unter normalen Verhält- 
nissen sich erweitert, als die Seitengrenzen der Rezipienten be- 
stimmen können. 



15. Im Anschluss an diese Darstellung der Hauptzüge der 
hydrographischen Verhältnisse, werde ich einige für das Was- 
serrecht wichtige Schlussfolgerungen ziehen. 
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16. Im dritten Buche der Institutionen des Marcian ist der 
Rechtssatz ausgesprochen: aqua profluens est naturali jure 
omnium communis, ein Rechtssatz, der später ebenfalls in die 
Institutionen des Justinian eingerückt wurde. 

Da dieser Rechtssatz immer noch einen gewissen Ein- 
fluss auf den fraglichen Teil der Rechtswissenschaft auszuüben 
scheint, so will ich einige der theoretischen Spekulationen, 
wozu derselbe Anlass gegeben, untersuchen. 

17. Zuerst erinnere ich an die Darstellung des Professors 
Randa in seiner hervorragender Arbeit: »Das österreichische 
Wasserrecht» ^). Nachdem er hervorgehoben, dass das Ei- 
gentum seinem Begriffe nach selbständige und der menschli- 
chen Herrschaft unterworfene räumliche Körper voraussetze, 
sagt er, dass einen solchen Gegenstand zwar die in Brunnen, 
Teichen, Quellen, Bächen (Zisternen) und natürlichen Senkun- 
gen eingeschlossenen (stehenden) Gewässer bilden, nicht aber 
die fliessende Wasserwelle in ihrem stätigen, zusammenhängen- 
den Laufe (Aqua profuens). Dann fährt er fort: »aus natür- 
lichen Gründen kann daher der ununterbrochene Wasserlauf 
nicht als Gegenstand des Eigentums angesehen werden, gleich- 
viel ob es sich um Ströme, Flüsse oder Bäche handelt». In 
einer Bemerkung sagt er ferner: »Allein der Wasserlauf in 
seiner Totalität kann seiner Natur nach nicht Gegenstand 
menschlicher Herrschaft, daher weder des Privat- noch des 
Staatseigentums sein». 

Auf der Grundlage dieser Betrachtungsweise baut schli- 
esslich Prof. Randa seine Hauptregel auf: Die fliessenden Ge- 
wässer müssen als öffentliches^ zum allgemeinen Gebrauch die- 
nendes Gut betrachtet werden. 

Das österreichische Wasserrecht wird also von ihm di- 
rekt auf den oben angeführten Rechtssatz des Marcian ba- 
siert: aqua profluens est omnium communis. 

Es soll nun klargelegt werden, ob es mit den thatsächli- 
chen Verhältnissen übereinstimmend ist, dass ein Wasserlauf in 
seiner Totalität aus natürlichen Gründen nicht Gegenstand ir- 
gend welches Eigentums sein könne. 



1) Randa S. 3 ff. 
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Räumt man ein, dass die in Brunnen, Teichen, Biehäl- 
tern und natürlichen Senkungen eingeschlossenen Gewässer 
Gegenstand des Eigentumsrechtes sein können, so muss man 
meiner Ansicht nach auch zugeben, dass alles in einem Fluss- 
gebiet enthaltene Wasser und somit auch das fliessende Was- 
ser der Rezipienten Gegenstand des Eigentums sein könne. 
Wer das Verfügungsrecht über dass Flussgebiet hat, muss 
auch über das darin befindliche Wasser verfügen können. 
Dass Flussgebiet ist als ein Behälter von ungemein grösse- 
rem Umfang alz z. B. ein Teich zu betrachten, ein Umstand, 
der jedoch vom rechtlichen Standpunkte unerheblich ist. Ein 
gewisses Flussgebiet muss als ein selbständiger Körper be- 
trachtet werden, denn es ist durch die Wasserscheiden gegen 
die anliegenden Flussgebiete durchaus abgegrenzt. Es ist 
auch ein der menschlichen Herrschaft unterworfener Körper, 
denn der Eigentümer des Flussgebietes hat die Möglichkeit 
der Verfügung darüber in derselben Weise, wie der Be- 
sitzer eines Teiches über diesen. Hiergegen lässt sich al- 
lerdings einwenden, dass er den freien Abfluss des Wassers 
ins Meer nicht verhindern könne. Allein nicht einmal diese 
Möglichkeit ist ausgeschlossen. Durch Stauanlagen bei der 
Mündung kann er z. B. den Ablauf hindern und das Wasser 
beliebig ausnutzen. Werden die Stauanlagen hinreichend weit 
hinauf erstreckt und sind die klimatischen Verhältnisse gün- 
stig, kann er möglicherweise das Flussgebiet in einen See 
umwandeln, in welchem wie im Toten Meere die Verdunstung 
den Niederschlag im Gleichgewicht hält. In diesem Fall wird 
die Eigenschaft des Wassers als fliessendes gänzlich auf- 
gehoben. 

Übrigens soll hier hervorgehoben werden, dass der 
Begriff des Eigentums nicht voraussetzt, dass alle Bestand- 
teile der Sache, an welcher es bestehen soll, beständig be- 
herrscht werden, sondern dass nur jeweilig die Möglichkeit 
der Beherrschung vorhanden ist ^). Betreffend das zu einem 
gewissen Flussgebiet gehörende Wasser kann der Umstand, 
dass das Wasser fliessend ist, die Möglichkeit, dass es Ei- 



^) OssiG s. 64. 
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gentumsobjekt sei, nicht ausschliessen. In diesem Umfang, 
und mit Austausch vom Begriff des Flusses gegen den des 
Flussgebietes, ist der Ausspruch Ossigs durchaus gültig. »Das 
Wasser des Flussgebietes ist wohl einem beständigen Wech- 
sel unterworfen, allein der Wasserlauf enthält keine Lücke, 
und es kann jederzeit das Eigentumsrecht am Flussgebiete 
durch Benutzung seines Wassers ausgeübt werden». Die 
Analogie zwischen dem Wasser eines Wasserlaufes und den 
Bäumen eines Waldes, welche Ossig macht, ist auch ganz 
zutreffend: »Nicht minder ist der Wald einer beständigen Er- 
neuerung unterworfen; auch hier besteht ein beständiges Wer- 
den und Vergehen: das Eigentum am Wald und seinen Er- 
zeugnissen wird aber dadurch nicht im mindesten in Frage 
gesteih». 

Auf Grund des Angeführten muss man annehmen, dass 
das Wasser eines Flussgebietes, selbst wenn es fliessend ist, 
der menschlichen Herrschaft und auch dem Eigentumsrecht 
unterworfen sein kann. Der Rechtssatz: aqua profluens est 
jure naturali omnium communis^ ist demnach nicht in den 
hydrographischen Verhältnissen begründet. Sollte derselbe 
dennoch gültig sein, so ist der Orund dazu anderswo zu 
suchen. 

18. Auch Prof. Huber in Bern ^) hat in seinen grundlegen- 
den theoretischen Erörterungen seinen allgemeinen rechtlichen 
Standpunkt mit dem mehrerwähnten Rechtssatz des Marcian 
in Einklang zu bringen gesucht. Er scheint aqua profluens 
in so weitem Sinne zu fassen, dass er darunter den ganzen 
Kreislauf des Wassers versteht von dem Niederschlage an bis 
zu seinem Niedergang »in den dunklen Gängen des Innern 
der Erde», »das in Bewegung befindliche Wasser», »die 
rinnende und zerrinnende Masse mit ihrer treibenden und 
stossenden Gewalt», und schliesslich, auch »die in die Luft 
sich verflüchtigenden Dämpfe». Es ist somit das Wasser des 
ganzen hydrographischen Prozesses, was nach Prof. Huber 
dem Begriffe der i>üqua profluens^ entspricht. Allein das Was- 
ser in diesem Sinne kommt erst dann »in den Bereich der 



*) Eugen Hüber S. 13 ff. 
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Rechtsordnung, wenn es als ein Stück von dem Ganzen ge- 
trennt und in einem bestimmten Rahmen der menschlichen 
Herrschaft unterworfen werden kann». Wer vom Wasser Ge- 
brauch macht, kommt in kein Rechtsverhältnis zu der fliessen- 
den Masse. Diese Masse dient nur so zu sagen als das Ma- 
terial, aus dem der Stoff für das einzelne Rechtsverhältnis 
gewonnen wird. Aber das Wasser als solches Naturganze 
ist keine öffentliche Sache, »es ist in seiner Zugehörigkeit zum 
Kreislauf überhaupt der menschlichen Herrschaft nicht erreich- 
bar und daher im Rechtssinne gar keine Sache». 

Indem Huber dem Begriffe der aqua profluens diesen 
Umfang giebt, hat er geglaubt denselben ganz eliminieren 
und dann erklären zu können, dass im allgemeinen dem Grund- 
eigentümer die tatsächlich auf seinem Boden fliessenden Ge- 
wässer zukommen. 

Auf der Grundlage der gemachten hydrographischen 
Darstellung, dürfte es unbestreitbar sein, dass der Niederschlag, 
dem die ganze Wassermasse, die teils in der Luft verdun- 
stet, teils in die Erde hinabdringt, teils in den Wasserläu- 
fen abfliesst, ihre Entstehung verdankt, ein freies Gut ist, 
das im Rechtssinne keine Sache sein kann. Es ist dies auch 
der Fall mit demjenigen Teile des Niederschlags, der vom 
Flussgebiete in seiner Gesamtheit in der Luft verdunstet. 
Daraus folgt aber weder dass der in die Erde hinabdrin- 
gende Niederschlag noch dass der Teil desselben, der in 
den Wasserläufen abfliesst, der menschlichen Herrschaft ent- 
zogen sein würde. Der in dem Innern der Erde dahinflies- 
sende Teil des Niederschlages dürfte im Gegenteil mit dem 
Eigentum an dem entsprechenden Grund und Boden in Ver- 
bindung sein und von dem Grundeigentümer in der Regel 
nutzbar gemacht werden können. Was schliesslich den in 
den Wasserläufen abfliessenden Niederschlag betrifft, so kann 
dieser, wie oben hervorgehoben wurde, von demjenigen aus- 
genutzt werden, der das Verfügungsrecht über das Flussge- 
biet hat, zu welchem der Wasserlauf gehört. 

Das Wassersystem eines gewissen Flussgebietes kann 
für den Eigentümer des Flussgebietes Rechtsobjekt sein, und 
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ein gewisses Rechtssubjekt kann also »in ein Rechtsverhält- 
nis zu der fliessenden Masse» kommen. 

Die aqua profluens in dieser Weise dem Wasser des 
ganzen hydrographischen Kreislaufes gleichzustellen, ist dem- 
nach mit den wirklichen Verhältnissen nicht übereinstimmend, 
und welchen Sinn die römischen Juristen auch diesem Begriff 
unterlegt haben mögen, man dürfte annehmen können, dass 
sie ihm keinen so weitgreifenden Inhalt gegeben haben. 

19. Zu diesem Schluss gelangt auch Ossio, der diesen Ge- 
genstand einer sehr eingehenden Erörterung unterzogen hat. 
Nach einer gelehrten Untersuchung der bezüglichen Bestim- 
mungen des römischen Rechts kommt er zu dem richtigen 
Ergebnis, dass »das von Natur auf der Erdoberfläche flies- 
sende Wasser nicht notwendig, omnium commune, sei», wor- 
auf er die Vermutung als wahrscheinlich hinstellt, dass »Mar- 
cian als, omnium communis, nur die aqua de coelo oder de 
nubibus profluens bezeichnet habe» ^). Er will also die Trag- 
weite des fraglichen Rechtssatzes auf den Niederschlag allein 
beschränken. Weil jedoch der Niederschlag, nachdem er auf 
die Erde gefallen ist, in der Regel nicht »communis omnium» 
sein kann, sondern denselben rechtlichen Bedingungen wie 
der Grund und Boden, worauf er fällt, unterworfen ist, so 
kann aqua de coelo profluens nur auf dem Wege aus den 
Wolken nach der Erdoberfläche als »communis omnium» auf- 
gefasst werden. Diese Auffassung widerstreitet nicht den 
hydrographischen Verhältnissen, wenn es auch Wunder neh- 
men muss, dass die Römer bei ihrer praktischen Veranlagung 
Verhältnisse so »ins Blaue hinein» zum Gegenstand der Ge- 
setzgebung machen konnten. 

20. Aus der vorhergehenden Darstellung dürfte sich erge- 
ben, dass der Rechtssatz: aqua profluens est communis om- 
nium nicht bedeuten kann, dass das Eigentum (öffentliches 
oder privates) von dem Wassersystem eines ganzen Flussge- 
bietes ausgeschlossen sein müsse, sondern dass derjenige, 
welcher über dass Flussgebiet verfügt, auch über dessen Was- 
ser verfügen kann. 



^) OssiG, S. 73. 
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21. Nachdem ich also dargetan habe, dass der mehrer- 
wähnte römische Rechtssatz privates oder öffentliches Eigen- 
tumsrecht an allem in einem Flussgebiete befindlichen Was- 
ser, und somit auch an das fliessende Wasser, nicht aus- 
schliesse, bleibt zu untersuchen, in wiefern das Wasser in 
allen Teilen des Flussgebietes denselben rechtlichen Bedin- 
gungen unterworfen ist oder nicht. 

Wir haben eine hydrographische Grenze zwischen den 
Ansammlungs- und Rezeptionsrevieren des Flussgebietes ge- 
zogen; und diese Grenze muss offenbar auch eine grundlegende 
rechtliche Bedeutung haben. 

Das Wasser des Ansammlungsrevieres kann kein Rechts- 
objekt sein, weil es keine selbständige Sache ist und darum auch 
nicht an und für sich der menschlichen Herrschaft unterwor- 
fen werden kann. Es steht in einem unzertrennbaren Zu- 
sammenhang mit der Erde und muss vom rechtlichen Ge- 
sichtspunkte aus als ein Bestandteil derselben betrachtet 
werden. 

Hierüber kann man mit Prof. Huber ^) sagen, dass »das 
Gewässer kein besonderes Eigentumsobjekt bilde, sondern 
dass die Herrschaft über das Gewässer ein Stück des Grund- 
eigentums sei. Das Grundeigentum schliesse die Herrschaft 
über das Gewässer in sich». 

Das Wasser des Rezeptionsreviers dagegen, d. h. alle 
Rezipienten als Totalität, ist als eine selbständige Sache zu 
betrachten und kann der menschlichen Herrschaft unterwor- 
fen werden. Die Totalität der Rezipienten eines Flussgebietes 
kann darum auch Rechtsobjekt sein. Wie bereits erwiesen, 
sind die Rezipienten eines Flussgebietes, dem Bette und den 
Uferlinien nach, auf beiden Seiten und bis zur hydrographi- 
schen Grenze des Rezeptionsreviers hinauf bestimmt und be- 
grenzt; und wer über das Flussgebiet in seiner Gesamt- 
heit verfügt, der kann auch über alles darin befindliche Was- 
ser verfügen. 

22. Aus dem Vorhergehenden dürfte folgen, dass die To- 
talität der Rezipienten eines Flussgebietes Rechtsobjekt, und 
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das gleiche Verfügungsrecht über je ihren Rezipienten haben 
müssen. 

Man möchte dagegen einwenden, dass einzelne Rezipi- 
enten allenfalls der menschlichen Herrschaft unterworfen sein 
könnten, indem ihre Besitzer verpflichtet seien, infolge des 
Nachbarrechts, die hier in Rede stehenden Verfügungen zu 
dulden. Allein eine solche Anschauungsweise muss ausge- 
schlossen sein, weil die Absperrung, bezw. der Verbrauch, 
eines Recipienten das Recht der übrigen wesentlich beschränkt. 
Ein Grundstück z. B. kann zwar infolge des Nachbarrechts 
verpflichtet sein, eine gewisse Beeinträchtigung seitens der 
Nachbarn zu dulden, es kann aber nie und nimmer verpflich- 
tet werden, solche Beeinträchtigungen zu leiden, die seine 
Eigenschaft als Grundstück aufheben. 

Auf Grund des Angeführten dürfte man nicht annehmen 
können, dass die einzelnen Rezipienten eines Flussgebiets an 
sich der menschlichen Herrschaft unterworfen sein können, 
und da also von den zwei Kriterien eines Rechtsobjekts das 
eine fehlt, können sie auch nicht Rechtsobjekte sein. Die ein- 
zelnen Rezipienten sind deshalb als Teile eines natürlichen 
Ganzen anzusehen, wie die Zweige und der Stamm zusam- 
men den Baum bilden. 

28. Es bleibt übrig zu untersuchen, in wie fern ein gewis- 
ser, zu seinen Grenzen festgestellter Teil eines Rezipienten 
Gegenstand eines besonderen Eigentumsrechts sein könne. 

In der Tat steht oder fällt diese Frage mit der hier 
zuletzt erörterten. Kann nicht ein einzelner Rezipient Eigen- 
tumsobjekt sein, so kann natürlich auch kein Teil davon Ge- 
genstand des Eigentumsrechtes sein. 

Der Teil eines Rezipienten kann in zwei verschiedenen 
Weisen bestimmt werden, teils so, dass man den Rezipienten 
durch zwei Querprofile abgeschnitten denkt, teils so, dass 
dieser Teil zugleich durch ein Längenprofil geteilt gedacht 
wird. 

Betreffend einen so bestimmten Teil eines Rezipienten 
gilt ex paritate rationis, was oben über die Möglichkeit für 
einen einzelnen Rezipienten, Gegenstand des Eigentumsrechts 
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zu sein, gesagt worden ist. Und dies gilt sowohl für das 
Wasser als für den Grund. 

Wenn auch zugegeben wird, dass der Grund in einem 
gewissen Teil eines Rezipienten in oben angegebener Weise 
durch Querschnitte und Längenprofile, wie vom Wasser nicht 
bedeckte Teile der Erdoberfläche, begrenzt werden könne, 
so muss dagegen in Abrede gesteUt werden, dass der Was- 
sergrund der menschlichen Herrschaft unterworfen sein kann. 

Die Verfügung jedes Grundeigentümers über die feste 
Masse des Grundes wirkt nämlich auch auf das fliessende 
Wasser. Bauten auf dem Grunde können den Ablauf des 
Wassers hemmen, d. h. dasselbe stauen, und somit einen 
anderen in seinem gleich gutem Recht am Wassergebiet beein- 
trächtigen. Eine Ausgrabung des Grundes oder ein Abspren- 
gen der auf dem Grunde befindlichen Felsen veranlasst, falls das 
Wasser durch ein Längenprofil geteilt ist, das Einziehen des 
Wassers in das eigene Wassergebiet, bezw. Abziehen aus 
dem des Gegenüberwohnenden. Die zuletzt angegebenen 
Weisen über den Grund zu verfügen, bedeuten nämlich 
eine Veränderung an dem Querschnitt des Rezipienten und 
dadurch veranlasste Veränderung an der Form der in der 
Sektion fliessenden Wassermasse. Schliessich ist es natür- 
lich unmöglich, über den Grund durch Trockenlegen des- 
selben zu verfügen^ was die Entziehung des Wassers von 
allen unterhalb liegenden Wassergebieten herbeiführen würde. 

Die auf dem Grunde fliessende Wassermasse ist, wenn 
man auch die Möglichkeit ihrer Begrenzung zugibt, eben so 
wenig als der menschlichen Herrschaft unterworfen zu be- 
trachten. Die Wassermasse erneuert sich unaufhörlich. In 
jeder Sekunde fliesst eine gewisse Wassermenge aus den 
oberhalb liegenden Teilen der Rezipienten des Flussgebietes 
zu, in jeder Sekunde fliesst eine gewisse Wassermenge in die 
unterhalb liegenden Teile der Rezipienten ab. Hieraus folgt 
nun, dass jede Massnahme zur Hemmung des natürlichen 
Wasserlaufes sowohl auf die oberhalb als auf die unterhalb 
und gegenüber liegenden Wassergebiete wirken kann. Noch 
unmöglicher als vorher ist es natürlich die Wassermasse selbst 
zu verbrauchen, was die gewaltsamsten Störungen in den 
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oberhalb und unterhalb befindlichen, wie auch in den ge- 
genüberliegenden Wassergebieten verursachen würde. 

Auf Grund des Angeführten muss in Abrede gestellt 
werden, dass ein Teil eines Rezipienten, er möge in einer 
oder der anderen Weise abgegrenzt sein, es sei mit Bezug 
auf Bett oder Wasser, der menschlichen Herrschaft unter- 
worfen sein kann. Im Rechtssinne ist es daher gar keine 
Sache. 

Öfters hat man versucht einem Wassergebiet von der 
fraglichen Beschaffenheit die Eigenschaft als Rechtsobjekt zu 
vindizieren, indem man dem Besitzer das Verfügungsrecht 
über das Wasser während einer unendlichen Reihe auf ein- 
ander ununterbrochen folgender Zeitmomente einräumt ^). In 
jedem einzelnen Augenblick würde dann der Besitzer in einer 
solchen Beziehung zum Wasser stehen, dass es als eine selb- 
ständige und der menschlichen Herrschaft unterworfene Sache 
zu betrachten wäre. »Dann besteht an dem Wasser, das 
sich in diesem Augenblicke in einer nicht geschlossenen Ab- 
grenzung befindet, ganz im gleichem Sinne Eigentum, wie 
in geschlossenen Teichen». Aber da der Besitzer in keinem 
Augenblicke die Möglichkeit hat, wie in einem Teiche, über 
die Masse des Wassers zu verfügen — ein Verfügungsrecht, 
dass in letzter Linie als Kriterium vom Vorhandensein des 
Eigentumsrecht an einem Wassergrundstück betrachtet werden 
muss — so ist diese Betrachtungsweise nichts als eine juri- 
stische Fiktion. 



*) Siehe z. B. Eugen Huber, S. 17 — 20. 
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Die volkswirtschaftliche Grundlage des 

Wasser rechts. 

Der Staat und die Volkswirtschaft. 

24. Der Mensch ist ein Doppelwesen: einerseits ein Indivi- 
duum, anderseits ein Oesellsctiaftswesen. 

Als solches existiert er immer in gewissen grösseren, 
unter sich mehr oder weniger scharf getrennten Gruppen: 
Volksgesellschajten, In diesen hat der Mensch eine gewisse 
soziale Ordnung ausgebildet, die in den verschiedenen Gesell- 
schaften eine verschiedene ist, beruhend auf den geistigen und 
körperlichen Eigenschaften der Gesellschaftsglieder, auf der 
natürlichen Beschaffenheit des von jeder einzelnen Gesell- 
schaft bewohnten Teiles der Erde, auf den Lebensschicksalen, 
die jede Gesellschaft durchzumachen gehabt hat. Die Gesell- 
schaft ist somit nicht nur ein Natur-, sondern auch ein Kul- 
turprodukt. 

Die Wissenschaft, welche die menschliche Gesellschaft 
im allgemeinen zum Gegenstand ihrer Studien macht, nennt 
man Gesellschaftslehre oder Soziologie. 

25. Die Gesellschaft kann indessen auch Gegenstand von 
Studien gewisser Seiten ihrer Organisation und Funktionen 
werden. So kann man die religiöse und ethische Gesellschaft, 
die ökonomische Gesellschaft u. s. w., jede für sich in Be- 
tracht ziehen. 

26. Die Wissenschaft von der ökonomischen Gesellschaft 
nennt man Volkswirtschaftslehre oder Nationalökonomie. 

In dieser Wissenschaft heisst die Gesellschaft als öko- 
nomische Einheit: Volkswirtschaft. 
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Die Entwicklung unsrer Aufgabe erheischt eine etwas 
eingehendere Erörterung des Begriffes Volkswirtschaft. 

27. Zunächst heben wir hervor, dass die Volkswirtschaft 
als die grösste ökonomische Oesellschaftseinheit anerkannt 
wird. Man spricht allerdings von einer Weltwirtschaft als 
»dem Inbegriff der mit einander verkehrenden Einzelwirt- 
schaften vieler, schliesslich aller Völker oder Volkswirtschaften 
der Erde» ^), anderseits wird aber zugegeben, dass diese Ein- 
heit »noch ein etwas lockeres Oefüge trage», wenn sie auch 
in letzterer Zeit »durch die Entwicklung der internationalen 
Verträge, eines internationalen Privatrechts und vor allem durch 
die allmähliche Ausbildung eines internationalen Oemeinbe- 
wusstseins sehr gefördert worden ist» ^). 

28. Zur Feststellung des Begriffes Volkswirtschaft will ich 
die Darstellungen Wagners und Philippovichs zum Ausgangs- 
punkt nehmen. So sagt Philippovich, dass »die Wirtschafts- 
einheiten innerhalb eines Volkes und Staates sich nach aus- 
sen als ein einheitliches Ganzes abheben.» »Diese zeitliche 
(geschichtliche), räumliche (durch Volks- und Staatsgrenzen 
abgesteckte) und geistige (durch gleichartige Bildung, Sitte 
und Recht bestimmte) Vereinigung des im Verkehr mit einan- 
der verknüpften Wirtschaftseinheiten bezeichnen -wir als Volks- 
wirtschaft» ^). Die Definition Wagners lautet wie folgt: »5/^ 
ist der als abgeschlossenes Ganzes gedachte Inbegriff der unter 
einander durch Arbeitsgliederung verknüpften und nach Mass- 
gäbe einer bestimmten wirtschaftlichen Rechtsordnung (Privat- 
und Verwaltungsrechtsordnung) verkehrenden selbständigen Ein- 
zelwirtschaften in einem zum Staat, (auch Bundesstaat) organi- 
sierten oder durch staatliche Wirtschaftsmassregeln zu einem 
Wirtschaftsgebiete (^Zollverein») verbundenen Volke: ein orga- 
nisches Ineinander, nicht ein mechanisches Nebeneinander von 
Einzelwirtschaften» ^). 

Aus beiden diesen Definitionen geht hervor, dass die 
Volkswirtschaft von aussen betrachtet, ein einheitliches Ganzes 



^) Wagner: S. 361. 
^) Philippovich: S. 17. 
") Philippovich: S. 16. 
*) Wagner: S. 353. 
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ist, dass die Volkswirtschaft aus einer Gruppe von Wirts- 
Schaftseinheiten, die nach Wagner »ein Organismus^, nach 
Philippovich »eine Vereinigung» ist, besteht, so wie dass die 
Volkswirtschaft durch die Rechtsordnung bestimmt ist. Philip- 
povich hebt auch noch hervor, dass die Volkswirtschaft durch 
die geschichtliche Entwicklung, die Gemeinsamkeit des Land- 
gebietes und durch gleichartige Bildung und Sitte bestimmt 
sei, was jedoch nur ein anderer Ausdruck für die hier oben 
ausgesprochene Auffassung ist, dass die Volkswirtschaft eine 
besondere Seite der Volksgesellschaft sei. Sowohl Wagner 
als Philippovich sind übrigens darüber einig, dass der Volks- 
wirtschaft ein einheitlicher Wille fehle. »Es steht an ihrer Spitze 
kein leitender Wille, der die Produktion regelte, die Verteilung 
der Arbeiten und des Ertrages vornähme. Aber dennoch 
sind die einzelnen Wirtschaftseinheiten, aus deren Verbindung 
sich die Volkswirtschaft zusammensetzt, in dieser dauernd 
verknüpft.» 

Auf Grund des jetzt Angeführten dürfte man sagen kön- 
nen, dass die Volkswirtschaft eine Gruppe von Wirtschafts- 
einheiten sei, der eine einheitliche Leitung fehlt, 

29. Was versteht man denn unter Wirtschaftseinheit? Jede 
Wirtschaftsführung setzt eine Leitung voraus, welche, in Ue- 
bereinstimmung mit dem ökonomischen Prinzip das Beschaffen 
von Mitteln zur Befriedigung der Bedürfnisse bezweckt. »Jene 
einzelnen physischen Personen, oder jene Mehrheiten von Per- 
sonen, deren Wille und Bedürfnisse massgebend sind für die 
Leitung der Wirtschaft, bezeichnen wir (Philippovich) als Wirt- 
schaftseinheiten.» Die Wirtschaftseinheiten werden in mehr- 
facher Weise eingeteilt. Hier dürfte es genügen, den Unter- 
schied zwischen öffentlichen Wirtschaften und Privatwirtschaf- 
ten hervorzuheben. Erstere, auf Zwang gegründet und durch 
Zwang zusammengehalten, verfolgen öffentliche Zwecke und 
ihre Rechtsgrundlage ist das öffentliche Recht. Letztere wie- 
derum beruhen immer auf frei geordneten Zusammenhängen 
der Menschen und sind auf der Grundlage des Privatrechts 
gebildet ^). Die wichtigsten der öffentlichen Wirtschaften sind 
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der Staat und die Gemeinden, die wichtigsten der Privatwirt- 
schaften die Familien. 

Es wurde bereits bemerkt, dass die Volkswirtschaft eine 
Gruppe von Wirtschaftseinheiten sei. Hier ist noch hinzu- 
zufügen, dass diese Gruppe alle öffentliche Wirtschaften und 
Privatwirtschaften in der Gesellschaft umfasst. 

80. Oben wurde gesagt, dass die Volkswirtschaft nicht eine 
selbständige Einheit sei, weil ihr ein leitender Wille fehle, der die 
Produktion und die Konsumtion innerhalb der Volkswirtschaft 
ordnete. An jedem Organ des einheitlichen Handelns fehlt 
es jedoch der Volkswirtschaft nicht. Ein solches Organ ist 
der Staat. 

Der Staat hat drei Hauptaufgaben: 1) die Verteidigung 
zu organisieren und die Selbständigkeit und Unabhängkeit des 
Landes zu wahren, 2) das Rechtswesen und die innere Ord- 
nung zu gründen und aufrechtzuerhalten, und 3) die geistige 
und materielle Kultur zu fördern. 

31. Auf die Volkswirtschaft kann der Staat Einfluss ausüben, 
teils indirekt durch seine Rechtsordnung, teils direkt durch 
seine Sozialpolitik ^). In seiner oben angeführten Definition 
hebt Wagner die Volkswirtschaften als auf der Rechtsordnung 
beruhend sehr stark hervor; und natürlich sind die Sicherheit 
des Privateigentums, die Freiheit der Arbeit und des Umsat- 
zes, ein gut geordnetes Besteuerungswesen etc. Grundbedin- 
gungen für das Gedeihen der Volkswirtschaft. Allein einen 
noch grösseren Einfluss auf die Volkswirtschaft kann der Staat 
ausüben durch eine kluge Sozialpolitik, z. B. durch Entwick- 
lung der Kommunikationsmittel, durch Ordnen des Geldwe- 
sens und der Kreditvermittlung, durch Gründung technischer 
und fachlicher Ausbildungsschulen, durch Feststellen zweck- 
mässiger Normen für die Ausbeutung der natürlichen Reich- 
tümer des Landes, durch Übernahme gewisser Produktions- 
zweige, durch Abschluss von Handelsverträgen mit fremden 
Staaten etc. 

32. Der sozialpolitische Einfluss des Staates auf die Volks- 
wirtschaft ist zu verschiedenen Zeiten verschieden gewesen. 
Nachdem er während der Herrschaft des s. g. Merkantilis- 

1) WiLKENs: S. 106—107. 
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mus sehr stark gewesen war, ist er in der Zeit des s. g. 
Liberalismus oder der freien Konkurrenz in das entgegenge- 
setzte Extrem umgeschlagen; die Aufgabe des Staates würde 
sich dann auf die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung 
beschränken (»Rechtsstaat»). 

88. Was das Verhältnis zwischen der Volkswirtschaft und 
dem Staate betrifft, so dürfte man jetzt sagen können, dass, 
wenn auch der Volkswirtschaft ein einheitlicher Wille fehlt 
und sie demnach nicht als eine Wirtschaftseinheit zu betrach- 
ten ist, sie dennoch in dem Staat eine Art Oberhoheit hat, 
die, je nach der innerhalb der Gesellschaft geltenden allge- 
meinen Anschauung, sowohl direkt als indirekt einen grösseren 
oder geringeren Einfluss auf die Volkswirtschaft ausüben kann. 

84. Es ist auch von einem gewissen Interesse nachzusehen, 
welches die konkreten Volkswirtschaften in den Ländern sind, 
die speziell Gegenstand dieser Abhandlung sind. Philoppo- 
vich ^) nennt als Beispiele die deutsche, österreichische und 
französische Volkswirtschaft. Man dürfte keinen Anstand 
nehmen von einer französischen, wie von einer italienischen, 
einer norwegischen, einer finnischen und einer schwedischen 
Volkswirtschaft zu reden. Anders aber scheint es sich mit dem 
Deutschen Reiche, Österreich und der Schweiz zu verhalten. 
Die einzelnen Staaten des Deutschen Reiches, die Kan- 
tone der schweizerischen Eidgenossenschaft und die im öster- 
reichischen Reichsrate vertretenen Länder dürften als besondere 
Volksgesellschaften, Volkswirtschaften und Staaten mit eigener, 
sozialer, ökonomischer und Rechtsordnung zu betrachten sein. 
Diese Staaten, Kantone und Kronländer sind allerdings in die resp. 
bundesstaatlichen Verbindungen eingetreten, an welche sie mehr 
oder weniger von ihren öffentlich-rechtlichen und privatrecht- 
lichen Befugnissen abgetreten haben, dürften aber fortwährend 
als ursprüngliche Einheiten mit besonderer Gesetzgebung zu 
betrachten sein: die deutschen Staaten und die schweizerischen 
Kantone in grosser Ausdehnung und die österreichischen 
Kronländer in Betreff der Landeskulturgesetzgebung. Fort- 
während haben sie besondere Rechtsordnungen, und da die 
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Volkswirtschaft in der engsten Beziehting zu der betreffenden 
Rechtsordnung steht, so müssen diese Länder als besondere 
Volkswirtschaften betrachtet werden, die jedoch verschiedent- 
lich in bezw. grössere volkswirtschaftliche Verbindungen mit 
besonderen Zentralorganen zur Wahrung gemeinschaftlicher 
ökonomischer Interessen eingetreten sind. 



Das Wasser als wirtschaftlisches Gut. 

35. Nachdem ich somit die hauptsächlichen, für die Volks- 
wirtschaft charakteristischen Eigenschaften, die für den hier 
erörterten Gegenstand von Bedeutung sein können, angegeben 
habe, bedarf es der Klarstellung, ob und in welchen Masse 
das Wasser ein wirtschaftliches Gut sein kann; denn nur als 
solches Gut kann es in der Volkswirtschaft Gegenstand der 
Wasserwirtschaft werden. 

36. Man unterscheidet zwischen freien und wirtschaftlichen 
Sachgütern. 

Wo liegt die Grenze zwichen diesen Güterarten? 

Philippovich ^), bestimmt diese Grenzeso: »Freie Güter 
sind solche, die in einer für die praktischen Bedürfnisse der 
Menschen beliebig grossen Menge vorhanden sind, deren An- 
eignung daher ohne Sorge um die Erhaltung der dauernden 
Verfügung vor sich gehen kann und die für die Befriedigung 
auch der voraussichtlich künftig entstehenden Bedürfnisse ausrei- 
chen.» »Wirtschaftliche Güter*, fährt er fort, »sind daher nur 
solche Sachgüter, welche im Verhältnis zum gegebenen und zu 
dem wirtschaftlicherweise voraus zu beurteilenden Bedarf in 
beschränkter Menge vorhanden und verfügbar sind.» 

Die Grenze zwischen freien und wirtschaftlichen Gü- 
tern ist demnach von dem qvantitativen Vorhandensein der 
Sache abhängig gemacht. 

37. Wagner dagegen erklärt, dass die äusseren Güter, »je 
nachdem die Erlangung dem Begehrer Arbeit (Opfer) koste oder 
nicht, freie oder Wirtschaftliche Güter seien.» Diese Grenz- 
bestimmung bietet einen festen Anhalt. Wendet man sie 



^) Philippovich : S. 4 u. 5. 
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auf die Wasserverhältnisse an, so findet man, dass wirtschaft- 
liches Out dasjenige Wasser ist, welches man aus dem Meere 
oder aus Wasserläufen in Eimern heraufholt, ferner dasjenige 
Wasser, welches fortgeleitet wird, um eine Stadt oder einen 
anderen Ort mit ihrem Wasserbedarf zu versehen, wie auch 
das Wasser, welches in Bewässerungskanälen, in künstlichen 
Fahrwassern und in Wasserwerkkanälert fliesst, wie auch noch 
das Wasser der Fischteiche und z. B. das Wasser, welches 
aus dem Meere oder aus Wasserläufen für industrielle oder 
andere Zwecke heraufgepumpt wird. 

Allein bei dieser Orenzbestimmung lässt sich nicht ent- 
scheiden, ob ein natürliches, fliessendes Wasser oder das Meer 
freie oder wirtschaftliche Oüter sind. 

Nach der aufgestellten Regel müssten beides freie Oü- 
ter sein, weil sie keine Arbeit kosten. Bei der Exemplifika- 
tion aber wird dies nur auf »die Luft, das Tageslicht, die 
Sommerwärme, das Weltmeer als Ganzes und seine grösseren 
Abteilungen (Oceane)» bezogen ^). »Orundstücke überhaupt» 
und »bestimmte Arten von Orundstücken», wie Wasserstücke, 
wozu alles fliessende Wasser zu zählen sein dürfte, werden 
hingegen zu den s. g. freien Besitzgütern gerechtnet, d. h. 
»solche, welche ihrer Wesenheit nach eine schliessliche Aneig- 
nung zwar zulassen würden, aber, wenigstens was ihren Oe- 
samtvorrat anbelangt, noch herrenlos geblieben sind, weil die 
vorhandene Menge den Bedarf übersteigt, indem die Natur 
sie an dem Orte, wo sie gebraucht werden können, in sol- 
scher Fülle zur Verfügung stellt, dass kein Beweggrund vor- 
handen ist, von einem überschüssigen Vorrate Besitz zu neh- 
men» ^). 

Nachdem bei steigender Volksdichtigkeit von diesen 
Gütern Besitz genommen, und diese Besitznahme von der 
Rechtsordnung sanktioniert worden ist, werden diese freien 
Oüter in wirtschaftliche Oüter umgewandelt ^). 

Wir finden also hier eine Abweichung von der von 
Wagner selbst gezogenen Orenze zwischen freien und wirt- 

^) Wagner: S. 290. 
') Waoner: S. 291. 
») Wagner: S. 291. 
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schaftlichen Gütern, indem freie Besitzgüler ohne andere Auf- 
opferung als die Besitznahme zu wirtschaftlichen Gütern 
werden. 

Wagner hat die Grenze zwischen freien Besitzgütern 
und wirtschaftlichen Gütern in derselben Weise festgestellt, 
wie Philippovich zwischen freien und wirtschaftlichen Sach- 
gütern im allgemeinen unterscheidet: das quantitave Vorhan- 
densein der Sache. 

88. Die Schwierigkeit, die beim Feststellen der Grenze zwi- 
schen freien und wirtschaftlichen Gütern entsteht, bezieht sich 
auf die s. g. freien Besitzgüter. 

Aus der Darstellung Wagners geht hervor, dass zu den 
freien Besitzgütern gehören ^Grundstücke überhaupt^, ^bestimmte 
Arten von Grundstücken, wie Waldboden, Weideland, Heide, 
Wasserstücke» und ferner »vom Boden abtrennbare Naturpro- 
dukte, wie Wasser, Steine, Holz, wildwachsende Pflanzen, 
Früchte, Tiere.» Freies Besitzgut ist demnach die Erdober- 
fläche mit ihren natürlichen Produkten (organischen und un- 
organischen). 

Die Aufgabe ist dann zu untersuchen, in welchen Fäl- 
len die Erdoberfläche (mit den dazu gehörenden Naturpro- 
dukten) freies oder wirtschaftliches Gut ist. 

Wagner wählt teils »einen rein-ökonomischen» (»natür- 
lichen»), teils einen »historisch-rechtlichen» (»sozialen») Stand- 
punkt. Von jenem aus stellt er den Menschen überhaupt der 
äusseren Natur gegenüber, von diesem aus berücksichtigt er den 
Menschen als Mitglied eines Volkes und eines Staates. 

Da er nun vom »natürlichen» Standpunkte aus das Ver- 
hältnis zwischen freien Besitzgütern und wirtschaftlichen 
Gütern erörtert, erklärt er, wie bereits oben gesagt wurde, 
dass die freien Besitzgüter zu wirtschaftlichen übergehen durch 
»ausschliessliche Besitzergreifung» und rechtliche Sanktionier- 
ung, Um den Uebergang zum wirtschaftlichem Gut zu 
erklären, setzt also Wagner eine Rechtsordnung voraus, was 
eben gegen den natürlichen Standpunkt streitet. In der Tat 
ist er hierdurch zu dem sozialen Standpunkte hinübergeglitten, 
nach welchem die Grenze zwischen freiem und wirtschaft- 
lichem Gut durch die Rechtsordnung bestimmt wird, welche 
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wiederum durch Einwirkung der ganzen sozialen und poli- 
tischen Ordnung der Gesellschaft ihre GestaHung erhält. 

89. Nur von dem sozialen Standpunkte aus dürfte es mög- 
lich sein, die Grenze zwischen freien und wirtschaftlichen 
Besitzgütem (der Erdoberfläche und ihren Naturprodukten) 
zu ziehen. 

Innerhalb jeder Volkswirtschaft, selbst der entwickeltsten, 
werden Beispiele von verschiedenen vom Boden abtrennbaren 
Naturprodukten angeführt (wie Wasser, Steine, wildwachsende 
Pflanzen, Tiere), die »nur gegen die bloss okkupatorische Ar- 
beit» des Aneignens dem Menschen zur Verfügung stehen, 
wenn auch die Art des Aneignens in einer entwickelten Ge- 
sellschaft an gewisse polizeiliche und administrative Bestim- 
mungen gebunden ist. Diese Naturprodukte sind demnach 
unstreitig der Kategorie der freien Besitzgüter beizuzählen. 
Die Besitzergreifung dieser Güter aber ist von dem für die 
Volkswirtschaft geltenden Rechtsordnung abhängig. 

Die geschichtliche Entwicklung hat die Richtung ein- 
geschlagen, dass die Kategorie der freien Besitzgüter in einer 
Volkswirtschaft immer begrenzter geworden ist. In frühe- 
ren Perioden umfasste sie alle vom Boden abtrennbaren Na- 
turprodukte, wie auch gewisse Teile des Bodens selbst. 
Allein auch in jenen Zeiten wurde die Grenze zwischen 
freiem und wirtschaftlichem Gut durch die Rechtsordnung 
bestimmt, die jedoch anfänglich nur den Charakter des Ge- 
wohnheitrechts hatte. 

In jeder Volkswirtschaft giebt es also eine Gruppe 
freier und eine andere Gruppe wirtschaftlicher Besitzgüter. 
Die Grenze ist durch die Rechtsordnung bestimmt. 

40. Allein gewisse Teile der Erdoberfläche sind freie Besitz- 
guter aus anderem Grund. Es dürfte unbestreitbar sein, dass 
solche Teile der Erdoberfläche, die ausser dem Besitztum der 
verschiedenen Völker liegen, auch freie Besitzgüter sind. Ge- 
genwärtig dürfte es allerdings schwer fallen in den fünf 
Weltteilen ein solches Gebiet anzutreffen, so dass man zu 
den Polarregionen gehen müsste, um Beispiele davon zu fin- 
den. In älteren Zeiten aber gab es solche Landgebiete überall. 
Die betreffenden Teile der Erdoberfläche sind freie Besitz- 
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guter aus dem Grund, weil sie ausser dem Besitztum der 
einzelnen Völker und Rechtsordnungen liegen — reines her- 
renloses Land sind. 

41. Die Grenze zwischen Land als freiem und als wirtschaft- 
lichem Besitzgut lässt sich folgendermassen erklären. 

Der Mensch lebt immer in gewissen Gruppen: Volks- 
gesellschaften, die in der Nationalökonomie Volkswirtschaft 
genannt werden. 

In dem Masse wie diese Gesellschaften sesshaft geworden 
sind und ihr nomadisierendes Leben aufgegeben haben, 
haben sie von gewissen Teilen der Erdoberfläche — einem 
gewissen Landgebiet — Besitz ergriffen^). Anfänglich hatten 
diese Landgebiete keine festen Grenzen. Je nachdem die Ge- 
sellschaft wuchs, dehnte sie ihr Besitztum aus, bis sie mit 
einer anderen Gesellschaft in Konflikt geriet. Sie verteidigte 
dann was innerhalb dessen fiel, was man ihre Interessensphäre 
nennen könnte, mit Aufbietung aller Machtmittel. Schliesslich 
erhielt sie konventionelle Grenzen gegen alle benachbarten 
Gesellschaften. In späteren Zeiten sind die Landgebiete der 
Volkswirtschaften meistens durch Friedensverträge bestimmt 
worden, ursprünglich müssen sie aber durch die erste Be- 
sitzergreifung bestimmt worden sein. 

Der Grund dieser Besitzergreifung ist das Bedürfnis der 
Volkswirtschaft nach einem gewissen Raum auf der Erde, um 
existieren zu können. Dies Bedürfnis muss auch zu den aller- 
ersten und wichtigsten gerechnet werden. Alle Völker al- 
ler Zeiten haben auch mit allen verfügbaren Mitteln ihr Land 
zu verteidigen und eventuell zu erweitern gesucht. 

Diejenigen Teile der Erdoberfläche, von welchen die 
Volkswirkschaften kollektiven Besitz ergriffen haben — man 
würde sie Territorialgüter nennen können — unterscheiden 
sich scharf und bestimmt von anderen Teilen der Erdober- 
fläche. Erstere sind Gegenstand der Wirtschaft des Volkes 
— durch die Rechtsordnung — und erfüllen also die allge- 



^) Vgl. Wagner S. 291: Eine Besitzergreifung durch einzelne »ge- 
schichtlich anfänglich meistens durch Vereinigungen von Einzelnen (als 
Stamm, Geschlecht, Siedelungsgemeinde)» pflegt mit diesen freien Besitz- 
gütern vorgenommen zu werden. 
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meinsten Bedingungen, um wirtschaftliches Gut zu sein. Letztere 
dagegen sind nicht Gegenstand einer solclien Wirtschaft, sie 
sind reines herrenloses Out, von dem jederman Besitz nehmen 
kann — sie sind freie Güter. 

Die Grenze zwischen ihnen ist anfänglich unbestimmt 
(durch die Ausdehnung der »Interessensphäre» markiert), wird 
aber später durch natürliche oder konventionelle Grenzmale 
bestimmt. In den modernen Gesellschaften ist die Grenze 
gegen die offene See noch unbestimmt und in einer dem, was 
wir die Interessensphäre nannten, entsprechenden Weise an- 
gegeben. 

42. In den besonderen Volkswirtschaften begegnen uns in- 
dessen auch, wie oben angedeutet wurde, ausser den wirt- 
schaftlichen auch freie Besitzgüter. 

Wo liegt nun die Grenze zwischen diesen? 

Mit Anwendung des allgemeinen Kriteriums Wagners 
von dem Unterschied zwischen freien und wirtschaftlichen 
Gütern, d. h. dass die letzteren Arbeit kosten, die ersteren 
nicht, finden wir, das alle diejenigen Teile des Territorial- 
gutes einer Volkswirtschaft, die mit Arbeit (Anbau, Bauten, 
Strassen etc.) belegt sind, auch wirtschaftliche Güter sind. 
Zu den wirtschaftlichen Gütern sind aber zweifelsohne auch 
die im Besitz Einzelner befindlichen Teile der Erdoberfläche, 
die keine Arbeit gekostet haben, z. B. Naturwälder, natürliche 
Wasserläufe und erzführende Berge, zu zählen. Der Grund 
des Eigentumsrechts der Einzelnen an diesen ist in der Rechts- 
ordnung zu suchen und beruht gewöhnlich auf einer Be- 
sitzergreifung mit darauf folgender schweigender oder aus- 
drücklicher Sanktionierung, 

Zählen wir alle oben angegebenen Teile der Erdober- 
fläche besonderen Volkswirtschaftseinheiten zu, dürfte man 
sagen können, dass in einer Volkswirtschaft alle Teile der 
Erde wirtschaftliche Besitzgüter im Besitz der öffentlichen 
oder privaten Wirtschaftseinheiten sind. Anderseits sind 
dann freie Besitzgüter diejenigen Teile des Landgebietes der 
Volkswirtschaft, die ausser dem Besitz der öffentlichen und 
privaten Wirtschaftseinheiten liegen, d. h. was vom Ter- 

3 
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ritorium in natürlichem und unberührtem Stand übrig bleibt 
(»terra intacta»). 

Diese freien Besitzgüter können frei sein sowohl mit 
Bezug auf den Boden selbst als auf die vom Boden abtrennba- 
ren Naturprodukte. Es ist dies unter primitiven Verhältnissen 
der Fall. Die der Volkswirtschaft angehörigen Mitglieder 
haben das Recht, von gewissen Teilen des undisponierten 
Bodens Besitz zu ergreifen, und zwar anfänglich, ein un- 
beschränktes, allmählich aber, je nachdem das Volk sich ver- 
mehrt und das freie Land an sich nimmt, mit immer grös- 
seren Beschränkungen. Schliesslich meint die Volkswirtschaft 
das noch' übrige freie Land behalten zu müssen und räumt 
dann den Einzelnen das Recht ein, sich vom Boden abtrenn- 
bare Naturprodukte anzueignen oder sonst Teile desselben 
auszunützen. 

48. Die Erdoberfläche ist demnach entweder freies oder 
wirtschaftliches Out für Volkswirtschaften oder auch freies 
oder wirtschaftliches Gut für Wirtschaftseinheiten innerhalb 
der Volkswirtschaften. 

Je nachdem diese Güter für Volkswirtschaften oder für 
besondere Wirtschaftseinheiten in einer gewissen Volkswirt- 
schaft frei oder wirtschaftlich sind, dürfte ihnen eine ver- 
schiedene Rangstufe zu zuerteilen sein, so dass freie Güter 
erster Ordnung herrenlossem Gut ausserhalb der Volkswirt- 
schaften entsprechen, und freie Güter zweiter Ordnung aus 
undisponiertem Land innerhalb der Volkswirtschaften bestehen, 
während wirtschaftliche Güter erster Ordnung den Territorien 
der Volkswirtschaften und wirtschaftliche Güter zweiter Ord- 
nung dem Landbesitz (öffentlichen und privaten) der Volks- 
wirtschaftseinheiten entsprechen. 

44. Bei solcher Bewandtnis muss aber die allgemeine Grenze 
zwischen freien und wirtschaftlichen Gütern anders als bei 
Wagner angesetzt werden. Es giebt wirtschaftliche Güter, 
die, der Arbeit ihre Entstehung verdanken; es giebt aber auch 
solche, die sich auf Besitzergreifung gründen. Da indessen 
die Arbeit den Besitz des Dinges, das Gegenstand der Ar- 
beit ist, voraussetzt, dürfte es einleuchten, dass Güter frei 
oder wirtschaftlich sind, je nachdem sie im menschlichen 
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(eines Volkes, einer öffentlichen oder privaten Wirtschaftsein- 
heit) Besitz sind oder nicht. 

In einer schwedischen nationalökomischen Arbeit ^) 
werden Bedingungen dafür aufgestellt, dass ein Gut wirt- 
schaftliches Gut sein soll, die mit der obigen Anschauung 
übereinstimmen. 

So wird gefordert, teils dass irgend ein menschliches 
Bedürfnis vorhanden sein müsse, dessen Befriedigung vom 
Gebrauch der Sache abhängig sei oder wenigstens als ab- 
hängig betrachtet werde, teils dass irgend ein Subjekt — es 
sei ein einzelner Mensch oder eine Mehrzahl von Menschen 
zusammen — irgendwie über den Gegenstand verfüge. 

Hierdurch dürfte eine gemeingültige Grenze zwischen 
freien und wirtschaftlichen Gütern gezogen sein, so dass die- 
selbe sowohl auf die Territorialgüter der Volkswirtschaften 
als auf alle Arten von Gütern innerhalb der Volkwirtschaften 
anwendbar ist. 

Dass, wie hier nachgewiesen worden ist, die Grenze 
zwischen freien und wirtschaftlichen Gütern anders bestimmt 
werden muss, wenn es der Erdoberfläche gilt als wenn von 
beweglichen Sachen die Rede ist, kann nicht Wunder nehmen. 
Die Erdoberfläche mit ihren Naturerzeugnissen, welche zu- 
gleich der Platz und das erste und ursprünglichste Objekt aller 
menschlichen Wirtschaft ist, kann nicht nach demselben 
Masstab wie bewegliche Sachen behandelt werden. 

45. Wenn wir die oben gegebene Darstellung des Verhält- 
nisses zwischen freien und wirtschaftlichen Besitzgütern auf 
die Wassergebiete anzuwenden suchen, können wir daraus 
folgende Schlüsse ziehen: 

Alles innerhalb jeder Volkswirtschaft befindliche Wasser, 
als Gesamtheit betrachtet, ist wirtschaftliches Gut erster 
Ordnung; während alles ausserhalb sämtlicher Volkswirt- 
schaften vorhandene Wasser freies Gut erster Ordnung ist. 

Das Feststellen dessen, was in die Gebiete der Volks- 
wirtschaften fällt, macht, was die Binnengewässer betrifft, 
keine Schwierigkeit. Das Gebiet jeder Volkswirtschaft besteht 

1) Det ekonomiska samhällslifvet. Heft. I. S. 13— 14; Stockholm 1891. 
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aus einem oder mehreren Fiussgebieten oder aus Teilen von 
Flussgebieten. Schwieriger bleibt jedoch die Entscheidung 
darüber, was vom Meere innerhalb der Grenzen der Volks- 
wirtschaft liege. Vom nationalökonomischen Standpunkte aus 
dürfte die Grenze einer Volkswirtschaft im Meere nur so fest- 
zustellen sein, dass das was in die Interessensphäre der Volks- 
wirtschaft fällt, Volkswirtschaftliches Gut, und was ausserhalb 
derselben fällt, freies Gut ist. Das Meer bleibt dann, bis auf 
gewisse Gebiete an den Ufern, freies Gut. 

Die in einer Volkswirtschaft vorhandenen Gewässer sind 
entweder freie oder wirtschaftliche Güter zweiter Ordnung, 
Wirtschaftliche Güter sind diejenigen Gewässer, die im Besitz 
privater oder öffentlicher Wirtschaftseinheiten sind. Freie 
Güter dagegen sind diejenigen Gewässer, die ausser dem 
Besitz der Wirtschaftseinheiten fallen. 

Je nachdem das Land in dem Ansammlungsrevier jedes 
Flussgebietes im Besitz öffentlicher oder privater Wirtschafts- 
einheiten ist, müssen auch die in jedem Ansammlungsrevier 
vorhandenen Gewässer, weil sie einen Bestandteil des Grundbe- 
sitzes bilden, wirtschaftliche Güter sein. Wenn innerhalb des 
Ansammlungsrevieres Grund und Boden vorhanden sein sollte, 
der freies Gut ist, so ist auch das innerhalb desselben befind- 
liche Wasser freies Gut. 

Was die Rezipienten des Flussgebietes betrifft, so geht 
aus der im Kap. I gegebenen Darstellung hervor, dass die- 
selben nur als ein ganzes Wassersystem betrachtet Rechts- 
objekt, d. h. Gegenstand des Eigentumsrechtes bezw. Besitzes 
sein können, während weder ein einzelner Rezipient noch der 
Teil eines Recipienten Gegenstand des Eigentumsrechtes, 
bezw. Besitzes, sein können. 

Inwiefern die Gesamtheit der Rezipienten wirtschaft- 
liches oder freies Gut sei, hängt also davon ab, ob dieselbe 
im Besitz einer oder mehrerer öffentlichen oder privaten Wirt- 
schaftseinheiten ist oder nicht — eine Frage, die nur mit 
Hülfe der Rechtswissenschaft gelöst werden kann. 
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Die Wasserbedfirfnisse der Volkswirtschaft. 

46. Nachdem ich somit teils einige Haupteigenschaften 
der Volkswirtschaft als Subjekt einer Wasserwirtschaft, teils 
auch, das Wirtschaftsobjekt betreffend die Grenze zwischen 
Wasser als wirtschaftlichem und freiem Out anzugeben ge- 
sucht habe, will ich die beiden folgenden Fragen zu beant- 
worten suchen: 

1. Welche Bedürfnisse bezweckt das Wasser zu be- 
friedigen, und welche besonderen Anordnungen sind erforder- 
lich, damit das Wasser im stände sei, die einzelnen Bedürf- 
nisse zu befriedigen? und 

2. Welches ist die Rangstufe zwischen den einzelnen 
Bedürfnissen? 

47. Zur Beantwortung der ersten Frage gehe ich von der 
Volkswirtschaft als produktiver Gesellschaft aus. 

Die Produktion einer modernen Gesellschaft lässt sich 
in eine materielle und eine immaterielle teilen, von denen die 
letztere unsren Gegenstand nicht betrifft. 

Die Haupzweige der materiellen Produktion sind: 

a) Jagd; 

b) Fischerei; 

c) Bergbau; 

d) Forstwirtschaft; 

e) Landwirtschaft; 

f) Vieh Wirtschaft; 

g) Gärtnerei; 
h) Gewerbe; 

i) Handel; 

j) Verkehr; 

k) Hauswirtschaft, worunter man die Arbeit versteht, 
welche in der Familienwirtschaft, wo die Frauen die Leitung 
haben, auf das Fertigstellen der Güter zur Konsumtion ver- 
wendet wird ^). 

Wenn die produktive Gesellschaft in einem so weiten 
Sinne wie hier aufgefasst wird, so begegnet man auf diesem 
Wege allen Mitgliedern der Volkswirtschaft. 



^) WiLKENS, S. 15. 
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Von den oben angegebenen Erwerbszweigen bedürfen 
alle in einer oder anderer Hinsicht mehr oder weniger des 
Wassers. 

Für die Jagd ist jedoch das Wasser nur von Wichtigkeit 
als Platz, indem gewisse Wassergebiete auch Aufenhaltsorte für 
nützliches Wild sind. Der Handel als solcher bedarf auch nur 
in geringem Masse das Wasser, wenn nicht als Handelsweg. 

Anders aber stellt sich die Sache bei den übrigen Er- 
werbzweigen. 

Die Fischerei ist für ihre Existenz ganz und gar vom 
Wasser abhängig, indem die Gewässer in sich die Geschöpfe 
enthalten, welche Gegenstand dieses Erwerbes sind. Da die 
Fischerei an sich eine sehr beachtenswerte Erwerbsquelle ist 
(das Wasserareal ist z. B. in Schweden eben so gross wie 
das Ackerareal), so muss die Volkswirtschaft dafür sorgen, 
dass solche Anordnungen getroffen werden, dass die Fischeriei 
unter Voraussetzung der grössten Produktivität neben den 
anderen Erwerbzweigen bestehen kann. Hierbei ist es vor 
allem wichtig, dass das Wasser von allen Verunreinigungen, 
welche die Existenz des Fisches aufs Spiel setzen können, 
frei gehalten, so wie dass den s. g. Wanderfischen (z. B. 
Lachs und Aal) die Möglichkeit des Ein- und Ausganges 
in und aus den Gewässern geboten wird. Sollten Hin- 
dernisse durch Stauanstalten oder Fischereibauten vorhanden 
isein, so muss durch Anbringen von s. g. Lachstreppen oder 
durch Abbrechen der Hindernisse dem Fische ein Weg be- 
reitet werden, wobei jedoch zu beachten ist, dass andere 
Wasserinteressenten so wenig als möglich in ihrem Eigentum 
beeinträchtigt werden. 

Der Bergbau bedarf Wasser vorzugsweise als Triebkraft 
zum Treiben von Bohrmaschinen, zum Auffördern des Erzes 
aus der Grube, so wie zur Quetschung und Schmelzung 
des Erzes, und zur Beleuchtung. 

Die Forstwirtschaft braucht Wasser teils als Triebkraft 
und teils als Transportweg. Als Triebkraft wird das Wasser in 
grosser Ausdehnung zum Versagen und Veredeln der Holz- 
produkte benutzt. Als Transportweg wird es für die Flös- 
serei in sehr grossem Umfange verwendet, namentlich in den 
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skandinavischen Ländern. Zur Einrichtung der Flösserei in 
einem Gewässer (»flottled») sind meistens eine Menge Anord- 
nungen erforderlich, welche das Recht des Dritten zu Wasser, 
Ufer und Bauanlagen auf oder an dem Wasser berühren. 

Die Landwirtschaft und die Gärtnerei bedürfen Wasser 
zunächst zu Bewässerungszwecken, aber auch als Triebkraft 
zum Treiben der nötigen Arbeitsmaschinen und zu Herstellung 
von Licht. Beim Abstecken von Bewässerungskanälen, kommt 
man häufig, namentlich in dicht bevölkerten Ländern, mit 
den Interessen Dritter in Kollision. 

Die Viehwirthschaft braucht Wasser teils als Verbrauchs- 
gut zum Tränken des Viehes, teils als Triebkraft in den 
Molkereien. 

Die Gewerbe brauchen in grosser Ausdehnung eine 
Menge Wasser teils als Verbrauchsgut (z. B. die Brauereien, 
die Fabriken für Herstellung von kohlensaurem Wasser etc.) 
teils als Oebrauchsgut (z. B. in Färbereien, Wäschereien etc.) 
und schliesslich als Triebkraft für Arbeitsmaschinen und 
Beleuchtungsanordnungen. 

Der Verkehr gebraucht das Wasser in grossem Um- 
fange teils als Platz für Wege, teils als Kraft für den elektri- 
schen Eisenbahn- und Strassenbahn-betrieb. 

Die Herstellung eines Wasserweges erfordert natürlich 
die Hintansetzung einer Fülle von privaten und öffentlichen 
Interessen, welche für die Ausführung des Unternehmens hin- 
derlich sein, können. 

Was schliesslich das anbetrifft, was hier Hauswirt- 
schaft genannt wird, so fällt ihr Wasserbedarf mit dem 
Wasserbedarf der Einzelnen zu wirtschaftlichen und persön- 
lichen Zwecken, zum Trinken, Waschen, Kochen etc. zusam- 
men, und ist also bei jedem Mitgliede der Volkswirtschaft vor- 
handen. 

Aus der vorhergehenden Darstellung erhellt, dass das 
Wasser für die menschlichen Bedürfnisse verwendbar ist als: 

1. Verbrauchsgut: Bewässerung, Getränk, Tränkung der 
Tiere etc.; 

2. Gebrauchsgut: Verwendung z. B. in Färbereien, zum 
Waschen, Baden etc.; 
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3. Platz für das Tierleben — Jagd und Fischerei; 

4. Transportwege — Floss- und Fahrwasser; und als 

5. Triebkraft, 

Zu bemerken ist, dass dasselbe Gewässer die Möglich- 
keit des gleichzeitigen Gebrauchs in mehreren oder allen diesen 
verschiedenen Richtungen bietet, und in dieser Beziehung 
unterscheidet sich ein Wassergebiet von einem Landgebiet. 
Es ist auch zu beachten, dass das Wasser als Verbrauchsgut 
von der Natur fertig zum Verbrauch geliefert wird. 

48. Da dass Wasser als Triebkraft als ein besonders wich*- 
tiges Bedürfnis in den meisten Erwerbszweigen erscheint und 
namentlich in der allerletzten Zeit eine Revolution in der Was- 
serkraftsindustrie veranlasst hat, dürfte es angemessen sein, 
diesen Gegenstand kurz zu erörtern. 

Eine s. g. hydro-elektrische Anlage besteht aus zwei 
Teilen: einer hydraulischen zur Aufnahme der Wasserkraft 
in Kraftmaschinen (Turbinen) und einer elektrischen zum Um- 
setzen der Kraft in elektrische Energie in Dynamomaschinen 
und zur Fortleitung derselben durch elektrische Drähte an 
nähere oder fernere Gebrauchsorte. Zum ersteren gehört der 
Regel nach das Stauwerk, dann der Oberwasserkanal (sowohl 
offene Kanäle als Druckleitungen), der das Wasser in die 
Turbinen leitet, ferner die Turbinen, welche die Wasserkraft 
aufnehmen, und schliesslich der Unterwasserkanal, der das 
Wasser in das natürliche Gewässer zurückführt. Zu der 
zweiten Abteilung gehören an die Turbinen gekoppelte Dy- 
namomaschinen, welche die Wasserkraft in elektrische Energie 
umsetzen, Transformatoren, welche diese Energie in die für 
jeden besonderen. Fall erforderliche Stromstärke umbilden, 
sowie Leitungsdrähte, welche die Energie an den Verbrauchs- 
ort führen ^). 

Die auf diese Weise zu elektrischer Energie umgesetzte 
Wasserkraft kann entweder zur Benutzung am Platze (Fabrik- 
anlagen, z. B. für Herstellung von Kalzium-Karbid und anderen 
elektro-chemischen Artikeln) oder auch an andere entferntere 
Orte verteilt werden. Durch Verteilungsnetze von geringerer 
oder grösserer Ausdehnung kann die elektrische Energie 

*) Holz, S. 10 ff. und S. 28 ff.; Arrhenius, S. 27—39. 
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an einer Mehrzahl von Plätzen und zu mannigfachen verschie- 
denen Zwecken benutzt werden: zur Beleuchtung, zum Ei- 
senbahn- und Strassenbahn-betrieb, zum Treiben von allerlei 
Maschinen etc. 

Da eine solche hydro-elektrische Anlage einträglicher 
wird, je grösser sie ist, strebt natürlich diese Industrie darauf- 
hin, sich zur Orossindustrie zu entwickeln. Hieraus folgt, 
dass eine solche Anlage bestrebt sein muss, die in jedem ein- 
zelnen Teil eines Gewässers vorhandene Wasserkraft bis zum 
äussersten auszunützen. Da demzufolge die Anlagen sich 
über beträchtliche Gebiete (oft mehrere km. vom Stauwerke 
bis zum Ende des Unterwasserskanals) erstrecken müssen, 
so leuchtet ein, dass ein solches Unternehmen in gewöhn- 
lichen Fällen nicht umhin kann, mit einer Mannigfaltigkeit 
entgegenstehender Interessen in Konflikt zu geraten. 

49. Es wurde oben gesagt, dass dasselbe Wassergebiet 
nach 5 verschiedenen Richtungen hin ausgebeutet werden 
kann. Wenn nun mehrere Wirtschaftseinheiten ein gewisses 
Wassergebiet nötig haben, dieses aber nicht hinreicht, um allen 
daran geknüpften Ansprüchen zu genügen, so entsteht die 
Frage, welche Bedürfnisse in erster, zweiter, dritter etc. Linie 
zu befriedigen sind. Es entsteht die Forderung einer volks- 
wirtschaftlichen Abstufung der einzelnen Bedürfnisse. 

Eine andere Norm für die Entscheidung solcher Kolli- 
sionsfälle als die Extensität und Intensität der Bedürfnisse 
innerhalb der Volkswirtschaft kann es nicht geben. Die Ex- 
tensität eines Bedürfnisses beruht dann auf dessen Vorhan- 
densein bei einer grösseren oder geringeren Anzahl von Wirt- 
schaftseinheiten und die Intensität auf dem Masse von Stärke, 
womit das Bedürfnis bei den Wirtschaftseinheiten erscheint. 

Von diesem Standpunkte aus dürfte das Bedürfnis einer 
Stadt oder eines anderen Ortes von Wasser zur Hauswirt- 
schaft allen anderen vorangehen. Sämtliche Mitglieder der 
betreffenden Gesellschaft brauchen Wasser und dies Bedürfnis 
ist zugleich eine Existenzbedingung. 

In zweite Linie dürfte das Bedürfnis von Wasser für 
Kommunikationszweckey so wie für den Betrieb der elektri- 
schen Eisen- und Strassenbahnen zu stellen sein. Das Be- 
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durfnis solcher Verkehrsmittel ist sehr extensiv, weil es als 
Oemeinbedürfnis bei bedeutenden Teilen einer Gesellschaft 
vorhanden ist. Es ist allerdings oft nur ein Kulturbedürfnis, 
aber ein solches, das häufig nicht, oder wenigstens nicht 
gleich vorteilhaft, durch komplementäre Güter befriedigt wer- 
den kann. 

In dritte Linie ist das Bedürfnis von Triebkraft zum 
Versehen eines grösseren oder kleineren Verteilungsnetzes 
von Licht und Kraft zu stellen. Auch hier findet sich das 
Bedürfnis bei beträchtlichen Teilen der Gesellschaft, muss 
aber der zweiten Rangstufe nachgesetzt werden, weil die 
Kraft für diesen Zweck auch aus anderen Kraftquellen, z. B. 
Steinkohle oder Torf, bezogen werden kann. 

Mit der ferneren Abstufung der Bedürfnisse fortzuset- 
zen, dürfte nicht angemessen sein. In jedem konkreten Falle 
dürfte man das Vorrecht entscheiden können im Anschluss 
an den oben angeführten Grundsatz, der auch so ausgedrückt 
werden kann: »die vorliegenden wirtschaftlichen Interessen 
und das allgemeine Wohl» ^) sind für das Vorrecht mehrerer 
konkurrierenden Wirtschaftseinheiten entscheidend. 

50. Oben wurde gesagt, dass die Gesamtheit der Rezipi- 
enten eines Flussgebietes allerdings Rechtsobjekt sein könne, 
dass aber die Frage, ob dieselbe im Besitz einer oder mehre- 
rer Wirtschaftseinheiten sei, nur von der Rechtswissenschaft 
zu lösen sei. 

In Anlehnung an die nationalökonomischen Grundsätze 
dürfte man jedoch entscheiden können, welches Hauptsystem 
für die positive Regelung des Wasserrechts als Postulat auf- 
zustellen sei. 

Zwei solche Hauptsysteme sind denkbar: ein soziales 
und ein individuelles. 

Nach dem ersteren behält die Volkswirtschaft selbst das 
Eigentumsrecht an den innerhalb derselben befindlichen Rezi- 
pienten und erteilt durch ihre Organe (Staat oder Gemeinden) 
für jeden einzelnen Fall an einzelne Private das Verfügungs- 
recht über das Wasser. 



') Vorentwurf § 980. 
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Nach dem individuellen Wasserrechtssystem dagegen 
ist das Recht an dem Wasser in genereller Weise auf eine 
gewisse Gruppe von Einzelnen (z. B. Ufereigentümern) über- 
tragen, welche unter gemeinschaftlichem Eigentumsrecht dar- 
über verfügen können. 

Welches dieser beiden Systeme ist mit den volkswirt- 
schaftlichen Verhältnissen am meisten übereinstimmend? 

51. Unter Voraussetzung des individuellen Wasserrechts 
kann es für die Volkswirtschaften misslich sein, unter al- 
len Umständen ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Diejenigen, 
welche kein Ufergrundstück besitzen, müssen unter diesem 
System ihren Wasserbedarf von den Uferbesitzern erwerben. 
Jede Familienwirtschaft würde dann eventuell darauf ange- 
wiesen sein, das nötige Trinkwasser und Wasser zum häus- 
lichen Gebrauch zu kaufen; jeder Landwirt müsste für Be- 
wässerungszwecke, jeder Fischer für Fischereizwecke Was- 
ser kaufen u. s. w. Allein wenn man auch dies als aus- 
führbar denken könnte, wie wäre es möglich, neue Verkehrs- 
anstalten im Wasser zu errichten? Alle Uferbesitzer, mit de- 
nen eine Vereinbarung über die Übertragung des Wasser- 
rechts getroffen werden müsste, hätten ja ein dem des künf- 
tigen Kanalerbauers entgegengesetztes Interresse: den mög- 
lichst höchsten Preis zu erhalten; und dieser Gegensatz der 
Interessen würden in den meisten Fällen alle Unternehmungen 
von grösserem Umfange unmöglich machen. 

Selbst wenn man die grössten Schroffheiten des indi- 
viduellen Wasserrechts durch Einführung zweckmässiger Ex- 
propriationsbestimmungen entfernte, würde es dennoch beinahe 
unmöglich sein, den vorhandenen Bedürfnissen abzuhelfen. 
Jeder Zwangserwerb würde unmässig grosse Opfer erheischen, 
zumal wenn man bedenkt, dass das Wasser ganz und gar ein 
reines Naturprodukt ist. 

Besonders aktuell ist diese Frage geworden mit Bezug 
auf das Wasser als Triebkraft. 

In Schweden z. B. haben Zwischenhände Ufergrund- 
stücke angekauft, um sich dadurch die vorhandene Wasserkraft 
verschaffen zu können. Dann wird die Grösse der Wasserkraft 
bestimmt, man berechnet, was die Montierung einer Pferde- 
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kraft kosten werde. Den Unterschied zwischen dem Wert 
einer hydroelektrischen Pferdekraft und dem einer Dampf- 
pferdekraft lässt man dem Wert einer Pferdekraft in einem 
natürlichen Gewässer entsprechen. So kapitalisiert man ein 
an sich gratuites Naturprodukt. Die Folge ist aber auch die 
geworden, dass die Wasservorräte des Landes grösstenteils 
unbenutzt liegen. Die Kraftabnehmer haben keinen Vorteil 
davon, ihre Anlage von Dampfbetrieb in elektrischen Betrieb 
umzuwandeln; und neue elektrische Kraftstationen mit Dampf- 
zentrale werden trotz der reichlich vorhandenen Wasserkraft 
angelegt. 

In den französischen Alpen hat man in ungefähr dieser 
Weise verfahren. Wegen des grossen Kapitalbestandes ging 
es anfänglich gut. Zur Herstellung von Aluminium, metallur- 
gischen Produkten, Kalzium-Karbid etc. hat man in kaum mehr 
als einem Dezennium V* Millionen Pferdekräfte ausgebeutet % 
Aber der Rückschlag ist gekommen. Les speculateures ob- 
structionistes haben ein Stück Ufer oder einen Teil eines Was- 
serfalles eingekauft und zwingen die Industrie nach anderen 
Gegenden zu ziehen ^), sei es dass sie einen unsinnigen Preis 
für ihr unbedeutendes Eigentum verlangen, oder auch weil 
sie die Konkurrenz ausschliessen wollen. Schliesslich sind 
den Grundbesitzern über den Wert der Wasserkraft die Au- 
gen aufgegangen und sie lassen sich die Wasserkraft nicht 
unter dem Preise entwenden. Die Folge von alledem ist 
die, dass man sich inmitten einer »veritable crise des chutes 
d'eau» befindet. 

Dass die neue elektrische Kraftübertragung eine solche 
Wirkung ausüben muss, wenn die Wasserkraft als Privat- 
gut behandelt wird, hat denn auch die schweizerische Ge- 
sellschaft »Frei-Land» vorausgesehen, indem sie im April 1891 
an den Bundesrat für sich und zu Händen der Bundesver- 
sammlung das Gesuch richtete, in die Bundesverfassung fol- 
genden Artikel aufzunehmen: 

»Sämmtliche noch unbenutzte Wasserkräfte der Schweiz 
sind Eigentum des Bundes. Die Gewinnung und Ausbeutung 

Rapport Coignet S. 41 ff. 
*) Repport Tavernier S. 105 ff. 
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derselben, sowie deren Fortleitung durch Elektrizität, Druck- 
luft u. s. w. sind Bundessache. Über die Durchführung 
dieses Monopols, sowie über die Verteilung des Reinertrages 
aus demselben wird ein Bundesgesetz das Nötige bestim- 
men» ^). 

Aus der Begründung heben wir besonders hervor: »dass 
das gewerbetreibende produzierende Volk nicht für jede Kraft- 
leistung, für jede elektrische Glühlampe den Privatbesitzern 
der Wasserrechte eine Steuer zu entrichten haben soll. Der 
Unterschied gegen jetzt wäre nur der, dass der Gewerbetrei- 
bende pro Pferdekraft, welche er in seiner Fabrik oder Werk- 
statt benutzt, eine Kleinigkeit weniger bezahlen müsste (für 
elektrisch zugeleitete Wasserkraft), als beim Dampfbetrieb. 
Von Vergrösserung des Nationalreichtums, Förderung der 
Produktion, Erleichterung der Konkurrenz unserer Industrie 
auf dem Weltmarkte ebensowenig eine Spur als von einer 
Besserung unserer wirtschaftlichen und sozialen Zwecke» ^). 

Wenn auch dieser Antrag auf Monopolisierung der Was- 
serkraft abgelehnt wurde, hat er zweifelsohne auf die ganze 
darauf folgende wasserpolitische Entwicklung nicht nur in 
der Schweiz, sondern mittelbar auch in den Nachbariändern 
einen grossen Einfluss gehabt. 

Die gegen die Behandlung des Wassers als individuel- 
les Recht gerichtete Kritik ist in der Tat treffend. Hierzu 
kommt noch, dass eine moderne Wasserkraftanlage mit ih- 
rem mehr oder weniger entwickelten Netze zur Verteilung der 
Kraft aus natürlichen Gründen in der Hand des Eigentümers 
leicht ein Monopol für ewige Zeiten wird. 

Wenn die Wasserkraft als privates Eigentum behandelt 
wird, so wird es sich zeigen, dass der Vorteil, den ein Land 
vom Besitz grosser Vorräte an Wasserkraft hat, vernich- 
tet wird. 

52. Alle Gründe, die man der Nationalökonomie entneh- 
men kann, sprechen dagegen zu Gunsten eines sozialen Was- 
serrechts. 



Jegher S. 1. 
') Jegher S. 75. 
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Nur ein solches Wasserrechtssystem liefert die Garan- 
tie dafür, dass alle innerhalb einer Volkswirtschaft vorhande- 
nen Bedürfnisse an Wasser nach dem Masse ihrer Extensität 
und Intensität, d. h. nach dem Masse des Allgemeinwohles 
befriedigt werden können. Dann wird auch eine grössere 
Mögh'chkeit geboten, durch Einführung geschmeidiger und 
doch effektiver Expropriationsbestimmungen, die mancherlei 
Hindernisse zu beseitigen, welche seitens Dritter sich gegen 
jede neue Unternehmung erheben. Ist das Wasser dem sozialen 
Recht unterworfen, ist auch einer Volksschicht die Möglich- 
keit genommen, eine andere für den Genuss eines Gutes, 
das an sich ein freies Geschenk der Natur ist, zu besteuern. 
Die Konsumenten brauchen dann in der Regel für die Was- 
serkraft oder das Wasser überhaupt nicht mehr zu bezahlen 
als was durch die Kosten für die Übergabe der Wasserkraft, 
bezw. des Wassers, in geniessbarem Zustand bedingt wird. 

Was besonders die Produktion von elektrischem Strom 
anbetrifft, so wird dieser letztere Umstand für die Volks- 
wirtschaft von unermesslicher Bedeutung. Unter dem System 
des individuellen Wasserrechts entsteht bei dem Kraftprodu- 
zenten eine natürliche Neigung, den Preis zu dem möglichst 
höchsten aufzuschrauben. Unter dem sozialen System hin- 
wieder lässt sich die Produktion so ordnen, dass elektrische 
Energie an die Verbraucher zu einem Preis geliefert wird, der 
die Produktionskosten nur wenig übersteigt. Was aber dies 
für die ganze industrielle Entwicklung eines Gemeinwesens 
bedeutet, liegt offen zu Tag. In einem Lande mit sozialem 
Wasserrecht wird, unter im übrigen gleichen Verhältnissen, die 
Industrie mit Notwendigkeit einen viel kräftigeren Aufschwung 
nehmen als in einem Lande mit individuellem Wasserrecht. 
In jenem wirkt der Vorrat von billiger Kraft als ein Sporn 
zu industrieller Entwicklung, während er in diesem ganz ohne 
Bedeutung werden kann. 

Aus der obigen Erörterung dürfte hervorgehen, dass 
ein soziales Wasserrechtsystem einem individuellem vorzuzie- 
hen ist. 

63. Es ist erwiesen, dass alle Leute Wasser bedürfen und 
dass Wasser für Alle nützlich und notwendig ist. Da nun 
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dies gemeinnützliche Wasser ein freies Naturprodukt ist, so 
liegt die Schlussfolgerung nahe, dass das Wasser auch das 
Eigentum aller Leute sein muss. 

Der römischrechtliche Satz: ^aqua profluens est naturali 
jure omnium communis^, d. h. das fliessende Wasser ist das 
Eigentum aller Leute, kann als Ausdruck für dieses volks- 
wirtschaftliche Postulat aufgefasst werden. Omnes muss dann 
auf alle Mitglieder der Volkswirtschaft beschränkt werden. 



54. Es wurde oben hervorgehoben, dass der sozialpolitische 
Einfluss des Staates auf die Volkswirtschaft in der Zeit der 
s. g. freien Konkurrenz ein ziemlich minimaler gewesen sei. 
Seit zwei bis drei Jahrzehnten macht sich indessen eine deut- 
liche Tendenz der Ausdehnung der staatlichen Wirksamkeit 
nach allen Richtungen hin merkbar. 

Kürzlich hat Wagner, einer der ersten Bahnbrecher auf 
diesem Gebiete, über die Siege berichtet, welche die Ver- 
staatlichung von Volkswirtschaftszweigen in den letzten Jahr- 
zehnten errungen ^). 

Die italienische Wassergesetzkommission vom 16. Aug. 
1898, welche im allgemeinen eine Erweiterung der staatlichen 
Wirksamkeit nicht befördern wollte, äussert folgende bezeich- 
nende Worte: 

»Die heutige ökonomische Wissenschaft denkt nicht 
mehr daran, wie die Schule Fröd^ric Bastiats und Jean Bap- 
tiste Says, ihre Anatheme zu rufen gegen die industrielle 
Organisation und die direkte Leitung von wirtschaftlichen 
Betrieben durch den Staat, welche das Allgemeinwohl zum 
Zweck haben; jetzt glaubt niemand mehr, dass der Staat we- 
niger fähig sei, als jeder Staatsangehörige, ökonomische Un- 
ternehmungen zu organisieren ; vielmehr neigt man sich zu der 
entgegengesetzten Ansicht jenem, mehr als diesem wenn 



») »Verstaatlichungen und Verstaatlichungen»: »Die Woche» N:o 
26, 1904. 
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nicht die Fähigkeit, so doch die Möglichkeit besonderer 
Massregeln zuzuerkennen» ^). 

Was namentlich die Wasserwirtschaft anbelangt, so ha- 
ben Staat und Gemeinden in der letzten Zeit eine bestimmte 
Tendenz gezeigt, ihren Einfluss zu erweitern. Diese Bewe- 
gung scheint in der Schweiz angefangen und sich von da 
aus über Italien und Frankreich verbreitet zu haben. In der 
Schweiz betreiben sowohl die Gemeinden als die Kanto- 
ne in grosser Ausdehnung die Produktion von Licht und 
Kraft, allerdings auch in der Absicht, dem Kantone und den 
Gemeinden finanzielle Vorteile zu bereiten, in erster Reihe 
aber um den einzelnen Verbrauchern billige Kraft zuzusichern. 
In Italien und Frankreich hat man das Allgemeinwohl und 
die Interessen der Einzelnen dadurch zu sichern gesucht, dass 
man dem Staat das Recht zugestand, eine gewisse Wasserkraft 
für heutigen oder künftigen Bedarf zu reservieren. So ist durch 
königlichen Erlass vom 11. Juni 1899 in Italien eine »Com- 
missione centrale permanente» niedergesetzt worden mit der Auf- 
gabe, bei jedem Gesuch um Konzession zur Benutzung von Was- 
serkraft ihr Gutachten darüber abzugeben, ob ein allgemeines 
Interesse oder irgend ein staatliches Bedürfnis vorliege oder vor- 
aussichtlich in Zukunft entstehen könne, das der Bewilligung 
der Konzession entgegenstehen könnte. Sollte dies der Fall 
sein, sei das Konzessionsgesuch abzulehnen und die Wasser- 
kraft für allgemeine oder staatliche Zwecke zu reservieren *). 

Die Bildung einer ähnlichen Kommission ist in Frank- 
reich beantragt worden. In einem Gesetzentwurf über Was- 
serwerke vom 6. Juli 1900 wurde die Einrichtung einer »Com- 
mission mixte des usines hydrauliques» vorgeschlagen zum 
Zweck der Prüfung von Konzessionsgesuchen, namentlich mit 
Rücksicht auf das Bedürfnis des Gemeinwesens und des Staa- 
tes an Wasserkraft ^). 



^) Relazione italiana S. 29. 

2) Relazione italiana S. 78 Art. 3. 

»Atti della commissione centrale permanente per Tesame preven- 
tivo delle domande di derivazione delle acque pubbliche istituta con regio 
decreto 11 giugnio 1899». Roma 1900. 

») Projet Baudin art. 16. 
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Eine derartige Einrichtung ist auch zur Einführung in 
Schweden vorgeschlagen (»en permanent vattenfallskommis- 
sion») *). 

Als einen ferneren Zug, der von der Interventionsten- 
denz des Staates zeugt, erwähne ich, dass in Frankreich nicht 
weniger als zwei Gesetzentwürfe erschienen sind, nämlich der 
bereits erwähnte von Baudin und einer von Guillain ^), wel- 
che beide das Konzessionsrecht des Staates auf alle Wasser- 
werke von einer gewissen Grösse (bzw. 100 ä 200 P. S.) 
ganz abgesehen von ihrer Lage in öffentlichen oder privaten 
Flüssen erweitern wollen. 

Das immer tiefere Eingreifen des Staates in die Wasser- 
wirtschaft dürfte die Richtigkeit des von uns aufgestellten 
Postulates, dass das Wasser das Eigentum aller sein soll, 
nicht unwesentlich bestätigen. 



*) Vattenfallskomiteens betänkande I S. 94—96. 
«) Rapport Coignet S. 23 ff. 
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III KAP. 

Über die Wassereigentumsverhältnisse nach 

dem positiven Recht. 

I. Deutsches Reich. 

55. Alle die 26 Staaten des Deutschen Reichs haben je 
ihre besondere Wasserrechtsordnung. 

Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 16. April 
1871 unterwirft der Gesetzgebung des Reichs nur »den Flös- 
serei- und Schiffartsbetrieb auf den mehreren Staaten gemein- 
samen Wasserstrassen und den Zustand der letzteren, sowie 
die Fluss- und Wasserzölle». 

In Übereinstimmung hiermit verfügt das Einführungs- 
gesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 18. August 18Q6 
im Artikel 65, dass die landesgesetztlichen Vorschriften, 
welche dem Wasserrecht angehören, mit Einschluss des Müh- 
lenrechts, des Flössrechts und des Flössereirechts sowie der 
Vorschriften zur Beförderung der Bewässerung und Entwäs- 
serung der Grundstücke etc. unberührt bleiben. 

a) Königreich Preussen. 

56. Für die Darstellung der Wassereigentumsverhältnisse 
dieses Staates folge ich der vorzüglichen Arbeit: -^^ Wasser- 
recht and Wasserpolizei im Preussischen Staate^, systematisch 
dargestellt von Arnold Nieberdino, umgearbeitet und ergänzt 
von L. Frank» ^). 



^) Vergl. »Gesetze, betreffend Wasserrecht und Wasserpolizei im 
Preussischen Staate» von L. Frank; Breslau 1888. 
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57. Das preussische Wasserrecht hat infolge der geschicht- 
lichen Ausbildung des Staates einen sehr zerstückelten Charak- 
ter erhalten. In keinem einzigen Teile des Wasserrechts herrscht 
für den ganzen Staat eine völlig einheitliche Gesetzgebung. 

Im allgemeinen scheidet sich die Gezetzgebung nach den 
drei Gebieten des altländischen, des rheinischen und des ge- 
meinen Rechts. Für das Gebiet des altländischen Rechts bil- 
den die Bestimmungen des Allgemeinen Landrechtes (17Q4) 
die Grundlage nebst mehreren Einzelgesetzen, von welchen 
das wichtigste ist »das Gesetz vom 28. Februar 1843 über 
die Benutzung der Privatflüsse». Für die rheinischen Landes- 
teile bildet französisches Recht, Code civil, die Grundlage des 
bestehenden Rechtes, auch mit mehreren Einzelgesetzen, z. B. 
der Verordnung vom 9. Januar 1845, wodurch das oben er- 
wähnte Gesetz vom 28. Februar 1843 eingeführt ist. Für das 
Gebiet des gemeinen Rechts endlich gelten, ausser den allge- 
meinen Normen des gemeinen Rechtes, sehr verschiedene Ge- 
setze in folgenden verschiedenen Landesteilen, nämlich in Neu- 
vorpommern und Rügen, in dem ostrheinsichen Teil des Regie- 
rungsbezirks Coblenz, in den Hollenzollernschen Landen, in 
Schleswig-Holstein mit Lauenburg, in Hannover und in Hessen- 
Nassau. In dem letztgenannten Lande finden sich sogar ver- 
schiedene Gesetze für das frühere Kurfürstentum Hessen, für 
die vormals bayerischen Gebietsteile, für die früher herzoglich 
Nassauischen Gebietsteile, für die vormals grossherzoglich 
Hessischen Bezirke und für die früher landgräflich Hessischen 
Gebietsteile ^). 

58. Das altländische Rechtsgebiet: Das einheimische deutsche 
Recht betrachtete das Wasser als Naturgabe und daher als 
Gemeingut der Beteiligten, nicht als ausschliessliches Eigen- 
tum einzelner % Nach dem positiven Rechte macht man einen 
Unterschied der öffentlichen und der nicht öffentlichen Ge- 
wässer. Zu jenen gehören diejenigen Flüsse, welche von Na- 
tur schiffbar sind, soweit die Schiffbarkeit reicht. Solche 
Seen, die als Teile der öffentlichen Flüsse zu betrachten sind. 



*) Nieberding-Frank, S. 48 — 55. 
') Nieberding-Frank, S. 7. 
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gelten ebenfalls als öffentliche Gewässer, während die übrigen 
Seen als nicht öffentliche erscheinen, selbst dann, wenn sie 
von Natur für schiffbar gelten müssen. Die nicht öffent- 
lichen Gewässer werden zunächst in die nicht geschlossenen 
Privatgewässer und in die geschlossenen Privatgewässer ge- 
teilt. »Zu diesen gehören die stehenden Gewässer, Brunnen, 
Teiche, Halten, Seen, welche ringsum von Grundstücken ab- 
geschlossen sind, desgleichen Quellen, welche des Abflusses 
in ein anderes Gewässer entbehren ; zu jenen gehören die 
übrigen stehenden Gewässer, welche nicht rings umschlossen 
sind, die künstlichen Wasserleitungen, Kanäle und Gräben, 
insbesondere also die eigentlichen Privatflüsse. Alle Flüsse, 
welche von Natur nicht schiffbar sind, ferner Quellen, Bäche, 
Fliesse, sowie Seen, welche einen Abfluss haben, sind unter 
die Privatflüsse zu begreifen. Diesen sämtlichen Gewässern 
gegenüber stehen, ausser dem in Boden stockenden Wasser, 
die Quellen und das w//rf ablaufende Wasser; das letztere um- 
fasst alles Wasser, welches aus dem Boden hervorquillt oder 
aus der Atmosphäre herabsinkt und ohne bestimmten Lauf 
sowie ohne festes Bett seinen Abfluss sucht» *). 

59. »Das allgemeine Landrecht bezeichnet die öffentlichen 
Gewässer als gemeines Eigentum des Staates. Kraft dieses 
gemeinen Eigentums stehen dem Staate gewisse Nutzungs- 
rechte, an sich privater Natur, ausschliesslich zu, und diese 
sind es eigentlich, die den Inhalt jenes Eigentumsrechtes bil- 
den. Dagegen sind dieselben im übrigen dem gemeinen 
Gebrauche frei gegeben, und dieser gemeine Gebrauch ist es 
wieder, der jenes gemeine Eigentum des Staates in seinem 
Umfange näher begrenzt. Ausserdem besitzt aber auch der 
Staat an den öffentlichen Gewässern vermöge ihrer öffent- 
lichen Natur gewisse Hoheitsrechte, die von jenem gemeinen 
Eigentume niemals als abhängig erscheinen. Diese Hoheits- 
rechte in Verbindung mit dem gemeinen Gebrauche machen 
den wesentlichen Inhalt in der rechtlichen Natur der öffent- 
lichen Gewässer aus» *). 



*) Nieberding-Frank, S. 58 — 59. 
') Nieberding-Frank, S. 64 — 65. 
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60. Das rheinische Rechtsgebiet: »Die Einteilung in öffent- 
liche und nicht öffentliche Gewässer kehrt zwar nicht dem 
Namen nach, aber doch in der Sache, wieder. Es unterschei- 
det nämlich solche Gewässer, die zum Staatseigentum gehö- 
ren, von den übrigen und rechnet zu jenen alle Flüsse, die 
schiffbar sind oder die Flösserei mit verbundenem Holze ge- 
statten» ^). Seen sind nicht den öffentlichen Gewässern gleich- 
gestellt, selbst wenn sie schiffbar oder flössbar sind. Die 
nicht öffentlichen Flüsse gehören »entweder zu den Privat- 
flüssen oder zu den künstlichen Wasserleitungen, oder sie 
treten endlich nur als natürlich ablaufendes Wasser auf, das 
bald als förmlicher Quell bald in wilder Freiheit über den 
Boden hinfliesst» ^). Die Privatflüsse umfassen dieselben Ge- 
wässer, wie im Gebiete des Allgemeinen Landrechts, jedoch 
von den flössbaren Gewässern nur diejenigen, welche mit 
unverbundenem Holze beflösst werden. 

61. Die öffentlichen Gewässer sind Teile des Staatsvermö- 
gens. Zum Staatsvermögen in diesem Sinne gehören aber alle 
diejenigen Sachen, an denen der Staat einem allgemeinen Ge- 
brauch gegenüber nur bestimmte Vorrechte besitzt. 

Die Nutzungsrechte aber, welche der Staat vermöge 
seines Staatseigentums an den öffentlichen Gewässern besitzt, 
sind nur fiskalischer Natur, dem privaten Rechtsverkehr nicht 
entzogen, für die rechtliche Natur der öffentlichen Gewässer 
von keiner entscheidenden Bedeutung. »Daneben hat der 
Staat, aber auch hier unabhängig von seinem Eigentumsrechte 
an denselben Hoheitsrechte auszuüben, welche ihrer rechtli- 
chen Natur unmittelbar entspringen und unauflöslich damit 
verknüpft sind. Zugleich mit dem gemeinen Gebrauch be- 
stimmen sie den wesentlichen Inhalt in dem Begriffe der öf- 
fentlichen Gewässer, dem jene anderweitigen Rechte nur kraft 
der positiven Gesetzgebung als etwas Zufälliges sich an- 
schliessen» % 



*) Nieberding-Frank. S. 61. Code civil art. 538. Ordonnance du 
mois d'aoüt 1669 sur le fait des eaux et forets, art 41. 

*) Nieberding-Frank, S. 61. Code civil art. 640, 641, 644. Gesetz 
über die Benutzung der Privatflüsse vom 28 Februar 1843, § 1. 

*) Nieberding-Frank, S. 65. 
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62. Das gemeine Rechtsgebiet. »Als das römische Recht sich 
in Deutschland Bahn brach, begann auch auf diesem Gebiete 
der Kampf zwischen den römischen Bestimmungen und den 
deutschen Rechtsanschauungen. Jene fanden in der Theorie 
lebhafte Verfechtung, diese in dem praktischen Bedürfnisse 
der wirtschaftlichen Zustände ihre Stütze. So bildete sich für 
das gemeine Recht ein Gemisch deutscher und römischer 
Rechtsnormen, in welchem schliesslich das deutsche Recht 
doch immer entschiedener hervortrat, je mehr sich mit stei- 
gender Kultur in Landwirtschaft und Gewerbe Ansprüche ent- 
wickelten, die in den strengen römischen Rechtsgrundsätzen 
keine Befriedigung fanden» ^). 

Das gemeine Recht leidet zufolge dieser Entwicklung 
an einer Unklarheit, die zu den verschiedensten Auffassungen 
geführt hat. 

Folgende Rechtsgrundsätze werden aufgestellt: 
»Zu den öffentlichen Gewässern werden die schiffbaren 
Flüsse gerechnet. Bei den Flüssen, die verbundene Flösse 
tragen, ist ein durchgreifendes Prinzip nicht aufgestellt; sie 
können zu den öffentlichen wie zu den nicht öffentlichen Ge- 
wässern gehören, es entscheidet darüber das örtliche Recht 
des einzelnen Flusses. Ihnen stehen die sämmtlichen übrigen 
fliessenden Gewässer gegenüber teils als Privatflüsse, teils 
als künstliche Wasserleitungen teils als Quellen und als wild 
abfliessendes Wasser. Die Privatflüsse umfassen alle nicht 
öffentlichen fliessenden Gewässer, die nicht auf künstlicher 
Anlage beruhen, wie in den übrigen Teilen des Landes. Un- 
ter den stehenden Gewässern werden die Seen und Teiche 
noch ausdrücklich getrennt von dem im Boden steckenden 
Wasser der Sümpfe und Moräste. Die Seen können aber 
ebensowohl zu den öffentlichen wie zu den nicht öffentlichen 
Gewässern gehören; auch in dieser Beziehung entscheiden 
lediglich die öffentlichen Verhältnisse in Verbindung mit dem 
örtlichen Rechte» ^). 

68. Die öffentlichen Gewässer befinden sich nicht eigent- 
lich im Eigentume des Staates. »Dem allgemeinen Gebrauch 

^) Nieberding-Frank, S. 8. 
*) Nieberdinq-Frank, S. 62. 
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überlassen, sind sie nur in weit reichendem Umfange regalen 
Vorrechten des Staats unterworfen. Über ihnen stehen die 
hoheitsrechtlichen Befugnisse, welche sich einerseits aus der 
Staatsgewalt und anderseits aus der allgemeinen Bestimmung 
der Gewässer von selbst entwickeln» ^) 

64, Die rechtliche Natur der Privatflüsse ist in dem ge- 
sammten preussischen Rechte wesentlich die gleiche. »Wie 
die öffentlichen Gewässer, sind auch sie dem Eigentumsrechte 
nicht unterworfen; an der Substanz des Wassers steht bei 
ihnen an und für sich niemanden das Eigentum zu. Nur die 
Nutzung des Wassers und die durch sie bedingte Verfügung 
über dasselbe liegt innerhalb des privaten Rechtsbereiches». 
Ihr eigentümliches Wesen beruht doch in dem unveränder- 
lichen gemeinen Gebrauche des Publikums an demselben und 
in den stets dem Staate darüber verbleibenden hoheitsrecht- 
lichen Befugnissen ^). 



b) Königreich Sachsen. 

65. Für die Darstellung der hier in Frage kommenden Teile 
des sächsischen Wasserrechts folge ich: »Das Wasserrechtim 
Königreiche Sachsen» von Dr. K. E. Leuthold, herausgegeben 
von Dr. Wähle. 

Das Königreich hat noch kein kodifiziertes Wasserge- 
setz. Das sächsische Wasserrecht ist in einer grossen Menge 
älterer und neuerer Einzelgesetze zerstreut. Zum Teil sind 
auch Rechtssätze von dem im übrigen nicht geltenden gemei- 
nen Recht zur Anwendung gekommen. 

66. »An nicht geschlossenem Wasser», sagt Leuthold, »kann 
begrifflich niemand Eigentum haben, wohl aber können be- 
züglich desselben Benutzungsrechte bestehen, welche sich ent- 
weder auf das öffentliche Recht gründen, dem Staate oder 
den Gemeinden als solchen zustehen, oder an das Eigentum 
derjenigen Grundstücke, über welche oder zwischen welchen 
das Wasser läuft, oder auch an eine Verleihung des Staates 



^) Nieberding-Frank, S. 66. 
') Nieberding-Frank, S. 67. 



56 

anknüpfen. Je nachdem das Benutzungsrecht am Wasser ei- 
nes Flusses grundsätzlich dem Staate oder dem einzelnen zu- 
steht, unterscheiden wir zwischen öffentlichen und Privat- 
flässen». 

67. Das Wassergebiet Sachsens umfasst: 
l:o) Die öffentlichen Flüsse; 

2:o) Die Privatflüsse und Bäche; 
3:o) Die geschlossenen Gewässer. 

68. Nach dem sächsischen Wasserrechte gelten einige be- 
stimmte und aufgezählte Flüsse als öffentlich. 

Diese sind nunmehr die Elbe, die Mulden (die Freiberger 
und Zwickauer Mulde oberhalb und unterhalb ihrer Vereini- 
gung) sowie die (weisse) Elster. 

Die Elbe wurde Kraft eines kurfürstlichen Erlasses vom 
7. Dezember 1563 als Gegenstand des landesherrlichen Re- 
gals erklärt. Die schiffbaren Ströme galten »im Mittelalter 
als dem Reiche selbst vorbehalten und waren zunächst gänz- 
lich von der Territorialbildung als 'des Reiches Strasse' aus- 
genommen. Gleich anderen Regaliengegenständen gelangten 
sie aber im Laufe der weiteren Entwicklung des deutschen 
Staatsrechts in die Botmässigkeit der geistlichen und welt- 
lichen Gebietsherren». Dies Stromregal wird als fiskalisches 
Eigentum angesehen ^). 

Die Strompolizei der Elbe ist durch ein Mandat vom 7. 
August 1819 geregelt ""). 

Die Mulden, die Elster und die jetzt nicht mehr zu Sach- 
sen gehörigen Saale und Unstrut werden, zufolge dem Befehl 
wegen der zur Anlegung neuer Mühlen zu erteilenden Kon- 
zessionen vom 7. Oktober 1800, ihrer Schiffbarkeit wegen als 
öffentliche Flüsse angesehen. »An den Mulden und der weis- 
sen. Elster steht dem Staate ein Regal in dem Sinne zu, dass 
diese Flüsse, wie letzterer, als fiskalisch gelten» % 

69. Alle natürliche Wasserläufe des Landes ausser den oben 
besprochenen vier öffentlichen Flüssen sind im Sinne des 



^) Leüthold, S. 32 — 36. 
*) Leüthold, S. 42 ff. 
') Leüthold, S. 90—92. 
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sächsischen Rechts Privatflüsse oder Bäche ^). Der Lauf des 
Privatflusses beginnt rechtlich erst, wenn und wo der betref- 
fende Wasserlauf das Ursprungsgrundstück verlässt. Das 
Ende des Privatflusses befindet sich da, wo er sich in ein 
anderes Gewässer ergiesst *). 

Die Benutzung des Wassers der Privatflüsse ist ein 
Befugnis der Ufergrundstückshesitzer, also »ein aus dem 
Orundeigentume abgeleitetes Privatrecht». Diese Benutzungs- 
befugnis wird gleichwohl von der Anschauung beherrscht, 
dass das fliessende Wasser ein Gemeingut sei. Zur Beleuch- 
tung dieser Frage darf an ein Urteil des Oberlandesgerichts 
erinnert werden, in welchem es heisst: »Das fliessende Was- 
ser ist zum allgemeinen, nicht zum gemeinschaftlichen Ge- 
brauche gestellt. Der einzelne darf es daher unbeschränkt 
benutzen, soweit es nicht schon durch andere vorweg genom- 
men ist* ^) 

70. »Dasjenige Wasser, welches einen Bestandteil des 
Grundstuckes hildet, heisst geschlossenes Wasser». »Bestand- 
teil des Grundstücks ist nur dasjenige Wasser, welches sich 
auf dem Grundstück sammelt. Diese Ansammlung kann eine 
natürliche oder eine künstliche sein». Der Grundeigentümer 
hat das grundsätzliche Recht der vollständigen und aus- 
schliesslichen Herrschaft über dasselbe*). 



c) Königreich Bayern. 

71. Die Grundlage des bayerischen Wasserrechts ist das 
Gesetz vom 28. Mai 1852 betreffend die Benutzung des Was- 
sers, welches für seine Zeit eine vorzügliche Arbeit ist. 

Das Wassergebiet besteht aus öffentlichen Gewässern 
und Privatgewässern. 

72. Jene bilden ein zur allgemeinen Benutzung bestimmtes 
Staatsgut, dessen Regelung und Leitung der Staatsregierung 

*) Leuthold, S. 96. 

«) Leuthold, S. 98—99. 

*) Leuthold, S. 135 — 136. 

*) Leuthold, S. 239—240. 
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zusteht (art. 1). Betreffend die Bedeutung des Ausdrucks 
Staatsgut bemerkt ein Kommentator des Gesetzes ^), dass zu- 
folge der Oemeindeordnung von 1869 zur allgemeinen Benut- 
zung bestimmtes Gemeingut als Eigentum der Gemeinde an- 
erkannt und dass in ähnlicher Weise der Ausdruck Staats- 
gut als Eigentum des Staates zu verstehen sei. Sobald die 
allgemeine Benutzung aufhört, lebt das Eigentum in seinem 
vollen Umfange wieder auf. 

»Als öffentliche Flüsse werden diejenigen betrachtet, 
welche und so weit sie zur Schiffahrt oder zur Flossfahrt mit 
gebundenen Flössen dienen, Flüsse, welche aufhören zur 
Schiff- und Flossfahrt zu dienen, verlieren dadurch die Eigen- 
schaft öffentlicher Gewässer nicht». (Art. 2). »Jeder Fluss 
oder jeder Teil eines solchen kann durch die Staatsregierung 
oder mit ihrer Bewilligung in einen öffentlichen umgewandelt 
werden, indem derselbe zur Schiff- oder Flossfahrt eingerich- 
tet wird» (Art. 3). 

Das Abführen von Steinen, Sand, Schlamm, Erde und 
Pflanzen aus dem Flussbette ist nur nach Massgabe der des- 
falls zu erteilenden Erlaubnis gestattet (Art. 1 5). Die Ufer der 
öffentlichen Flüsse gehören den Eigentümern der anliegenden 
Grundstücke (Art. 18). Die Uferlinie bestimmt sich nach dem 
mittleren Wasserstand des Flusses (Art. IQ). 

Seen und sonstige stehende Gewässer können als öf- 
fentliche oder private Gewässer betrachtet werden, in jedem 
Falle auf die hierüber bestehenden Rechtsverhältnisse beru- 
hend (Art. 7). 

78. Die Privatgewässer bestehen aus geschlossenem Wasser, 
Quellen, Regenwasser, Kanälen, sowie aus Privatflüssen. 

Zu jenen, welche zum Privateigentume des Grundbesit- 
zers gehören, ist zu rechnen: 

1) das Wasser, welches sich in Teichen, Zisternen, Brun- 
nen und anderen Behältern befindet; 

2) das auf einem Grundstücke entspringende oder dar- 
auf sich natürlich sammelnde Wasser, solange solches von 
dem Grundstücke nicht abgeflossen ist; 



1) PözL, S. 49. 
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3) die künstlich angelegten Wasserleitungen und Ka- 
näle (Art. 33). 

Privatflüsse sind die Flüsse und Bäche, welche weder 
zur Schiffahrt noch zur Flossfahrt mit gebundenen Flössen 
dienen. Die Privatflüsse werden als Zubehör der Grundstücke 
betrachtet, zwischen welchen sie hindurchfliessen, nach Mass- 
gabe der Uferiänge eines jeden Grundstücks. Gehören die 
Ufer verschiedenen Eigentümern, so bildet die durch die Mitte 
des Flusses nach Massgabe des mittleren Wasserstandes ge- 
zogene Linie die Eigentumsgrenze (Art. 3Q). 



d) Grossherzogtum Baden. 

74. Dieses Land hatte schon in seinem Wassergesetze vom 
25. August 1876 die best entwickelte Wassergesetzgebung in 
Deutschland \ Dies gilt noch mehr, nachdem Baden sich 
durch das Wassergesetz vom 26. Juni 18QQ nebst Vollzugs- 
verordnungen und Ausführungsbestimmungen eine neue Was- 
serrechtsordnung verschafft hat. 

75. Die Gewässer bestehen aus: 
l:o) Öffentlichen Gewässern; 

2:o) Natürlichen, nicht öffentlichen Wasseriäufen; 
3:o) Künstlichen, nicht öffentlichen Wasseriäufen; und 
4:o) Geschlossenen * Gewässern. 

76. Öffentliche Gewässer sind die für den öffentlichen Ver- 
kehr mit Schiffen oder gebundenen Flössen benutzbaren Flüsse, 
Kanäle und Seen. Diese Gewässer sind entweder natüriich 
oder künstlich. Die Eigenschaft der Öffentlichkeit beginnt 
von dem Punkte an, wo die Gewässer für die Schiff- oder 
Flossfahrt benutzbar werden. Die öffentlichen Gewässer ste- 
hen im Eigentum des Staates (§ 1). 

Aber nicht alle schiff- oder flossbaren Gewässer sind 
öffentlich, sondern nach dem Gesetze vom 25. August 1876 
(Art. 3) nur diejenigen, welche am 1. Januar 1877 (beim Inkraft- 
treten des Gesetzes vom 25. August 1876) zur Schiff- und 



^) Leüthgld, S. 21. 
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Flossfahrt benutzt wurden, sowie diejenigen, welche seit dem 
1. Januar 1852 von den zuständigen Behörden für schiff- oder 
flossbar erklärt worden sind '). 

Ein öffentlicher Fluss behält nämlich diese Eigenschaft, 
»auch wenn die thatsächlichen Verhältnisse sich derart gestal- 
ten, dass eine Benutzung für den öffentlichen Verkehr mit 
Schiffen oder gebundenen Flössen nicht stattfinden kann *). 

Nach einer Bekanntmachung auf Grund einer Staats- 
ministerialentschliessung gemäss § 1 , Abs. 3 des neuen Was- 
sergesetzes sind zur Zeit die öffentlichen Gewässer: 

der Bodensee, 

der Rhein, 

der Main, 

der Neckar, 

die Tauber vom Wertheimer Mühlwehr an, 

die Kinzig mit näher angegebenen Nebenbächen, 

die Murg von der Einmündung des Latschigbachs bei 
Weissenbach an, 

die Enz, die Nagold und die Wurm, 

die Wutach vom Einfluss der Haslach an, 

der Titisee. 

Ein Gewässer oder eine Strecke desselben kann, nach 
Bekanntmachung der obersten Staatsbehörde, künftighin die 
Eigenschaft als öffentliches Gewässer annehmen, wenn das- 
selbe durch künstliche Veranstaltungen für den öffentlichen 
Verkehr mit Schiffen oder gebundenen Flössen benutzbar ge- 
macht wird. Die Eigentums- und Nutzungsberechtigten haben 
Anspruch auf Ersatz für entstehende Schäden (§ 1 Abs. 4). 
Mit Rücksicht auf die Änderung der tatsächlichen Verhält- 
nisse kann auch einem öffentlichen Gewässer, durch Ent- 
schliessung der obersten Staatsbehörde, die Eigenschaft als 
öffentliches Gewässer entzogen werden (§ 1 Abs. 5). 

»Die öffentlichen Gewässer dienen unter Leitung und 
Aufsicht der Staatsbehörden dem öffentlichen Verkehr und 
dem sonstigen Gemeingebrauch und dürfen für andere Zwecke 



Näf, S. 40. 

*) § 1. des Wassergesetzes vom 26 Juni 1899. 
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nur nach Massgabe der Anordnungen der Staatsbehörden 
und nur insoweit benutzt werden, als dadurch der nach Be- 
schaffenheit des Gewässers stattfindende Gemeingebrauch 
keine wesentlichen Beeinträchtigungen erfährt» (§ 15). Das 
dem Staate an öffentlichen Gewässern zustehende Eigentum 
kann im Wege privatrechtlichen Rechtsgeschäftes weder auf 
andere übertragen noch mit Rechten belastet werden (§ 5). 

77. ^Die natürlicheriy nicht öffentlichen Wasserläufe (Flüsse, 
Bäche) stehen im Eigentum der Gemeinden, soweit sich das 
Bett innerhalb ihrer Gemarkung befindet. Bildet der Wasser- 
lauf die Grenze zwischen zwei inländischen Gemarkungen, 
so ist im Zweifel die Mittellinie des Wasserlaufes die Eigen- 
tumsgrenze» (§ 2 Abs. 1). Die Gemeinden haben doch nicht 
eine ausschliessliche Nutzungsbefugnis. Das erste Vorrecht 
an der Benützung dieser Wasserläufe für häusliche und wirt- 
schaftliche Zwecke kommt nämlich den sogenannten An- und 
Hinterliegern zu. Jene sind die Eigentümer der an einen 
der bezüglichen Wasserläufe angrenzenden Grundstucke; diese 
sind die Eigentümer sonstiger im Bereiche eines solchen Was- 
serlaufs liegenden Grundstücke, für welche nach ihrer Lage, 
Beschaffenheit und Zweckbestimmung der Wasserlauf nutz- 
bar gemacht werden kann (§ 16)». Nur wenn die An- und 
Hinterlieger nicht den Wasserlauf benutzen, steht es der 
Gemeinde zu, ihn zu benutzen oder die Benutzung durch 
Verpachtung auf andere zu übertragen (§ 18). Die Gemein- 
den können doch das ihnen zustehende Eigentum im Wege 
privatrechtlichen Rechtsgeschäftes weder auf Andere über- 
tragen noch mit Rechten belasten (§ 5). 

Diese Bestimmungen betreffend das Eigentum der Ge- 
meinden am Wasser und die Rechte der Hinterlieger auf Be- 
nützung des Wassers sind neu. Nach dem Gesetze von 
1876 hat der Anlieger das Benutzungsrecht an diesen Was- 
serläufen (Art. 7-9)^). 

78, Künstliche, nicht öffentliche Wasserläufe (Kanäle, Gräben, 
Dohlen, sonstige ober- und .unterirdische Leitungen) gehö- 
ren zu denjenigen, welche das Eigentums- oder Benutzungs- 



1) Vgl. Näf, S. 76—77. 
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recht durch Rechtsgeschäft oder sonstige hierzu geeignete 
Vorgänge erworben haben (§ 3 Abs. 1). 

»Wenn und soweit auf diese Weise begründete Eigen- 
tums- oder Benutzungsrechte an einem künstlichen, nicht öf- 
fentlichen Wasserlaufe nicht nachweisbar sind, finden auf den- 
selben die für die natürlichen, nicht öffentlichen Wasserläufe 
massgebenden Bestimmungen Anwendung» (§ 3 Abs. 2). 
79. Geschlossene Gewässer: 

Das Eigentumsrecht an einem Grundstücke erstreckt 
sich auch auf das Wasser, welches, ohne zu einem oberirdi- 
schen Wasserlaufe zu gehören, sich auf oder unter der Ober- 
fläche des Grundstückes befindet, insbesondere auf die Seen, 
Teiche und Weiher, auch wenn dieselben einen regelmässigen 
oberirdischen Abfluss haben, die Brunnen und Zisternen, die 
Quellen, das Grundwasser. »Seen, an denen Eigentumsrechte 
Anderer nicht nachweisbar sind, stehen im Eigentum des 
Staates» (§ 4). 



e) Das Reichsland Elsass-Lothringen. 

80. »Die gesetzlichen auf das Wasser bezüglichen Be- 
stimmungen Frankreichs, welche zur Zeit der Vereinigung 
Elsass-Lothringens mit dem deutschen Reiche in Geltung wa- 
ren, bildeten kein geschlossenes, derselben Zeit entstammendes 
Ganze, sondern waren in einer Menge von Einzelgesetzen 
zerstreut.» ^). Die im Jahre 1871 bestehende Gezetzgebung 
hat vielfache Änderungen erlitten, wobei jedoch die dem 
französischen Recht entstammenden Grundzüge im wesentli- 
chen aufrecht erhalten bleiben. 

81. Das Wassergebiet besteht aus: 

l:o) Quell- und Regenwasser, Seen und Teichen; 
2:o) Nicht schiff- oder flössbaren Wasserläufen; 
3) Schiff- und flössbaren Wasserläufen. 

82. Der Eigentümer eines Grundstückes ist als solcher 
der Eigentümer der darauf befindlichen Quellen \ es macht 



^) Emil Huber, S. 9. 
^) Code civil Art. 641. 
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keinen Unterschied, ob das Wasser auf dem Grundstück ent- 
springt oder ob es mittels Grabungen oder Bohrungen an die 
Oberfläche gebracht wurde. Der Eigentümer kann über das 
Wasser nach seinem Belieben verfügen; er kann es gänzlich 
verbrauchen ^). Das aus einer Quelle abfliessende Wasser 
bleibt, solange das Wasser von dem Ursprungs-Grundstücke 
nicht abgeflossen ist, Bestandteil dieses Grundstückes. Wenn 
der Eigentümer des Ursprungsgrundstückes das Wasser auf 
ein fremdes unterhalb liegendes Grundstück abfliessen lässt, 
so wird es von der Grenzlinie der beiden Grundstücke ab 
ein nicht schiff- oder flössbarer Wasserlauf ^). Ohne aus- 
drückliche Bestimmung ist das Regenwasser, sobald es den 
Boden erreicht hat, als Eigentum des Grundeigentümers zu 
betrachten % 

Die grösseren Seen sind gewöhnlich Staatseigentum. Die 
Teiche gehören zum Privateigentum *). 

88. Betreffend die nicht schiff- oder flössbaren Wasserläufe 
gelten folgende Bestimmungen des Code civil: 

Art. 644. Celui dont la pro- Art, 644. Derjenige, dessen 

priet6 borde une eau courante, Eigentum an einen Wasserlauf 



I - 



autre que celle qui est declaree 
dependance du domaine public 
par l'art. 538 au titre de la 
distinction des biens, peut s'en 
servir ä son passage pour rirri- 
gation de ses proprietes. 

Celui dont cette eau traverse 
rheritage, peut meme en user 
dans rintervalle qu'elle y par- 
court, mais ä la Charge de la 
rendre, ä la sortie de ses fonds, 
ä son cours ordinaire. 



angrenzt, welcher nicht zu denen 
gehört, die in Art, 538 im Titel 
»von der Einteilung der Güter» 
als zum öffentlichen Gut gehö- 
rig erklärt wurden, kann sich 
desselben da, wo es vorbeifliesst, 
zur Bewässerung seiner Grund- 
stücke bedienen. 

Derjenige, durch dessen Grund- 
stück solches Wasser fliesst, 
kann auf der Strecke, welche es 
daselbst durchläuft, es sogar be- 
nutzen unter der Verpflichtung, 
es bei dem Austritt aus dem 



*) Emil Hüber, S. 17. 

'^) Emil Hüber, S. 18. 

®) Emil Hüber, S. 46. 

*) Emil Hüber, S. 48. 
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Grundstück seinem gewöhnlichen 
Laufe zurückzugeben. 
Art. 645. SMl s'eleve une Art 645. Wenn sich zwi- 

contestation entre les proprie- sehen den Eigentümern, denen 
taires auxquels ces eaux peuvent diese Gewässer nützlich werden 
etre utiles, les tribunaux, en pro- können, ein Streit erhebt, so ha- 
non^nt, doivent concilier Tin- ben die Gerichte bei ihren Ent- 
teret de Tagriculture avec le re- Scheidungen das Interesse der 
spect du ä la propriete: et, dans Landwirtschaft mit der dem 
tous les cas, les reglements par- Eigentum schuldigen Achtung 
ticuliers et locaux sur le cours in Einklang zu bringen; in allen 
et Tusage des eaux doivent etre Fällen müssen die besonderen 
observes. i^d örtlichen Verordnungen über 

den Lauf und die Benutzung 
der Gewässer beachtet werden. 
Die Frage, wer das Eigentumsrecht an den diesbezüg- 
lichen Wasserläufen habe, gehört zu den bestrittensten des 
französischen bürgerlichen Rechts. 

Es werden folgende vier Ansichten aufgestellt. 

a) die nicht schiff- oder flössbaren Wasserläufe, als 
ein aus der Wassersäule und dem sie einschliessenden Bette 
bestehendes Ganzes betrachtet, gehören zu den Sachen, welche 
Art. 538 des Code civil als öffentliches Staatsgut (»domaine 
public») bezeichnet; den Eigentümern stehen nur die im Ge- 
setz bestimmten Nutzungsrechte zu. 

b) Die Eigentümer der Ufergrundstücke sind Eigentu- 
mer des Flussbettes und der Wassersäule. 

c) Das Eigentum des Bettes steht den Eigentümern der 
Ufergrundstücke zu, die Wassermasse selbst ist niemandes 
Eigentum (res nullius). 

d) Das Bett und das Wasser der nicht schiff- oder 
flössbaren Wasserläufe gehört zu den Sachen, welche in nie- 
mandes Eigentum stehen und nach Art. 714 des Code civil 
dem allgemeinen Gebrauch dienen. 

Diese Ansicht wird von Huber als die herrschende be- 
zeichnet ^). In einer Entscheidung des Reichtsgerichts vom 
20 Nov. 1884 heisst es: 



^) Emil Huber. S. 53 — 54. 
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»Unter der Herrschaft des älteren französischen Rechts 
wurden infolge des Einflusses der Lehensverfassung die schiff- 
und flössbaren Flüsse als Eigentum des Königs, die nicht 
schiff- und flössbaren dagegen als den seigneurs haut justiciers 
gehörend erachtet. Nachdem die Lehensverfassung mit den 
daran sich knüpfenden Rechten durch die Revolutionsgesetz- 
gebung aufgehoben war, fiel das Eigentum der Flüsse über- 
haupt, namentlich auch der letzteren, der Nation, dem do- 
maine national, zu. 

Das Gesetz hat den Uferbesitzern einzelne bestimmte 
Gebrauchs- und Nutzungsrechte an den nicht schiff- und 
flössbaren Flüssen verliehen, aber das alles so, dass, sowohl 
mit Rücksicht auf die Art, wie dasselbe in verschiedenen ein- 
zelnen Bestimmungen die Rechtsstellung der Uferbesitzer nor- 
miert, als auch nach dem Inhalte und der Entstehungsgeschichte 
dieser Bestimmungen, die Annahme eines Eigentums dersel- 
ben ausgeschlossen erscheint» ^). • 

84. Aus dem Rechtssatz, dass die nicht schiff- oder 
flössbaren Wasserläufe zu den Sachen gehören, welche dem 
allgemeinen Gebrauche dienen und an welchen den Ufereigentü- 
mern nur einzelne bestimmte Gebrauchsrechte durch das Gesetz 
eingeräumt sind, ergibt sich nach Huber ^) folgendes : 

a) Das Gefälle des Wassers, die bewegende Kraft, ist 
nicht Eigentum der Angrenzer, denn das Gefälle ist ein Teil 
des Wasserlaufs selbst. Bewilligungen von Staueinrichtungen 
für Triebwerke werden in der Art erteilt, dass weder das zu- 
nächst oberhalb liegende Triebwerk noch die oberhalb liegen- 
den Grundstücke durch die Erhöhung des Wasserspiegels 
geschädigt werden. 

b) Die Ufereigentümer können nicht dagegen Einspruch 
erheben, dass andere Personen diese Wasserläufe mittels Na- 
chen befahren, selbst wenn das Wasser ein Grundstück nicht 
bloss berührt, sondern durchschneidet. 

c) Ein Ufereigentümer kann nicht verlangen, dass das 
von dem Eigentümer des gegenüberliegenden Grundstücks 
über die ganze Breite des Wasserlaufs angelegte Stauwehr auf 

^) Emil Hüber, S. 54—55. 
*) Emil Huber, S. 55 — 58. 
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die Hälfte der Breite verringert werde, sofern das Wehr ihn 
nicht in der durch das Gesetz ihm zugestandenen Benutzung 
des Wassers beeinträchtigt. 

d) Der Gebrauch des Wassers zum Baden, Wasser- 
schöpfen, Viehtränken u. s. w. ist jedermann, der einen Zu- 
gang zum Wasserlauf hat, gestattet. 

Die in Art. 644 des Code civil erwähnten Benutzungs- 
rechte stehen nur den Angrenzern (nicht den Hinterliegern) 
zu, d. h. den Eigentümern, deren Grundstücke den Wasser- 
lauf selbst berühren. 

85. Der Eigentümer eines Grundstücks, welches an den 
Wasserlauf angrenzt, kann sich des Wassers zur Bewässe- 
rung seines Eigentums bei dem Vorüberlauf bedienen. 

a) Er darf aber den Lauf des Wassers nicht ändern. 

b) Er kann auf seinem Grundstücke Wasserableitungen 
anbringen, nicht allein mittels Rinnen und Einschnitte, son- 
dern auch mittels Wehre und Schleusen. 

c) Der Eigentümer eines an den Wasserlauf nur auf 
der einen Seite angrenzenden Grundstücks hat im Grunde 
genommen nur Rechtsanspruch auf Benutzung des Wassers 
zur Bewässerung. Es ist doch entschieden, dass der An- 
grenzer das Wasser für ein Triebwerk benutzen darf, insofern 
diese Benutzung nicht eine grössere Wassermenge erfordert 
als dem Angrenzer für seinen Teil zukommt. 

d) Der Angrenzer darf das Wasser des Wasserlaufes 
nicht vollständig verbrauchen. 

e) Der Eigentümer eines an den Wasserlauf angrenzen- 
den Grundstücks ist verpflichtet, den Überschuss des auf sein 
Grundstück abgeleiteten Wassers in den Wasserlauf zurück- 
zuführen. 

f) Mit Zustimmung des gegenüberliegenden Angrenzers 
darf ein Angrenzer sich des Wassers zu anderen Zwecken 
als dem der Bewässerung bedienen. 

g) Dem Angrenzer steht das ausschliessliche Recht der 
Fischerei bis zur Mitte des Wasserlaufes zu. 

Der Eigentümer eines Grundstücks, welches von einem 
Wasserlauf durchflössen wird, darf das Wasser, so lange es 
durch das Grundstück läuft, nach seinem Belieben benutzen. 
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a) Er ist nicht auf Benutzung des Wassers zu land- 
wirtschaftlichen Zwecken beschränkt; es kann auch zu ge- 
werblichen Zwecken verwendet werden. 

b) Er darf das Flussbett verlegen und dem Wasser auf 
seinem Grundstück einen beliebigen Lauf geben ^). 

86, Für die schiff- and flössbaren Wasserläafe gelten fol- 
gende Bestimmungen: 



Art 538. Die Wege, Land- 
Strassen and anderen Strassen, 
deren Unterhaltung dem Staate 
obliegt, die schiff- oder flöss- 
baren Ströme und Flüsse^ die 
Küsten und Gestade des Meeres, 
die Häfen, Rheden und überhaupt 
alle Theile des Staatsgebiets, 
welche nicht Gegenstand des Pri- 
vateigentums sein können, wer- 
den als Bestandteile des öffent- 
lichen Staatsguts betrachtet 

Art 560. Die Inseln, Werder 
und Verlandungen, welche sich 
im Bette der Ströme oder schiff- 
oder flössbaren Flüsse bilden, 
werden Eigentum des Staats, 
sofern nicht gegenteiliger Titel 
oder Ersitzung vorliegt 
Bei dem Aufblühen des Feudalwesens in Frankreich 
zogen die Orundherren innerhalb der Grenzen ihrer Lehen 
an sich das Recht der Gerichtsbarkeit über die Wasserläufe 
und waren bestrebt, es allmählich in volles Eigentum umzu- 
vandeln. Allmählich suchte doch die königliche Gewalt die- 
sem Zustand ein Ende zu machen. Durch die Ordonnance 
des eaux et forets von 1669, erklärte Ludvig XIV sämtliche 
Flüsse des Königreichs, welche ihrer natürlichen Beschaffen- 
heit nach und ohne besondere Vorrichtungen Fahrzeuge zu 
tragen im stände waren, als Eigentum der Krone (»partie du 
domaine de notre couronne») ohne Rücksicht auf entgegen- 

^) Emil Huber, S. 60 — 64. 



Art. 538. Les chemins, rou- 
tes et rues k la Charge de l'Etat, 
les fleuves et rivieres navigables 
DU flottables, les rivages lais et 
relais de la mer, les ports, les 
havres, les rades et g£n6ralement 
toutes les portions du territoire 
fran^is, qui ne sont pas suscep- 
tibles d'une propriete privee, sont 
consideres comme des depen- 
dances du domaine public. 

Art. 560. Les lies, ilots, at- 
terrissements, qui se formen t dans 
le lit des fleuves ou des rivieres 
navigables ou flottables appar- 
tiennent ä l'ßtat, sMl n'y a titre 
ou prescription contraire. 
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stehende Titel oder Besitz. Die übrigen Feudalrechte (Abga- 
ben etc. an die Orundherren) wurden in der Nacht vom 4. 
auf den 5. August 1789 aufgehoben. 

Als schiff- oder flössbare Wasserläufe sind nicht dieje- 
nigen anzusehen, welche nur zur Trift (flottage ä bfiches per- 
dues») dienen. 

Um einen Wasserlauf als schiff- oder flössbar erschei- 
nen zu lassen, wird erfordert, dass er geeignet ist als Ver- 
kehrsweg von einem Hafen zum anderen zu dienen. 

Ein Wasserlauf ist nur von dem Punkt ab, an welchem 
er schiff- oder flössbar wird, als öffentlich zu betrachten. Der 
oberhalb dieses Punktes gelegene Teil des Flusses ist dem- 
nach als ein nicht schiff oder- flössbarer Wasserlauf anzu- 
sehen. 

Da jedoch die Schiffbarkeit eines Flusses wesentlich 
durch die Wassermenge des oberen Teiles bedingt sein kann, 
ist es allgemein anerkannt, dass die Staatsregierung berechtigt 
ist, an dem oberen Teil alle Unternehmungen, welche die 
Schiffbarkeit zu beeinträchtigen geeignet sind, zu untersagen. 

Das Bett eines schiff- oder flössbaren Wasserlaufs ge- 
hört zum öffentlichen Staatsgut; die Grenze zwischen dem 
Flussbett und dem angrenzenden Eigentum wird durch die 
Linie gebildet, welche das Wasser bei hohem Stande noch 
erreichen kann, ohne dass es auszutreten beginnt ^). 

»Die Schiffbarkeit (Flössbarkeit) besagt nichts anderes, 
als dass ein Fluss sowohl seiner Tiefe, Breite und Strömung 
nach geeignet ist, mit Schiffen (Flössen) befahren zu werden 
als auch, dass das öffentliche Interesse es erfordert, ihn als 
Wasserstrasse zu erhalten oder einzurichten» ^). 



f) Die übrigen Teile des deutschen Reichs. 

87. Das Herzogtum Oldenburg hat eine »Wasserrechtsord- 
nung» vom 20. Nov. 1868 % Dieselbe beruht auf der Unter- 
scheidung von öffentlichen und Privatgewässern (»nicht öffent- 



*) Emil Hüber. S. 75—77. 
') Emil Huber, S. 84. 

8) PÖZL, S. 35. 
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liehen Wasserzügen»). Die erste Kategorie wird in »öffentliche 
Gewässer des Staates^ und in »öffentliche Wasserzüge» der 
Gemeinden geteilt. Jene werden im Gesetze mit Namen auf- 
gezählt; zu diesen gehören die Flüsse, Bäche, Kanäle und 
Zuggräben, welche in das »Wasserzugsregister» eingetragen 
sind. 

88. Das Herzogtum Braunschweig hat ein Wassergesetz 
vom 5. August 1876 *), in welchem die Einteilung der Gewäs- 
ser in y> öffentliche und Privatgewässer» sich findet. »Als öf- 
fentliche Gewässer sollen jene Wasserläufe (natürliche oder 
korrigierte) gelten, welche sich in ihrem Laufe durch mehrere 
Feldmarken oder Gemeindemarkungen erstrecken. Als Pri- 
vatgewässer, die als Zubehör der betreffenden Grundstücke 
zu betrachten sind, erklärt das Gesetz vor allem die ge- 
schlossenen Wasser, dann die Abflüsse aus ihnen, solange 
sie sich nicht in ein fremdes Privat- oder öffentliches Ge- 
wässer ergossen und das im Eigentum eines bestimmten 
Grundbesitzers befindliche Grundstück nicht verlassen haben, 
und endlich diejenigen fliessenden natürlichen Wasserzüge, 
welche zwar die Grenzen der zusammenhängenden Grundbe- 
sitzungen desjenigen, auf dessen Grund und Boden sie ent- 
springen, überschreiten, jedoch eine andere Feldmark oder 
Gemeindemarkung nicht erreichen». 

89. Das Grossherzogtum Hessen ^) hat ein Gesetz vom 30. 
Juli 1887 über die Bäche und die nicht ständig fliessenden 
Gewässer, welches alle Bäche für öffentliche Gewässer erklärt 
und ihren Gebrauch staatlicher Beaufsichtigung unterstellt. Die 
Rechtsverhältnisse der schiffbaren Flüsse sind durch das Damm- 
bau-Gesetz vom 14. Juni 1887 geregelt. 

90. Die Wassergesetze der sächsich-thüringischen Staaten 
(Weimar 1854 mit Nachtrag von 1872, Meiningen 1872, Gotha 
1859, Koburg 1871, Altenburg 1865, Rudolf Stadt 1868, mit 
Nachtrag von 1869, Sondershausen 1858, Reuss j. Linie 1872) 
folgen im grossen und ganzen dem bayerischen Wasserge- 
setze als Muster. Diese Gesetze (wie dasjenige von Braun- 



^) PözL, s. 36—37. 
') Leüthold, S. 21. 
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schweig) ziehen der Privatwillkür engere Schranken als das 
preussische Wasserrecht *). 

91. Dem Königreich Württemberg fehlt es bis jetzt an ei- 
nem Wassergesetz *). 



II. Österreich-Ungarn. 

92. Die zwei Staatsgebiete — die 17 im Reichsrate vertre- 
tenen Länder und die Länder der ungarischen Krone haben 
je ihre besondere Wassergesetzgebung. 

a) Österreich. 

98. Nach der Reichsverfassung ist die Zivilgesetzgebung 
Reichs-, die Landeskulturgesetzgebung aber La/^/e^angele- 
genheit. Dementsprechend besteht gegenwärtig in Öster- 
reich ein Reichsgesetz vom 30. Mai 1869, betreffend die der 
Reichsgesetzgebung vorbehaltenen Bestimmungen des Was- 
serrechts, und eine Reihe von 17 fast wörtlich gleichlauten- 
den Landswassergesetzen von Jahren 1870—1875. Da die 
Landwassergesetze alle Bestimmungen des Reich swasserge- 
setzes aufgenommen haben, genügt es in der Regel, ein Lan- 
desgesetz zu untersuchen, um die ganze österreichische Was- 
sergesetzgebung kennen zu lernen. 

Die österreichischen Gesetze haben die bayerische Was- 
sergesetsgebung zum Vorbild genommen % 

94. Hier folge ich dem böhmischen Gesetze vom 28. Au- 
gust 1870. 

»Flüsse und Ströme sind von der Stelle an, wo deren 
Benutzung zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flossen 
beginnt, mit ihren Seitenarmen öffentliches Gut und behalten 
diese Eigenschaft auch dann, wenn diese Benutzung zeitweise 
unterbrochen wird oder gänzlich aufhört» (§ 2). Das Gesetz 
legt auf die wirkliche Benutzung der Flüsse zur Schiffahrt 



*) Leuthold, S. 21. 
*) Leuthold, S. 20. 
«) PözL, S. 42. 



71 

oder Flösserei Gewicht und ist in dieser Beziehung der Tag, 
an welchem das Reichsgesetz in Wirksamkeit trat, als der 
entscheidende Zeitpunkt anzusehen ^). 

95. »Auch die nicht zur Fahrt mit Schiffen oder gebunde- 
nen Flössen dienenden Strecken der Ströme und Flüsse, so- 
wie Bäche und Seen und andere fliessende oder stehende 
Gewässer sind öffentliches Gut, in so weit sie nicht infolge 
gesetzlicher Bestimmungen oder besonderer Privatrechtstitel 
jemandem zugehören» (§ 3). 

96. »Nachstehende Gewässer gehören, wenn nicht von 
anderen erworbene Rechte entgegenstehen, dem Grundbe- 
sitzer: 

a) das in seinen Grundstücken enthaltene unterirdische 
und aus demselben zu Tage quellende Wasser, mit Ausnahme 
der dem Salzmonopole unterliegenden Salzquellen und der 
dem Bergregal gehörigen Zementwasser; 

b) die sich auf seinen Grundstücken aus atmosphäri- 
schen Niederschlägen ansammelnden Wässer; 

c) das in Brunnen, Teichen, Zisternen oder anderen 
auf Grund und Boden des Grundbesitzers befindlichen Be- 
hältern, oder in von demselben zu seinen Privatzwecken an- 
gelegten Kanälen, Röhren etc. eingeschlossene Wasser; 

d) die Abflüsse aus den vorgenannten Gewässern, so 
lange sich erstere in ein fremdes Privat- oder in ein öffentli- 
ches Gewässer nicht ergossen und das Eigentum des Grund- 
besitzers nicht verlassen haben (§ 4). 

Das Grundwasser muss ebenso wie die aqua profluens 
und das Meer als res omnium communis angesehen werden *). 

97. Ist die privatrechtliche Eigenschaft eines fliessenden 
Gewässers sichergestellt, so ist dasselbe — sofern nichts ande- 
res nachgewiesen wird — als Zubehör derjenigen Grund- 
stücke zu betrachten, über welche oder zwischen welchen es 
fliesst, und zwar nach Massgabe der Uferlänge eines jeden 
Grundstückes (§ Q). Die Grundbesitzer der beiden Uferseiten 
sind in Ermangelung eines anderen Rechtsverhältnisses ins- 



*) Randa, S. 26. Bern. 6. 
*) Randa, S. 37. 



72 

besondere berechtigt, die vorbeifliessende Wassermenge zu 
gleichen Teilen zu benützen ^). 

In der Regel sind — im Zweifel — alle fliessende Ge- 
wässer als öffentliche anzusehen ^). 



b) Ungarn. 

98. Nach dem ungarischen Wassergesetz vom 23. Juni 1885 
sind das Ufer und das Bett der Gewässer Eigentum des 
Uferbesitzers und ein untrennbarer Bestandteil des Uferbesit- 
zes. Bei gegenüberliegenden Uferbesitzungen bildet die Mit- 
tellinie des Bettes die Besitzgrenze (§ 4). 

Der Besitzer des Flussbettes und des Ufers kann jedoch 
sein Eigentumsrecht nur ausüben, wenn es ohne Beeinträch- 
tigung der Wasserbenützung möglich ist (§ 6). 

99. Das Wassergebiet wird in die »unter freier Verfügung» 
und in die »unter behördlicher Verfügung» stehenden Ge- 
wässer geteilt. Zu jenen gehören »solche Gewässer und 
deren Abflüsse, welche aus Quellen, Grundwassern oder Nie- 
derschlägen entspringen», über welche derjenige, auf dessen 
Besitz die Niederschläge niedergegangen sind, insolange frei 
verfügen kann, bis das Wasser die Grenze seines Besitzes 
nicht verlassen hat (§ 10). 

Zu diesen gehören alle andere Gewässer, über welche 
die Behörde, gemäss den in dem Wassergesetze enthaltenen 
Bestimmungen, verfügt (§ 18). 



II!. Die Schweiz. 



100. Alle die 25 Kantone oder Halbkantone der schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft haben je ihre Wasserrechtsordnung. 
Die kantonalen Wasserrechte können nach dem Stande 
der Gesetzgebung in drei Gruppen geteilt werden. Die erste 
Gruppe hat moderne Wasserrechte. Die zweite Gruppe hat 



^) Randa, S. 35 — 36. 
2) Randa, S. 42. 
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ausführliche, aber im wesentlichen auf älterer Grundlage auf- 
gebaute Gesetze. Die dritte Gruppe endlich entbehrt eine ir- 
gend wie erheblichere Wassergesetzgebung ^). 
a) Kantone mit modernen Wassergesetzen, 

101. Glarus. Hier war zunächst nach dem bürgerlichen Ge- 
setzbuch § 55 jeder Uferbesitzer berechtigt, für gewerbliche 
Zwecke die vorhandene Wasserkraft zur Hälfte zu benutzen. 
Da der Missbrauch dieses Wasserrechts zu grossen Miss- 
ständen geführt hatte, ist zuerst mit einem Gesetze von 1869 
und darauf mit zwei Gesetzen (Gesetz betreffend die polizei- 
liche Aufsicht über die öffentlichen Gewässer und den Uferschutz 
vom 4. Mai 1890 und Gesetz betreffend die Benutzung der Ge- 
wässer vom 8. Mai 1892) »eine sehr beachtenswerte Ordnung 
geschaffen worden» ^). 

Im Gesetze vom 4. Mai 1890 »werden die Seen, Flüsse 
und diejenigen Bäche, welche zur Anlage von grösseren Was- 
serwerken (Hochdruckleitungen, Weihern, Schleusen und ähn- 
lichen Vorrichtungen) benutzt werden, als öffentliche Gewäs- 
ser bezeichnet und die Erstellung von Bauten und Stauvor- 
richtigungen an denselben von einer regierungsrätlichen Be- 
willigung abhängig gemacht» ^). 

102. S:t Gallen: Nach dem Gesetze über Benützung von Ge- 
wässern vom 23. November 1893 unterstehen sämmtliche im 
Gebiete des Kantons befindliche Flüsse, Bäche und Seen dem 
Hoheitsrechte des Staates (Art. 1). 

108. Ticino (Tessin): Das Fischereigesetz vom 13. Juni 1845 
erklärt die Seen und Flüsse (nicht Bäche) als öffentliche Ge- 
wässer. Das jetzt geltende Gesetz vom 17. Mai 1894 (^ Legge 
risguardante la utitizzazione della aque^) hat folgende Bestim- 
mungen: 

Art. 1. Le aque dei laghi, »Art, 1. Die Gewässer der 

fiumi e torrenti non possono es- Seen, Flüsse und Bäche dürfen 

sere derivate od utilizzate a scopi nicht für gewerbliche oder land- 

industriali od agricoli senza pre- wirtschaftliche Zwecke ohne vor- 



^) Eugen Huber, S. 7—10. 

•) Eugen Huber, S. 10; Jegher, S. 15. 

*) JEGHER, S. 15. 



^ 
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via concessione 
dello Stato. 



deir autorita ausgegangene Verleihung der 

Staatsbehörden abgeleitet werden. 



Privatrechte an einem Gewässer können nach folgenden 
Bestimmungen festgestellt werden: 



Art. 2. Per la constatazione 
dei diritti acquisiti sarä per cura 
del Consiglio di Stato eretto un 
regolare catasto. 

II catasto comprenderä tutti 
i laghi, fiumi e torrenti, che ca- 
dono sotto l'applicazione della 
präsente legge, e dovrä essere 
eretto e pubblicato nel termine 
di un anno dalla entrata in vi- 
göre della legge. 

Art. 2. Nel termine di un 
anno dalla pubblicazione del ca- 
tasto descrittivo, chiunque pre- 
tenda avere un diritto acqvisito 
sulle acque specificati nello stesso, 
dovrä notificarlo al Consiglio di 
Stato. 

Ogni diritto notificato sarä 
pubblicato nel Foglio Officiale- 
Le eventuali contestazione saran- 
no communicate al Consiglio di 
Stato nel termine di tre mesi. 
Lo Stato stesso poträ soUevare 
contestazione. 

Se il diritto sarä contestato, 
Chi lo pretende dovrä, entro il 
termine di tre mesi dalla noti- 
ficatagli contestazione, spiegare 
azione innanzi al giudice com- 
petente per farlo riconoscere e 
per ottenere quindi, in caso di 



Art IL Behufs Feststellung 
der erworbenen Rechte soll auf 
Veranlassung des Staatsrates ein 
beständiger Wasserrechtskata- 
ster aufgestellt werden. Der Ka- 
taster soll alle diejenigen Seen, 
Flüsse und Bäche verzeichnen, 
welche unter den Bereich des be- 
treffenden Gesetzes fallen, und 
binnen fahresfrist vom Inkraft- 
treten des Gesetzes an errichtet 
und veröffentlicht werden. 

Art IIL Wer binnen fahres- 
frist von der Veröffentlichung des 
Katasters Rechte an den in dem- 
selben spezifizierten Gewässern 
erworben zu haben meint, muss 
dies dem Staatsrate anzeigen. 

jeder angemeldete Rechtsan- 
spruch ist in dem Gesetzblatt be- 
kannt zu machen. Etwaige Ein- 
sprüche sind bei dem Staatsrat 
binnen drei Monaten einzugeben. 
Dem Staat selbst steht es zu, 
Einsprüche zu erheben. 

Wird das Recht bestritten, 
soll derjenige, welcher darauf 
Ansprüche macht, binnen drei 
Monaten, nach dem der Ein- 
spruch ihm zugestellt wurde, vor 
dem zuständigen Richter den Pro- 
zess eröffnen, um im Falle einer 
günstigen Entscheidung die Re- 
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giudizio favorevole, la inscrizio- 
ne nel catalogo. 

Questi termini sono peren- 
torii. 

Nel catasto dei diritti d'aqua 
verrano man mano inscritte le 
nuove concessioni. 



gistrierung desselben zu erhal- 
ten. 

Diese Fristen sind unabän- 
derlich. 

In den Kataster der Wasser- 
rechte sind die neuen Konzessio- 
nen der Reihe nach einzutragen». 



Alle Gewässer bis auf jene, an welchen Privatrechte 
nachgewiesen werden, sind als öffentliche Gewässer erklärt ^). 
104. Geneve (Genf): Für diesen Kanton gilt jetzt »Loi gene- 
rale sur les routes, la voirie, les constructions, les cours d'eau, 
les mines et Texpropriation » vom 15. Juni 1895, durch wel- 
ches u. a. Tarticle 538 du Code civil und »les lois sur les 
concessions ä bien plaire du 5 octobre 1872 et du 29. mai 
1886» abgeschafft sind. 

Die wichtigsten Bestimmungen sind die folgenden: 



Art. 1. — Les routes can- 
tonales et communales, ainsi que 
les eaux cantonales et commu- 
nales, sont des dependances du 
domaine public et sont au nom- 
bre des choses auxquelles la pre- 
scription n'est pas applicable. 

Toute occupation du domain 
public n' existe qu'ä bien plaire 
et reste soumise aux dispositions 
de la presente loi. 

Aucune concession ou au- 
torisation accord6e par Tadmini- 
stration ne prejudicie aux droits 
des tiers. 

Art. 129. - Le Conseil d'Etat 
determine par arretes le classe- 



Art L Die Strassen des Kan- 
tons und der Gemeinden, wie 
auch die Gewässer des Kantons 
und der Gemeinden sind Zubehör 
des öffentlichen Gutes und unter 
den Sachen, auf welche die Ver- 
jährung nicht anwendbar ist 

Besitznahme von öffentlichen 
Gütern ist statthaft nur gegen 
Widerruf, und ist den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes unter- 
worfen. 

Keine von der Verwaltungs- 
behörde gewährte Konzession 
oder Genehmigung darf die Rech- 
te Dritter beeinträchtigen, 

Art 129. Der Staatsrat ent- 
scheidet durch Verfügungen über 



*) Jeoher, S. 26. 
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ment de tous cours d'eau exi- 
stant dans le canton. 

Ce classement est divise en 
quatre categories: 

La premiere comprendra le 
lac et les grands cours d'eau re- 
levant du domaine public: le 
Rhone et PArve. 

La seconde comprendra les 
petits cours d'eau relevant du 
domaine public, savoir: 

1 :o) L' Aire, la London, et la 
Versoix, dans tout le territoire 
du canton; 

2:o) Toutes les eaux dont le 
cours, ou le milieu du cours, 
sert de frontiere avec les Etats 
voisins, dans la partie seulement 
qui fait limite; 

3:o) Le cours de la Laire, 
depuis le point oü eile commence 
ä servir de limite au canton, jus- 
qu'ä son embouchure dans le 
Rhone; 

4:o) Le cours entier de la 
Seymaz, depuis Tecluse situee aux 
Marais, jusqu'ä son embouchure 
dans TArve. 

5:o) Le cours de TAvril de- 
puis et y compris le pont de Mer- 
disel, jusqu'ä sa jonction avec le 
Rhone, sous Peney. 

La troisieme comprendra les 
cours d'eau appartenant en tout 
ou en partie ä des communes 
ou ä des particuliers, qui caus- 
ent ou qui peuvent causer un dom- 
mage d'un caractere general par 



die Klassifizierung aller im Kan- 
ton vorhandenen Wasserläufe. 

Die Klassifizierung zerfällt 
in vier Kategorien: 

Die erste umfasst den See 
und die grossen Wasserläufe, die 
öffentliche Güter sind: die Rhone 
und die Arve, 

Die zweite umfasst die klei- 
neren Wasserläufe, welche öffent- 
liche Güter sind, nämlich: 

l:o) die Aire, die London und 
die Versoix im ganzen Gebiet 
des Kantons; 

2:o) Alle Gewässer, deren 
Lauf oder die Mitte des Laufes 
zur Grenzscheide gegen die Nach- 
barstaaten dient, aber nur in 
dem Teil, der die Grenze bildet 

3:o) Der Lauf der Laire von 
dem Punkte an, wo sie beginnt 
als Grenze des Kantons zu die- 
nen bis zu ihrer Mündung in 
die Rhone, 

4:o) Der ganze Lauf der Sey- 
maz von der Schleuse bei les 
Marais bis zu der Mündung in 
die Arve, 

5:o) Der Lauf der Avril, von 
und einschliesslich der Brücke bei 
Merdisel bis zur Vereinigung mit 
der Rhone unterhalb Peney. 

Die dritte umfasst die den 
Gemeinden oder Einzelnen ganz 
oder teilweise gehörenden Was- 
serläufe, welche durch Über- 
schwemmungen, Dammbrüche, 
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des inondations, des ruptures de 
digues, des formations de ma- 
rais etc. 

Le quatrieme comprendra tous 
les autres cours d'eau. 

Le Conseil d'Etat ddterminera 
les largeurs necessaires aux diffe- 
rents cours d'eau. 

Art. 130. — Les arretes de 
Classification sont publies dans la 
Feuille d'avis officielle. 

Chaque interresse pourra re- 
courir: 

1:0) A l'autorite judiciaire, 
contre ou pour le classement d'un 
cours d'eau dans la troisieme ca- 
tegorie, si la reclamation du pro- 
prietaire n'est pas admise par Tau- 
torite administrative; 

2:o) Au Conseil d'Etat, contre 
ou pour le classement dans la 
derniere categorie. 

Ces recours seront formes, 
sous peine de decheance avant 
l'expiration du delai de 30 jours 
des la susdite Insertion. 

Toutes les modifications qui 
pourront etre apportees par la 
suite au susdit classement se- 
ront soumises aux memes for- 
malites. 

Art. 131. — Le lac et les 
grands cours d'eau du domaine 
public relevent entierement de 
TEtat. 



Sumpfbildang etc, einen allge- 
meineren Schaden verursachen 
oder verursachen können. 

Die Vierte umfasst alle übri- 
gen Wasserläufe. 

Der Staatsrat stellt die für 
die verschiedenen Wasserläufe 
nötige Breite fest, 

Art 130. - Die Klassifizie- 
rungsverfügungen werden in dem 
amtlichen Gesetzblatte be- 
kannt gemacht. 

Jeder Beteiligte kann Einsprü- 
che erheben. 

l:o) Bei der gerichtlichen Be- 
hörde gegen oder für die Klas- 
sifizierung eines Wasserlaufs in 
die dritte Kategorie, wenn der 
Einspruch des Eigentümers von 
der Verwaltungsbehörde zurück- 
gewiesen wird. 

2:o) Bei dem Staatsrat ge- 
gen oder für die Klassifizierung 
in die letzte Kategorie. 

Diese Einsprüche müssen, bei 
Verlust der Klage, binnen 30 
Tagen nach der hier oben er- 
wähnten Bekanntmachung einge- 
reicht sein. 

Alle Abänderungen der er- 
wähnten Klassifizierung, die in 
der Folge geschehen können, sind 
denselben Formalitäten unter- 
worfen. 

Art. 131. Der See und die 
grossen öffentlichen Wasserläufe 
stehen ganz unter der Botmäs- 
sigkeit des Staates. 



78 



106. Valais (Wallis): »Loi du 27 mai 1898 concernant les 
concessions de forces hydrauliques» hat diese Bestimmung: 



Art. 1. — Les eaux du 
Rhone et du iac Leman, dans la 
zone valaisanne, etant la pro- 
priet6 de I'Etat, leur concession 
est accordee par le Conseil d'E- 
tat. 

Les eaux des rivieres, des tor- 
rents et des canaux etant la pro- 
priete des communes, sont conce- 
dees par celles-ci dans le perime- 
tre de leur territoire, 

II en est de meme des eaux 
des lacs appartenant aux com- 
munes. 

Les droits des tiers sont re- 
serves. 



Art 1. — Da die Gewäs- 
ser der Rhone und des Genfer- 
sees auf dem Gebiete des Kan- 
tons Wallis Eigentum des Staa- 
tes sind, hängt die Konzession 
zur Benutzung derselben vom 
Staatsrate ab. 

Da das Wasser der Flüsse, 
Ströme und Kanäle den Gemein- 
den, soweit sich ihr Gebiet er- 
streckt, gehört, so wird die Be- 
nutzung desselben von den letz- 
teren bewilligt — — — — — 

Dasselbe gilt vom Wasser 
der den Gemeinden gehörenden 
Seen, 

Das Recht des Dritten ist 
vorbehalten. 



106. Vaud (Waadt): Dieser Kanton gründet sein Wasserrecht 
auf den Code civil und Code rural des Kantons Vaud und hat 
dasselbe in der *Loi du 18 f^vrier IQOl et Reglement du 26 
avril 1901 sur l'utilisation des lacs et cours d'eau d^pendant 
du domaine public» des näheren geregelt. 

Art. 342 des Code civil lautet: 

Les routes, les rivieres, les Landstrassen, Flüsse, Seen, 

lacs, les rivages, les ports et ge- Ufer, Häfen und im allgemeinen 



neralement toutes les portions du 
territoire cantonal qui ne sont 
pas susceptibles d'une propriete 
privee, sont consideres comme des 
dependances du domaine public. 



alle diejenigen Teile des kanto- 
nalen Gebiets, die nicht Gegen- 
stand privaten Eigentumsrechts 
sind, werden als Zubehör des öf- 
fentlichen Guts betrachtet. 

h) Kantone mit älteren Wassergesetzen, 
107. Bern: Die Grundlage des Wasserrechts ist das berni- 
sche Zivilgesetzbuch für den alten Kanton und der Code civil 
für den neuen Kantonteil Jura, sowie »das Gesetz über den 
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Unterhalt und die Korrektion der Gewässer und die Austrock- 
nung von Möösern und anderen Ländereien» vom 3. April 
1857. 

»Alle Oewässer, welche zur Schiffahrt oder Flösserei 
benutzt werden, sind öffentliche Sachen* (§ 1 des Gesetzes 
vom 3. April 1857.). 

Die Privatgewässer sind teils solche, welche nicht unter 
öffentlicher Aufsicht, teils solche, welche unter öffentlicher 
Aufsicht stehen. 

Zu jenen gehören die Gewässer, welche nicht zur Schiff- 
fahrt oder Flösserei benutzt werden. Dieselben gehören, wo 
nicht bestehende Rechte davon abweichen, zu den Grund- 
stücken, in welchen sie sich befinden, oder zwischen welchen 
sie hindurchfliessen (§ 31 des Gesetzes vom 3. April 1857.). 

»Privatgewässer, welche durch Überschwemmung, Ufer- 
bruch, Geschiebstrieb oder Versumpfung gemeinschädlich 
wirken, oder bei fortdauernder Vernachlässigung ihres Unter- 
haltes später voraussichtlich gemeinschädlich werden, können 
vom Regierungsrate unter öffentliche Aufsicht gestellt wer- 
den» (§ 36 des Gesetzes vom 3 April 1857). 

In einer »Verordnung betreffend Bezeichnung der öffent- 
lichen Gewässer und der unter öffentliche Aufsicht gestellten 
Privatgewässer» vom 22. Januar 1884 wird angegeben, welche 
Wasserläufe, Teile von Wasserläufen und Seen öffentliche 
Gewässer sind und welche unter öffentlicher Aufsicht stehen. 
Die Anzahl der ersteren ist 34. 

108. Luzern: Das »Gesetz über Wasserrechte» vom 2. März 
1875 erklärt »Seen, Flüsse und Bäche, an denen sich nicht 
ein hergebrachtes Privatrecht nachweisen lässt», als öffent- 
liche Gewässer (§ 1.). 

Nur Teiche und Kanäle, sowie künstliche Wasserleitun- 
gen sind Gegenstände des Privatvermögens. »Das auf einem 
Grundstück entspringende oder darauf sich natürlich sam- 
melnde Wasser wird, so lange es auf diesen Gründstück ver- 
bleibt, als ein Bestandteil des Grundstückes behandelt (§ 1.) 

»Die öffentlichen Gewässer bilden ein zur allgemeinen 
Benutzung bestimmtes Gemeingut»; und deren Regelung steht 
dem Regierungsrate zu» (§ 2). 
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»Dem Eigentümer von sogenannten geschlossenen Pri- 
vatgewässern (Teiche, Kanäle, Quellen) steht ausschliesslich die 
Verfügung über solches Wasser zu». (§ 15). 

»Privatflüsse und Bäche werden mit Inbegriff des beste- 
henden Gefälls als Zubehör der Grundstücke betrachtet, zwi- 
schen welchen sie hindurchfliessen, nach Massgabe der Ufer- 
länge eines jeden Grundstückes >. »Gehören die Ufer verschie- 
denen Eigentümern, so bildet die durch die Mitte der Flusses, 
nach Massgabe des mittleren Wasserstandes, gezogene Linie 
die Eigentumsgrenze, soweit diese Grenze nicht bereits in 
anderer Art festgesetzt ist». (§ 20). 
109. Schaff hausen: Das »Gesetz über die Gewässer» vom 
17 Januar 187Q erklärt Seen, Flüsse und in der Regel auch 
die BächCy soweit sich an denselben nicht ein hergebrachtes 
Privatrecht nachweisen lässt» als Gemeingut (Art. 1.). 

Nur angelegte Teiche und Kanäle sind Gegenstand des 
Privatvermögens (Art. 1.). 

Die öffentlichen Gewässer zerfallen in zwei Klassen: 

a) Zur ersten gehören der Rhein und die Wutach; 

b) Zur zweiten 8 näher angegebene Bäche mit ihren 
Zuflüssen (§ 24.). 

HO. Zürich: Das Wasserrecht ist im privatrechtlichen Ge- 
setzbuch (1887 §§ 210— 22Q), sowie in einem besonderen 
»Gesetzt betreffend die Benutzung der Gewässer und das 
Wasserbauwesen» vom 14 April 1872 enthalten. 

Seen, Flüsse und in der Regel auch Bäche, so weit sich 
an denselben nicht ein hergebrachtes Privatrecht nachweisen 
lässt, sind Gemeingut. Angelegte Teiche und Kanäle sind Ge- 
genstand des Privatvermögens. Das auf einem Grundstücke 
entspringende Quellwasser wird, so lange es auf diesem 
Grundstück verbleibt, als ein Bestandteil des Grundstückes 
behandelt ^). 

111. Freiburg: Der Code rural enthält Bestimmungen über 
Wasserrechtsverhältnisse. 

Jede Benutzung der öffentlichen Gewässer ist von einer 
durch den Staat zu erteilenden Konzession abhängig. 



^) Jegher, S. 5. 
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Nur die Uferbesitzer können eine Konzession erhalten. 
Von Privatgewässern handelt der Code rural nur mit 
Bezug auf Bewässerungsanlagen ^). 

112. Solothurn: Das »Gesetz über Wasserbau und Entsump- 
fungen» vom 4. Juni 1858 erklärt alle Flüsse und diejenigen 
Bäche, welche nicht erweisliches Eigentum des Dritten sind 
als öffentliche Gewässer. 

Als Privatgewässer gelten solche, welche erweisliches pri- 
vatrechtliches Eigentum des Dritten sind; und gehören zu den- 
selben Grundstücken, zwischen welchen sie hindurchfliessen ^). 

113. Basel-Landschaft: Nach dem »Gesetze über die Gewäs- 
ser und die Wasserbaupolizei» vom Q.Juni 1856 mit einer Er- 
läuterung der §§ 4 und 38 vom 12. April 1859 und eine Zusatz- 
bestimmung vom 28. Februar 1860 sind alle natürliche Wasser- 
läufe öffentliche Gewässer, während als Privatgewässer nur die 
aus öffentlichen Gewässern durch künstliche Vorkehrungen 
oder Kanäle abgeleiteten Wässer gelten und die auf dem 
Grundbesitze entspringenden oder niederfallenden Wasser, so 
lange sie den Grundbesitz nicht verlassen haben % 

114. Aargau: Artikel 1 des »Gesetzes über die Benutzung der 
Gewässer zur Betreibung von Wasserwerken» vom 28 Hor- 
nung (Februar) 1856 bestimmt. 

»Die Benutzung der Gewässer zu Betreibung von Was- 
serwerken ist ein Hoheitsrecht des Staates. Bei Gewässern, 
auf welche Drittpersonen Rechte zustehen, hat der Staat, 
wenn er solche kraft seines Hoheitsrechtes erwerben will, 
volle Entschädigung zu leisten.» 

Diese Privatgewässer beschränken sich auf eine Anzahl 
kleiner Gewässer, die im Eigentum von Gemeinden sind, so- 
wie auf ehehafte Wasserrechte, die bereits vor dem Jahre 1804 
ausgeübt wurden und seit jener Zeit keinen Zins entrichten *). 

115. Neuchätel (Neuenburg): 

Artikel 1 der »Loi sur les cours d'eaux et sur les con- 
cessions hydrauliques» vom 29. November 1869 verfügt: 

^) Jegher, S. 17. 

«) Jegher, S. 18. 

s) Jegher, S. 19. 

*) Jegher, S. 24. 



82 



Les rivieres, les cours d'eau 
et leurs rives fönt partie du 
domaine public, dans les limites 
prevues par Tart. 388 du code 
civil. 

Art. 4. lautet: 

Les sources ou fontaines, re- 
connues propriete privee, sont 
regies par les dispositions du 
Code civil. 

L'Etat conserve neanmoins 
sur ces eaux un droit de sur- 
veillance generale, dans Sinte- 
ret de la salubrite et de la se- 
curite publique. 



Flüsse, Wasserläufe nebst 
ihren Ufern sind Teile des öf- 
fentlichen Guts, mit dem in Art 
388 des Code Civil vorgesehe- 
nen Beschränkungen. 



Quellen, welche als privates 
Eigentum anerkannt sind, sind 
den Verfügungen des Code civil 
unterworfen. 

Der Staat behält indessen, 
im Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege und Sicher- 
heit ein Beaufsichtigungsrecht 
über diese Wasser, 



C. Kantone ohne erheblichere Wasserrechts- 
gesetzgebung. 

116. Betreffend diese Gruppe von Kantonen ist folgendes 
anzuführen. 

117. Schwyz: Ein kantonales Wasserrecht besteht nicht, son- 
dern es verfügen in einzelnen Bezirken, wie in Schwyz, Gersau 
und Einsiedeln, die Bezirksgemeinden über die Wasserkräfte 
der grösseren Wasserläufe. Das Benutzungsrecht der Was- 
serkräfte an Bächen beanspruchen die anstossenden Grund- 
besitzer ^). 

118. Obwalden: Ein »Gesetz über Wasserpolizei, Wasser- 
rechte, Gewässerkorrektion und Enteignungswesen» vom 9. 
April 1877 nennt die Gewässer, welche als öffentliche Ge- 
wässer zu gelten haben, wonach nur noch kleine Teiche und 
Quellen Privatgewässer verbleiben ^). 

119. Nidwaiden: Nach einigen Bestimmungen in der »Voll- 
ziehungsverordnung zum Bundesgesetze über Wasserbaupo- 



^) Jegher, S. 13. 
^) Jeoher, S. 14. 



i'rj**'^ 






^) Jegher, S. 14. 

') Jegher, S. 13. 

*) Jegher, S. 19. 

*) Jegher, S. 16. 

^) Jegher, S. 21. 

^) Jegher, S. 21. 
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lizei» vom 22. Juni 1877 wird die Errichtung der Wasser- i 

Werksanlagen an eine regierungsrätliche Bewilligung und an 
die Zahlung einer Aversalgebühr von Fr. 100 bis Fr. 1000 
geknüpft. Letztere fällt zur Hälfte dem Staate und zur ande- ? 

ren Hälfte denjenigen Uferbesitzern zu, welche auf der Strecke 
unterhaltspflichtig sind ^). 

120. Uri: Eine ^Verordnung betreffend Feststellung des Staats- 
eigentums an Seen und Flüssen und Benutzung öffentlicher 
Gewässer» vom 27. October 18Q1 bezeichnet die Seen und ' a 
die Reuss nebst acht Zuflüssen, den Sisikonerbach und den 
Isenthalerbach als öffentliche Gewässer. Die weiteren Rechte, 
welche Gemeinden, Korporationen und Private besitzen, sind 
näher nicht ausgemittelt ^). 

121. Basel-Stadt: Das Eigentumsrecht über die Wasserkräfte 
steht teils dem Kanton, teils den Einwohnergemeinden, teils 
Einzelnen zu ^). 

122. Zug: Der Kanton hat nur in seinem privatrechtlichen 
Gesetzbuch Bestimmungen hinsichtlich der Wasserwerke. 

Die Flüsse, Seen und Bäche werden als zu öffentlichem 
Gebrauch bestimmte Sachen erklärt. 

Bei Flüssen und Bächen, die an ihren beiden Ufern die 
Liegenschaften verschiedener Eigentümer bespülen, ist jeder 
Ufereigentümer — vorbehalten die Benutzung der Gewässer 
zu öffentlichem Gebrauche — berechtigt, die vorhandene Was- 
serkraft zur Hälfte zu benutzen % 

123. Appenzell A, Rh,: Nach dem »Gesetze über die Liegen- 
schaften» vom 28. April 1889 (§ Q). sind Flüsse und Bäche 
öffentliche Gewässer mit Vorbehalt hergebrachter Privatrechte. 
Quellen, Teiche und Kanäle gelten als Privateigentum ^). 

124. Appenzell J. Rh.: Das Hoheitsrecht über die Verwen- 
dung der Wassergefälle kommt dem Kanton zu ^). 

125. Graubünden: Nach § 224 des Privatrechts sind alle nicht 




1 
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nachweisbar dem Privateigentum anheimgefallenen Gewässer 
als Eigentum derjenigen Gemeinde zu betrachten, auf deren 
Gebiet sie sich befinden. 

Flüsse, Bäche und Seen können, als zum öffentlichen 
Gebrauch bestimmte Sachen, mit Vorbehalt der zur Regulie- 
rung erlassenen Verordnungen, von jedermann frei benutzt 
werden ^). 

126. Thurgau: Nach dem »Gesetz über die Ausübung der Ar- 
beits-, Erwerbs-, und Handelsfreiheit vom 20. Oktober 1832» 
und nach dem »Gesetz betreffend den Unterhalt und die Kor- 
rektion der öffentlichen Flussgewässer vom 29. Mai 1866» gel- 
ten alle grösseren Gewässer als öffentliche Gewässer, die unter 
Staatsaufsicht stehen. Die Eigentümer sind berechtigt, auf 
eigenem Grund und Boden Wasserwerke zu errichten ^). 



IV. Frankreich. 

127. Das ursprünglich geltende römische Wasserrecht erlitt 
während der Zeit des Feudalwesens grosse Veränderungen. 
Indem man das Hoheitsrecht mit dem Eigentumsrecht ver- 
wechselte, wurden auch die Wasserläufe zu dem Patrimonium 
des Königs gezählt und als Regal betrachtet. 

Im Anschluss an den Rangunterschied zwischen König 
und Lehnsherren entstand auch ein Unterschied zwischen 
schiffbaren und nicht-schiffbaren Flüssen; erstere wurden zu 
dem Eigentum des Königs gerechnet, letztere standen unter 
demjenigen der Lehnsherren. 

Während der grossen Revolution wurden durch den 
Beschluss vom 4. Aug. 1789 das Feudalwesen abgeschafft 
und in Verbindung damit alle feudale Rechte an Gewäs- 
sern aufgehoben. Das Wasser hörte auf, Eigentum des Kö- 
nigs oder der Lehnsherren zu sein, und wurde dafür den 
res publicce beigezählt. In einem Dekret vom 22. Dez. 1789 
wurde bestimmt, dass Wälder, Flüsse (rivieres), Strassen und 



^) Jegher, S. 23. 
2) Jeoher, S. 25. 
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andere res communes unter der Oberaufsicht und Pflege der 
Verwaltungsbehörde stehen sollten, wobei kein Unterschied 
zwischen schiffbaren und nicht-schiffbaren Gewässern gemacht 
wurde. Das Recht die Wasserläufe zu Fischerei, Verkehr, 
Wasserleitungen etc. zu benutzen, war gemeinschaftlich, so 
dass der Code rural vom 28. Sept. 1791, eben wegen des ge- 
meinschaftlichen Rechts, den Uferbesitzern sogar bei schiff- 
baren Flüssen das Recht gestattet, Wasseranlagen auszuführen. 

Allein dies gemeinschaftliche Recht in seinem ursprüng- 
lichen Sinne wurde bald beschränkt. 

Bereits ein Dekret vom 12. Aug. 1790 machte es der 
öffentlichen Verwaltung zur Pflicht, für die Erhaltung des 
freien Laufes der Wasserläufe Sorge zu tragen und die- 
selben mit Rücksicht auf das Gemeinwohl zu verwalten; 
und ein anderes Dekret vom 28. Sept. 1791 gab den Departe- 
mentsverwaltungen das Recht zu bestimmen, wie der Wasser- 
stand in den Flüssen erhalten werden sollte, um niemand 
zu beschädigen ^). 

In die neue Napoleonsche Gesetzgebung wurde in- 
dessen der Unterschied zwischen schiffbaren und nicht-schiff- 
baren Flüssen wieder eingerückt; und diesen Unterschied hat 
auch das jetzt geltende Wasserrecht beibehalten. 

128. »Loi du 8 avril 1898 sur le regime des eaux» hat 
in mehreren Beziehungen das ältere auf den Code civil ge- 
gründete Wasserrecht geändert. 

Durch Aenderung der Artikel 641, 642 und 643 des 
Code civil hat das Gesetz neue Bestimmungen betreffend 
Regenwasser und Quellen (»eaux pluviales et sources») einge- 
führt. 

Die folgenden sind die wichtigsten 

Art. 641. Tout propiretaire a Art 64 L Jeder Grundbezit- 

le droit d'user et de disposer zer hat das Recht, das auf sei- 
des eaux pluviales, qui tombent nem Boden niederfallende Regen- 
sur son fonds. wasser zu benutzen und über 

dasselbe zu verfügen. 



^) Pacelli, N:is 6—8. 
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La meme dispösiiion est 
applicable aux eaux de sources 
nees sur un fonds. 

Lorsque, par des sondages 
ou des travaux Souterrains, un 
proprietaire fait surgir des eaux 
dans son fonds, les proprietai- 



Dieselbe Bestimmung ist auf 
das Wasser der auf einem Grund- 
stück entspringenden Quellen an- 
zuwenden. 

Wenn ein Grundbesitzer wegen 
Bohrung oder unterirdischer Ar- 
beiten Wasser auf seinem Grund 
ausf Hessen lässt, ist der niedriger 



res des fonds inferieur doivent liegenden Grundbesitzer pflich- 
les recevoir; mais ils ont droit tigy dies zu emfangen; er hat 



ä une indemnite en cas de dorn- 
mages resultant de leur ecoule- 
ment. 

Art. 642. Celui qui a une 
source dans son fonds peut 
toujours user des eaux ä sa vo- 



aber Recht zum Ersatz für die 
Schäden, die diesem Ausfluss zu- 
folge entstehen, 

Art, 642. Einem jeden, der 
eine Quelle auf seinem Grund hat, 
steht immer das Recht zu, in- 



lonte dans les limites et pour nerhalb der Grenzen und für 
les besoins de son heritage. das Bedürfnis seines Eigentums 

das Wasser beliebig zu benut- 
zen, 
Art. 643. Si des la sortiedu Art. 643. Wenn das Quell- 

fonds oü elles surgissent, les wasser nach dem Ausflüsse von 
eaux de sources forment un cours dem Grundbesitz eine Wasseran- 
d'eau offrant le caractere d'eaux samlung bildet, die als öffentli- 
publiques et courantes, le pro- ches fliessendes Wasser charak- 
prietaire ne peut les detourner terisiert werden kann, steht es dem 
de leurs cours naturel au pre- 
judice des usages inferieurs. 



Grundbesitzer nicht zu, es von 
seinem natürlichen Wege fortzu- 
leiten zum Nachteil der niedri- 
ger liegenden Grundbesitzer, 

129. Die Wasserläufe werden eingeteilt in: 

l:o) »Cours d'eaux non-navigables et non-flottables » 
(nicht -schiff- oder -flössbare Wasserläufe). 

2:6) »Ri viferes flottables ä büches perdues» (Wasserläufe, 
welche zur Trift dienen). 

3:o) »Fleuves et rivieres navigables ou flottables» (schiff- 
oder flössbare Wasserläufe). 

130. Was die nicht schiff- oder flössbaren Wasserläufe be- 
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trifft, so ist zu bemerken, dass das neue Gesetz den Uferbe- 
sitzern das Eigentumsrecht über das Bett nach Massgabe der 
folgenden Bestimmungen zugestanden hat: 



Art 5. Das Bett der nicht- 
schiffbaren and nicht'flössbaren 
Wasserläufe gehört den Eigen- 
tümern der beiden Ufer. 

Wenn beide Ufer verschie- 
denen Eigentümern gehören, so 
ist jeder von ihnen Besitzer des 
Bettes zur Hälfte^ nach Mass- 
gäbe einer Linie, die man sich in 
der Mitte des Wasserlaufs ge- 
zogen denkt, jedes entgegensetzte 
Recht oder Präskription vorbe- 
halten. 

Jeder Uferbesitzer hat das 
Recht, in dem ihm gehörenden 
Teil des Bettes die natürlichen 
Erzeugnisse sich zu Nutze zu 
machen, Schlamm, Sand und 
Steine abzuführen unter der Be- 
dingung, dass er die gewöhnli- 
chen Abflussverhältnisse des 
Wassers nicht abändere und 
dies Ausschlämmen in Gemäss- 
heit der im Kap, III dieser Ab- 
teilung gegebenen Vorschriften 
bewerkstellige. 
Das Benutzungsrecht (le droit d'user) über das Wasser 

aber steht den Ufereigentümern nicht anders als innerhalb der 

vom Gesetz gezogenen Grenzen zu (Art. 2). 

Eine allgemeine Beschränkung dieses Wasserrechts ist 

die Verpflichtung, sich nach den erteilten reglementarischen 

Vorschriften und administrativen Bestimmungen zu richten 

(Art. 2). 

Der Gegenstand dieser Bestimmungen ist in Art. 8—17 

des Gezetzes näher angegeben. 



Art. 3. Le lit des cours d'eau 
non navigables et non flottables 
appartient aux proprietaires des 
deux rives. 

Si les deux rives appartien- 
nent ä des proprietaires diffe- 
rents, chacun d'eux a la pro- 
priete de la moitie du lit, sui- 
vant une ligne que Ton suppose 
tracee au milieu du cours d'eau, 
sauf titre ou prescription con- 
traire. 

Chaque riverain a le droit 
de prendre, dans la partie du 
lit qui lui appartient, tous les 
produits naturels et d'en extraire 
de la vase, du sable et des pier- 
res, ä la condition de ne pas 
modifier le regime des eaux et 
d'en executer le curage confor- 
mement aux regles etablies par 
le chapitre III du present titre. 
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131. Die mit Triftholz flössbaren Wasserläufe sind im allge- 
meinen denselben Bestimmungen, wie die nicht schiff- oder 
flössbaren Wasserläufe unterworfen (Art. 30). 

Nicht schiff- oder flössbare Wasserläufe können durch 
Erlass der Staatsbehörde in Wasserläufe dieser Kategorie um- 
gewandelt werden (Art. 31). 

182. Die schiff- oder flössbaren Wasserläufe sind nach Art. 
538 des Code civil »d^pendences du domaine public». 

Art. 34 des Gesetzes vom 8. April 18Q8 wiederholt und 
präzisiert diese Bestimmung wie folgt: 

Les fleuves et les rivieres na- Art 34, Grosse Flüsse und 

vigables ou f lottables avec ba- andere schiffbare oder mit Boo- 



teaux, trains ou radeaux fönt 
partie du domaine public depuis 
le point oü ils commencent ä 
etre navigables ou flottables jus- 
qu'ä leur embouchure. 

Font egalement partie du do- 
maine public: 

1 :o) Les bras meme non na- 
vigables et non flottables, lorsqiV 
ils prennent naissance au-dessous 
du point oü les fleuves et rivier- 
es commencent ä etre naviga- 
bles ou flottables; 

2:o) Les noues et boires qui 
tirent leurs eaux des memes fleu- 
ves et rivieres. 



ten, ungebundenen oder gebun- 
denen Flössen flössbare Wasser- 
läufe bilden einen Teil des 
öffentlichen Guts von dem Punkte 
ab, wo sie anfangen schiff- oder 
flössbar zu sein bis zu ihrer 
Mündung. 

Zum öffentlichen Gut gehören 
ebenfalls: 

l:o Selbst die nicht- schiff- 
oder flössbaren Arme, wenn sie 
unterhalb des Punktes, wo die 
Flüsse und Ströme anfangen 
schiff- oder flössbar zu sein, ent- 
springen. 

2:o) Die Moräste und Was- 
seransammlungen, die denselben 
Flüssen und Strömen ihr Was- 
ser entnehmen. 



V. Italien. 

133. Die moderne italienische Wassergesetzgebung gründet 
sich auf Codice Albertino, welcher, ohne zwischen schiffbaren 
und nicht-schiffbaren Wasseriäufen zu unterscheiden, im 
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Art. 420 alle Flüsse und Ströme als »demaniali» (öffentliche 
Güter) erklärt. 

Diese Bestimmung ist in dem noch geltenden Codice 
civile italiano vom 25. Juni 1865 aufgenommen, dessen Art. 
427 erklärt, dass — / fiumi e torrenti (Flüsse und Ströme) 
— — fanno parte del demanio pubblico (Teile des öffentlichen 
Guts bilden)». 

La legge sui lavori pubblici (das Gesetz über öffentliche 
Arbeiten) vom 25. März 1865, das kurz vor dem Codice ci- 
vile veröffentlicht wurde, gibt im Titel III den öffentlichen 
Gewässern einen viel grösseren Umfang als der Codice ci- 
vile, indem darin nicht nur Flüsse und Ströme, sondern auch 
Kanäle, Seen und natürliche Bäche zu den öffentlichen Gewäs- 
sern gezählt werden. 

Kap. V dieses Gesetzes ist aufgehoben und durch 
»Legge concernente le derivazioni di acque pubbliche» vom 
10. August 1884 ersetzt worden. 

Schliesslich hat ein Gesetz vom 30. März 1893 verschie- 
dene Artikel in Kap. I, II und III desselben Gesetzes über 
öffentliche Arbeiten, namentlich betreffend die Verteilung der 
Kosten für den Unterhalt öffentlicher Gewässer, abgeschafft 
und ersetzt *). 
134. Aus der obigen Darstellung geht als unzweifelhaft her- 
vor, dass i fiumi e i torrenti öffentliche Gewässer sind. Da 
aber das administrative Gesetz als öffentliche Gewässer auch 
Seen und Bäche etc. erklärt, so entsteht die wichtige Frage, 
wie diese Bestimmung dem Zivilgesetze gegenüber zu deuten 
sei. Die hierüber herrschende Unsicherheit wird nicht besei- 
tigt durch das Gesetz vom 10. August 1884, das nur den 
Wortlaut des Gesetzes vom 25. März 1865 wiederholt, dass nie- 
mand ohne Bewilligung der Staatsregierung oder ohne »un 
titulo legittimo» (Rechtstitel) öffentliche Wasser ableiten möge. 
Freilich hat das Gesetz vom 10. August 1884 im Art. 25 fol- 
gende praktische Vorschrift: 

Per cura del Ministero dei Art, 25. Durch Fürsorge des 

lavori pubblici saranno formati Ministeriums für öffentliche Ar- 



1) Pacelli, S. 18—20. 
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gli elenchi delle acque pub- 
bliche nel teritorio di ciascu- 
na provincia del Regno, e gli 
elenchi stessi saranno pubblicati 
in tutte le provincie interessate 
nel corso di acqua. 

Gli interessati avranno di- 
ritto di presentare entro un ter- 
mine di tre mesi i loro reclami. 

Gli elenchi verranne appro- 
vati per decreto reale, sentiti i 
consigli provinciali delle provin- 
cie interessate nel corso d'acqua, 
il consiglio dei lavori pubblici 
ed il consiglio di Stato, e salvo, 
in caso di controversia, la com- 
petenza del potere giudiziario. 



beiten sollen Register über die 
öffentlichen Gewässer innerhalb 
des Gebietes jeder Provinz des 
Staates geführt werden, welche 
Register in allen an dem Was- 
serlauf beteiligten Provinzen zu 
veröffentlichen sind. 

Die Beteiligten haben das 
Recht, binnen einer Frist von 
drei Monaten ihre Einsprüche 
einzureichen. 

Die Register sollen durch kö- 
niglichen Erlass genehmigt wer- 
den, nachdem die zuständigen 
Behörden in den an dem Was- 
serlauf beteiligten Provinzen ge- 
hört worden sind; der Direktion 
für öffentliche Arbeiten und dem 
Staatsrat steht, im Fall eines 
Streites, die Entscheidung zu. 



Allein diese Bestimmung entscheidet nicht die Frage, 
ob Gewässer in die Register einzutragen seien oder nicht, 
sondern setzt dieselbe als bereits gelöst voraus. 

Mehrere Versuche zur Lösung der Frage sind gemacht 
worden. Pacelli ^) nimmt an, dass das Gesetz vom 20. März 
1865 betreffend öffentliche Arbeiten ein Gewässer für öffent- 
lich im technischen und römischrechtlichen Sinne als dem 
Staat zugehörige Sache erkläre; und dass einige der kleineren 
Gewässer öffentliche, andere private seien, je nachdem sie im 
Stande seien, öffentlichen oder nur privaten Interessen zu 
dienen. 

Das italienische Recht hat, nach dem Vorbilde des rö- 
mischen Rechts die Schiffbarkeit als Merkmal eines öffentli- 
chen Flusses nicht angenommen. Nach Pacellis Ansicht bildet 
die Möglichkeit eines Gewässers, öffentlichen Zwecken zu 

N:o 57. 
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dienen — und zwar nicht nur den der Navigation, sondern 
auch Bewässerungs- und Kraftzwecken — das Kriterium, ob ein 
Gewässer öffentlich oder privat sei ^). 

Nach Pacelli ^) sind in die Wasserkataster einzutragen: 
a) alle fiumi (Flüsse) schiffbare und nicht-schiffbare, b) tor- 
renti (Ströme) gewisser Art, c) Seen, Bäche, fossati (Gräben), 
colatori, wenn sie an und für sich öffenth'chen Zwecken die- 
nen können, d) Kanäle für Navigation, Bewässerung oder Ent- 
wässerung, dem Staate gehörend, sie mögen demaniali oder 
patrimoniali sein, e) Quellen und direkte oder unmittelbare 
Zuflüsse irgend einer der eben aufgezählten Arten von Gewäs- 
sern von derjenigen Stelle ab, wo sie mit einer bedeutenderen 
Wassermenge fliessen. 

185. Mit Bezug auf das Recht, die privaten Gewässer aus- 
zunutzen, gilt Art. 543 des Codice civilCy so lautend: 



Quelle il cui fondo costeg- 
gia un' acqua che corre natu- 
ralmente e senza opere manu- 
fatte, tranne quella dichiarata de- 
maniale dalF articolo 427, o sulla 
quäle altri abbia diritto, puö, 
mentre trascorre, farne uso per 
la irrigazione dei suoi fondi o 
per l'esercizio delle sue Industrie, 
a condizione perö di restituirne 
le colature e gli avanzi al corso 
ordinario. 



Quelle il cui fondo e attra- 
versato da questa acqua, puö an- 
che usarne nello intervallo in cui 
essa vi trascorre, ma coli' obbligo 



Art. 543, Derjenige, an des- 
sen Grundstück ein Gewässer 
vorbeifliesst, das einen natürli- 
chen, nicht künstlichen Lauf hat, 
ausgenommen das im Art 427 
erwähnte, oder ein solches wo- 
rüber ein anderer verfügt, kann 
es, so lange es an seinem Grund 
vorbeifliesst, zur Bewässerung 
seiner Felder oder zum Betrieb 
seiner eigenen industriellen An- 
lagen benutzen unter der Be- 
dingung jedoch, dass er die 
Durchsickerungen und den Über- 
schuss in den gewöhnlichen Lauf 
zurückführe. 

Derjenige, dessen Grundstück 
von diesem Gewässer durch- 
flössen wird, kann es auch 
benutzen, so lange es durch 



1) Pacelli, N.o 67. 

«) Pacelli, N:o 104. 
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di restituirla al corso ordinario das Grandstück fliesst, jedoch 
mentre esce da' suoi terreni. mit der Verpflichtung den ge- 

wöhnlichen Lauf wiederherzu- 
stellen^ ehe es seinen Grund ver- 
lassen hat. 



VI. .Norwegen. 

136. In Norwegen wie in Schweden hat die mittelalterliche 
Vorstellung vom privaten Eigentumsrecht über das Wasser 
geherrscht, und diese Vorstellung ist sehr ernst gemeint ge- 
wesen, wenn sie auch nicht immer und überall hat durchgeführt 
werden können. Sie hat auch in den ersten geschriebenen 
Gesetzen Norwegens ihre Stütze gefunden, zu einer Zeit, da 
die Grundbesitzer alle Veranlassung hatten, ihre Rechte zu 
wahren. Damals waren freilich keine andere Interessen als 
die der Fischerei und gewissermassen die der Landwirtschaft 
an die Wasserläufe des Landes geknüpft. Das allgemeine 
Verkehrsrecht ist zwar immer anerkannt gewesen, aber in die- 
sem hat man keine Herrschaft über die Substanz des Was- 
sers erblickt. Erst viel später in der Zeit meldete sich das 
Flössereiinteresse und von verhältnismässig jungem Datum 
sind die Dampfschiffahrt und die Industrie mit ihren man- 
nigfaltigen Forderungen auf Anteil an dem Wasser als Trieb- 
kraft '). 

137. Um Norwegen ein Wassergesetz zu geben, wurde am 
22. Januar 1876 eine Kommission eingesetzt, welche am 20. 
Juni 1881 einen Vorentwurf nebst Anträgen herausgab. Nach- 
dem dieser Vorentwurf in verschiedenen Punkten umgearbei- 
tet worden war, wurde am 1. Juli 1887 das »Lov om Vas- 
dragenes Benyttelse» (Gesetz betreffend die Benutzung der 
Wasserläufe) veröffentlicht. ^ 

Da dieses Gesetz sich an das ältere Recht so eng als 
möglich anschliesst, ist dasselbe wesentlich als eine Kodifika- 

1) Dahl, S. 3. 
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tion der früher geltenden Gesetze und Rechtsnormen betref- 
fend die Benutzung der Wasserläufe anzusehen ^). 
138. Der das Gesetz beherrschende Grundgedanke ist der, 
dass der Grundeigentümer den an sein Grundstück stossenden 
Teil eines Wasserlaufes oder Wassergebiets besitze. 

Die Gesetzkommission vom 22. Januar 1876 spricht 
sich in dieser Beziehung folgendermassen aus ^): 

»In Norwegen ist dagegen (Gegensatz: das europäische 
Festland), wie in Schweden und Finnland, das volle Eigentums- 
recht des Grundbesitzers an dem auf seinem Grund fliessen- 
den Wasser von alters her sowohl in der Theorie als in der 
Praxis anerkannt gewesen, ohne Rücksicht darauf, ob das Ge- 
, Wässer gross oder klein, schiffbar oder nicht, Salz- oder Süss- 
wasser ist. Das Eigentumsrecht haftet an dem Grund bis an 
dessen Grenze, und es macht keinen Unterschied, ob er trocke- 
nes Land oder von Wasser bedeckt ist. — Neben dem Grund- 
eigentumsrecht wird das Recht des Publikums anerkannt, 
die von Natur dazu geeigneten Gewässer als Verkehrsmittel 
(zur Schiffahrt oder Flösserei) zu benutzen; der Eigentümer 
muss sich enthalten, diese Benutzung zu verhindern und 
die Übelstände, die sie mit sich bringt, ertragen, wie er 
etwa selbst in seiner eigenen Benutzung des Wassers we- 
gen des Verkehrs und der Flösserei vielen Beschränkungen 
unterworfen ist. Allein der eigentliche Herr des Gewässers 
bleibt immer er; es ist sein Eigentum, das der Verkehr, 
obgleich ohne Ersatz, benutzt, der Verkehr und die Flos- 
serei sind nicht als Inhaber von Rechten an dem Wasser 
dem Eigentümer koordiniert: werden ihretwegen weiter ge- 
hende Arbeiten oder Anlagen erforderlich, müssen sie entwe- 
der die Erlaubnis des Grundbesitzers einholen oder von ihm 
das Recht dazu durch Expropriation erwerben — während er 
seinerseits alles unternehmen kann, was nicht direkt dem Ver- 
kehr oder der Flösserei entgegensteht. Einen Unterschied . 
zwischen öffentlichen und privaten Gewässern giebt es nur, 
insofern der Umstand, dass ein Wasserlauf von Natur nicht 



1) Oth. Prp, N:o 13 (1886), S. 2. 

2) ANTRÄGE, S. 27—28. 
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fahrbar ist, die Benutzung desselben seitens des Publikums 
tatsächlich ausschliesst». 

Diese Vorstellung von dem Eigentumsrecht des Besit- 
zers über das Wasser, das sich auf seinem Grund befindet, 
ist indessen anderseits Gegenstand einer scharfen Kritik ge- 
wesen. 

Der Staatsrat Dahl ^) weist die Ungereimtheit dieser An- 
schauung nach und hebt hervor, dass es nur ein an den Raum 
geknüpftes Anbringungsrecht (»Anbringelseret»), welches häu- 
fig zugleich auf eine zufällige Benutzung der fliessenden Was- 
serteile berechnet ist, was die Vorstellung von einem Eigen- 
tumsrecht über diese Teile, selbst während der Fahrt, hervor- 
gerufen habe. 

Eine solche Auffassung kann man sich indessen nur 
auf Kosten der Stärke und Festigkeit des Eigentumsrechtes 
selbst durchgeführt denken; und wenn diese Meinung den- 
noch in dem Gesetze festgestellt worden ist, so ist hierdurch 
nur die Zahl der juristischen Fiktionen vermehrt worden. 

Die rechtliche Bedeutung der Eigentumsbezeichnung, 
sagt Dahl, ist die, »dass jede Verfügung über das auf sei- 
nem Grund befindliche Wasser, welche nicht von Dritten aus- 
geübt ist oder ausgeübt werden kann, dem Grundbesitzer 
zusteht. Ob etwas] für den Grundbesitzer gewonnen ist da- 
durch, dass dies auffangende Recht den Namen von Eigen- 
tum erhalten hat, bleibt jedoch dahingestellt. Es scheint al- 
lerdings, als habe die Zusicherung von Vorrechten seitens 
des Gesetzes durch Befriedigung des Grundbesitzersbewusst- 
seins vollen Dienst leisten können». 

139. Die wichtigsten hierauf bezüglichen positiven Bestim- 
mungen sind die folgenden: 

»Ober Quellen, Teiche und dergleichen kleinere Was- 
seransammlungen hat derjenige Eigentümer, auf dessen Grund 
sich dieselben befinden, volles Verfügungsrecht, so dass er, 
falls keinem anderen ein besonderes Recht zusteht, die Ge- 
wässer ausgraben, ausfüllen und deren Ablauf sperren kann» 

(§ ")• 



1) Dahl, S. 4—11. 
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Was das Recht an Wasserläufen mit Binnenseen betrifft, 
so enthält § 1 die Hauptvorschrift, so lautend: 

§ 1. Orundeieren er som saa- § 1. Dem Grundbesitzer als 

dan, hvor ikke saerlige Retsfor- solchem steht, wo nicht besondere 
hold medfere Afvigelser, tillige Rechtsverhältnisse entgegenste- 
eiendomsberettiget til det Vand, hen, zugleich das Eigentumsrecht 
som findes paa Gründen, vaere über das auf seinem Grund be- 
sig Inds0, Elv eller Baek, med findliche Wasser zu, es möge ein 
den Begraendsning, som folger Binnensee, ein Fluss oder Bach 
af Lov eller Saedvane. sein, mit der aus Gesetz oder 

Gewohnheitsrecht folgenden Be- 
schränkung, 

Die Grenzen zwischen den verschiedenen Grundstücken 
im Wasser werden so bestimmt: 

Zwischen gegenüberliegenden Grundstücken wird die 
Grenze in Flüssen oder Bächen von »Vasfarets Djupaal» ^), 
d. h. von dem Talweg des Gewässers *) gebildet (§ 2); 
zwischen benachbarten Grundstücken wird die Grenze in der 
Weise bestimmt, dass jeder Punkt des Grundes demjenigen 
Ufer zugehört, welchem er bei niedrigem Wasserstand am 
nächsten liegt (§ 4). 

In der letzterwähnten Weise wird auch die Grenze 
zwischen den Uferbesitzern in Binnenseen festgestellt (§§ 
2 — 4). In der Regel scheint die Absicht zu sein, dass alle 
Binnenseen in solcher Weise zwischen den Uferbesitzern sollen 
verteilt werden können. Aus einer beschränkenden Bestim- 
mung im § 3 geht indessen hervor, dass ein gewisser Was- 
sergrund in Binnenseen dem Eigentumsrecht nicht unterworfen 
worden sei. Dies wird auch bestätigt durch die Anträge 
der Gesetzeskommission ^), welche hervorheben, dass es in 



1) Dahl, S. 12—17. Anträge des Gesetzes Kommission, S. 28—29. 

*) In einer deutschen Darstellung: »Die Norwegischen Wasser- 
rechtsverhältnisse», welche mir gütigst zur Verfügung gestellt wurde von 
dem norwegischen Departement für die öffentlichen Arbeiten, ist Diupaal 
mit Talweg übersetzt. 

») S. 2Q— 30. Siehe auch Oth. Prp. N:o 133; 1886, S. 5 und Dahl, 
S. 17—19. 
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leitungen und Wasserwerke, Verordnungen, welche jedoch das 
Eigentumsrecht über das Wasser auf dieselbe Weise wie 
früher regeln ^). f 

Wegen der Unsicherheit betreffend das Eigentumsrecht 
über das Wasser, die sich immer mehr geltend machte, und 
um die Gesetzgebung den Anforderungen der neueren Zeit 
anzupassen, ging man an die Ausarbeitung einer ganz neuen 
Wassergesetzgehung. Nachdem eine Wassergesetzkommission 
in den Jahren 1893 und 1895 besondere Spezialgesetze, und 
eine Fischereikommission im Jahre 1898 Spezialgesetze be- 
treffend die übrigen Teile der Wassergesetzgebung beantragt 
hatten, wurden auf dieser Grundlage 12 besondere Verord- 
nungen am 19. September 1902 erlassen. Von diesen er- 
wähnen wir als die für unsere Untersuchung wichtigsten: 
»Lag om vattenrätten » (Gesetz über das Wasserrecht) so- 
wie »Lag innefattande bestämmelser om räskillnad i vatten 
och skifte af vattenomräde» (Gesetz enthaltend Bestimmungen 
über die Grenzscheidung in Gewässern und Verteilung der 
Wassergebiete). 

141. Diese neue finnische Wassergesetzgebung hat ihr gröss- 
tes Interesse darin, dass durch sie das Prinzip vom Eigen- 
tumsrecht des Uferbesitzers über das ausserhalb des Ufers 
befindliche Wasser entschieden festgestellt worden ist. Wie 
ich unter der Abteilung Schweden näher begründen wer- 
de, kann man auf die Grundlage des schwedischen Rechts 
auch ein allgemeines vom Rechte des Ufereigentümers un- 
abhängiges Wasserrecht aufbauen. Zu einer solchen Ent- 
wicklung hat sich nunmehr Finland jede Möglichkeit abge- 
schnitten. 

Die neue Gesetzgebung ist auf dem Grundsatze auf- 
gebaut, dass das Wassergebiet des Landes zwischen den Dörf- 
ern (oder mit diesen vergleichbaren Grundstücken) und den 
ausserhalb der Dörfer liegenden Gebietsteilen verteilt sind. 

Das Wasser gehört also nicht jedem beliebigen Ufer- 
besitzer, wie z. B. in Norwegen, sondern in erster Reihe den 
Dörfern. 



^) Lang, S. 26. 
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In dieser Beziehung herrschte früher in Finnland eine 
grosse Unsicherheit, eine Unsicherheit, die in Schweden im- 
mer noch besteht. In der Regel hat bei Teilung der Dorf mark 
zwischen den Dorfgenossen die Teilung nur den Boden, 
nicht das Wasser umfasst. In diesem Fall hat sich in der 
Rechtspflege eine Auffassung geltend gemacht, dass das Was- 
ser fortwährend als ungeteilt und gemeinschaftlich zu be- 
trachten sei, während eine andere darauf besteht, dass das 
Wasser durch die Teilung des Grund und Bodens als ge- 
teilt angesehen werden solle, so dass das Wasser demjenigen 
Hofe gehören würde, welchem Grund und Boden am Was- 
ser zugeteilt worden ist ^). Durch die neue finnische Gesetz- 
gebung hat die erstere Ansicht den Sieg davongetragen. 
142. Die Hauptbestimmungen betreffend die Verteilung des 
Wassergebiets finden sich im »Gesetz über die Grenzschei- 
dung in Gewässern und die Verteilung des Wassergebiets». 
Es wird vorausgesetzt, dass die Wasserläufe im Anschluss an 
die Bastimmungen in Kap. 12 § 4 des Jordabalk im Gesetz- 
buche des Jahres 1734 geteilt werden müssen, so dass zwei 
bei einander liegende Dörfer je die Hälfte des Wasserlaufes 
erhalten. 

Für die Teilung der Binnenseen giebt es dagegen aus- 
drückliche Vorschriften. In dieser Beziehung wird zwischen 
grösseren und kleineren Seen oder Teilen von Seen unterschie- 
den. Zu den ersteren werden solche Binnenseen oder Fjorde 
gerechnet, die an Länge und Breite mindestens 8 Kilometer 
erreichen, zu den letzteren alle anderen. In den grösseren 
Binnenseen oder Fjorden erstreckt sich das Ufereigentums- 
recht eines Dorfes »500 meter von der Stelle ausserhalb des 
Ufers an, wo bei gewöhnlichem Wasserstand eine Tiefe von 
2 Meter beginnt» (§ 2). Zwischen an einander liegenden Dör- 
fern wird die Grenze in grösseren Seen nach Massgabe der Ge- 
markung eines jeden bestimmt, »so dass jedes über den Teil 
des Wassers und den darunter liegenden Grund verfügt, der 
seinem Ufer näher als dem eines anderen ist» (§ 1). Kleinere 

*) Serlachius S. 6 — 8. Lang S. 66 — 67. 

Schwedischerseits wurde die letztere Auffassung von Dahlbero, S. 
73 ff., die erstere von Äström: >Vattenrätt^, S. 99 ff. vertreten. 
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Binnenseen oder Fjorde müssen dagegen ganz zwischen den an- 
stossenden Dörfern verteilt werden; und hierfür gilt die letzt- 
erwähnte Bestimmung des § 1 ohne Beschränkung. 

Diese Bestimmungen über das Feststellen der Grenzen 
der Dörfer in Binnenseen finden sich nicht in dem älteren 
finnischen, wie auch nicht in dem jetzt geltenden schwedi- 
schen Recht. Dasselbe gilt von den Formalitäten bei Fest- 
stellung dieser Grenzen. 

148. Früher hatte die Gesetzgebung kein besonderes Ver- 
fahren für die Bestimmung der Grenzscheiden der Dörfer 
in Gewässern vorgeschrieben, sondern vorausgesetzt, dass die 
Dorfgenossen selbst, wo es not täte, unmittelbar nach den 
im Gesetze gegebenen Normen die Grenzen der Dörfer im Ge- 
wässer feststellen könnten. Wenn ein Rechtsstreit über das 
Eigentumsrecht an einem gewissen Wassergebiet entstand, 
wurde er nach vorausgegangener Besichtigung durch das Ge- 
richt oder den Feldmesser entschieden, mit direkter Anwen- 
dung der im Gesetz gegebenen Vorschriften über die Wasser- 
grenzen der Dörfer, bisweilen ohne dass eine vorhergehende 
oder spätere Grenzscheidung amtlich aufgenommen wurde. 

In den meisten Fällen wurden auch die Grenzen der 
Dörfer in Gewässern unbestimmt gelassen, wenn auch häu- 
fig auf den Feldmessungskarten die Grenzlinien im Gewässer 
gezeichnet wurden ^). 

Um der hierdurch entstehenden grossen Unsicherheit 
mit Bezug auf das Wassereigentumsrecht abzuhelfen, ist das 
Feststellen der Dorfschaftsgrenzen -in Gewässern nunmehr 
obligatorisch. Nach sowohl dem finnischen als dem schwe- 
dischen Recht sind die Landgrenzen zwischen den Dörfern 
durch Massnahmen öffentlich-rechtlicher Art, durch s. g. »5tor- 
skifte» oder t^ Afvittring» (obligatorische Verteilung des in nie- 
mandes Besitz befindlichen Landes) festzustellen. 

Dies Verfahren erstreckt sich nunmehr in Finnland auch 
auf die Feststellung der Grenzen der Dörfer in den Gewäs- 
sern. Der Guvernör jedes Läns (Regierungsbezirks) muss eine 
hinreichende Anzahl Feldmesser verordnen, diese Grenzen 



^) Lang S. 62 ff. Gutachten der Fischereikommission, S. 68-69. 
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festzustellen und aufzunehmen; die Kosten hierfür werden 
von der Staatskasse vorschussweise verausgabt und dem Staat 
in Oemässheit der Vorschriften betreffend ähnlichen Ersatz 
bei dem Storskifte vergütet ^). 

144. Durch die besprochenen Bestimmungen ist somit in 
Finnland ein auf modifiziertes Ufereigentumsrecht gegrün- 
detes Wasserrecht durchgeführt worden, indem das Ufer- 
eigentumsrecht ausdrücklich den kollektiven Einheiten, den 
Dörfern, zugeteilt worden ist. »Ist der Grund und Boden 
eines Dorfes geteilt, so haben die neuen Höfe des Dorfes 
teil an dessen Wasser je nach ihrer Grösse» ^). 

Dies kollektive Wassereigentum kann in ein individu- 
elles umgewandelt werden, durch eine allgemeine Was- 
serverteilungy worüber »Lagen om räskillnad i vatten och 
skifte af vatten» §§ 10—18 das Nähere verfügt. Solche Tei- 
lung kann stattfinden auf Antrag eines Interessenten, wenn 
das Gericht erachtet, dass sie ohne Beeinträchtigung Drit- 
ter geschehen könne. Die Teilung erstreckt sich auf das 
Wassergebiet des Dorfes als Fischereiwasser. Stromfälle müs- 
sen von dem übrigen Wassergebiet besonders getrennt wer- 
den und können ihrerseits Gegenstand besonderer Strom- 
fallteilung ^) werden. »Die Teilung kann eine vollständige 
Auflösung der Gemeinschaftlichkeit bezwecken oder nur eine 
partielle Teilung, wenn nur die Anteile einiger der Grund- 
stücke abgesondert werden, während der übrige Teil des Was- 
sergebietes Gemeingut der übrigen Grundstücke bleibt». 

Durch Veränderungen in der Verordnung vom 12. Juni 
1895 betreffend Parzellierung von Grundstücken ist es, wenn 
das Grundstück über einen Stromfall verfügt, nunmehr mög- 
lich, diesen mit nötigem Ausmass von dem Grundstücke ent- 
weder als selbständige Stromfallsparzelle oder auch als Par- 
zelle mit Zinspflicht an das Stammgrundstück abzusondern. 
Solche Stromfallsparzellen können auch unter den für Strom- 
fallsteilungen vorgeschriebenen Bedingungen geteilt werden. 

145. In dieser Weise hat die Gesetzgebung dafür gesorgt, 

1) K. Fiskeristadgan den 19 Sept, 1902 §§ 37 u. 39. 

^) Lagen om räskilnad i vatten etc. § 9. 

^) Lag om vattenrätten § 11. Lang S. 101-106. 
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das kollektive Wassereigentum der Dörfer in individuelle Was- 
seranteile zu zerlegen, zunächst mit Rücksicht auf die Vertei- 
lung des Grundeigentums unter die Dorfgenossen. Es ist zu 
bemerken, dass man in Frankreich, was das Recht an nicht- 
schiffbaren oder nicht-flössbaren Wasserläufen betrifft, ledig- 
lich die entgegengesetzte Richtung eingeschlagen hat: man will 
dort die Möglichkeit der Zusammenführung der individuell 
nach Ufergrundstücken bestimmten Wasserlaufsteile zu Ein- 
heiten, welche durch moderne grossindistruelle Wasserkraft- 
anlagen geeignet sind ausgenutzt zu werden, erleichtern ^). 

Um, trotz der individuellen Verteilung des kollektiven 
Wassereigentums, dennoch die industrielle Ausnutzung der 
Stromfälle zu erleichtem, enthält das Gesetz über das Was- 
serrecht Bestimmungen teils über das Recht für den Uferbe- 
sitzer einen einem andern zugehörigen Stromfall ausserhalb 
seines Ufers durch Einlösen an sich zu bringen (§ 12), teils 
auch über das Recht für den Teilhaber an einem gemein- 
schaftlichen Stromfall, unter gewissen Bedingungen den ganzen 
Stromfall allein zu benutzen (§ 13). 
146. Mit Bezug auf die verschiedenen Arten von Rechtssub- 
jekten, welche Ufergrundstücke und Wasser besitzen, kann das 
Wasserrecht in Finnland entweder ein öffentliches oder ein pri- 
vates sein ^). Öffentliches Wasserrecht steht dem Staate zu für 
seine verschiedenen Arten von Liegenschaften, als Domänen, 
Forsten, Allmenden u. s. w., wie es auch Gemeinden, sowohl 
Stadt- als Landgemeinden, für ihre verschiedenen Grundeigen- 
tümer zukommt. Privates Wasserrecht dagegen steht den 
Dörfern zu, wie auch nach Massgabe der Teilung den einzel- 
nen Grundstücken der Dörfer und den s. g. selbständigen Was- 
sergütern (»själfständiga vattenpossesioner»), welche entweder 
auf Grund älteren Rechtes bestehen oder auch durch Parzellie- 
rung (»egostyckning») von Grundstücken (selbständige Strom- 
fallsparzellen) oder durch Absonderung (Stromfallsparzellen 
mit Zinspflicht) entstehen. 



1) Rapport Coignet S. 31 ff.; Äström: »Redogörelse», S. 52 ff. 
») Vgl. Lang, S. 26 ff. 
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147. Es giebt jedoch auch nach dem finnischen Recht Teile 
von Gewässern, die von dem Ufereigentumsrecht unabhän- 
gig sind. 

Hierher gehören diejenigen Teile der grossen Binnenseen, 
die ausser dem Bereiche des Uferbesitzersgebiets liegen ^). 
Nach der neuen Bestimmung des 18. Kap. 2 § des Bygg- 
ningabalk im allgemeinen Gesetzbuch »steht jedem Bewohner 
derjenigen Gemeinden, die an einen Fjord stossen, das Recht 
zu, mit der Angel oder jedem anderen Haken zu fischen.» 
Ob und in wie weit andere Arten von Fischerei betrieben 
werden dürfen, beruht auf dem Beschluss der Gemeinden. 
Diese Binnenseegebiete sind als Allmenden zu betrachten, wel- 
che mit Bezug auf die Fischereigerechtigkeit unter der Bot- 
mässigkeit der Gemeinden stehen % 

Hierher gehören auch die s. g. Königsadern (Kungs- 
ädrorna). 

Die Königsader (Kungsäder) ist ein dem schwedisch- 
finnischen Recht eigentümlicher Begriff. Sie ist gleichsam ein 
Fluss im Flusse, ein flumen publicum in einem flumen privatum^ 
oder der Teil eines Wasserlaufs, auf den das Recht des Ufer- 
besitzers sich nicht erstreckt und welcher »für den freien Lauf 
des Wassers, für die See- und Kahnfahrt, für die Flösserei und 
Fischerei und für die freie Wanderung des Fisches offen gehal- 
ten werden muss.» Nach dem neuen finnischen Wassergesetz 
muss die Königsader in jedem Fluss, Strom und grösseren 
Bach, sowie in Sunden vorhanden sein (§ 1). Sie muss ein 
drittel der Breite des Gewässers bei mittlerem Wasserstand 
sein, ausser im Stromfällen, wo sie die Breite erhält, die ei- 
nem drittel der Sektionsarea entspricht; mit Bezug auf die 
Lage der Königsader ist bestimmt, dass sie in den tiefsten Teil 
des Gewässers verlegt sein soll. 

Die Auffassung vom rechtlichen Charakter der Königs- 
ader ist sehr schwankend ®). 

Unstreitig ist jedoch, dass die Königsader »derjenige 



^) Die grossen Binnensen sind im Gutachten der Fischereikom- 
mission aufgezählt, S. 62 — 63, wie auch bei Lang S. 45. 
*) Lang, S. 45. 
8) Vgl. Lang S- 29—35. 
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Teil eines engen Gewässers ist, der in bestimmten Beziehun- 
gen dem öffentlichen Gebrauch überlassen ist» ^). 



VIII. Schweden. 

148. Das schwedische Wasserrecht ist in mehreren Einzel- 
gesetzen enthalten. Das wichtigste ist: »Königl. Verord- 
nung betreffend das Recht des Grundbesitzers über das 
Wasser auf seinem Grund» vom 30. Dez. 1880, deren § 1 
lautet wie folgt: 

»Ein jeder hat das Recht das auf seinem Grund be- 
findliche Wasser zu benutzen, wenn nicht hier unten oder 
sonst durch Gesetz anders verordnet ist.» 

In der Regel würde jeder Wassergrund in Seen, Flüs- 
sen und Bächen mit dem darauf befindlichen Wasser den Ufer- 
eigentümern gehören; als Beleg hierfür zieht man einen alten 
Rechtssatz des mittelalterlichen »Helsingalag» heran: »den 
äger vatten, som land äger» (Wem das Land gehört, dem 
gehört das Wasser). 

Diese Auffassung hat in der Doktrin ihren Anwalt in 
Professor B. H. Dahlberg *) zu Upsala gefunden, welcher als 
Ergebnis seiner Untersuchung hinstellt, »dass als Regel zu 
jedem Ufergrundstück auch ein Teil des an das Ufer stos- 
senden Wassers gehöre.» 

Vorausgesetzt, dass der Grundeigentümer Recht über 
das auf seinem Grund befindlichen Wasser hat, so ist es offen- 
bar von Wichtigkeit, die Grenzen der einzelnen Ufergrun- 
stücke im Wasser festzustellen. Allein hier fangen die Schwie- 
rigkeiten im schwedischen Recht an. 

Die Bestimmungen betreffend die bei der Aufnahme der 
Grenzen der einzelnen Grundstücke zu beobachtenden For- 
malitäten sind enthalten im Kap. 5, in der Verordnung be- 
treffend die Teilung des gemeinsamen Grundes (»stadgan om 



*) Siehe Lang S. 34. 

*'*) Dahlberg, S. 85 Vgl. N:r 141. 
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skiftesverket») vom 9. Nov. 1866. Die reellen Bestimmungen 
aber, die bei Feststellung der Grenzen verschiedener Grund- 
stücke anzuwenden sind, finden sich im 12. Kap. des Jorda- 
balk im Gesetzbuche des Jahres 1734. Dies Kapitel, wel- 
ches die Aufschrift hat: »Om rä och rör och andra bolstada 
skäl byar emellan» (Ober Grenzmäler und andere Gemarkun- 
gen zwischen Dörfern), enthält im § 4 diese Bestimmung: 

»Ar ä, sjö eller sund sidolängs byar emellan, egen da 
halft hvardera.»: »Fliesst Fluss, See oder Sund zwischen zwei 
Dörfern einher, dann gehört diesen je die Hälfte.» 

Dieser Rechtssatz bildet den Hauptgrund, auf den man 
sich beruft als Beleg für das den Ufereigentümern zustehende 
Wasserrecht ^). Man hält nämlich dafür, dass diese Vorschrift 
wie die im norwegischen Gesetz von 1887 bedeute, »dass 
jedes Gewässer unbedingt Grenze zwischen Dörfern» (und mit 
Dörfern gleichgestellten Grundstücken) sein müsse. 

Dies kann aber nicht der Fall sein. In der unmittel- 
bar vorhergehenden Vorschrift (§ 3) sind verschiedene Arten 
von Gemarkungen angegeben, welche Grenzscheiden zwi- 
schen Grundstücken sein können, nämlich künstliche, als Grenz- 
mäler (»rä och rör»), Steinmauern, alte Steinhaufen, Gräben und 
Zäune, teils auch natürliche als Berge, Flüsse, Seen oder Sunde. 
Von den lezterwähnten Wassergebieten heisst es: »de mä ock 
bolstada skäl vara, om ej rä och rör deremot äro»: sie mö- 
gen auch Grenzscheiden eines Grundstückes sein, wenn nicht 
andere Grenzmäler dagegen sind. 

Da also das Gesetz voraussetzt, dass Gewässer die 
Grenze zwischen Dörfern zwar sein können, aber es nicht 
unter allen Umständen sein müssen, so muss die unmittelbar 
darauf im § 4 folgende Vorschrift bedeuten, dass wenn ein Ge- 
wässer die Grenze zwischen zwei Dörfern bildet, so besitzen 
sie je die Hälfte des Wassergrundes. 

Bei solcher Bewandtnis legt die Gesetzgebung der Auf- 
nahme der Grenze eines Ufergrundstücks entweder in der 
Mittellinie des Gewässers oder auch an den Ufern dessel- 
ben keine Hindernisse in den Weg. Die Gewässer können 



^) Vgl. betr. das finnische Recht N:r 142. 
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somit nach dem schwedischen Recht sowohl private als öf- 
fentliche sein. 

Bei der Untersuchung über die dem »Staate ganz oder 
teilweise zugehörigen Wasserfälle», welche kürzlich im staatli- 
chen Auftrag von der s. g. Wasserfallkommission angestellt 
wurde, hat es sich herausgestellt, dass der Staat in mehreren 
Fällen als Eigentümer eines vom Ufereigentumsrecht unabhän- 
gigen Wasserrechts betrachtet wird ^). 

Da also dem s. g. Ufereigentumsprinzip keine Oemein- 
gültigkeit zugesprochen werden kann, müssen wir untersu- 
chen, ob es ein ursprüngliches ist, und wenn dem so nicht 
sein sollte, in wie weit es als noch geltend anzusehen ist. 

In einem anderen Zusammenhang werde ich die Haupt- 
züge des schwedischen Wasserrechts darstellen (Siehe Kap. VI). 



^) Siehe Vattenfallskomiten I. SS. 55—57, 61 u. 65. 



IV. Kap. 

Das positive Wasserrecht im Vergleich zu den 
hydrographischen und volkswirtschaft- 
lichen Verhältnissen. 

A. Vergleich mit den hydrographischen Verhältnissen. 

149. Wenn man einen Vergleich zwischen den Wasserei- 
gentumsverhältnissen des positiven Rechts und den hydro- 
graphischen Verhältnissen machen will, so muss man lediglich 
von allen durch Menschenhand auf diesem Gebiet veranlass- 
ten Veränderungen absehen. Um bei diesem Vergleich zu kei- 
nem falschen Resultat zu gelangen, muss man untersuchen, 
in welchen Beziehungen die positiven Wasserrechtsordnun- 
gen zu den rein natürlichen Wasserverhältnissen stehen. Im 
folgenden werden also alle Vorschriften über »künstliche 
Wasserleitungen», »Kanäle», »Zisternen», »Brunnen», »ober- 
und unterirdische Leitungen», Vorschriften über die Veränd- 
rung der Wasserläufe zu Fahr- oder Flösswassern etc. ganz 
beiseite gelassen, oder nur insofern sie im stände sind. Rechte 
an dem natürlichen Wasser zu beleuchten, beachtet werden. 

150. Aus den hydrographischen Darstellungen geht hervor, 
dass der in der Form von Schnee, Regen, Nebel etc. auf die 
Erde fallende Niederschlag sich in den von der Erdoberfläche 
selbst gebildeten, natürlichen Bassins (Flussgebiet) ansammelt, 
dass dieser Niederschlag einesteils in der Luft verdunstet 
anderenteils in die Erde eindringt, wo er teilweise von der 
Pflanzenwelt verbraucht wird und teilweise das Entstehen 
unterirdischen Wassers bewirkt; schliesslich fliesst ein Teil 
durch die Rezipienten des Flussgebietets (Bäche, Flüsse, Seen) 
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ab. Als eine durch die hydrographischen Verhältnisse be- 
dingte Grenze zwischen den Ansammlungs- und Rezeptions- 
revieren des Fiussgebiets wurden sämtliche Ufer der Wasser- 
läufe bis zu dem Punkt jedes einzelnen Wasserlaufes bezeich- 
net, von wo ab er mit stetig fliessendem Wasser im bestimm- 
ten Flussbett erscheint ^). Das Wasser, welches sich in einer 
oder der andern Form im Ansammlungsrevier vorfindet, steht 
in einer so innigen Beziehung zu dem Grunde, worauf oder 
worunter es vorkommt, dass es, vom rechtlichen Standpunkt 
aus als ein Bestandteil desselben angesehn werden muss, 
wogegen die Gesamtheit der Rezipienten des Flussgebietes, 
weil sie so zu sagen ein organisches zusammengehöriges 
Ganzes ausmachen, als eine selbständige Sache und ein ein- 
ziges Rechtsobjekt zu betrachten sind *). 

151. Wenn man nun gegen diesen Hintergrund die Bestim- 
mungen des positiven Rechts ins Auge fasst, so dürfte man 
als allgemeine Regel behaupten können, dass die Rechtsord- 
nungen inbetreff des Ansammlungsrevieres sich an die hydro- 
graphisch gegebenen Verhältnisse anschliessen. Alles im An- 
sammlungsrevier befindliche Wasser wird als mit dem Grund- 
eigentum vereinigt und als ein Bestandteil desselben ange- 
sehn. Dieses gilt vor allem für den auf die Erde fallenden Nie- 
derschlag. Sobald dieser die Erde berührt, wird er als zu dem 
Grund gehörend betrachtet. Hieraus folgt für den Gundbe- 
sitzer das Recht an dem Regenwasser, welches auf seinem 
Eigentum sich in Teichen, Zisternen, Brunnen, Kanälen, Dün- 
gergruben etc. ohne sichtbaren Ablauf ansammeln kann. Das- 
selbe gilt auch für das vom Niederschlag gebildete »wild ab- 
laufende Wasser», welches ohne bestimmten Lauf, sowie ohne 
festes Strombett seinen Abfluss sucht. Hieraus folgt auch 
das Recht des Grundbesitzers an dem Wasser in Sümpfen 
und anderem wassergetränkten Boden. 

Der Grundbesitzer dürfte auch Recht an dem Was- 
ser, das in die Erde dringt und unterirdisches Wasser {Grund- 
wasser)y bildet, haben. Des Grundbesitzers Verfügungsrecht 
über dieses erhellt daraus, dass ihm das Recht an dem Wasser 

^) Siehe N:o 12. 
2) Siehe N:o 21. 
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zugestanden wird, das von den unterirdischen Wassergebieten 
zu Tage befördert wird, sei es durch einen rein natürlichen 
Prozess (hervorsprudelnde Quellen und Wildwasser) oder durch 
künstliche Maassregelnj wie Erdbohrungen, Anlegung von 
Brunnen u. s. w. 

Schliesslich hat der Grundbesitzer Recht an dem Was- 
ser, das durch Niederschlag and Grundwasser in Verbindung 
das Entstehen von Wasseransammlungen (z. B. kleineren Seen) 
ohne sichtbaren Ablauf veranlasst. 

Die Vorschriften, welche sich hierüber in den verschie- 
denen Rechtsordnungen finden, haben, wenn selbst in sehr 
verschiedener Weise abgefasst, ihren Grund in derselben An- 
schauung. Diesen Standpunkt behauptet nach der im vori- 
gen Kapitel gegebenen Darstellung das Wasserrecht in Preus- 
sen^) (»die geschlossenen Privatgewässer», »das im Boden stec- 
kende Wasser», »das wild ablaufende Wasser») in Sachsen ^) 
(»geschlossenes Wasser») in Bayern^) (»geschlossenes Wasser», 
»Quellen», »Regenwasser») in Baden*) (»geschlossene Gewäs- 
ser»; »Grundwasser»), in Elsass-Lothringen ^) (»Quell- und Re- 
genwasser», »Seen- und Teiche») in den österreichischen Krön- 
ländern^) (»unterirdische Wasser» ^) »Wasser von Niederschlä- 
gen»; »eingeschlossenes Wasser»), in t/n^^ar/z ®) (»die unter 
freier Verfügung stehenden Gewässer») in Luzern ^) (»geschlos- 
senes Wasser, Quellen, Regen wasser, Kanäle») in Schaff hau- 
sen ^®) (»angelegte Teiche und Kanäle») in Zürich ^^) (»angelegte 
Teiche und Kanäle» ; »Quellwasser») in Basel-Landschaft ^^) (»die 

*) Siehe N:o 58. 
«) Siehe N:o 70. 
») Siehe N:o 73. 
*) Siehe N:o 79. 
«) Siehe N:o 82. 
«) Siehe N:o 96. 

') Ausdrücklich bezieht sich jedoch dies nur auf Wasser, das an den 
Tag kommt; wogegen »Grundwasser» als im Innern der Erde steckend 
von Raiida als res omnium communis betrachtet wird. 
«) Siehe N:o 99. 
«) Siehe N:o 108. 
^«) Siehe N:o 109. 
") Siehe N:o 110. 
") Siehe N:o 113. 
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auf dem Grundbesitze entspringenden oder niederfallenden 
Wasser»), in Neuchätel ^) (»les sources ou fontaines») in Ap- 
penzell A, Rh. ^) (»Quellen, Teiche und Kanäle») in Frank- 
reich ^) (»eaux pluviales et sources») in Italien *), in Norwe- 
gen ^) (»Quellen, Teiche und kleinere Wasseransammlungen»). 

Auch in denjenigen Ländern, welche hier nicht erwähnt 
worden sind, dürfte dieselbe Auffassung geltend sein. Ge- 
mäss dem schweizerischen Sachenrechtsentwurf sind Quellen 
Bestandteile der Grundstücke und können nur zugleich mit 
dem Boden, dem sie entsprungen, als Eigentum erworben 
werden. In § 905 des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches 
wird im allgemeinen vorgeschrieben, dass das Recht des Ei- 
gentümers eines Grundstückes sich bis auf den Erdkörper 
unter der Oberfläche erstrecke, — eine Bestimmung, welche 
ebenfalls die hier im Frage stehende Art von Wasser mit ein- 
schliessen dürfte. »Über Brunnen, Quellen, Teiche oder 
andre auf Wasserläufe nicht zurückzuführende Wasseran- 
sammlungen und deren Ablauf auf seinem Grundstück, wie 
auch über sonstiges geschlossenes Wasser, verfüge der Grund- 
besitzer» nach dem finnischen Recht ®), und das Wasser wird 
als »partes fundi» angesehen ^). In Schweden wird dieselbe 
Auffassung durch die allgemeine Regel über das Recht des 
Grundeigentümers, das Wasser auf seinem Grund zu benut- 
zen, ausgedrückt. 

Das hier in Frage stehende Wassereigentum kann 
doch wie das Grundeigentum Beschränkungen sowohl zu 
Gunsten allgemeiner Interessen, als auch mit Bezug auf 
das Recht der Nachbarn unterworfen sein. Daher kann der 
Grundbesitzer genötigt werden, solches Wasser für den Be- 
darf des Publikums an Hauswirtschaftswasser oder für an- 



1) Siehe N:o 115. 

«) Siehe N:o 123. 

») Siehe N:o 128. 

^) Siehe N:o 134 in fine: woraus man schliessen kann, dass die 
fraglichen Wasser keine öffentlichen sind. Was Quellen anbetrifft, siehe Co- 
dice civile 540. 

ß) Siehe N:o 139. 

®) Gesetz betreffend das Wasserrecht § 25. 

^) Lang, S. 66. 
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dere allgemeine Zwecke herzugeben % Der Grundeigentümer 
ist auch verhindert sich das Grundwasser auf solche Weise an- 
zueignen, dass das schon vorhandene Recht der Nachbarn da- 
durch aufgehoben oder geschmälert werden kann % 

162. Als die hydrographische Grenze zwischen dem 'An- 
sammlungs- und Rezeptionsrevier, sollte, abgesehen von den 
Ufern der Wasserläufe, aus demjenigen Punkt in jedem Was- 
serlaufe bestehen, von wo aus dieser mit stetig fliessendem 
Wasser im bestimmten Strombett erscheint. Die rechtliche 
Grenze aber zwischem dem Wasser, welche eine pars fundi 
ist, und den Wasserläufen fällt hiermit nicht zusammen, sondern 
Avird durch die untere Grenze des Grundstücks, wo die Was- 
ser ihren Lauf im bestimmten Bett mit stetig fliessendem Was- 
ser beginnen, (Die untere Grenze des Ursprungsgrundstücks.) 
Die Rechtsnormen fordern gewisse, bestimmte Tatsachen, 
auf welche sie sich stützen können, und in dieser Beziehung 
bietet die untere Grenze des Ursprungsgrundstucks ohne 
Zweifel einen festeren Anhaltspunkt als der natürliche Aus- 
gangspunkt eines fliessenden Gewässers, welcher in gewissen 
Fällen schwierig, ja beinahe unmöglich zu bestimmen ist. 
Hieraus folgt, dass, wenn sich auf dem Ursprungsgrundstück 
Quellen, Seen oder andre Wasseransammlungen mit Abfluss 
befinden, welche an der unteren Grenze des Grundstückes 
in Wasserläufe übergehn, der Grundbesitzer das Verfügungs- 
recht darüber hat. 

Gemäss sächsischem Rechte beginnt ein Privatfluss dort, 
woselbst der Fluss das Ursprungsgrundstück verlässt ^). Ge- 
mäss bayerischem Recht ^) gehört dem Grundbesitzer das 
auf seinem Grundbesitz entspringende oder darauf sich na- 
türlich ansammelnde Wasser, so lange solches von dem Grund- 
stücke nicht abgeschlossen ist Wenn es das Ursprungs- 



^) Das ungarische Wassergesetz § 12; Luzerns Wassergesetz §§ 
17 u. 18; Finlands lag om vattenrätten § 28. Frankreichs Code civil art. 
642. Neuchätels Loi sur les cours d'eau etc. art. 4. 

^) Das ungarische Wassergesetz §§ .14 u. 15; Luzerns Wasserge- 
setz § 16. 

») Siehe N:o 69. 

*) Siehe N:o 73. 
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grundstück verlässt, erhält es einen andern rechtlichen Cha- 
rakter und geht zum Privatfluss über. Gemäss badensischem 
Recht ^) gehören Seen, Teiche und Weiher, auch wenn sie 
einen regelmässigen oberirdischen Abfluss haben, dem Grund- 
stück an, worauf sie sich befinden. 

Gemäss den in Elsass-Lotringen geltenden Wassernor- 
men ^) bleibt das aus seiner Quelle abfliessende Wasser, solange 
das Wasser von dem Ursprungsgrundstück nicht abgeflossen 
ist, Bestandteil dieses Grundstückes. Wenn es das Ursprungs- 
grundstück verlässt, wird es, von der unteren Grenze ab, 
Privatfluss. Derselbe Grundsatz gilt auch für Braunschweig ^) 
und für Österreich *). Die Abflüsse der dem Grundbesitzer 
zugehörenden Gewässer, solange dieselben nicht das Eigen- 
tum des Grundbesitzers verlassen haben, sind auch dem 
Grundbesitzer zugehöriges Wasser, woraus folgt, dass, wenn 
sie das Ursprungsgrundstück verlassen, sie in ein fremdes 
privates- oder in ein öffentliches Gewässer übergehen. Das- 
selbe gilt für Ungarn ^), für Luzern «), für Zürich '), für die 
Basel-Landschaft ®) sowie für Frankreich ®). 

Auch nach den Rechtsordnungen, denen es in dieser 
Beziehung an ausdrücklichen Vorschriften fehlt, dürfte die 
Grenze zwischen dem Wasser als pars fundi und den Was- 
serläufen in derselben Weise festzusetzen sein. Auch in den 
skandinavischen Ländern, wo man grundsätzlich dem Grund- 
eigentümer alles Wasserrecht zuerkennen will, hat diese Gren- 
ze dennoch ihre Bedeutung, weil sie für das verschiedene 
Verfügungsrecht des Grundeigentümers über das Wasser, 
massgebend ist. Über das Wasser, welches sich oberhalb der 
angegebenen Grenze befindet, hat der Grundbesitzer frei zu 



Siehe N:o 79. 
Siehe N:o 82. 
8) Siehe N:o 88. 
^) Siehe N:o 96. 
*) Siehe N:o 99. 
«) Siehe N:o 108. 
Siehe N:o 110. 
8) Siehe N:o 113. 
») Siehe N:o 128. 
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verfügen, wogegen er, was die Wasserläufe betrifft, aus Rück- 
sicht für allgemeine und einzelne Intressen stark beschränkt 
wird. Dieser Grundsatz ist auch in § 1 1 des norwegischen Was- 
sergesetzes ^) wie auch im obengesagten § 25 des finnischen 
Gesetzes über das Wasserrecht ^) ausgesprochen. 
168. Die Grenze zwischen den Ansammlungs- und Rezep- 
tionsrevieren eines Flussgebiets ist nicht nur auswärts, son- 
dern auch seitlich in jedem Wasserlauf, bestimmt, und es ist 
in letzterer Hinsicht gesagt worden, dass die Grenze mit den 
Ufern der Wasserläufe zusammenfalle. Vom Standpunkt der 
Wasserläufe aus betrachtet, bedeutet dies, dass die Wasser- 
läufe sowohl das Wasser als das Bett innerhalb der Ufer- 
iinien umfassen. 

Nun gilt es zu untersuchen, wie das positive Recht sich 
in dieser Hinsicht der hydrographischen Ordnung gegen- 
über stelle. 

Was zunächst die Frage betrifft, ob die Gewässer so- 
wohl Wasser als Bett umfassen, so beruht ihre Beantwor- 
tung darauf, ob die verschiedenen Wasserrechtsordnungen 
dem oder den Rechtssubjekten, welche im allgemeinen an 
den Wasserläufen Anrecht besitzen, das Verfügungsrecht 
über sowohl Wasser als Bett oder nur über eines von bei- 
den überlassen haben. Beiläufig erinnern wir daran, dass 
unter Verfügungsrecht über das Bett nur eine solche Benut- 
zung zu verstehen ist, die in einem Wasserlauf unter na- 
türlichen und normalen Verhältnissen möglich ist. Lassen 
wir Verfügungen bei Seite, welche in von der Natur selbst 
oder von Menschenhand veranlassten Veränderungen an dem 
Bett und Wasser des Wasserlaufs ihren Grund haben können, 
z. B. Inselbildungen, Ausbruch des Wassers in eine neue Strom- 
bahn, Veränderungen in der Form der Quersektionen und 
dergl., so bleibt kein anderes Verfügungsrecht über das 
Bett übrig, als die Möglichkeit, sich die etwa darin befind- 
lichen Naturprodukte als Sand, Stein, Erde, Pflanzen u. s. w. 
anzueignen. 



') Siehe N:o 13Q. 
') Siehe N:o 151. 
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Schon aus einer sehr oberflächligen Prüfung der hier 
oben im III Kap. dargestellten Rechtsverhältnisse dürfte her- 
vorgehen, dass die Wasserläufe vom rechtlichen Gesichts- 
punkte aus in zwei Gruppen geteilt werden können: öffent- 
liche und private oder öffentliche und nicht-öffentliche. 
Über jene haben der Staat oder die Gemeinden das oberste 
Verfügungsrecht; über diese dagegen die Ufereigentümer. 

Ein Wasserlauf mag nun in seiner Gesamtheit öffent- 
lich oder in seiner Gesamtheit privat oder teilweise öffent- 
lich und teilweise privat sein, als allgemeine Regel dürfte 
festzustellen sein, dass das Verfügungsrecht über das Was- 
ser an das Bett geknüpft ist. Sowohl die öffentlichen als 
die privaten Gewässer unterliegen hierin denselben recht- 
lichen Bedingungen, deshalb kann man annehmen, dass die 
positiven Wasserrechtsordnungen auf der hydrographisch be- 
gründeten Tatsache fussen, dass die Wasserläufe sowohl 
Wasser als Bett umfassen. 

Was zunächst die Wasserläufe betrifft, die ganz oder teil- 
weise öffentlich sind, führe ich folgendes an. 

Kommt das höchste Verfügungsrecht über das Was- 
ser dem Staate oder den Gemeindebehörden zu, so haben 
dieselben auch das Recht, über die fraglichen Naturproduk- 
te zu verfügen. Das ist der Fall in Preussen ^), Sachsen \ 
Bayern \ Elsass-Lothringen % Österreich ^), der Schweiz ^) 
besonders in Lazern sowie in Frankreich ®) und Italien \ 
Teilweise nimmt Baden in dieser Hinsicht eine andere Stel- 
lung ein. Ohne Zweifel umfassen die Wasserläufe prinzipiell 
sowohl Wasser als Bett, sie mögen unter dem Verfügungs- 
recht des Staates oder der Kommunalbehörden stehen ^^). Al- 



^) Nieberding-Frank, S. 70 — 73. 
«) Leuthold, S. 37 u. 92; 
») Siehe N:o 72. 
*) Siehe N:o 86. 

^) Randa, S. 45, das Böhmische Wassergesetz, § 15. 
®) Der schweizerische Sachenrechtsentwurf, § 977. 
^) Gesetz über Wasserrechte, § 9. 

8) Vergl. §§ 37, 38 u. 39 in Loi du 3 Avril 1898 sur le regime des eaux. 
ö) Vergl. Codice civile 457. 
1«) Vergl. § 9 mit §§ 1—4. 

8 
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lein während in den öffentlichen Gewässern das Recht, sich 
die hier in Frage stehenden Naturprodukte anzueignen von 
der Genehmigung der zuständigen Behörde abhängig ist % 
haben die Anlieger an natürlichen, nicht öffentlichen Wasser- 
läufen ein Recht eo ipso zu solchen Naturprodukten, auch 
wenn dieses Recht durch polizeiliche Vorschriften *) geregelt 
werden kann. Weil aber die Gemeinden dennoch das Eigen- 
tumsrecht an den natürlichen, nicht öffentlichen Wasserläufen 
haben, so muss das Recht der Anlieger als eine Beschrän- 
kung des allgemeinen Eigentumsrechts der Gemeinden auf- 
gefasst werden. 

Einer wirklichen Ausnahme begegnen wir dagegen in 
Ungarn. Nach § 4 seines Wassergesetzes sind nämlich Ufer 
und Bett der Gewässer Eigentum des Uferbesitzers und ein 
unzertrennlicher Bestandteil des Uferbesitzes ^). 

Was aber die Gewässer betrifft, welche ganz, oder nur 
teilweise privat sind, gilt als Hauptregel, dass die Uferbe- 
sitzer innerhalb der von den Rechtsordnungen gezogenen 
Grenzen über diese verfügen, jeder in seinem Gebiet, sowohl 
über das Wasser als über das Bett. 

In Mittel- und Südeuropa dürfte diese Auffassung we- 
nigstens für Preussen % Sachsen ^), Bayern ®), Österreich ^), 
die Schweiz ®) und Italien *) gelten. 

Mit Sicherheit kann angenommen werden, dass das 
Recht am Bett mit dem Recht am Wasser verbunden ist in 
allen den Fällen, wo Vorschriften darüber bestehen, dass die 
Wasserläufe als Zubehör der Grundstücke, zwischen wel- 
chen oder durch welche sie fliessen, betrachet werden. 

In den skandinavischen Ländern tritt der Zusammen- 
hang des Bettes und des Wassers noch deutlicher hervor; 



§ 38. 
§ 17. 

») Siehe N:o 98. 

**) Niererding-Frank, S. 70 — 73. 

«) Leüthold, S. 100—103. 

4 Das Wassergesetz, art. 3Q, 41, 43 u. 46. 

Randa, S. 85 u. 86. 

«) Siehe Luzerns Wassergesetz § 23. 

®) Vergl. Codice civile 458. 
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dort wird sogar das Recht am Wasser als Bestandteil des 
Grundes betrachtet. 

In ElsasS'Lothringen scheint die Ansicht geltend zu 
sein, dass Bett und Wasser in nicht-schiffbaren und nicht- 
flössbaren Wasserläufen res nullius sind und nach § 714 des 
Code civile zum allgemeinen Gebrauch dienen ^). Das Recht 
an den privaten Gewässern weicht also von den oben er- 
wähnten Rechtsordnungen darin ab, dass den Uferbesitzern 
kein allgemeines Recht an diesen Wasserläufen zugestanden 
ist. Aber da das Recht an Strombett und Wasser dennoch 
denselben rechtligen Bedingungen folgt, wird auch hier die 
Hauptregel dadurch bestätigt, dass das Recht an den Was- 
serläufen sowohl Bett als Wasser einschliesst. Ob Frankreich 
eine wirkliche Ausnahme bietet oder nicht, beruht auf der 
rechtlichen Auffassung von der Natur des privaten Wassers. 
Nach dem neuen Wassergesetz von 1898 ist dem Ufereigen- 
tümer ausdrücklich das Recht an dem Bett der nicht-schiff- 
baren und nicht-flössbaren Wasserläufe zuerteilt worden, 
während das Recht am Wasser nur innerhalb der von dem 
Gesetz gezogenen Grenzen ausgeübt werden darf % Ist 
man der Ansicht, dass das Wasserrecht dem Ufereigentü- 
mer zukommt, so liegt keine Ausnahme vor, wogegen eine sol- 
che vorhanden ist, wenn das Wasserrecht ein res nullius ist. 

Wenn daher angenommen werden kann, dass die Was- 
serläufe im allgemeinen Bett und Wasser umfasst, so bleibt 
nur noch zu untersuchen übrig, wie sich die Wasserrechts- 
ordnungen gegenüber der Frage der seitlichen Begrenzung 
der Wasserläufe stellen. Es ist vorher bemerkt worden, dass 
die Seitengrenzen der Wasserläufe von den Uferlinien, zu wel- 
chen das Wasser bei normalen Vorhältnis- sen sich erwei- 
tert % gebildet werden. 

Es ist klar, dass eine solche Begrenzung nur in den Fäl- 
len von Bedeutung ist, wenn das Recht am Ufer und das Recht 
an den Wasserläufen verschiedenen Rechtssubjekten zukommen. 



1) Siehe N:o 83. 
«) Siehe N:o 130. 
») Siehe N:o 14. 
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Ganz natürlich findet man keine Vorschriften hierüber private 
Wasseriäufe betreffend, welche als Zubehör oder als Bestandteil 
des Ufergrundstücks zu betrachten sind, sondern man muss Be- 
stimmungen hierüber die öffentlichen Wasserläufe suchen be- 
treffend. Bisweilen kann jedoch eine solche Orenzbestimmung 
von Wichtigkeit sein, wenn nämlich das Wasserrecht Zube- 
hör eines für mehrere Teilhaber gemeinschaftlichen Grund- 
stückes ist, und in der Weise geteilt werden kann, dass die 
Teilhaber die Wasserstücke nicht an ihrem Ufer zugeteilt er- 
halten. Solche Fälle können öfters in Finnland eintreten, wo 
das Wasserrecht im Prinzip den kollektiven Einheiten, den 
Dörfern, zusteht. 

Allein mit Bezug auf die öffentlichen Gewässer liegen 
nicht immer entsprechende Vorschriften vor. 

In Preussen gilt die Bestimmung, dass das eigentliche 
Uferland nie über die Grenze des höchsten Wasserstandes 
hinausreicht; wobei zwar nicht aussergewöhnliche Hochwas- 
ser, wol aber die von Zeit zu Zeit, namentlich beim Eintritt 
des Frühjahrs, regelmässig wiederkehrenden höheren Wasser- 
stände in Betracht kommen ^). 

In Sachsen gilt betreffs der Elbe als Strombett das 
bei Null-wasserstand vom Strome bedeckte Land. In der 
Mulde scheint das Überschwemmungsgebiet die Seitengrenze 
des Gewässers zu bilden ^). 

In Bayern bestimmt sich die Uferlinie nach dem mitt- 
leren Wasserstande des Flusses % 

In Baden wird die Uferiinie nach dem normalen mitt- 
leren Wasserstande bestimmt *). 

In ElsasS'Lothringen erstreckt sich die Grenze des Was- 
serlaufes bis an die Stelle, welche das Wasser bei hohem 
Stand noch erreichen kann, ohne dass es auszutreten beginnt % 
Dieselbe Regel gilt auch für Frankreich ®). 



1) Nieberding-Frank, S. 72. 

2) Leuthold, S. 38 u. 93. 

8) Das Wassergesetz, Art. 19. 
*) Das Wassergesetz, § 6. 
6) Siehe N:o 86. 
6) Loi 8 Avril 1898 Art. 36. 
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In Lüzern wird die Uferlinie nach dem mittleren Was- 
serstande bestimmt ^). 

Die Grenze eines Wasserlaufes kann auch auf admini- 
strativem Wege für jeden besonderen Fall bestimmt werden, 
wie in Bayern, Baden, Bern \ Luzern, Genf % Frankreich. 

Da die Auffassung, welches der mittlere Wasserstand, 
der normale mittlere Wasserstand und der normale Hochwas- 
serstand etc. sei, an verschiedenen Orten verschieden sein 
kann, so ist die Entscheidung nicht leicht, inwiefern die 
oben gegebenen Bestimmungen in Wirklichkeit von einan- 
der abweichen. 

Wahrscheinlich dürfte man als allgemeine Regel auf- 
stellen können, dass ein Wasserlauf sich bis an die äus- 
serste Grenze des normalen Überschwemmungsgebiets er- 
streckt. 

154. Wir haben nachgewiesen, dass das positive Recht den 
Unterschied zwischen den Ansammlungs- und Rezeptionsrevie- 
ren des Flussgebiets hervorgehoben hat. Das Wasser in jenem 
ist Bestandteil des Grundeigentums und somit nicht Gegen- 
stand des Wasserrechts im eigentlichen Sinne. Ferner haben 
wir nachgewiesen, dass das positive Recht die Grenzen des 
Rezeptionsreviers gezogen hat, teils aufwärts (die untere Grenze 
für das Ufergrundstück) teils seitlich (das gegenwärtige Über- 
schwemmungsgebiet), teils endlich abwärts (das Bett). 

Nachdem somit der Umfang des Rezeptionsrevieres als 
Gegenstand des eigentlichen Wasserrechts im Anschluss an 
die Vorschriften des positiven Rechts hingestellt worden ist, 
so folgt jetzt die Untersuchung des rechtlichen Inhalts, der 
nach positivem Recht dem Rezeptionsrevier etwa zukommt. 

Im Anschluss an die Vorschriften des positiven Rechts 
haben wir die Gewässer des Rezeptionsreviers in teils öf- 
fentliche, teils private eingeteilt. Nachdem wir also festge- 
stellt haben, dass dieser Unterschied in den meisten Rechts- 
systemen gemacht werden kann, werden wir hier die verschie- 



1) Das Wassergesetz, § 12. 

') Das Wassergesetz vom 3. April 1857, § 8. 

8) Siehe N:o 104 art. 129 in fine. 
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dene Verteilung der öffentlichen und privaten Gewässer in 
den hier in Frage kommenden Ländern angeben. 

Hierbei werden wir finden, dass die einzelnen Gesetz- 
gebungen in drei Gruppen zerfallen: solche, die überwiegend 
öffentlichen oder überwiegend privaten oder gemischt öffent- 
lichen und privaten Charakter haben. 

155. Nach diesen einleitenden Bemerkungen will ich die 
Länder angeben, in welchen sämtliche Wasserläufe im Prin- 
zip als öffentlich zu betrachten sind. 

Im deutschen Reiche gibt es nur ein Land ^), in dem 
alle Wasserläufe als öffentlich angesehen werden, nämlich Ba- 
den % Anlässlich der geschichtlichen Rechtsentwickelung 
sind die natürlichen Wasserläufe freilich — die künstlichen 
lassen wir ganz bei Seite — in zwei Gruppen zu teilen: in 
öffentliche und nicht öffentliche beruhend auf ihrer Brauchbar- 
keit für Schiffahrt oder Flösserei mit gebundenen Flössen. 

Da aber jene im Eigentum des Staates, und diese im 
Eigentum der Gemeinden erklärt sind und diese Gruppe nicht 
minder als jene für öffentliches Eigentum anzusehen ist, so 
ist der Teilungsgrund nicht mit Bezug auf die Eigentums- 
rechtsverhältnisse, sondern mit Bezug auf die tatsächliche 
Brauchbarkeit der Wasserläufe für diesen oder jenen ökono- 
mischen Zweck bestimmt — ein Umstand, welcher vom 
rechtlichen Standpunkt aus als vollständig irrelevant anzu- 
sehen ist. 

Sowohl die öffentlichen, als die nicht-öffentlichen Was- 
serläufe sind Eigentum des Staates bezw. der Gemeinden 
und können also im Wege privatrechtlicher Rechtsgeschäfte 
weder auf andre übertragen, noch mit Rechten belastet wer- 
den, eine Vorschrift, die prinzipiell das Eigentum der ei- 
nen oder anderen Gruppe von Wasserläufen auf dasselbe Ni- 
veau stellt. 

Diese Eigenschaft der Wasserläufe öffentliches Eigen- 
tum zu sein, kann dadurch, nicht aufgehoben werden, dass sie 



^) Möglicherweise gilt dies auch für das Grossherzogtum Hessen, 
siehe N:o 89. 

«) Siehe N:o 75-77. 
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nach verschiedenen Grundsätzen verwaltet werden, so dass das 
Eigentum des Staates vorzugsweise für die Bedürfnisse des 
Verkehrs und das Eigentum der Gemeinden für sonstige 
Wirtschaftsbedürfnisse verwaltet wird. 

Alle natürlichen Wasserläufe sind also zu den öffentli- 
chen Gewässern zu rechnen. Das gilt auch von den Seen in 
demselben Masse, sobald privates Eigentumsrecht nicht nach- 
gewiesen werden kann ^) 

156. In ähnlicher Weise sind auch in der Regel alle Wasserläufe 
und Seen in Österreich-Ungarn als öffentlich zu betrachten ^). 
In den österreichischen Kronländern sind nicht allein die 
Wasserläufe, welche tatsächlich dem Verkehr dienen (inklu- 
sive Flössung mit gebundenen Flössen), sondern auch alle 
andern Teile derselben Wasserläufe sowie alle übrigen Was- 
serläufe nebst den Seen als öffentliches Gut erklärt. Alle dem 
natürlichen Flusssystem zugehörenden Wasser haben also 
auch hier einen öffentlichen, rechtlichen Charakter, selbst 
wenn ein Teil auf diese, ein andrer auf jene Weise verwal- 
tet wird. 

Alle hier in Frage stehenden Gewässer in Ungarn sind 
ohne Ausnahme als öffentlich zu rechnen. Hier werden sie 
doch nicht öffentliches Gut genannt, stehen aber doch zur 
Verfügung der Behörden. 

Im Gegensatz zu den Verhältnissen in Baden, äussert 
sich die Gesetzgebung Österreich-Ungarns nicht über das 
Eigentumsrecht an den Wasserläufen. 

157, In der Schweiz dürfte man als allgemeine Regel 
aufstellen können, dass alle Seen, Flüsse und Bäche, also 
alle natürlichen Wasser, an denen nicht jemandes Eigentum 
nachgewiesen ist, öffentliche Gewässer sind und unter der Ho- 
heit stehen, in deren Gebiete sie sich befinden — eine Re- 
gel, welche in dem Vorentwurf des schweizerischen Sachen- 
rechts^) dargestellt ist. Gemäss positivem Rechte kann diese 
allgemeine Regel wohl nicht in allen Kantonen, doch aber in 



Siehe N:o 79. 

2) Siehe N:o 94, 95 u. 99. 

») Siehe N:o 127. 
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den meisten als geltend betrachtet werden. In den folgenden 
Kantonen ist das Eigentumsrecht am Wasser in der unten 
angegebenen Weise geregelt: 

Glarus: die Seen, Flüsse und diejenigen Bäche, welche 
zur Anlage von grösseren Wasserwerken benützt werden, sind 
öffentliche Gewässer ^). 

St Gallen. Sämtliche Flüsse, Bäche und Seen stehen 
unter der Hoheit des Staates ^). 

Ticino. Die Seen, Flüsse und Bäche stehen unter der 
Oberaufsicht der Staatsbehörde. Die Wasserläufe können 
jedoch der Gegenstand privaten Rechts sein. Zur Feststellung 
des Umfanges des öffentlichen und des privaten Rechts, ist 
über die Gewässer ein Register eingerichtet, welches unter der 
Oberaufsicht der Staatsbehörde steht, und es ist den Ein- 
zelnen gestattet, wenn sie dafür halten, dass ein Wasserlauf 
unrechtmässig ins Register aufgenommen ist, dagegen Ein- 
sprüche zu erheben und in vorgeschriebener Ordnung ihre 
Aussprüche geltend zu machen ^). 

Valais: Das Wasser der Rhone und des Genfersees 
ist innerhalb des Territoriums des Kantons Staatseigentum; 
das Wasser in den Flüssen, Bächen und Kanälen ist Ge- 
meindeeigentum. Das Recht Dritter ist jedoch immer vorbe- 
halten *). 

Vaud: Flüsse und Seen sowie im allgemeinen alle Teile 
vom Wasserterritorium des Kantons sind, wenn sie nicht dem 
Privatrecht unterstehen, öffentliches Eigentum ^). 

Lüzern: Seen, Flüsse und Bäche, an denen sich nicht 
ein hergebrachtes Privatrecht nachweisen lässt, sind öffent- 
liche Gewässer ®). 

Schaffhausen und Zürich haben ähnliche Rechtsnormen, 
wie Luzern ^). 



1) Siehe N:o 101. 

2) Siehe N:o 102. 

3) Siehe N:o 103. 
*) Siehe N:o 105. 
4 Siehe N:o 106. 
«) Siehe N:o 108. 

Siehe N:o 109 u. 110. 
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Freiburg: Da das Gesetz keine anderen privaten Ge- 
wässer kennt als die Bewässerungsanlagen, dürften alle Seen, 
Flüsse und Bäche als öffentliche Wasser angesehn werden ^). 

Solothurn: Alle Flüsse sind öffentliche Gewässer; als 
solche werden alle die Bäche betrachtet, welche nicht erweis- 
liches Eigentum Dritter sind*). 

Basel-Landschaft: Alle natürlichen Wasserläufe sind öf- 
fentliche Gewässer^). 

Aargau: Die Wasserläufe sind, was deren Verwertung für 
Wasserwerke betrifft, der Oberhoheit des Staates unterworfen. 
Einige kleinere Gewässer sind teilweise im Eigentum der Ge- 
meinden und teilweise im Eigentum privater Personen *). 

Wenn nicht besondere Vorschriften entgegenstehen, dürf- 
ten die Wasserläufe auch in andrer Beziehung, z. B. als Ver- 
kehrswege, unter der Oberhoheit des Staates stehen, auch 
wenn es darüber kein ausdrückliches Gesetz giebt, wobei 
auch die oben angegebene allgemeine Regel zur Anwen- 
dung kommen kann. 

Neuchätel: Flüsse und Wasserläufe nebst ihren Ufern 
gehören dem öffentlichen Eigentum zu °). 

Oberwaiden: Alle Seen, Flüsse und Bäche sind als öf- 
fentliche Gewässer zu betrachten ®). 

Zug: Die Flüsse, Seen und Bäche sind zum öffentli- 
chen Gebrauch bestimmte Sachen ^). 

Appenzell A.-Rh: Flüsse und Bäche sind öffentliche Ge- 
wässer mit VorbehaH hergebrachter Privatrechte ®). 

Appenzell L-Rh. Da der Kanton über alle Wasserläufe 
Oberhoheitsrecht hat mit Bezug auf ihre Benutzung zur 
Triebkraft, dürfte angenommen werden, dass er auch in andern 
Hinsichten Hoheitsrechte über die Gewässer hat ^). 
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Graubänden: Alle Wasser sind, wenn keine privaten 
Rechte erwiesen werden können, Eigentum der Gemeinden ^). 

Aus der vorhergehenden Darstellung dürfte hervorgehen, 
dass man, was die Schweiz betrifft wohl berechtigt sein dürfte, 
was auch mit dem Sachenrechtsvorentwurf in Übereinstim- 
mung ist, die Hauptregel aufzustellen, dass alle natürlichen 
Wasserläufe öffentliche Gewässer sind. 

In der Sache dürften die Rechtsordnungen der übrigen 
Kantone nicht viel von dieser Regel abweichen. 

In Geneve sind die Gewässer in vier Klassen geteilt, 
von welchen die zwei ersten zu dem öffentlichen Eigentum 
gehören. Die dritte gehört teilweise den Gemeinden und 
teilweise Privatpersonen und die vierte, über welche im Ge- 
setz keine Bestimmung über das Eigentumsrecht enthalten 
ist, dürfte den betreffenden Uferbesitzern gehören ^). 

In Schwyz verfügen die Bezirksgemeinden über die grös- 
seren Wasserläufe ^). 

In Uri sind die Seen und die wichtigsten Wasserläufe 
öffentliche Gewässer^). 

In Basel-Stadt haben der Kanton und die Gemeinden 
Wasserrecht, aber auch Einzelne °). 

In Turgau sind alle grösseren Gewässer als öffentliche 
anzusehen ®). 

Nur in Nidwaiden scheinen die Uferbezitser aus Prin- 
zip ein gewisses Wasserrecht zu haben, weil sie die eine 
Hälfte der Abgabe, welche für die Konzession entrichtet wird, 
erhalten ^). 

Nur der Kanton Bern hat einen bestimmten Unterschied 
zwischen den öffentlichen und privaten Gewässern gemacht, 
welcher auf ihrer tatsächlichen Benutzung für Schifffahrt and 
Flösserei beruht ®). 

Siehe N:o 125. 

Siehe N:o 104. 

Siehe N:o 117. 

Siehe N:o 120. 

Siehe N:o 121. 

Siehe N:o 126. 

Siehe N:o 119. 
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158. Schliesslich sind auch in Italien alle naturliche Wasser- 
läufe als öffentliche Gewässer zu betrachten, wo nicht das Recht 
Dritter Ausnahmen veranlasst. Alle öffentlichen Gewässer sind 
provinzweise in besondere Register einzutragen; und es steht 
den einzelnen frei, eventuelle Ansprüche auf die ins Register 
eingetragenen Gewässer geltend zu machen. Die Gründe, 
welche hier beim Bestimmen der Grenzen zwischen öffent- 
lichem und privatem Recht in Anwendung kommen sollen, 
sind oben angegeben ^). Hieraus geht hervor, dass nur Bäche 
von geringer Bedeutung privat sein können. 

159. Wenn also die natürlichen Wasserläufe in Baden, Öster- 
reich-Ungarn, Schweiz und Italien als öffentlich zu betrachten 
sind, so sind anderseits dieselben in Norwegen und Finnland 
als privat anzusehen. 

Gemäss der Rechtsordnung dieser Länder kommt den 
Ufereigentümern, für ihr Ufer, das Recht an dem ausser- 
halb befindlichen Wasser zu, in welcher Hinsicht jedoch zu 
bemerken ist, dass in Finnland solches Recht eo ipso nur den 
Dörfern zuerteilt ist. Infolgedessen werden die natürlichen 
Wasserläufe ganz und gar, je nach der Grösse und Lage der 
Ufergrundstücke, in Wassergebiete eingeteilt. Die Grenzen kön- 
nen entweder quer über einen Wasserlauf, wenn er das 
Grundstück durchschneidet oder auch durch seine Mitte ge- 
hen, wenn sich verschiedene Besitzer in einem Wasserlaufe be- 
gegnen, in welchem Fall die Grenze nach norwegischem Recht 
durch den Talweg, nach finnischem durch die Mittellinie 
geht. In Binnenseen wird das nächst-gelegene Wassergebiet 
nach der Länge der Uferlinie als den Uferbesitzern zugehörig 
betrachtet. Die Grenze nach aussen ist, wenn es sich um 
grössere oder kleinere Binnenseen handelt, verschieden zu 
bestimmen. Gross ist nach finnischem Recht ein Binnensee, 
wenn er mindestens 8 Kilometer in der Länge und Breite hat; 
aber das norwegische Recht lässt dies unbestimmt. In gros- 
sen Binnenseen erstreckt sich der Uferbesitz nach finnischem 
Recht bis zu 500 m. von der Stelle ausserhalb des Ufers, 
wo eine stetige Tiefe von 2 metern anfängt, aber nach nor- 
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wegischem Recht ist sie unbestimmt. Die kleinen Binnen- 
seen sind nach beiden Rechtsordnungen unter die umliegen- 
den Grundstücke zu verteilen. 

Die Wassergebiete, welche den Rechten der Uferbe- 
sitzer nicht unterworfen sind, sind die grossen Binnenseen 
die ausserhalb der Grenzen des Ufereigentumsrechts liegen 
und in Finnland die sogenannten Königsadern (kungsädrorna). 

Aus dieser Darstellung dürfte hervorgehen, dass die 
natürlichen Wasserläufe in Norwegen und Finnland ebenso 
allgemein privater Natur sind, wie sie in Baden, Österreich- 
Ungarn, der Schweiz und Italien öffentlich sind. 
- 160. Es giebt eine dritte Gruppe von Rechtsordnungen, 
nach welchen die Wasserläufe im allgemeinen weder als öffent- 
lich noch als privat, sondern als teilweise öffentlich und teil- 
weise privat aufgefasst wird. Diesen Standpunkt behaupten die 
Sonderstaaten des Deutschen Reiches (ausser Baden) und Frank- 
reich. Im allgemeinen werden nach dem Rechtssystem dieser 
Länder die Wasserläufe oder Teile davon in zwei Gruppen 
eingeteilt: öffentliche und private. Das entscheidende Moment 
ist die Schiffbarkeit oder auch Schiffbarkeit und Flössbarkeit, 
so dass öffentlich sind die schiff-bezw. flössbaren Wasser- 
läufe, privat die nicht-schiffbaren bezw. nicht-flössbaren Was- 
serläufe. 

In Preussen ist die Schiffbarkeit nach allgemeinem Land- 
recht allein massgebend, die Schiff- und Flössbarkeit nach 
rheinischem Recht und nach dem gemeinen Recht die Schiff- 
barkeit mit oder ohne Flössbarkeit je nach Ortsgewohnheits- 
recht ^). 

In Sachsen sind die Elbe, die Mulden und die weisse 
Elster infolge ihrer Schiffbarkeit für öffentlich erklärt worden ^). 

In Bayern sind die Flüsse öffentlich oder privat je nach 
dem sie für Schiff- und Flössfahrt tatsächlich benutzt oder 
nicht benutzt werden ^). 

In Elsass-Lothringen ist der öffentliche oder private Cha- 
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rakter der Flüsse mit Rücksicht auf ihre Schiff- und Flössbar- 
keit bestimmt ^). 

In Frankreich ist auch die Grenze zwischen öffentlichen 
und privaten Wasserläufen mit Rücksicht auf ihre Schiff- oder 
Flössbarkeit bestimmt ^). 

Im übrigen werden die Wasserläufe in öffentliche und 
private eingeteilt in Oldenburg \ Braunschweig ^) und auch in 
den sächsisch-thüringischen Staaten ^). 

Der öffentliche Charakter eines Flusses beginnt an der 
Stelle, wo die Schiff- und Flössbarkeit anfängt oder anfangen 
kann. Daher ist gewöhnlich der obere Lauf eines Flusses 
nicht öffentlich. 

Binnenseen sind nur von dem Punkte ab öffentlich, wo 
sie mit dem durchfliessenden Gewässer in Verbindung ste- 
hen und als schiff- und flössbar anzusehn ^) sind. 

Die privaten Gewässer werden meistens nach der Länge 
der Ufer und der Mittellinie des Gewässers unter die Ufer- 
besitzer verteilt ^). 

Wenn auch, wie aus der vorhergehenden Darstellung 
erhellt, eine Gruppe von Gesetzgebungen überwiegend öffent- 
liches und eine andere Gruppe gleich überwiegend privates 
Recht an den Wasserläufen hat, so ist doch zu bemerken, 
dass es auf jedem Rechtsgebiet (mit Ausnahme von Ungarn) 
sowohl öffentliche als private Wasserläufe gibt, was noch 
deutlicher aus den Gesetzgebungen hervorgeht, die gemischt 
öffentliches und privates Recht haben. 

Da vom hydrographischen Gesichtspunkt aus nur das 
Rezeptionsrevier Rechtsobjekt sein kann, und somit weder ein 
einzelner Wasserlauf noch ein Teil eines Wasserlaufes, ander- 
seits aber die natürlichen Wasserläufe eines gewissen Landes 
von der Rechtsordnung als teilweise öffentliche und teilweise 
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privat angegeben werden, so muss hieraus folgen, dass nicht 
ein einzelnes Rechtssubjekt (von den öffentlichen oder privaten) 
im Eigentumsverhältnis zu dem Wassereigentum eines ge- 
wissen Landes stehen kann, sondern dass mehrere Rechtssub- 
jekte (seien es öffentliche oder private) als Miteigentümer des- 
selben angesehen werden müssen. 

Die Subjekte dieses Condominium kann man sich in 
verschiedener Weise gruppiert denken. Das gemeinschaftliche 
Eigentum könnte im Besitz mehrerer öffentlichen Rechts- 
subjekte sein (z. B. des Staats oder der Gemeinden) oder meh- 
rerer privaten Rechtssubjekte (z. B. der Ufereigentümer) oder 
gewisser öffentlicher oder privater Rechtssubjekte zusammen 
(z. B. Staat, Gemeinden und Ufereigentümer) oder auch end- 
lich aller öffentlichen und privaten Rechtssubjekte zusammen. 

Wir werden später diese Fragen schärfer ins Auge fassen. 



B. Vergleich mit den nationalökonomischen Ver- 
hältnissen. 

161. Es ist hervorgehoben worden, dass die im deutschen 
Reiche befindlichen Staaten, die österreichischen Kronländer und 
die schweizerischen Kantone, nicht weniger als die übrigen 
hier behandelten Staaten: Frankreich, Italien, Norwegen, und 
Finnland, rechtlich als besondre Volkswirtschaften aufzufassen 
sind, welche in grössere volkswirtschaftliche Verbände mit 
besonderem Zentralorgan zur Wahrung gemeinsamer Intressen 
eingehen ^). Der Grund hierzu liegt darin, dass die Volkswirt- 
schaft auf der Rechtsordnung beruht, und die hier besprochenen 
Länder besondere Rechtsordnungen haben: die deutschen 
Staaten und die schweizerischen Kantone in grosser Aus- 
dehnung, die österreichischen Kronländer die Landeskultur- 
gesetzgebung betreffend. 

Aus der Darstellung in Kap. III, haben wir ersehen, dass 
alle hier als besondere besprochenen Volkswirschaften ihre 
besondere Wasserrechtsordnung haben und dass daher alle je 
ihre besondere Wasserwirtschaft haben müssen. 
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162. Es ist früher betont worden, dass alles in jeder ein- 
zelnen Volkswirtschaft befindliche Wasser, als Ganzes betrach- 
tet, ein wirtschaftliches Gut erster Ordnung ist, während alles 
sich ausserhalb sämtlicher Volkswirtschaften befindliche Was- 
ser ein freies Gut erster Ordnung ist. 

Aus den Bestimmungen des positiven Rechts geht her- 
vor, dass alle die verschiedenen Wasserrechtsordnungen die 
Regelung des Rechts an allen sich im Rechtsgebiet befind- 
lichen Wassern bezweckt: wie Niederschläge, unterirdisches 
Wasser, stillstehendes und fliessendes Wasser, d. h. alles 
in sämtlichen Teilen des Flussgebietes vorhandene Wasser. 
Alle die verschiedenen Wasserrechtsordnungen zeigen auch 
an, wer über das in Rechtsgebiet befindliche Wasser zu 
verfügen hat: sei es der Staat, seien es Gemeinden oder 
Privatpersonen und im letzteren Falle, ob sie sich das Was- 
ser eo ipso oder erst nach besondrer Genehmigung zu-» 
nutze machen dürfen. Die Rechtsbestimmungen laufen deut- 
lich darauf hinaus, den Grund zu ihrer Wasserwirtschaft 
zu legen. 

Das Wasser, das sich ausserhalb der Rechtsgebiete be- 
findet, kommt nicht in Betracht. Nachdem die Rechtsordnung 
eventuell erklärt hat, welches die äussere Grenze des Ter-: 
ritoriums im Wasser ist, hat das Recht auch die Grenze 
seiner denkbaren Tragweite erreicht. Was innerhalb dieser 
Grenze fällt, hat sie zu ordnen, was ausserhalb der Grenzen 
fällt, ist absolut unereichtbar — das eine ist wirtschaftliches, 
das andre freies Gut erster Ordnung. 

Was freie und wirtschaftliche Güter zweiter Ordnung 
betrifft, so kann die Grenze zwischen ihnen erst dann be- 
stimmet werden, nachdem abgemacht ist, was im Besitz der 
öffentlichen und privaten Wirtschaft ist, eine Frage, die dem- 
nächst näher erörtert werden soll. 

163. Im Kap. II ^) ist auch hervorgehoben worden, dass für 
die positive Ordnung des Wasserrechts zwei Hauptsysteme 
denkbar sind: teils ein soziales, nach welchem die Volks- 
wirtschaft selbst das Eigentumsrecht an den sich imnerhalb 



1) Siehe N:o 50. 
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derselben befindlichen Rezipienten behält und durch ihre 
Oigane das Verfugungsrecht unter einzelne, Staat und Ge- 
meinden verteilt, teils auch ein individuelles, nach welchem 
die Volkswirtschaft das Eigentumsrecht auf eine generell be- 
stimmte Gruppe von Privaten (z. B. den Uferbesitzem) über- 
trägt. Das positive Recht dürfte eine solche Klassifikation 
zugeben, indem zu dem sozialen System die Rechtsordnun- 
gen gehören, nach welchen alles im Rechtsgebiete befind- 
liche Wasser grundsätzlich öffentlich ist, wie zu dem indivi- 
duellen System die Rechtsordnungen gehören, nach welchen 
alles im Rechtsgebiet vorhandene Wasser privat ist. 

Aber es giebt auch eine dritte Gruppe von Rechtsord- 
nungen, nach welchen das Wasser teilweise öffentlich und 
teilweise privat ist. Dadurch wird man versucht noch ein 
drittes Wasserrechtssystem aufzustellen, ein sozial-individuelles, 
da die Volkswirtschaft einesteils die Grundsatze des sozialen 
Systems und andemteils die Grundsätze des individuellen an- 
wendet. Zu dem sozialen System gehören Baden, Österreich- 
Ungarn, die Schweiz und Italien. Zu dem individuellen System 
gehören Norwegen und Finnland und schliesslich gehören zu 
dem sozial-individuellen System die Bundesstaaten Deutsch- 
lands {Baden ausgenommen) und Frankreich. 

Da nur die Totalität der Rezipienten Rechtsobjekt sein 
kann, ist indessen die angenommene Voraussetzung, dass die 
Volkswirtschaft das Eigentumsrecht an Gewässern auf Ein- 
zelne übertragen (nach dem individuellen Systeme) oder es 
teilweise behalten und teilweise übertragen habe (nach dem so- 
zial-individuellen Systeme) nur dann möglich, wenn es sich 
ergibt, dass ein gemeinsames Eigentumsrecht zwischen Pri- 
vaten oder zwischen der Volkswirtschaft und einzelnen Rechts- 
subjekten wirklich im positivem Recht begründet sein kann. 
Ebenfalls vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus wird es 
notwendig klarzumachen, ob gemeinsames Eigentumsrecht an 
Wasserläufen sich vorfindet oder nicht. 

164w Zuletzt muss daran erinnert werden, dass Staat und Ge- 
meinde eine bestimmte Tendenz zu einer immer tieferen Inter- 
vention in der Wasserwirtschaft zeigen. 
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Dieses wird auch durch das positive Recht bestätigt ^) 
und bekundet sich in einer Verschiebung der Grenzen zwi- 
schen den öffentlichen und privaten Wässern zu Gunsten der 
ersteren. Eine solche Verschiebung ist in mehreren Rechts- 
gebieten nachweisbar. 

So hatte z. B. im Kanton Glarus nach dem bürgerlichen 
Gesetzbuch jeder Uferbesitzer Recht an der vorhandenen Was- 
serkraft; aber nach der neueren Gesetzgebung sind beinahe 
alle Wassergebiete als öffentliche Gewässer erklärt worden ^). 

Ein aussergewöhnlich intressantes Beispiel einer ähn- 
lichen Grenzverschiebung finden wir in dem badensischen 
Wasserrecht. Nach dem Gesetze vom 25. August 1876 hatten 
die Uferbesitzer auf beiden Seiten Recht an der Hälfte des 
vorbeifliessenden privaten Gewässers, sowohl für Bewässerung 
als für gewerbliche und andere erlaubte Zwecke (Art. 8), aber 
nach dem neuen Gesetz vom 26. Juni 1899 sind natürliche, 
nicht öffentliche Wasserläufe als Eigentum der Gemeinde er- 
klärt worden. Die Anlieger haben sich nun ein Vorzugsrecht 
zugesichert, das Wasser für ihre Zwecke zu benutzen, und 
mit ihnen gleichgestellt sind nunmehr auch die Hinterlieger , 
d. h. diejenigen, welche im Bereiche der zweckmässigen Be- 
nutzung des Wasserlaufes liegen. Wenn weder Anlieger noch 
Hinterlieger das befindliche Wasser benutzen wollen, hat die 
Gemeinde das Recht, darüber zu verfügen *). 

Man hat auf solche Weise den Anliegern (wie auch den 
Hinterliegern) das Recht, das Wasser zu benutzen, zwar zuge- 
sichert, aber ihnen das der Nicht-benutzung verweigert *). 
165. Nachdem ich im Kap. I die hydrographische Grund- 
lage oder die natürliche Seite des Wasserrechts und dann 
im Kap. II die volkswirtschaftliche Seite desselben dargestellt, 
habe ich im Kap. III die positiven Bestimmungen auf den 
fraglichen Rechtsgebieten zu referieren gesucht, in dem Masse 
wie diese Bestimmungen das Eigentumsrecht oder das Nut- 
zungsrecht über das Wasser berühren und darauf im Kap. 



Siehe N:o 54. 
«) Siehe N:o 101. 
•) Siehe N:o 77. 
) Vgl. »Rapport Tavernier» s. 114—117. 
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IV untersucht, inwiefern diese Normen in Übereinstimmung 
mit den naturlich hydrographischen und den nationalökono- 
mischen Bedingungen stehen. Als Ergebnis geht hervor, dass 
die Grenzen zwischen dem sozialen, dem individuellen und 
den sozial-individuellen Wasserrecht in groben Zügen gezogen 
worden sind. 

Aber nun bleibt noch die schwerste und wichtigste 
Aufgabe übrig: den rechtlichen Charakter der hier erörterten 
Hauptarten des Wasserrechts zu bestimmen. 

Es handelt sich also zunächst darum, die Beschaffenheit 
des Rechts sowohl an den öffentlichen als an den privaten 
Gewässern zu bestimmen. Im einen wie im andern Falle sind 
verschiedene Systeme aufgestellt. 

Aber bevor ich mich daran mache, den Charakter der 
verschiedenen Hauptarten des Wasserrechts zu schildern, will 
ich in Kürze eine von mir angeordnete systematische Darstel- 
lung des gesammten Grundeigentumsrechtes, nach dem schwe- 
dischen Recht und darauf eine systematische Darstellung des 
Wasserrechts, gleichfalls nach dem schwedischen Recht liefern. 
Hieraus wird dann hervorgehen, dass das schwedische Was- 
serrecht eine konsequente Anwendung der Grundprinzipien 
des Grundeigentumsrechtes auf das Wasser ist. Dann wer- 
den wir zu dem denkwürdigen Resultat kommen, dass das 
Wasserrecht auf allen hier behandelten Rechtsgebieten mit dem 
schwedischen Wasserrecht in Parität steht und denselben 
Hauptprinzipien wie dieses eingereiht werden kann. 



V. KAP. 

Schwedisches Grundeigentumsrecht 

166. Es unterliegt keinem Zweifel, dass Schweden ein natio- 
nales und ursprüngliches Grundeigentumsrecht hat, welches mit 
dem Volke selbst, mit dessen Geschichte und Kultur anhebt ^). 
Die Geschichte des schwedischen Grundeigentumsrechtes 
kann man in drei Abschnitte teilen: Mittelalter, Neuere Zeit 
und Jetztzeit. Die Grenzen zwischen diesen Abschnitten sind 
so zu setzen: zwischen dem Mittelalter und der neueren Zeit 
— die Regierung Gustav Wasas; zwischen der neueren Zeit 
und der Jetztzeit — die »K. Verordnung vom 21. Februar 1789 
betreffend Verkauf der dem Staate zugehörigen Güter (Krono- 
hemman) und ihre Vervandlung in zinszahlende Bauerngüter 
(Skattehemman) und die Vergünstigungen und Bedingungen, 
die mit dem Besitz dieser Güter künftighin verbunden sein 
sollen». 

In jeder dieser Epochen ist es ein leichtes, den Cha- 
rakter und die Tragweite des Einflusses von fremdem Recht 
festzustellen. Im Mittelalter war es die katholische Hierarchie^ 
die sich auf römisch-rechtliche Grundsätze stützend das schwe- 
dische Recht zu beeinflussen suchte ^. Wir spüren zunächst 
ihren Einfluss in den schwedischen mittelalterlichen Gesetzen, 
welche gegen Ende des Mittelalters in ihrer bis heute aufbe- 
wahrten Form abgefasst wurden. Diesel Gesetze sind ohne 
Zweifel im grossen eine Kodifikation des alten Gewohnheits- 



1) Vgl. Amira, s. Q— 21. 

^) A. W. Liljbstrand: Om kanoniska rättens inflytande pä Sveriges 
Lagstiftning; Helsingfors 1851, S. 5. 
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rechts zu betrachten, zeigen aber auch deutliche Spuren frem- 
der Einwirkung. Letzteres gilt namenth'ch von den Normen, 
welche auf die Verteilung des freien, undisponierten Grund 
und Bodens — der Allmende — unter die verschiedenen Land- 
schaften, Hundertschaften und Dörfer, und schliesslich un- 
ter die einzelnen Höfe (hemman) des Dorfes abgesehen 
sind. Diese Rechtsnormen haben ein individuelles Orundei- 
gentumsrecht zum Ziel. Sie sind, wenn man sie mit den 
Normen der folgenden Jahrhunderte vergleicht, als Ausschlag 
nicht ihrer eigenen Rechtsauffassung, sondern der einer weit 
späteren Zeit zu betrachten. In der Bestrebung der katholischen 
Hierarchie, die Bande zu zerreissen, welche den Grund und 
Boden an die Geschlechter knöpften, — eine Bestrebung, wel- 
che den Zweck hatte, Kirchen und Klöstern den Erwerb 
von Grundeigentum zu erleichtern — haben wir einen ande- 
ren Beleg für die Einwirkung des individuellen, fremden Rech- 
tes. Dieser Einfluss hörte auf durch die von Gustav Wasa 
durchgeführte kirchliche Umwälzung und die radikale Reduk- 
tion des Grundbesitzes der katholischen Hierarchie. 

In der neueren Zeit ist es dagegen die weltliche Aristo- 
kratie, welche dem Auslande entlehnte feudale Prinzipien 
auf das schwedische Grundeigentumsrecht anzuwenden sucht. 
Obgleich Schweden niemals ein Feudalwesen dem Süd-Eu- 
ropas analog und nie die Leibeigenschaft gehabt hat, suchte 
dennoch die Aristokratie in Anlehnung an die Prinzipien des 
Feudal Wesens geltend zu machen, dass aller Grund und Bo- 
den ein Regal sei, das als Lehen im Besitz des Adels sei, 
und dass die bisher freien Bauern ihren Boden als zins- 
pflichtige Erbpächter (äbor) unter den Edelleuten als den Her- 
ren benutzten. Tatsächlich wurde dies Scheinfeudalwesen 
vernichtet durch die Reduktion Karls XI, welche die Macht 
der Aristokratie zertrümmerte, aber die auf dieser Grund- 
lage aufgebaute Rechtsauffassung war das Grundeigentums- 
recht betreffend stark genug, dem in gewissen Teilen noch 
geltenden Gesetzbuch vom Jahre 1734 ihr Gepräge aufzu- 
drücken. Das allgemeine Grundregal wurde dann von Gu- 
stav III, im Anschluss an eine Umgestaltung der Staatsver- 
fassung, durch die oben angeführte Verordnung von 1789 mit 
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einem Federzug abgeschafft — einige Monate bevor der fran- 
zösische Feudah'smus durch die französische Revolution be- 
seitigt wurde. Durch diese Verordnung erhielt das private 
Eigentum in seinen Orundzügen denselben Stand, den es im 
Mittelalter gehabt hatte, wieder. 

In der Jetztzeit endlich — also von 178Q ab — ist es 
die juristische Doktrine, die, allerdings mit stets wachsendem 
Erfolg, durch Anwendung der Grundsätze des römischen 
Rechts eine Abänderung des Orundeigentumsrechts, in ähn- 
licher Weise wie die katholische Hierarchie im Mittelalter, 
innerlich durchzuführen sucht. Wieder begegnet uns das 
Streben, den undisponierten Grund — die Allmende — unter 
Gemeinden und Dörfer zu verteilen durch die allgemeine Gross- 
teilung ^) {:»det allmänna storskifteU)^ die Grossteilung in Dale- 
karlien ^) {>storskiftet i Dalarne^) und die Allmendeaufteilung ^) 
(y^ajvittring») in Norrland, sowie zwischen einzelnen Höfen in 
den Dörfern durch Teilung des Dorfes {^»byaskifte»), durch 
Zerschlagung der Höfe in gleiche Teile {T^hemmansklyfning») 
und Parcellierung der Höfe (»ägostyckning^) durch Abscheiden 
irgendwelcher beliebig grosser Stucke. Dann wiederum finden 
wir die Reformbewegung tätig, um die Bande, welche den Grund 
und Boden an die Geschlechter knüpften, zu zerreissen, was 
schliesslich zur Abschaffung des uralten Näherrechts (»börds- 
rätten»), in den Städten 1857 und auf dem Lande 1863, führte. 

Durch diese und andere Massnahmen der Gesetzgebung 
— die letzte dürfte die Einführung des s. g. Parzellierungsinsti- 
tuts (ägostyckningsinstitutet) vom Jahre 1896 sein — glaubt 
man ein individuelles Eigentumsrecht, durchgeführt zu haben, 
nach welchem die einzelnen Grundstücke angeblich von sozia- 



^) Die allgemeine Oross-Teilung (storskiftet) war, näher bestimmt, 
eine freiwillige amtliche Teilung des Grund und Bodens eines Dorfes 
zwischen den einzelnen Höfen, aber auch eine Teilung der Allmende 
zwischen den Dörfern. 

') Eine obligatorische, amtliche Teilung der Dörfer zwischen den 
einzelnen Höfen, betreffend kultivierten Boden, aber auch Zuteilung von 
Allmende an die Dörfer. 

") Eine obligatorische, amtliche Landesteilung, wodurch die All- 
mende den Dörfern und Einzelhöfen zugeteilt wurde. 
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len Verpflichtungen ebenso unabhängig und als bewegliche 
Sachen selbständig sein sollen. 

Die schwedische Rechtsdoktrin hat den Inhalt des Ei. 
gentums betreffend ohne Zweifel dieselbe Auffassung, die 
z. B. in den §§ Q03 und 905 des deutschen bürgerlichen Ge- 
setzbuches, in den §§ 544 und 552 des fransösischen Code 
civil und in den §§ 436 und 440, des italienischen Codice 
civile ausgesprochen ist. »Der Eigentümer einer Sache kann, 
soweit nicht das Gesetz oder Rechte des Dritten entgegen- 
stehen, mit der Sache beliebig verfahren und Andere von je- 
der Einwirkung ausschliessen», und »das Recht des Eigentü- 
mers eines Grundstücks erstreckt sich auf den Raum über der 
Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Oberfläche». 

167. Aus dem Vorhergehenden ersehen wir also, dass zwar 
auswärtige Rechtsgrundsätze das einheimische Grundeigen- 
tumsrecht beeinflusst haben, aber dass dieser Einfluss nicht 
auf allen Entwicklungsstufen in derselben Richtung gewirkt hat. 
Die feudale Rechtsauffassung, die dem Staate alle Rechte über 
Grund und Boden unterordnen wollte, wirkte den individua- 
listischen Bestrebungen des Mittelalters entgegen und über- 
lieferte der Zukunft die Grundlage für Feststellung des Rechtes 
der Gesellschaft. Es ist also nur die Entwicklung im letzt- 
verflossenen Jahrhundert, welche auf die einheimische Rechts- 
ordnung wesentlich eingewirkt hat. 

Da in Schweden nie durch positive gesetzliche Vor- 
schriften bestimmt worden ist, dass das Grundeigentumsrecht 
einen so absoluten Inhalt, wie z. B. im Deutschen Reich, 
Frankreich und Italien, haben soll, so stehen der fortwährend 
prinzipiellen Gültigkeit des einheimischen ursprünglichen Rechts 
keine formellen Hindernisse entgegen. 

Der Grundsatz der schwedischen Eigentumsrechtsord- 
nung ist, dass privates und allgemeines Grundeigentum 
immer im gegensätzlichen Verhältniss zu einander stehen, dass 
das private Grundeigentum ursprünglich immer aus dem all- 
gemeinen entstanden sei, und dass einerseits das allgemeine 
Grundeigentum immer das private begrenze, so wie dass an- 
derseits das private Grundeigentum immer dem allgemeinen 
gegenüber ein beschränktes sei. 
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Der grösste Geschichtsschreiber Schwedens, Erik Gu- 
stav Geijer, hat sich hierüber folgendermassen ausgesprochen: 
»Man hat die Aufmerksamkeit nicht hinlänglich darauf gelenkt, 
dass dem privaten Eigentumsrecht immer das allgemeine ent- 
gegengesetz ist und dass, weil beide notwendig sind, das eine 
immer das andere aus sich erzeugt; denn der Mensch ist nicht 
bloss eine individuelle Persönlichkeit, er ist zugleich eine kol- 
lektive Persönlichkeit, wie in der Familie, in der Gemeinde, 
im Staate; und beiden Arten von Persönlichkeiten kommt 
das Eigentum als Attribut zu. — So gehörte das erste Allo- 
dium dem Anbauer. Allein dieser war notwendig teils ein 
Mann für sich, teils ein Mann für die Seinen; und bereits 
in zweiter Linie war das Eigentum Erbe oder »Bord» (eig. 
Geburt, d. h. erbeigenes Gut) wie es die alten schwedischen 
Gesetze nennen, und wurde dadurch Geschlechtseigentum, das 
nicht ohne Einwilligung des Geschlechts entäussert oder ver- 
kleinert werden konnte». 

»Was zwischen den einzelnen angebauten Stücken Land 
lag, wurde bald als die Allmende der Umwohnenden betrach- 
tet. Der Begriff der Allmende — das von den Einzelnen nicht 
in Besitz genommene Gemeinschaftliche des Grund und Bo- 
dens, wozu die alten Gesetze nicht nur die Wälder, sondern 
auch die Berge und Gewässer zählen — kann als eigenster 
Masstab für die Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft 
gelten. Dieser Begriff vom Eigentum der Gesellschaft erwei- 
tert sich, je nachdem die Gesellschaft selbst von Dorf zu Hun- 
dertschaft, zu Landschaft, (Gau) zu Reich wächst. Der weitere 
Begriff verschlingt meistens den engeren, bis die Krone, als 
Vertreterin des Gemeinwesens, mit Ansprüchen auf jede All- 
mende auftritt, oder wie Gustav Wasa dies ausdrückte: Solche 
Gründe, die unangebaut liegen, gehören Gott, dem König und 
der Krone Schweden» ^). 

168. Auf der Grundlage einer solchen Eigentumsrechtsord- 
nung giebt es noch eine gewohnheitsrechtliche Auffassung, 
welche im Bewusstsein des Volkes tiefe Wurzeln geschlagen 



^) »Erik Gustaf Qeijers Samlade skrifter»: Förra Afd. VI B. S. 
377—378; Stockholm 1853. 
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hat, und die nur eines leichten Anstosses bedarf, um zum 
Selbstbewusstsein zu kommen. Zu dieser steht im scharfen 
Gegensatz das juristische Rechte welches immer noch Raum 
zu gewinnen sucht. Hierdurch entsteht aber zwischen der 
gewohnheitsrechtlichen und der doktrinären Auffassung ein 
Dualismus, welcher sowohl in der Gesetzgebung als in der 
Rechtspflege Spuren hinterlässt. 

Ein paar Beispiele sollen dies Verhältnis erläutern. Auf 
dem Gebiete der Gesetzgebung tritt dieser Dualismus recht 
scharf an den Tag in dem Gesetz über Parzellierung (ägo- 
styckning) vom 27. Juni 1896. Nach uraltem schwedischen 
Recht soll zu einem Grundbesitz sowohl Ackerfeld als Wald 
gehören. Das fragliche Gesetz erlaubt indessen, in Überein- 
stimmung mit den römischen Rechtsgrundsätzen, Teilung ei- 
nes Grundstücks, ganz abgesehen von der natürlichen und 
kulturellen Beschaffenheit des Bodens. Um die einzelnen Parzel- 
len gegenseitig und anderen Grundstücken gegenüber ganz selb- 
ständig zu machen, hat man jedoch im Anschluss an das ein- 
heimische Recht, die einzelnen Parzellen mit Mantal bezeich- 
nen müssen. — Das :» Mantal» bezeichnet nämlich das Mass 
für die rechtliche Grösse eines Grundstücks, was bei Fest- 
stellung sowohl der Rechte an dem Gemeinschaftlichen als 
der Schuldigkeiten gegen die Gemeinde und den Staat von 
entscheidender Bedeutung ist. 

In der Rechtspflege finden wir auch Spuren desselben 
Dualismus. Dem schwedischen Rechtsbewusstsein ist die 
Auffassung angeerbt, dass jedermann berechtigt sei, sich ge- 
wisse Naturerzeugnisse von geringerem Wert auch auf dem 
unkultivierten Boden privaten Grundbesitzes zuzueignen. Die 
Grenze zwischen dem in dieser Beziehung Strafbaren und Er- 
laubten ist scheinbar im Strafgesetzbuch Kap. 24 »von Sach- 
beschädigung» festgestellt. In einem Falle ist aber durch Ent- 
scheidung des Oberappellationsgerichts den 16. Okt. 1900 das 
Nehmen der an Eichen als Schmarotzer lebenden Mistel als un- 
erlaubtes Aneignen bezeichnet worden, obgleich in dem an- 
geführten § nur vom Aneignen von Gras, Torf, Bäumen und 
Teilen oder Früchten von Bäumen die Rede ist. In einem 
anderen Fall ist durch Entscheidung des Oberappellationsge- 
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richts vom Q. Februar 1874 das Holen von Steinen auf dem 
Grund eines anderen für unerlaubtes Aneignen erklärt worden, 
obgleich der herbeigezogene § nur von unerlaubtem Nehmen 
von »Windbruch» spricht. 

Da die fraglichen Bestimmungen die Grenze zwischen 
erlaubtem und unerlaubtem Zueignen von Naturprodukten 
auf privatem Grund und Boden festzustellen bezwecken, 
sollten sie wortgetreu ausgelegt werden. Da aber dies nicht 
geschehen, sind die betreffenden Richter offenbar davon aus- 
gegangen, dass das Grundeigentumsrecht seinem Inhalte nach 
ein absolutes, und jedes Zueignen von Naturprodukten auf 
privatem Boden unstatthaft sei. Man unterschiebt also in 
Schweden dem Eigentumsrecht einen grösseren Inhalt als das 
Gesetz einräumt — also zuwider z. B. dem § Q03 des deutschen 
bürgerlichen Gesetzbuches, das dem Eigentümer die freie Ver- 
fügung nur dann gestattet, wenn kein Gesetz entgegenstehe. 

In der einheimischen gewohnheitsrechtlichen Auffassung 
liegt, dass es jedermann erlaubt sei, auch privaten unkultivier- 
ten Boden zu betreten. Nach dem Gesetze (S. G. B. Kap. 24 
§ 11) ist solches Betreten nur dann strafbar, wenn der Boden 
dadurch beschädigt werden könne. Diese Frage ist gerade jetzt 
eine besonders aktuelle. Nach den Berichten der Militärbe- 
fehlshaber stösst es auf Hindernisse seitens der Grundbesit- 
zer behufs Anordnung von Manövern privaten Grund zu be- 
treten, auch wenn kein Schaden daraus entstehen kann. Bei 
strikter Anwendung des auf das einheimische Recht gegrün- 
deten Gesetzesparagraphen ist ein solches Betreten statthaft. 
Geht man hingegen bei der Beurteilung von der römisch- 
rechtlichen Auffassung vom absoluten Inhalt des Eigentums- 
rechts aus, so wird das fragliche Betreten strafbar. 

Noch ein Beispiel aus einem anderen Rechtsgebiet he- 
ben wir hervor. 

Weil die nördlichen und mittleren Teile Skandinaviens 
durch die s. g. sekuläre Hebung allmälich an Höhe zunehmen, 
entstehen längs der Küsten, namentlich am Botnischen Meer- 
busen, s. g. Anlandungen, häufig von bedeutendem Um- 
fang und ökonomischer Bedeutung. Da nun die liegenden 
Güter derjenigen Dörfer, an deren Ufern diese 'Anlan- 
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düngen entstanden sind, amtlich verteilt worden sind, so 
steht es der Rechtspflege zu, das heikle Problem zu lösen, 
ob die Anlandungen Gemeingut der Dörfer seien oder den 
abgesonderten Höfen, die bei der Verteilung der Oemein- 
felder Grund und Boden am Ufer erhalten haben, gehören 
sollen. Geht man von der doktrinären Auffassung aus, so 
muss man darauf bestehen, dass durch die Teilung die ge- 
meinschaftlichen Grunde in individuelle Teile aufgelöst wur- 
den, weshalb die Anlandungen im Eigentum der Ufergrund- 
stücke stehen müssen. Geht man dagegen von der ein- 
heimischen Rechtsauffassung aus, so muss man annehmen, 
dass freilich durch die Teilung gewisse individuelle Teile ab- 
gesondert wurden, dass aber das nicht abgesonderte fortwäh- 
rend gemein ist, weshalb die Anlandungen Gemeingut der 
Dörfer werden müssen. 

169. In einer von mir (18Q7) herausgegebenen Arbeit: »Om 
svensk jordäganderätt» ^) unternahm ich den Versuch, eine sy- 
stematische Darstellung der Prinzipien des einheimischen Grund- 
eigentumsrechts zu geben sowohl den kultivierten und unkultivi- 
erten Boden als das Wassergebiet und das unterirdische Gebiet 
betreffend. Hierbei hatte ich die Absicht, den Beweis zu erbrin- 
gen, dass die Rechtsordnung das Gebiet des ganzen Landes 
oberhalb und unterhalb der Erde betreffend auf demselben 
Grundsatz: dem Gegensatz zwischen privatem und allgemeinem 
Rechte aufgebaut sei. Damals schon trug ich mich mit der Ab- 
sicht bei Gelegenheit später die speziellen Einzelheiten auszu- 
arbeiten; dieser Plan wurde teilweise verwirklicht in meiner 
Arbeit von 189Q: »Gm svensk vattenrätt» ^). 

Auf Grundlage der erstgenannten Arbeit werde ich nun 
eine kurze Darstellung der schwedischen einheimischen Ei- 
gentumsrechtsordnung geben mit den durch die fortgesetzten 
Studien veranlassten Abänderungen und mit den Ergänzungen 
namentlich des jetzt geltenden Rechts, die sich als notwendig 
erwiesen haben. 



^) Äström: Jordeganderätt; Angemeldet in »Jahrbuch» IV 1898, 
S. 956. 

') Äström: Vattenrätt; Angemeldet in »Jahrbuch» VI u. VII, S. 
1561 u. 1562. 
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170. Im Kap. 2 über »die Volkswirtschaftliche Grundlage des 
Wasserrechts» *) wurde hervorgehoben, dass die Volkswirt- 
schaft teils aus öffentlichen, teils aus privaten Wirtschaftsein- 
heiten bestehe, wie auch dass der Volkswirtschaft zwar ein 
einheitlicher leitender Wille fehle, dass aber dem Staate in ge- 
wissen Fällen zustehe, einen Einfluss (eine Oberhoheit) dar 
auf auszuüben. 

Da nun die Volkswirtschaft nur die Staats- oder Volks- 
gesellschaft im Ganzen, von einer besonderen Seite, der 
ökonomischen, aus betrachtet, ist, so dürfte es einleuchtend 
sein, dass dieselbe Staats- und Volksgesellschaft, von einer an- 
deren Seite, der rechtlichen, betrachtet, dieselbe Organisation 
zeigen muss. 

Auch die Rechtsgesellschaft, d. h. die Staats- und Volks- 
gesellschaft, vom Standpunkte des Rechts betrachtet, besteht 
aus zwei Gruppen von Rechtssubjekten, den öffentlichen und 
den privaten. Gleichfalls kann man sagen, dass es der Rechts- 
gesellschaft an einem einheitlichen leitenden Willen für jedes 
innerhalb derselben vorkommende rechtliche Handeln fehlt, 
dass aber der Staat besonders durch seine gesetzgebende und 
rechtspflegende, aber auch durch seine verwaltende Tätig- 
keit auf die Gesellschaft einen massgebenden Einfluss — eine 
Oberhoheit — auszuüben vermöge. 

In der Nationalökonomie weist man nach, wie die Volks- 
wirtschaft durch zwei besondere Organisationsformen orga- 
nisch wirke, und zwar durch die gemeinwirtschaftliche und 
die verkehrswirtschaftliche Organisation ^). In ähnlicher Weise 
kann man auch in der Rechtsgesellschaft zwei Hauptformen 
rechtlichen Handelns, die öffentliche und die private Organi- 
sationsform, unterscheiden. 

In der ersteren wird das Rechtsverhältnis zwischen den 
öffentlichen Rechtssubjekten (Staat bezw. Gemeinden) und den 
privaten Rechtssubjekten vom Gesichtspunkte der Über- und 
Unterordnung bestimmt. Der Staat ist sowohl allen im Staats- 
gebiet befindlichen Gemeinden als auch allen in den einzelnen 
Gemeinden befindlichen Rechtssubjekten übergeordnet. Dies 

1) Siehe N:o 29 u. 33. 
*) Philippovioh S. 11 ff. 
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Verhältnis wird durch das öffentliche Recht reguliert und 
lässt sich durch konzentrische Kreise graphisch darstellen: 




In der privaten Rechtsorganisation wird das Verhältnis 
zwischen den öffentlichen und privaten Rechtssubjekten vom 
Gesichtspunkte der Zusammenordnung bestimmt. Der Staat 
ist allen Gemeinden und privaten Rechtssubjekten im Staats- 
gebiet nebengeordnet. Dies Verhältnis wird durch das private 
Recht reguliert und lässt sich durch eine Reihe neben einan- 
der gestellter Kreise graphisch darstellen: 




In der öffentlichen Rechtsorganisation übt der Staat 
seine Oberhoheit als Gesetzgeber, Rechtspfleger und höchster 
Verwalter aus; in der privaten hingegen erscheint der Staat 
als Finanzwirtschaft allen anderen im Staatsgebiet befindlichen 
öffentlichen oder privaten Rechtssubjekten gegenüber. 

In ähnlicher Weise verhält es sich mit den Gemeinden. 
In der öffentlichen Rechtsorganisation üben sie, innerhalb der 
in der öffentlichen Rechtsorganisation festgestellten Grenzen, 
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eine kommunale Oberhoheit als Gesetzgeber, Rechtspfleger und 
Verwalter aus; in der privaten Organisation wirken sie in ih- 
rem rechtlichen Handeln allen anderen Rechtssubjekten gegen- 
über als Finanzwirtschaften. 

Die privaten Rechtssubjekte endlich stehen in der öf- 
fentlichen Rechtsorganisation unter der Oberhoheit des Staates 
bezw. der Gemeinden; in der privaten Organisation aber stehen 
sie als selbständig handelnde Rechtssubjekte neben sowohl 
dem Staat als den Gemeinden als Finanzwirtschaften. 
171. Sowohl der Staat und die Gemeinden in ihrer Eigen- 
schaft von Finanzwirtschaften als Private können Subjekte des 
Grundeigentums sein. 

Das Eigentum des Staates und der Gemeinden wie auch 
der übrigen öffentlichen Rechtssubjekte dürfte man als öf- 
fentliches Eigentum, das einzelner Rechtssubjekte als pri- 
vates Eigentum bezeichnen können. 

Das öffentliche Eigentum kann dreieriei Art sein: 
l:o) Grundeigentum in patrimonio fisci, d. h. solches Ei- 
gentum (z. B. Domänen), das dem Staat bezw. den Gemeinden 
Einnahmen bringt; 

2:6) Grundeigentum, das für die eigenen Zwecke des Staats, 
bezw. der Gemeinden gebraucht wird, z. B. Grund für Ver- 
teidigungszwecke, Regierungsgebäude, Rathäuser u. s. w. 

3:o) Für besondere Zwecke benutzter Grund, der in usu 
publica ist, z. B. Landstrassen; Strassen, Plätze und Märkte 
der Städte u. s. w. 

Die Rechtsnormen, die sich auf die Verwaltung des öf- 
fentlichen Eigentums des Staates bzw. der Gemeinden beziehen, 
werden durch das öffentliche Recht bestimmt. Die Rechts- 
normen für das gegenseitige Verhältnis des öffentlichen und 
privaten Eigentums werden durch das private Recht, z. B. das 
Nachbarrecht, bestimmt. 

Allein in allen geschichtlich bekannten Rechtsgesell- 
schaften Schwedens giebt es eine Art von Grundeigentum, 
das weder öffentlich noch privat, sondern allgemein ist, d. i. 
die Allmende oder, wie Geijer sagt, das von den Ein- 
zelnen nicht in Besitz genommene Gemeinschaftliche an Grund 
und Boden. Allmende bedeutet ursprünglich die Gesellschaft 
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ins Gemein, dann das allen Zugehörige, d. h. gesellschaftli- 
ches Eigentum ^). 

Die Allmende durften anfänglich alle Mitglieder der Ge- 
sellschaft frei und zwanglos zur Gründung neuer Dörfer oder 
Einzelhöfe, zur zeitweiligen Kultur (Abschwenden), für die 
Viehweide, zum Holzfällen u. s. w. benutzen. Allmählich 
kam aber die betreffende Rechtsgesellschaft durch ihre oberste 
Behörde die Benutzung der Allmende, wenigstens für dau- 
ernde Zwecke, namentlich zur Gründung neuer Höfe, zu be- 
schränken. 

Das private und öffentliche Eigentum ist eine Be- 
schränkung und eine Ausnahme von dem gemeinschaftlichen 
Grundeigentum — war doch die Allmende das von den Ein- 
zelnen nicht in Besitz genommene Gemeinschaftliche an Grund 
und Boden. 

Das allgemeine Grundeigentum umfasst also denjenigen 
Teil des Grundes einer Rechtsgesellschaft, das weder privaten 
noch öffentlichen Rechtssubjekten gehört. 

Es leuchtet ein, dass dieser Rechtssatz zu der Regel: »dem 
Staat gehört was niemandem gehört» — eine Bestimmung, 
die in der schwedischen Rechtsdoktrine bald bestritten bald 
als richtig anerkannt worden ist ^) — in enger Beziehung steht. 
Der einer Rechtsgeöellschaft gehörende Grund besteht 
also aus drei Gruppen: 

l:o) Privates Grandeigentum, einzelnen Rechtssubjek- 
ten gehörig (dominium privatum); 

2:o) Öffentliches Grundeigentum, öffentlichen Rechts- 
subjekten gehörig (dominium publicum); 

3:o) Allgemeines Grundeigentum (Allmende), sämtlichen 
privaten und öffentlichen Rechtssubjekten gehörig (condomi- 
nium sociale). 

*) Schltter: »Ordbok tili Sveriges gamla lagar», unter dem Worte: 
»Almaenninger» und Orimm Rechtsaltertümer 498. 

^) JoHAN Hjelmerus: Bidrag tili svenska jordeganderättens historia 
I. Lund 1884 S. 49: »Da der Staat Eigentümer des Grundes ist, von dem 
einzelne nicht Besitz ergriffen haben, so muss man dem Staate oder der 
Gesellschaft das Eigentumsrecht über die norrländischen Allmenden zu- 
sprechen»^ 

Dem entgegen Hammaaskjöld, S. 7. Bemerk. 1. 
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Das öffentliche und das allgemeine Eigentum sind genau 
zu unterscheiden. Das öffentliche Eigentum ist im Besitz und 
wird verwaltet von öffentlichen Rechtssubjekten als Finanz- 
wirtschaften. Das allgemeine Eigentum ist Eigentum der Ge- 
sellschaft in ihrer Gesamtheit und wird unter der Ober- 
aufsicht des Staates bezw. der Gemeinden als Oberhoheit 
verwaltet. 

Die Summe des privaten, des öffentlichen und des 
allgemeinen Eigentums bildet das Staatsgebiet und wird nach 
aussen, anderen Staaten gegenüber, als eine Einheit — na- 
tionales Grundeigentum (dominium nationale s. territoriale) be- 
trachtet. 

Das nationale Grundeigentum fällt in die Gebiete des 
äusseren öffentlichen Rechts, und kann analog dem privaten 
Eigentum Gegenstand des Erwerbs und der Entäusserung, 
der Verpfändung und der Servituten (durch Verträge mit frem- 
den Staaten) werden. 
172. Hier dürfte es angemessen sein, an die Übereinstim- 
mung zwischen der schwedischen Grundeigentumsrechtsord- 
nung und der oben gegebenen Darstellung von der Grenze 
zwischen freien und wirtschaftlichen Besitzgutern erster und 
zweiter Ordnung, zu erinnern. 

Ein wirtschaftliches Besitzgut erster Ordnung entspricht 
dem nationalen Grundeigentum. Freie Besitzgüter erster Ord- 
nung sind das Ödeland ausserhalb desselben (herrenlose Güter). 

Wirtschaftliche Besitzgüter zweiter Ordnung sind dieje- 
nigen Teile des Landgebietes einer Volkswirtschaft, die im Be- 
sitz privater oder öffentlicher Wirtsschaftseinheiten sind; sie 
entsprechen dem privaten und dem öffentlichen Grundei- 
gentum. 

Freie Besitzgüter zweiter Ordnung sind wiederum die 
Teile eines Landgebietes, welche ausserhalb der wirtschaftli- 
chen Besitzgüter zweiter Ordnung liegen, und entsprechen 
demnach dem allgemeinen Grundeigentum. 
178. Die Grundprinzipien der schwedischen Grundeigentums- 
rechtsordnung sind im übrigen die folgenden. 

Das private Grundeigentum ist ursprünglich durch Ur- 
barmachung eines gewissen Teiles einer Allmende und darauf 
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folgende rechtliche Sanktion (tacite oder expresse) entstanden. 
Der Grund besteht demnach aus teils einem tatsächlichen, 
teils einem rechtlichen Moment, welche zusammen unter den 
römisch-rechtlichen Begriff der Spezifikation zu fuhren sind. 

Hieraus folgt, das nur das urbargemachte Land, das als 
solches rechtlich sanktioniert worden ist, Gegenstand des pri- 
vaten Grundeigentumsrechts ist. 

Den urbargemachten Grundstücken gleichgestellt ist im 
übrigen Grund und Boden, der für andere Zwecke als land- 
wirtschaftliche mit Arbeit belegt worden sind, z. B. Bauplätze, 
Eisenbahnen, Strassen, Parkanlagen etc. 

Weil der kultivierte Boden durch Spezifikation zum pri- 
vaten Eigentum geworden ist, so ist der Spezifikant verpflich- 
tet für den Teil der Allmende, der das Material seiner Spezi- 
fikation gebildet hat, der Gesellschaft Ersatz zu leisten. Diese 
Ersatzpflicht kann in eine allgemeine Verpflichtung, sich so- 
zialen Rücksichten unterzuordnen, umgesetzt werden. Das 
private Eigentum ist deshalb immer und eo ipso ein be- 
schränktes. 

Der zu einem Grundbesitz gehörende unkultivierte Bo- 
den ist nicht durch Spezifikation, sondern durch Besitznahme 
und darauf folgende rechtliche Bestätigung (tacite oder ex- 
presse) privatem Recht unterworfen worden. 

Hieraus folgt, dass der unkultivierte Boden nicht Be- 
standteil des privaten Eigentums, das nur aus kultiviertem 
Boden besteht, sondern blos ein Zubehör desselben sein 
kann. 

Hiermit hängt auch zusammen, dass der Private über 
den unkultivierten Boden kein so ausgedehntes Verffigungs- 
recht als über den kultivierten hat, sondern dass »alle Leu- 
te» in geringerem Masse berechtigt sind denselben zu be- 
nutzen, z. B. denselben zu betreten und sich darauf gewisse 
Naturprodukte von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung zu- 
zueignen. Ein gewisses gemeinschaftliches Recht an unkulti- 
viertem Boden verbleibt also auch, nachdem er in den Be- 
sitz einzelner gekommen ist; und dies gemeinschaftliche Recht 
ist in der Tat für die Feststellung des rechtlichen Charak- 
ters des unkultivierten Bodens massgebend : er ist fortwährend 
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eine Allmende, also gesellschaftliches Eigentum, an dem Ein- 
zelne ein begrenztes Nutzungsrecht erhalten haben. 

Das öffentliche Grundeigentum, in dem Masse wie es 
aus Grundstücken mit Ackerwirtschaft besteht, unterscheidet 
sich in Betreff seiner inneren Organisation durch nichts von 
dem privaten. Es ist in Bezug auf den kultivierten Boden 
gleichfalls der allgemeinen sozialen Ordnung untergeordnet 
und auch unkultivierter Boden ist demselben allgemeinen 
Recht wie der kultivierte unterworfen. 

Sowohl das öffentliche als das private Grundeigentum 
bilden Ausnahmen von dem gemeinschaftlichen Eigentum und 
werden durch dieses beschränkt. 

174. Um auf dem begrenzten Raum, der uns hier zu Gebote 
steht, die Richtigheit der obigen Theorie nachzuweisen, wer- 
de ich eine Darstellung von den Hauptzögen der schwedischen 
Grundeigentumsrechtsordnung im allgemeinen während drei 
verschiedener Epochen der Rechtsentwicklung, nämlich wäh- 
rend des Mittelalters, der neueren Zeit und der Jetzzeit, geben. 
Ausserdem werde ich, was das noch geltende Recht betrifft, 
dessen Übereinstimmung teils mit dem Dorfrecht, teils mit 
besonderen Rechten, die zu dem allgemeinen Grundeigen- 
tumsrecht in enger Beziehung stehen: Jagdrecht, Fischerei- 
i und Bergrecht, nachzuweisen suchen. In einem fol- 

genden Kapitel werde ich dieselbe Methode auf das Wasser- 
recht anwenden. 

Übersichtshalber gebe ich ebenfalls eine graphische 
Darstellung von der Verteilung dieser verschiedenen Arten 
von Rechten. 
176. Mittelalter. 

Graphische Darstellung der Grundeigentumsrechtsordnung 
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a) Staatsrechtliche Verhältnisse: 

Die schwedischen »Länder» im Mittelalter bildeten ei- 
nen Bundesstaat unter einem König. Jedes Land war ein 
selbständiger Staat mit eigener Gesetzgebung, Rechtspflege 
und Verwaltung. 

b) Verteilung des Grundeigentums: 

Die Hauptgattungen des Grundeigentums: 

1:0) Privates Eigentum — die Dörfer und Einzelhöfe; 

2:o) Öffentliches Eigentum: 

a) öffentliche Ackerwirtschaftsgüter: 

a) die ehemaligen Ländereien des Upsalatempels, 
worüber das Verfügungsrecht dem Könige 
zustand ; 

ß) geistliche Güter, der Kirche, den Klöstern 
u. s. w. zugehörig; 

b) öffentliches, selbständiges Waldeigentum: 
bestehend aus Hunderschaftsallmenden, die von 
der Landesallmende abgetrennt und den gros- 
sen Gemeinden — den Hundertschaften — zu- 
geteilt worden waren. 

3:o) Allgemeines Waldeigentum — die Landesallmende, 
d. h. was innerhalb der Landesgrenzen, aber ausserhalb des 
privaten und öffentlichen Grundeigentums lag. 

c) Das Entstehen privaten Grundeigentums. 

Der Helsingelag ^) hat hierüber eine vollständige Vor- 
schrift so lautend: 

»Nu wil man göra wp af Nun will man Acker oder 

nyae aker aeller aeng, görae aengin Wiese urbar machen. Niemand 

a annars landi, utan hans got)- tue (das) auf dem Feld eines an- 

wiliae sum aa. Vil man takae deren, ohne dessen Zustimmung, 

byae aempnae aa almaennungae. dem es gehört. Will man Grund 

5a take brej) wij) paen sum förrae zur Dorfanlage auf der All- 

byghdi . swa ath han hanom aenk- mende nehmen, dann nehme man 

tae fortaki . taki swa skogh sum neben dem, der vorher gebaut hat, 

byae aempni swa bret)aen skogh so dass man diesem nichts neh- 

sum aker ok aeng . aer wtmark . me. Nehme Wald ebenso breit 



*) Hels.L Wifeerbo B. XV. 
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taki twa sit)aer . styltingx rast 
lankt. Swa langh scal styltingx 
rast wxra . aki heman forae sool 
vm stal)u tima gen iulum ok 
huggi störae las . ok kumi ater 
vm mit^ian dagh. ^aet aer laghae 
tak . wil han taka tili aker aeller 
aeng . pa skal han rypiae l)re dys- 
siaer . ok göra eth hus i fira knu- 
taer . ok gangi vm taektam . ok 
maerki taekt maef) II witnum , ok 
waerae ^xi lagha tak hans. Delae 
twe vm taektae tak . {»a hafwi paen 
witzorj) husit giorpae mep twem 
witnum ok fullum epe*. 



als Acker und Wiese, Oibts es 
>atmark», nehme zwei Seiten 
^styltingx rast» lang. So lang 
soll »styltingx rast» sein: man 
fahre von Hause vor Sonnenauf- 
gang bei der Wintersonnenwen- 
de und haue eine Fuhre Staken 
(Pfähle); und komme wieder nach 
Hause zur Mittagszeit Das ist 
gesetzliches »tak^ (>Nehmem^). 
Will er (Land) zu Acker oder 
Wiese nehmen, dann soll er ro- 
den drei ^dyssiar^, fd. h, so viel 
Acker roden, dass darauf drei 
Haufen Korn geerntet werden kön- 
nen], und baue Haus mit vier Ec- 
ken, und begehe ^intägten^ (das 
in Besitz Genommene) und ver- 
sehe >intägtem> mit Grenzzei- 
chen in Gegenwart zweier Zeugen; 
und sei dies sein gesetzliches 
»tot»; da habe der i^witsord^ 
(ist der gesetzlich berechtigt), der 
mit zwei Zeugen und vollem Eide 
zeigt, dass er das Haus gebaut. 
Das neue Dorf soll aus zwei Teilen bestehen: ^byce 
cempnce» (Acker und Wiese) und ^skogh» (Wald). »Laga tak» 
(gesetzliche Besitznahme) liegt vor, wenn folgende Bedingun- 
gen erfüllt sind: 

l:o) wenn der Anleger des Neubruchs (»intagaren») 
so viel Feld urbar gemacht hat, dass er darauf drei Haufen 
Korn (dyssiaer) ernten kann; 

2:o) wenn der Anleger ein viereckiges Haus gebaut hat; 
3:o) wenn der Anleger in Gegenwart von 2 Zeugen den 
Neubruch begangen und die Orenzzeichen gesetzt hat. 

Im Falle eines Rechtsstreites zwischen zwei Anlegern, 
von denen einer ein Haus gebaut hat, der andere aber nicht, 
ist derjenige in seinem Recht, der das Haus baute. 
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Der Grund des Neubruchsrechts (intagsrätt) an Acker 
und Wiese ist somit nicht nur die Besitznahme^ sondern die 
Erfüllung einer gewissen Bau- und Kultivierungspflicht, wo- 
durch das Gesetz eo ipso die Entstehung privaten Eigentums- 
rechts bestätigt. Ist die vorgeschriebene Bau- und Kultivie- 
rungspflicht nicht erfüllt, so ist keine gesetzliche Besitznahme 
(»laga tak») vorhanden — der Boden bleibt wie vorhin All- 
mende. Es wird dies auch dadurch bestätigt, dass der An- 
leger des Neubruchs verpflichtet war, den Neubruch fortwäh- 
rend zu kultivieren. Wenn jemand einen Neubruch auf der 
Allmende anlegte, aber versäumte, ihn drei Jahre lang zu be- 
stellen, so fiel derselbe an die Allmende zurück ^). 

2>Laga tak» von Wald dagegen lag vor, wenn der Wald 
so breit als der Acker und die Wiese zusammen und so lang 
war, als »en styltingx rast» entsprach. 

Der Grund des Rechts (intägtsrätt) an Wald ist dem- 
nach nur die Besitznahme, welche eo ipso gesetzlich sanktio- 
niert wird, wenn die Einnahme, sich innerhalb der vom Ge- 
setz festgestellten Grenzen hält. 

Die Grenzen der Allmende Helsinglands sind im I>ing- 
mala B. XV angegeben. 

In ihrer reinsten Form bestanden also die Grundbesitze 
in diesem Land aus einer Gruppe von Landgütern und aus 
der ausserhalb derselben bis an die Landesgrenze sich er- 
streckenden Landesallmende. 

d) Die Grundstücke bestehen aus Hofstätte (»Tomt»), 
Acker und Wiese als Bestandteilen und aus Wald als Zu- 
behör. 

Die Hofstätten in einem Dorfe mussten nach den mit- 
telalterlichen Gesetzen in einer besonderen Weise angelegt 
werden, weil diese sowohl den Masstab für den Anteil 
jedes Ansässigen am Dorfe als auch eine Karte über die 
Lage der Anteile in den verschiedenen Liegenschaften ab- 
gaben. Besonderes Gewicht wurde darum auf die Vermes- 
sung und Anlage der Hofstätten gelegt, und die ganze Hof- 
stätte musste mit Grenzzeichen (tomptra) versehen werden, wel- 



1) HelsX. Wil)ERBO, B. XVI: § 1. 
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che unter Beobachtung besonderer Feierlichkeiten und Forma- 
litäten niedergesetzt wurden (»nipaer suaeria»). 

Acker und Wiese wurde unter die Ansässigen des 
Dorfes nach der Grösse ihrer Hofstätten verteilt (»tomt aer 
akaers niot)ir»). 

Die äussere Grenze des kultivierten Bodens wurde von 
einer Umzäunung gebildet. Dieser Zaun wurde von dem 
ganzen Dorfe gemeinschaftlich errichtet und unterhalten. In 
dieser Beziehung wurde das Dorf »vaernalagh» (Zaungenossen- 
schaft) genannt. Wer kultivierten Boden besass, war im all- 
gemeinen verpflichtet selbst durch Umfriedung (»das Umfrie- 
dungsprinzip») seine Felder vor Beschädigung durch fremde 
Tiere zu schätzen — ein Grundsatz, der für eine Grundei- 
gentumsordnung wie die vorliegende ganz natürlich ist ^). 

Die gegenseitige Grösse der einzelnen Höfe eines 
Dorfes wurde durch die s. g- Attungs- und Öre-masse be- 
rechnet. 

Aus einer Bestimmung des Westgötalag ^) kann man 
schliessen, dass ein attunger (Achtel, lat. »octonarius») aus 
Hofstätte nebst 8 Öresland Acker und 48 Fuhren (lass) Wiese 
bestanden habe. 

Das Öremass — 1 Markland := 8 Öresland = 24 
Örtugland = 192 Penningland — war teils ein Ackermass, 
teils aber auch ein Mass für die verschiedene Grösse der 
zum Dorfe gehörenden Höfe {Hufenzahl). Ein Markland 
konnte also teils einen Ackerflächenraum von einer gewis- 
sen Grösse, teils auch ein Stück Acker nebst damit verbun- 
denem Anteil an dem Zubehör des Dorfes bezeichnen ^). 



Wegen der Gründe für die Zaunpflicht siehe: 

O. K. Hamilton: »Om Ägofrid efter svensk lag; Upsala 1859. 

Beauchet: S. 478 — 501. 

LiLJENSTRAND : S. 249—259. 

Amira: S. 757 — 760. 

«) ÄsTRöM, Jordäganderätt, S. 197. 

■) L. B. FALkMAN: »Om matt och vigt i Sverige»; Stockholm 1884, 
S. 150 ff. sucht nachzuweisen, dass Attungr auch Ausdruck für ein Flä- 
chenmass im allgemeinen sein könne. Die Quellenstellen, welche S. 158— 
159 angeführt werden, dürfte man jedoch am leichtesten erklären können, 
wenn mann annimmt^ dass es ein Hufenmass sei. Wäre Falkmans An- 
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Zu einem durch Attungs- (»Achtel») und öremass be- 
stimmten Hof, der also nur aus kultiviertem Grund und 
Boden bestand, gehörte als Zubehör ein gewisses Recht an 
Wald und Weide, wie auch an Fischwasser, Muhlenplätzen 
u. s. w (Dorfallmende). 

Das zugehörige Wald- und Weideland wurde in Hel- 
singland durch »en styltingx rast» bestimmt, d. h. dass zu 
dem Dorfe ein Teil der umliegenden Allmende, von der Grenze 
des kultivierten Bodens ab, gezählt wurde. In Östergötland 
wurde in ähnlicher Weise der Allmendeanteil durch Ruf be- 
stimmt, d. h. die Allmende des Dorfes sollte sich so weit er- 
strecken wie die Stimme eines Rufenden vernehmbar war, wenn 
er an der äussersten Grenze des Kulturbodens stand ^). Klei- 
nere Teile von Wald und Weide (»hiort)lötir oc skogha»), 

sieht richtig, so würde Attung als Flächenmass auch Flächenmass für be- 
waldeten Boden sein. Allein da dieser in der Regel Gemeingut der Dör- 
fer war, so hatte man nicht das Bedürfnis eines Flächenmasses sondern 
eines Anteilmasses, d. h. eines Ausdrucks für jedermans Teil im gemein- 
schaftlichen Walde. Wenn deshalb, wiQ es z. B. im Jahre 1321 der Fall 
war, eine Schenkungsurkunde auf »2 V« Attungs in agris et pratis*, aber 
nur auf 2 Attungs »in silvis» ausgestellt wurde, so bedeutet dies, dass 
die Schenkung 2^/s Attungs in Acker und Wiese, aber in dem gemein- 
schaftlichen Wald nur 2 Attungs umfasste. Der sich auf V* Attung be- 
laufende Wald war entweder vom Qeber behalten oder bereits früher 
ausgesondert worden. Ähnliche Aussonderungen haben noch heutigen- 
tags in Dalekarlien stattgefunden, wo z. B. Heimwald (»hemskog») Sen- 
nenhüttenwald (»fäbodeskog») und Triftwald (»utskog») entweder je für 
sich oder zusammen rechtlich ausgescheiden worden ist, nach Massgabe 
des zu dem Grundstück gehörenden kultivierten, in »snesland» (Stiegen- 
Land), »bandland» ausgedrückten Bodens, wobei der ausgesonderte Teil 
bald den Gesamtwald des Grundstücks, bald nur einen Teil davon 
umfasst hat. In ähnlicher Weise konnte ein Grundbesitzer einen einem 
gewissen Attung zukommenden Anteil in einem gewissen Acker, einer 
gewissen Wiese oder in einem beliebigen Stück Land entäussem. 

Beaüchet (S. 231—239) scheint derselben Ansicht wie Falkman 
gewesen zu sein. 

Obgleich die Frage betreffend das gegenseitige Verhältnis des 
Attungs und des Ore, wie auch die Entwicklung des letzteren aus dem 
ersteren noch im Finstern liegt, wage ich doch dafürzuhalten, dass meine 
Darstellung in »Jordäganderätt» S. 195—200 in dieser Hinsicht auf der 
richtigen Fährte ist. 

ÖGL. BB. XXVIII. § 2. 
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wie auch *Allmende*y d. h. unkultiviertes Land im allgemei- 
nen wurde in der Regel zwischen den Dörfern geteilt, so dass, 
abgesehen von der Grösse der Dörfer, eins gleich viel wie 
das andere nahm % 

e) Hundertschaftsallmenden. 

Während das Land einen Staat, wie z. B. ein Kanton 
der schweizerischen Eidgenossenschaft, bildete, so waren die 
Hundertschaften (härad u. hundari) Gemeinden. 

Allmählich wurden gewisse Teile der Landesallmende 
von derselben abgetrennt und diesen Gemeinden zur Verfü- 
gung übergeben. 

Hierdurch entstand eine Art öffentlichen Eigentums be- 
stehend aus unkultiviertem Land, vorzugsweise Wald. 

Das allgemeine Eigentum — die Landesallmende — 
bestand also aus dem sämtlichen Grund und Boden inner- 
halb der Grenzen des Landes, der nicht öffentliches oder pri- 
vates Eigentum war. 

f) Die rechtliche Natur der Dorf- und Hundertschafts- 
allmenden einerseits und der Landesallmende anderseits. 

Das Recht an den Dorfallmenden gründete sich auf eine 
von der Rechtsordnung sanktionierte Besitznahme; das Recht 
an dem kultivierten Grund und Boden des Dorfes hingegen auf 
eine bestimmte Kultivierungs- und Baupflicht. 

Da der Ursprung des Grundeigentumsrechts in demsel- 
ben Prinzip wurzeln muss, kann das Recht an unkultiviertem 
Land nicht Eigentumsrecht im eigentlichen Sinne sein, was 
auch darin einen Ausdruck gefunden, dass der nicht kultivier- 
te Boden als Zubehör und nicht als Bestandteil eines Grund- 
stücks betrachtet wird. 

Allein, wenn folglich die Dorfallmenden nicht als Ei- 
gentum der Dörfer anzusehen sind, so muss das Eigentums- 
recht der Gesellschaft in ihrer Gesamtheit zustehen, da ja 
die Dorfallmenden aus der Landesallmende enstanden sind. 

Es wird dies dadurch bestätigt, dass auch nachdem 
die Dorfallmenden von der Landesallmende abgesondert 
waren, »alle Männer», d. h. alle in der Gesellschaft befind- 



W.M.L. II BB. XIX u. XX und mehrfach. 



152 

liehen Rechtssubjekte, dennoch das Recht hatten, sich auf 
denselben Naturprodukte von geringerem Wert zuzueignen. 
In den Gesetzen des Mittelalters finden sich sehr detaillierte 
Vorschriften betreffend die Grenze zwischen erlaubtem und 
unerlaubtem Zueignen, welche alle darauf hinauslaufen, dass 
unerlaubtes Zueignen mit Geldstrafe belegt ist. In Westman- 
land z. B. war das Zueignen von einer Fuhre oder mehr als 
einer Fuhre >döwit)a skoghi», d. h. nicht fruchttragenden Hol- 
zes, wie auch das von mehr als einer Tracht Birkenrinde oder 
Hasel, unerlaubt. 

Das unerlaubte Zueignen von Naturprodukten — s. g. 
avaerkan — ist nie vom schwedischen Recht als Diebstahl be- 
zeichnet worden. Erst durch das Gesetz vom 16. Juni 1875 
wurde bestimmt, dass wenn jemand sich unerlaubter Weise 
gewisse Naturprodukte, von mehr als 15 Kronen Wert zueigne, 
er als Verüber eines Diebstahls angesehen werden solle. 
Übersteigt der Wert nicht 15 Kronen, so ist das unstatthafte 
Zueignen fortwährend als Sachbeschädigung (»avaerkan», 
nschw. »äverkan») zu betrachten und nach Kap. 24 des Straf- 
gesetzes, wo die Grenze zwischen erlaubtem und unerlaubtem 
Zueignen festgestellt ist, zu beurteilen ^). 

Mit dem allgemeinen Recht, sich gewisse Naturprodukte 
von geringerem Wert auch auf dem unkultivierten Boden Ein- 
zelner zuzueignen, hängt der Umstand zusammen, dass auch 
das von der Landesallmende abgesonderte und Privaten zu- 
geteilte Land in den alten Gesetzen mit dem Namen All- 
mende bezeichnet wird. So z. B. heisst es im Upplandslag 
(Wi{). B. XX): »Nu six um almaeningiae . liggaer almaeningaer 
byae maellum . aellr bolstadae . cer ra ok rör til . waeri J)at waerit 
hawser . aer aei ra ok rör til . t)a taki hwar by halffwaen almae- 
ning.» 

Da das bezeichnende Merkmal für das Eigentum ist, 
das jemand das Recht hat, über den Gegenstand allein zu 
verfügen und einem anderen die Verfügung darüber zu un- 



^) über Sachbeschädigung (äverkan) siehe: 
Beauchet, S. 593—597. 
Amira, S. 727—731. 

LlLJENSTRAND, S. 303 311. 
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tersagen — eine Regel, die dadurch grell beleuchtet wird, 
dass das private Qrundeigentum den Charakter einer Ein- 
nahme ()^intaga») auf einer Allmende hat, d. h. dass einer 
alle von der Benutzung der Einnahme ausschliesst — so 
durfte privates Recht an unkultiviertem Boden nicht als Eigen- 
tumsrecht, sondern als Nutzungsrecht, das ein Zubehör zum 
Gegenstand des Eigentumsrechtes, dem kultivierten Boden, 
bildet, zu betrachten sein. 

Die Hundertschaftsallmenden hingegen sind den gros- 
sen Gemeinden — den Hundertschaften — zugeteilt worden, 
um von den Bewohnern der Hunderschaft benutzt zu wer- 
den. Da aber diese nicht strenger als unkultiviertes Land im 
Privatbesitz geschützt werden können, und man somit an- 
nehmen muss, dass andere zur Rechtsgesellschaft, aber nicht 
zur Hundertschaft gehörende Personen berechtigt sind, in ge- 
wissem, durch die Bestimmungen betreffend Sachbeschädigung 
begrenztem geringerem Mass sich die Allmende der Hundert- 
schaft zu Nutze zu machen, so sind auch nicht die Hundert- 
schaftsallmenden als Eigentum der Hundertschaft, sondern 
des Landes zu betrachten. Die Hunderschaften haben nur 
das Nutzungsrecht an ihren Allmenden. 

Eine ganz andere Stellung nimmt die Landesallmende 
ein. Sie ist Eigentum der Gesammtgesellschaft und wird als 
solches unter der Oberaufsicht des Staates als Oberhoheit 
verwaltet. 

Hiermit hängt die Rechtsnorm zusammen, dass das 
Land als die höchste Rechtsgesellschaft den Umfang der Hun- 
derschaftsallmenden und indirekt den der Dorfallmenden be- 
stimmt ^) — ein Grundsatz, den wir in dem jetzigen »Afvitt- 
ringswesen» wiederfinden, und der dem Satz entspricht: »was 
nicht im Besitz privater oder öffentlicher Rechtssubjekte ist, 
das ist Eigentum der Gesellschaft.» 

g) Zusammenfassung. Das Territorium des Landes be- 
steht aus kultiviertem und nicht-kultiviertem Land. 



*) Sjögren: »Ora förhistorisk pnvaträtt i Sveriges medeltidslagar», 
in »Nordisk Tidskrift» 1898 S. 658. 
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Ersteres ist privates oder öffentliches Orundeigentum 
(dominium privatum s. publicum). 

Letzteres ist allgemeines oder gesellschaftliches Eigentum 
(condominium sociale im weiten Sinne). 

Das gesellschaftliche Eigentum, d. h. die Landesallmende 
im weiten Sinne, umfasst teils die Dorfallmenden, teils die 
Hundertschaftsallmenden, teils auch schliesslich die Landes- 
allmende im engeren Sinne. 

Die Dorf- und Hundertschaftsallmenden sind im Besitz 
der betreffenden Dörfer und Hundertschaften nicht kraft des 
Eigentumsrechts — Grundeigentumsrecht — sondern nur ver- 
möge des Nutzungsrechts — Bodenrecht. 

Das Recht an der Landesallmende im weiten Sinne be- 
steht also aus 

l:o) Privatem Bodenrecht (Dorfallmenden). 

2:0) Öffentlichem Bodenrecht (Dorfallmenden zu öffent- 
lichen Orundeigentum, sowie Hundertschaftsallmenden). 

3:0) Allgemeinem Grundeigentumsrecht (Der Landesall- 
mende im engeren Sinne *) {condominium sociale im engeren 
Sinne). 

h) Gebrauch der Allmenden. 

Die Allmenden kiönnen in zweierlei, wesentlich verschie- 
dener Weise benutzt werden: teils so, dass der Flächeninhalt 
der Allmende nicht verändert wird, z. B. durch Holen frei 
erzeugter Naturprodukte (Viehweide, Holzfang etc.), teils auch 
so, dass das Gebiet der Allmende durch ständige Benutzung 
eines gewissen Teiles (durch Neubrüche) beschränkt wird. 

Die Dorf- und Hundertschaftsallmenden wurden in 
dieser Hinsicht teils von denen, welche Grund und Boden von 
einer Gewissen Grösse im Dorfe oder in der Hundertschaft 
besassen (Dorf- und Hunderschaftsgenossen), teils auch von 
denjenigen, die zu der ganzen Rechtsgesellschaft gehörten, be- 
nutzt. Die Grenze zwischen dem Nutzungsrecht der einen und 



') Der rechtliche Unterschied zwischen der Landesallmende im en- 
geren Sinne und der Hundertschaftsallmenden wird von Beauchet durch 
res nuUiüs für jene und condominium für diese bezeichnet Siehe S. 
60-105. 
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der anderen wurde durch die Vorschriften über Sachbeschä- 
digung (»äverkan») bestimmt. 

Die Landesallmende wurde von sämtlichen Genossen 
der Rechtsgesellschaft gebraucht. 

Die dauernde Benutzung der Allmenden war dag^en 
anfänglich freigegeben (siehe 175. c), wurde aber später, was 
die Dorfallmenden anbelangt, von dem Genossen der betreffen- 
den Dörfer, mit Bezug af die Landes- und Hundertschaftsall- 
menden von den Vertretern und der obersten Behörde des 
Landes und der Hundertschaft (»Lande ok Laghmanne», »Hä- 
rads och Häradshöfdingia») bestimmt. Gegen das Ende des 
Mittelalters finden wir die dauernde Benutzung der Landes- 
und Hundertschaftsallmenden durch positive ausfährliche Vor- 
schriften geordnet. 

So enthält König Christophers Landesgesetz Kapp. 29 
und 31 der Byggningabalk folgende Bestimmungen ^). 

Kap. XXIX § 2: = = »Engin Kap. XXIX §2. = = Nie- 

ma byggia a Häradz Allmennin- mand baue auf Hundertschafts- 



giom utan lof Häradz och Härads- 
höfdingia. Hvar som bygger a 
Häradz Almenningiom warde han 
Broom swa widt som bans In- 
wadhi är: Wari thet inwadhi 
som han hafwer med Gardom 
gripit; och gifwi häradi Skyld af 
som them a sämber. Samma- 
ledis see wm Lands Almenningia 
som Häradz Och taki tho lof af 
Lande och Lagmanne)». 



§ 3. Alla Utskylder af Hä- 
radz och Landz Almenningiom 
skula utgifwas Innan Thomas 



allmenden ohne Bewilligung der 
Hundertschaft und des Hundert- 
schaftshäuptlings. Wer auf der 
HundertschaftsaUmende baut, der 
soll unterhalten Brücken (nebst 
Strassen), so weit seine nntaga^ 
(das in Besitz genommene Land) 
ist. Das sei *intaga», was er 
mit Zäunen einfriedet; und gebe 
dafür der Hundertschaft Zins, wie 
sie sich verständigen. Gleicher- 
weise ist es um die Landsallmen- 
den; doch hole man die Erlaubnis 
dazu bei dem Land und dem 
Landeshäuptling (lagman). 

§ 3. Alle Abgaben und Zin- 
sen aus den Allmenden sollen jähr- 
lich vor der Thomasmesse (21. 



1) Sverikes Rijkes Landslag, utg. af P. Abrahamsson, Stockholm 1726. 
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tnesso hwart aar: Hwar sotn ey 
swa gor Böte pening a pening 
— — — Sitter han qwar annat 
aar: Böte - — — Sitter han 
qwar thridia aar Hafwi tha for- 
giort Bygning och ärfwode sino: 
Och hafwi Laghman eller Hä- 
radzhöfdinge wald the samma 
iord byggia och tho med Landz 
minne eller Häradz. Hafwi en- 
gen wald then a Almenninge 
boor af wräka ae maedhan han 
rätt gör och ey hans Arfwa om 
the rätt göra.» 



Kap. XXXI. »Forma han ey 
(nämlich »afrad» im dritten Jahre 
zu bezahlen) Tha skal Laghman 
eller Häradzhöf dinge androm 
manne thet bool skipa som för 
är sagt. Tha skal Häradzhöfdinge 
a Tinge sex man medh sigh thijt 
nämpna The skulo mäta byg- 
ning och awärkan the sammu: 
Fylle först up Häradhe Oield sitt 
thet ater stodh af bygning there 
an ey äro päninga adhre til : Är 
the bygning bättre Tha fylle hä- 
rade honom thet som hon är 
bättre efter mätzmanna ordom.» 



Dez.) entrichtet werden. Wer das 
nicht tut, bässe *penning (Zins- 
groschen) für penning». — — 
— Bleibt er sitzen das zweite 

Jahr, büsse Bleibt er 

sitzen das dritte Jahr, habe dann 
seine Gebäude und seine Arbeit 
(auf dem Felde) verwirkt; und habe 
der Landes- oder Hundertschafts- 
häuptling Gewalt dasselbe Grund- 
stück (einer anderen Person) zu 
überlassen. Niemand habe Ge- 
walt den, welcher auf einer All- 
mende wohnt, zu vertreiben so lan- 
ge er seine Abgaben entrichtet; 
und auch nicht seine Erben, wenn 
sie ihre Abgaben bezahlen. 

Kap. XXXI. Vermag er nicht 
(im dritten Jahre »afrad» zu be- 
zahlen), dann soll der Landes- 
oder Hundertschaftshäuptling V 
einem Anderen den Hof überlas- 
sen, wie vorher gesagt ist. Da 
soll der Hundertschaftshäuptling 
beim Thing sechs Männer wäh- 
len und sich mit ihnen dorthin 
begeben. Die sollen die Gebäude 
und die Arbeit abschätzen und 
zuerst die rückständige Forde- 
rung der Hundertschaft abrech- 
nen, wenn kein baares Geld sich 
findet; sind die Gebäude mehr 
wert, dann bezahle ihm die Hun- 
dertschaft den Unterschied nach 
der Schätzung der Besichtiger. 



Der Landeshäuptling (»Lagman») und der Hundertschaftshäupt- 
ling (»Häradshöfding»), waren die obersten Personen zugleich Richter 
und Verwalter des Landes bezw Hundertschaft. 



r 
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Hieraus kann man folgende Rechtsnormen herleiten: 

Neubruch (intaka) auf Landes- oder Hundertschaftsall- 
menden durfte nur nach erfolgter Konzession der Behörde 
des Staates oder der Gemeinde angelegt werden. Der Um- 
fang des Neubruchs wurde durch Umfriedung (des Ackers 
und der Wiese) festgesetzt. 

Der Anbauer hatte das Recht gegen Leistung der Prä- 
standa den Neubruch für sich und seine Erben zu besitzen. 

Der Anbauer war verpflichtet, jährlich eine Art von Pacht- 
zins (^afrad») zu zahlen; die Unterlassung war nach dem er- 
sten und zweiten Jahr mit Geldstrafe, nach dem dritten aber 
mit Entziehung der Konzession belegt. 

Wenn die Konzession verwirkt wurde, sollten die Ge- 
bäude und Feldarbeiten geschätzt werden und der Unter- 
schied zwischen diesem Wert und dem rückständigen »afrad» 
dem Anbauer bezahlt werden, worauf die betreffenden Behör- 
den den Neubruch einer anderen Person überlassen konnten. 

Das Konzessionsrecht gründet sich offenbar auf die 
Voraussetzung, dass das Land, bezw. die Hundertschaft, zum 
wenigsten Nutzungsrecht an dem eigentlichen Grund (das 
Land hatte Eigentumsrecht, die Hundertschaft Nutzungsrecht) 
hatte, weil sie ja solches Recht übertragen konnten, und dass 
der Anbauer (der Konzessionsempfänger) teils Nutzungsrecht 
an dem Grund, teils Eigentumsrecht über die Gebäude und 
die Kultivierungsarbeiten hatte. 

Das auf die Konzession gegründete Recht bestand also 
hinsichtlich des Konzessionsempfängers aus zwei Teilrechten: 
a) Eigentumsrecht über die Gebäude und Feldarbeiten b) Nut- 
zungsrecht an dem Grunde ^). 
176. Neuere Zeit. (Die graphische Darstellung S. 158). 

a) Staatsrechtliche Verhältnisse. 

Der mittelalterliche Bundesstaat ist jetzt in einen Ein- 
heitsstaat umgewandelt. Die einzelnen Glieder des Bun- 
desstaates (die Länder) sind infolge dessen zu dem Staate un- 
tergeordneten Gemeinden (Landschaften) herabgesetzt worden. 



^) Vgl. Aström: Jordäganderätt, S. 160—164. 
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b) Die Reichsallmende und das allgemeine Grundregal, 

Neben der staatsrechtlichen Umwandlung wird das 
Grundeigentum der Rechtsgesellschaft (condominium natio- 
nale s. territoriale), erweitert, so dass es äusserlich sämtliche 
Gebiete der einzelnen Bundesstaaten umfasst. 

Wenn die Orundeigentumsrechtsordnung innerlich eine 
ganz normale und mit der Entwicklung der Gesellschaft har- 
monierende Entwicklung erhalten hätte, so hätte das condo- 
minium sociale im weiten Sinne der neuen Gesellschaft — die 
Reichsallmende — alles nicht-kultivierte Land, d. h. das ganze 
Staatsgebiet mit Ausnahme des privaten und öffentlichen kulti- 
vierten Bodens, umfassen müssen. 

Allein mit Hilfe der dem Auslande entlehnten feudalen 
Grundsätze wurde die Auffassung eingearbeitet, dass der Grund 
des ganzen Staatsgebiets Eigentum des Staates — das s. g. 
allgemeine Grundregal — und infolge dessen alles Piivateigen- 
tum als eine Verleihung des Staates zu betrachten sei. Das 
private Eigentum des Mittelalters vfwxdt zum Erbpachtrecht 
(äborätt) herabgesetzt. (Siehe 175 litt. h.). 

Die Reichsallmende im weiten Sinne ist somit für diesen 
ganzen Zeitabschnitt als das sämtliche, aus den einzelnen 
Arten von Allmenden nebst den darauf gelegenen kultivierten 
Grundstücken zusammengesetzte Staatsgebiet umfassend zu 
betrachten. 

Allein in diesem Umfang war das allgemeine Grundre- 
gal nur ein Anspruch, der in der Praxis undurchführbar war. 

Wenn man ein Regal als nutzbares (vermögensrecht- 
lich verwendbares) Recht des Staates fasst % wobei der Staat 
als Finanzwirtschaft erscheint, so hat der Staat eigentlich von 
seinem Regal nur in zwei Richtungen Gebrauch gemacht. 

Erstens hat der Staat in der Regel alles kultivierte Land 
als Erbpachtrecht behandelt und dafür die Zinsen erhoben, 
und zweitens hat sich der Staat das Recht am Walde (frucht- 
tragende Bäume und Mastbäume) vorbehalten % 



*) Der schweizerische Sachenrechts-Entwurf. Art. 975. Vgl. Ham- 
MABSKJÖLD, S. 3 u. Bemerk. 3. 

') Aström: Jordäganderätt, S. 66—70. 
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Allein, darüber hinaus hat der R^alanspruch des Staa- 
tes sich nicht geltend machen können. Die verschiedenen Ar- 
ten von Allmenden sind, von diesen Beschränkungen abge- 
sehen, nach den von Mittelalter überlieferten Prinzipien be- 
nutzt worden. 

Hierbei ist besonders zu beachten, dass, obgleich der 
Staat sich den Anspruch auf alles unkultivierte Land zuer- 
kannt hat (»alle solche Gründe, die ankultiviert liegen, gehö- 
ren Oott, dem König und der Krone»), so ist der Staat bald 
als Finanzwirtschaft bald als Oberhoheit aufgetreten. 

In ersterer Eigenschaft hat der Staat unzweifelhaft die 
s. g. Kronwälder (kronoparker) verwaltet. Als Oberhoheit aber 
hat der Staat die Benutzung des Publikums von der Reichsall- 
mende im engeren Sinne zu leiten und zu regeln gesucht (z. B. 
in den Bergwerksbezirken, in Dalarne und Norrland). 

Die Kronwälder entstanden in der Weise, dass ein ge- 
wisses Stück Wald von der Reichsallmende im engeren Sinne 
abgetrennt und gehegt wurde. 

In den Forstordnungen wurden zwar Vorschriften über 
die Benutzung der Gemeindeallmenden (Kirchspiels-, Hundert- 
schafts- u. Landschaftsallmenden) gegeben; diese Vorschriften 
haben aber nur eine normierende Bedeutung. 

Nach allem zu urteilen, scheint die rechtliche Natur der 
Reichsallmende sowohl im weiten als im engeren Sinne die 
der mittelalterlichen Landesallmende gewesen zu sein, mit 
den von der Durchführung des Anspruches auf ein allge- 
meines Grundregal veranlassten Beschränkungen. In dem 
Masse wie das Regal des Staates wegfiel (z. B. das Recht 
an fruchttragenden Bäumen gänzlich erst im Jahre 1875), be- 
kam die Reichsallmende ihren Charakter als Gesellschafts- 
eigentum wieder. 

c) Das kultivierte Land. 

Von diesem gab es 4 Hauptgattungen. 

l:o) Adlige Guter. Diese waren präviligiert und tat- 
sächlich dem mittelalteriichen privaten Eigentum gleichgestellt. 
Formell wurden diese jedoch als eine Verleihung des Staates 
betrachtet und der unerhebliche Zins hatte den Charakter ei- 
ner recognitio dominii. 
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2:o) Bauerngüter waren das uralte private Grundeigentum, 
das von der neuen Rechtsauffassung am meisten beeinflusst 
wurde. Zwar herrschte die Ansicht, dass dasselbe eo ipso 
das Recht zu dauerndem Besitz einschliesse, aber bei Verkauf 
ausserhalb der Verwandtschaft war man verpflichtet, den Kauf 
dem Staat, welcher das Einlösungsrecht hatte, anzubieten. Das 
Besitzrecht wurde auch verwirkt, wenn man es unterliess, drei 
Jahre lang den Zins an den Staat zu entrichten ^). Diese Be- 
stimmungen wurden im Jahre 1789 aufgehoben, so dass diese 
Grundbesitztitel dann ihre alte rechtliche Natur als privates 
Eigentum wiederbekamen. 

3:o) Die Krongüter standen unter Erbpachtsrechtsbe- 
dingungen (äborätt) und Zinspflicht. Das Besitzrecht war 
prekär oder konfirmiert % 

4:o) Sämje-, stadge-, stubbe- und röjselrechtsgüter (etwa 
Vereinbarungs-, Stubben-, und Rodeland) dürften Neubrüche 
sein, die auf der Reichsallmende im weiten Sinne, somit 
auch auf Dorfallmenden, angelegt wurden. Die Anbauer be- 
sassen unter denselben Bedingungen wie unter 3:o) den be- 
treffenden Boden % 

Der grössere Teil des zu 3:o und 4:o zählenden Grun- 
des ist in einer späteren Zeit durch s. g. Zinskauf (»skatte- 
köp:») in privates Grundeigentum umgewandelt worden. 

d) Der nicht kultivierte Grund. 

Dieser bestand aus: 

1 :o) Den Dorfallmenden, welche Zubehör des kultivierten 
Bodens waren; 

2:o) Den Kirchspielsallmenden, benutzt von den kleinsten 
Gemeinden — den Kirchspielen; 

3:o) Den Hundertschaftsallmenden, welche im Besitz der 
grösseren Gemeinden — der Hundertschaften waren; 

4:o) Den Landschaftsallmenden, welche die jetzt zu Ge- 
meinden herabgesetzten mittelalteriichen Kleinstaaten (die Land- 
schaften) innehatten; 



1) ÄsTRÖM, Jordeganderätt, S. 180-184. 
3) Ibm S. 165—172. 
») Ibm S. 172—180. 
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5:o) Den Kronwäldern, die im Besitze des Staates waren; und 

6:0) Der Reichsallmende im engeren Sinne, welche gleich 

der Landesallmende im engeren Sinne im Mittelalter von jedem 

Mitglied der Gesellschaft unter der oberhoheitlichen Regelung 

seitens des Staates benutzt wurde. 

Auch jetzt durfte die Reichsallmende im weiten und en- 
geren Sinne als ein condominium sociale zu betrachten sein, 
obgleich die positive Rechtsauffassung dieser Epoche Staat 
und Gesellschaft verwechselte, so dass sie jenem ein Recht 
zuerkannte, das eigentlich nur dieser zukommen sollte, eine 
Verwechslung, die wir auch in der Jetztzeit wiederfinden. 
177. Jetztzeit. 

Graphische Darstellung der Grundeigentumsordnung, 
siehe S. 163. 

a) Verteilung des Grundeigentums. 
Die wichtigsten Arten von Grundeigentum gruppieren 
sich wie folgt: 

l:o) Private Grundsstücke. 

Hierher gehören Dörfer mit ihren Unterabteilungen: Höfe, 
entstanden durch Dorfteilung, Hofteilung, Parzellierung, so- 
wie ausser dem Dorfe liegenden aber demselben zugehörige 
Parzellen (»utjordar»), abgesonderte und expropriierte Parzel- 
len u. s. w. Weiter Einzelhöfe und selbständige Liegenschaf- 
ten. Schliesslich Bauplätze, Platz für private Eisenbahnen und 
Landstrassen etc. 

2:0) Öffentliche Grundstücke: 
A) Öffentliche kultivierte Grundstücke. 

a) Krondomänen, welche nach § 77 der Regierungs- 
form verwaltet werden. 
ß) Anderes Grundeigentum des Staates entweder zu 
staatlichen Selbstzwecken, wie die königlichen 
Schlösser, Regierungsgebäude, Gebäude für das 
Heer und die Flotte, Gefängnisse, oder zu staats- 
finanziellen Zwecken als das Eigentum des Post-, 
Telegraphen- und Telephonwesens, sowie das der 
Staatseisenbahnen oder auch schliesslich das zur 
freien Benutzung des Publikums, als Landstrassen, 
Parkanlagen etc. überlassene; 
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Bemerk. Der hierhergehörige Grund und Boden, 
welcher nicht als Ackerfeld oder Wiese bestellt 
wird, wie bebaute Plätze, Strassen u. s. w., um- 
fasst doch gleich dem kultivierten Boden mit 
Arbeit belegte Grundstücke und ist darum unter 
dieser Kategorie des Grundeigentums aufzuführen. 

y) Amtsgüter — staatliches Grundeigentum, das zi- 
vilen, militären und kirchlichen Beamten zur Be- 
nutzung überlassen ist ^) ; 

ö) Bergbezirksgüter^ Grund und Boden bei den Sil- 
berwerken von Sala und im Stora Kopparberget, 
dessen zeitweiligen Besitz der Staat vormals 
einzelnen überlassen hat^); 

e) Grundstücke, öffentlichen Anstalten, Kirchen, Aka- 
demien, Gymnasien, Spitälern u. s. w. überwie- 
sen oder zugehörig ^) ; 

^) Eigentum der Stadt- oder Landgemeinden, sei es, 
dass es zu finanziellen Zwecken (z. B. Tram- 
bahnen, Ackerwirtschaftsgüter) oder zum Selbst- 
zweck (Rathäuser etc.) oder zum freien Gebrauch 
des Publikums (Märkte, Parks etc.) verwendet 
wird; Bemerk. Vgl. Bemerk, bei ß). 

B) Öffentliches Waldeigentum. 

a) Gemeindewälder. 

Die alten Kirchspielsallmenden wurden im all- 
gemeinen unter die Interessenten rechtsgeschäft- 
lich geteilt. Aber bei der Grossteilung (Stor- 
skifte) in Dalekarlien und der »Afvittring» in 
Norrland sind in der neuesten Zeit neue s. g. 
Kirchspielsallmenden oder Ersparniswälder ge- 
bildet worden. Zu derselben Kategorie gehö- 
ren auch die Forsten und Wälder der Städte, 
welche, in Gemässheit der Königl. Verordnung 
vom 24. Juli 1903, von der städischen Behörde 



1) Linde §§ 40-63. 

«) Ibm § 71. 

») Ibm §§ 64—70. 
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unter der Oberaufsicht des Königlichen Domä- 
nenamts verwaltet werden sollen. 
ß) Hundertschaftsallmenden : Die Verwaltung dieser 
ist durch die Königl. Verordnung vom 26. Ja- 
nuar 18Q4 betreffend die »Bewirtschaftung der 
allgemeinen Wälder und Forsten im Reiche», 
Kap. II, geregelt. Alternativ können sie unmit- 
telbar vom Domänenamt verwaltet werden. 

y) Bergbezirkswälder, d. h. Wälder oder Forsten, 
die zur Unterstützung des Bergbaus bestimmt, 
nach der Königl. Verordnung vom 27. Mai 1898 
unter der unmittelbaren Verwaltung des könig- 
lichen Forstamtes stehen. 

ö) Stockfangwälder sind in älterer Zeit gewissen 
Sägewerken als Privilegium zuerteilt worden. 

e) Kronforsten werden in Gemässheit des § 77 der 
Regierungsform unmittelbar vom königlichen 
Forstamt verwaltet. 

^) Schützwälder. Hierher werden gegenwärtig nur 
die s. g. Flugsandfelder gezählt, auf welche die 
für die Kronforsten geltenden Bestimmungen 
zur Anwendung kommen. Nach dem Gesetz 
vom 24. Juli 1903 sollen künftig Schutzwälder 
zur Verhinderung der weiteren Verschiebung der 
norrländischen Alpgrenze gebildet werden. 

3:o) Allgemeines Waldeigentum. 

Hierher gehören diejenigen Teile des Staatsgebiets, die 
ausserhalb der Kategorie des privaten Grundbesitzes wie 
auch derjenigen der öffentlichen Grundstücke und Wald- 
güter liegen. Das allgemeine Waldeigentum besteht aus 
dem von privaten oder öffentlichen Rechtssubjekten nicht 
besetzten Teile des Landgebiets. Es ist die Reichsallmende 
im engeren Sinne, die in Gesetzen und Verordnungen »öf- 
verloppsmark» (Überschussboden) »oafvittrade marker» (Nicht- 
abgesonderte Gründe) u. s. w. genannt wird. In grösse- 
rem Umfang findet sich diese Reichsallmende nunmehr nur ' 
in den lappländischen Gebieten der Län (Regierungsbezirke) 
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Norrbotten und Westerbotten. Zu Anfang des XIX. Jahr- 
hunderts — vor der Orossteilung (Storskifte) in Dalekarlien 
und vor der »Afvittring» in Norrland — umfasste sie dagegen 
beinahe V» von ganz Schweden. 

b) Entstehung des privaten Grundeigentums. 

Noch heute kann privates Eigentum entstehen durch 
Besitznahme eines gewissen Teils der Reichsallmende ^). 

Die hauptsächlichen hierauf bezüglichen noch geltenden 
Regeln dürften die folgenden sein: 

l:o) Die Provinzialregierung erteilt einer gewissen Per- 
son die Bewilligung (Konzession), eine Ansiedtung zu grün- 
den, und giebt dabei die näheren Bedingungen an, denen der 
Ansiedler nachkommen muss. 

2:o) Der Ansiedler hat den in der Konzession genauer 
bestimmten Fliehten der Urbarmachung von Acker und Wiese 
und der Aufführung der nötigen Gebäude zu genügen; 

3:o) Nachdem durch Besichtigung festgestellt ist, dass 
die Kultivierungs- und Baupflichten erfüllt worden sind, wird 
die Ansiedlung in die Grundbücher eingetragen und als »Skatte- 
hemman» (abgabepflichtiges Bauerngut), d. h. als gewöhnliches 
privates Grundeigentum betrachtet. 

4:o) Bei der dann erfolgenden »Afvittring» wird dem 
neuen Grundstücke der ihm nach Massgabe der Grösse des 
kultivierten Bodens zustehende Anteil in Wald und Trift zuer- 
teilt ^). 

Die Momente, die demnach das Eigentumsrecht kon- 
stituieren, sind teils ein tatsächliches: Vollziehung der Kul- 
tivierungs- und der Baupflicht: teils auch ein rechtliches: die 
Eintragung des Grundstücks in die Grundbücher als ein Skatte- 
hemman. 

Das Grundstück umfasst Acker und Wiese mit Wald- 
grund als Zubehör. Es kann, ehe noch die »Afvittring» er- 
folgt oder abgeschlossen worden ist, als :»Skattehemman» ein- 
getragen sein ohne ein definitives Anrecht an Wald zu haben. 
In der Zwischenzeit hat es provisorisches Recht an Wald in 



1) Vgl. Vattenfallskomit€n I. S. 53—54. 
*) ÄsTBöM, Jordäganderätt, SS. 203-205. 
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einer Ausdehnung von 1,8—5,8 km. (beruhend auf der 
Grösse der Dörfer) in jeder Richtung von dem Wohnsitze 
aus ^). Das definitive Recht an Wald wird durch behördliches 
Rechtsgeschäft erteilt. 

c) Die »Jordbruksfastigheter», Ackerwirtschaftsgüter, be- 
stehen aus Acker und Wiese als Bestandteilen und aus Wald 
als Zubehör. 

Im heutigen Recht hat die Hofstatt ihre rechtliche Be- 
deutung verloren. 

Die Bestandteile der Ackerwirtschaftsgüter sind jetzt 
Acker und Wiese mit Wald als Zubehör. Den generellen Be- 
weis hierfür liefern die Grundstücksmasse und ihre Anwen- 
dung bei der s. g. Steuertaxation (»skattläggning»). 

Das Grundstücksmass ist nunmehr gewöhnlich das 
»Mantah aber auch das » Gärdemantah und das s. g. »Jorda- 
tahy wozu das aus dem Mittelalter stammende T^Öretah, wie 
auch z. B. das ^Bandlandtah in Dalekarlien gehört. Diese 
Grundstücksmasse sind für verschiedene Orte und verschiedene 
Zeit verschieden und sollen bei Feststellung der rechtlichen 
Grösse eines Grundstückes zur Anwendung kommen. 

Das allen Regeln gemeinsame Grundstücksmasse betref- 
fend ist, dass zu jedem Grundstücke Acker und Wiese als 
fester Kern und Wald als Zubehör gehören sollen. 

Bei der grossen Regulierung, die im letztvergangenen Jahr- 
hundert in Dalekarlien und Norrland behufs Feststellung der 
Grösse der Grundstücke an Acker und Wiese, sowie Erteilung 
eines angemessenen Stückes Wald an jedes Grundstück 
stattfand und welche, wie bereits erwähnt wurde, im ober- 
sten Norrland noch nicht abgeschlossen ist, hat man auch 
diese Grundsätze konsequent .angewendet ^). Ein gewisses 
Areal Wald wurde nunmehr nach Messung des Bodens und 
nicht, wie im Mittelalter, durch das unbestimmte Mass 
»Styltings rast» angewiesen. 



*) K. V. vom 26. Januari 1894 betreffend die Bewirtschaftung der all- 
gemeinen Wälder und Forsten im Reiche. § 53. 

») Über das »Storskifte» siehe Äström: Jordäganderätt, S. 126—142, 
und über die »Afvittring» ihm S. 143—150. 
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d) Die rechtliche Natur der Reichsallmende im engeren 
und weiteren Sinne. 

Seitdem das allgemeine Orundregal im Jahre 1789 auf- 
gehoben wurde, nehmen die privaten und öffentlichen Grund- 
stücke, in Hinsicht auf kultivierten oder sonst mit Arbeit 
belegten Boden, ihre mittelalterliche Stellung als privates oder 
öffentliches Grundeigentum (dominium privatum s. publicum) 
wieder ein. 

Der nicht urbargemachte Boden, bestehet, entsprechend 
dem mittelalterlichen Recht, aus zwei rechtlich verschiedenen 
Teilen, nämlich einerseits aus den Dorfallmenden nebst dem 
bewaldeten Boden der Einzelhöfe und dem öffentlichen Wald- 
eigentum, anderseits aus dem allgemeinen Waldeigentum. Er- 
steren dürfte man füglich als den disponierten, letzteren als 
den undisponierten Teil der Reichsallmende (im weiteren Sinne) 
bezeichnen können. 

Der disponierte Teil der Reichsallmende erhält jetzt, 
wie im Mittelalter, seinen rechtlichen Charakter durch das 
noch bestehende Recht des Publikums, in gewissem geringe- 
rem Mass und innerhalb der durch die Bestimmungen be- 
treffend Sachbeschädigung festgesetzten Grenzen, darüber zu 
verfügen. 

Aus diesen Bestimmungen des Strafgesetzes, Kap. 24, 
kann man nämlich teils ein Recht des Publikums nicht-kulti- 
vierten Boden zu betreten, teils ein Recht, sich gewisse Na- 
turprodukte von geringerem Wert anzueignen herieiten. Aus 
Kap. 24 § 11 geht hervor, dass es allerdings unstatthaft ist, 
»eines anderen Hofstatt, Acker, Wiese, Pflanzung — also kul- 
tivierten Boden und Kulturwald — zu betreten», aber dass 
das Betreten »anderer Gründe» (d. h. nicht-kultivierten Bo- 
dens) nicht verboten ist, wenn sie nicht etwa dadurch ge- 
schädigt werden sollten». Aus den §§ 1—4 desselben 
Kapitels erhellt, dass es verboten ist, die Erdoberfläche selbst 
durch Bauen, Graben, Pflügen, Säen u. s. w. zu verändern 
(§ 1)> Wald, Torf oder Heide durch Schwenden oder Brennen 
zu zerstören (§ 2), wie auch wachsende Bäume oder Bestand- 
teile von Bäumen oder Früchte der Bäume oder Torf, oder 
wachsendes Gras (§ 3), ferner Windbruch oder anderes, was 



169 

nicht zur Benutzung gehauen oder bereitet ist», z. B. Abfälle 
beim Holzfällen (§ 4), zu nehmen. Das private bezw. öffent- 
liche Waldrecht hat* also die ungestörte Integrität der Erd- 
oberfläche, wie auch Viehweide (wachsendes Oras), Holz- 
und Torffang gesetzlich geschützt. Unter der Voraussetzung 
der Integrität der Erdoberfläche enthält also das private bezw. 
öffentliche Waldrecht drei partielle Rechte: das Recht zu Vieh- 
weide, zu Holz- und Torffang. 

Eine Untersuchung der Spezialgesetzgebung wird auch 
zweifelsohne die Richtigkeit dieses Gruncfeatzes bestätigen ^). 

Anderseits folgt denn, das das Zueignen anderer Natur- 
produkte, die nicht unter die oben angegebenen Benutzungs- 
rechte fallen, statthaft ist. Als Beispiele können wir hier er- 
wähnen: das Pflücken wilder Beeren und Blumen, das Neh- 
men solcher Gewächse (Mistel, Heide u. s. w.), die nicht als 
Bäume oder Gegenstand des Holzfanges angesehen werden 
können. 

In diesem Zusammenhang heben wir hervor, dass in 
mehreren Fällen die Gesetzgebung positiv ausgedrückt hat, 
dass der nicht-kultivierte Boden verpflichtet sei, Belästigungen 
zu ertragen, denen der kultivierte sich nicht zu unterwerfen 
brauche. 

Bis 1880 galt die Rechtsbestimmung, dass eine Wehr- 
schleuse »am 1. Mai geöffnet werden müsse, wenn das Was- 
ser Acker oder Wiese beschädigen könnte» *). Die Wehr- 
schleuse brauchte demnach nicht geöffnet zu werden, wenn 
nicht-kultivierter Boden durch Dämmen unter Wasser gesetzt 
würde. 

Bis 1866 war bestimmt, dass der für das Anlegen allge- 
meiner Strassen erforderliche Boden nur dann zu ersetzen sei, 
wenn er aus Acker und Wiese bestehe % Anderen Bo- 
den musste der Besitzer ohne Ersatz abtreten; und bis 1891 
hatten die zur Unterhaltung der Wege Verpflichteten das 



*) Vgl. z. B. § 14 Sk. St. vom 9. Nov. 1866 und Kap. IX der K. 
V. vom. 26. Januar 1894 betr. die Bewirtschaftung der allgemeinen Wäl- 
der im Reiche, wie auch Kap. 10—14. B. B. im Gesetzbuch des Jahres 1734. 

•) Gesetzbuch von 1734. B. B. 20: 6. 

8) Gesetzbuch von 1734. B. B. 25: 1. 
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Recht, Sand und Schutt ohne Entgelt auf^dem unkultivierten 
Boden (»utmark»), aber gegen Entgelt auf dem kultivierten 
Orund einzelner zu nehmen % 

Nach dem »Gesetz vom 27. Juni 1896 § 3 betreffend 
Fischereirecht, ist es jedem schwedischen Bürger gestattet 
längs der norrländischen Küste eine gewisse Art von Fisch- 
fang an privatem Ufer zu treiben, »wenn dies aus bewalde- 
tem Boden oder Felsen, und nicht aus Acker oder Wiese 
besteht». 

Nach § 9 desselben Gesetzes haben diejenigen, welche 
berechtigt sind, in zur Hundertschafts- oder Kirchspielsall- 
mende gehörendem Fischwasser zu fischen, das Recht pri- 
vates Ufer ohne Ersatz zu betreten, wenn dies nicht aus 
Acker oder Wiese besteht. 

Nach den §§ 5 und 6 der Königl. Verordnung betref- 
fend allgemeines Flösswasser vom 30. Dez. 1880, ist, »ohne 
besondere Erlaubnis», den Flössern der Zutritt zu den Ufern 
des Flösswassers gestattet, gegen Ersatz für das Betreten von 
Hofstatty Acker, Wiese^ Pflanzung und anderen Gründen, wel- 
che durch das Betreten beschädigt werden, aber ohne Ersatz 
für das Betreten nicht-kultivierten Bodens. 

Schliesslich schreibt § 4 der Bergbauordnung vom 16. 
Mai 1884 vor, dass derjenige, welcher um das Mutungsrecht 
»auf eigenem oder fremdem Grund nachsucht», die Art der 
Erzanlässe sowie den Mittelpunkt des Gebietes, worauf das 
Gesuch sich bezieht (den Mutungspunkt), angeben müsse 
nebst genauer Beschreibung der Lage des letzteren, damit 
keine Ungewissheit in dieser Beziehung entstehen möge — 
eine Vorschrift, die für den Bewerber, das Recht fremden 
Grund zu betreten, voraussetzt, weil ja, wenn ^) das Betreten 
von der Genehmigung des Grundeigentümers unbedingt ab- 
hängig wäre, der Zweck der ganzen Bergbaugesetzgebung 
verfehlt sein könnte. 



^) Gesetzbuch von 1734 ß.B. 25: 12. Entscheidung des Oberappel- 
lationsgerichts V. 13, Nov. 1877. 

Han0 Forsell: Väglagen (Weggesetz) vom 23. Okt. 1891 § 33. 
Bemerk. 

2) ÄsTRöM, Jordäganderätt, S. 93—94. 
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Wenn man auf Orund des Gesagten annehmen kann, 
dass »alle Männer» ein fortwährendes Recht haben, in ge- 
wissem geringerem Mass über den disponierten Teil der Reichs- 
allmende zu verfügen und wenn ein solches Recht des Publi- 
kums dem Begriff des privaten Eigentums zuwiderläuft, so 
folgt daraus, dass der fragliche Teil des nichtkultivierten Bo- 
dens des Landes nicht im Eigentumsrecht, sondern unter 
Nutzungsrecht von den betreffenden Rechtssubjekten beses- 
sen wird. 

Tatsächlich steht einer solchen Auffassung nichts ent- 
gegen. Das ganze nicht-kultivierte Landgebiet bietet dieselbe 
natürliche Beschaffenheit, es möge im Besitze eines oder des 
anderen Rechtssubjekts sein, im Besitze des Staates als Kron- 
forst (kronopark) oder im Besitze einzelner als Dorfallmende. 
Was ein Gebiet von dem anderen scheidet, ist nur eine Grenz- 
linie, die man sich auf dem Felde gezogen denkt. 

Auch sprechen die Vorschriften des positiven Rechts 
nicht gegen diese Theorie. Die Dorfallmenden des privaten 
und öffentlichen Grundeigentums sind immer als Zubehör 
des kultivierten Bodens behandelt worden. Der Umfang der 
privaten und öffentlichen Dorfallmenden ist nie unabänder- 
lich festgestellt gewesen: eine private Dorfallmende ist zur 
öffentlichen umgewandelt worden, oder umgekehrt, je nach 
den Schwankungen des Grundeigentumsrechts. Auch ist der 
Umfang der Dorfallmenden und des öffentlichen Waldeigentums 
nicht ein für allemal festgestellt gewesen. Ein zu einer Do- 
mäne gehörender Waldgrund z. B. kann zum Kronforst (kron- 
park) umgewandelt werden. Stadtwälder oder Kronforsten 
können durch Kaufverträge mit einzelnen entstehen, wie 
Schutzwälder durch Expropriation. Verschiedene Ansichten 
sind darüber aufgekommen, ob z. B. die Hundertschaftsall- 
menden den Hundertschaften oder dem Staat gehören. Nach 
positivem Gesetz kann die ganze Verwaltung der Hundert- 
schaft entzogen werden, welche im äussersten Falle nur das 
Recht auf den Ertrag der Allmende hat — Anordnungen, 
die zu der Auffassung stimmen, dass sie eher unter Nutzungs- 
recht als unter Eigentumsrecht im B^^itz der Hundertschaf- 
ten sind. 
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Am eigentümlichsten dürfte es doch scheinen, dass 
nicht einmal der Staat z. B. einen Kronforst (kronopark) un- 
ter Eigentumsrecht besitzen sollte. Allein dies Eigentum ist 
ja ebenso gut wie das Eigentum anderer Rechtssubjekte in 
gewissen Beziehungen dem Recht des Publikums unterge- 
ordnet. 

Betrachten wir hinwieder die erste Entstehung der ein- 
zelnen Teile der disponierten Reichsallmende, so finden wir 
hier dasselbe Grundprinzip: eine von der Rechtsordnung be- 
stätigte Besitzergreifung oder ein positives staatliches Ertei- 
len. Hierbei hat der Staat gerade wie im Mittelalter bestimmt, 
was die übrigen Rechtssubjekte haben sollten, wie auch das, 
worüber er selbst verfügen wolHe. 

Alles übrige — die nicht disponierten Teile der Reichs- 
allmende — blieb was es früher war: das Eigentum aller Ge- 
sellschaftsmitglieder — dominium sociale. Allein wenn die 
disponierten Teile der Reichsallmende nur unter Nutzungs- 
recht im Besitz der betreffenden privaten oder öffentichen 
Rechtssubjekte sind, so muss dass Eigentumsrecht über diese 
Teile auch ein dominium sociale sein. 

Die Reichsallmende im weiteren Sinne ist demnach ein 
dominium sociale, und ihr Charakter ist der eines condominium 
sämmtlicher privater und öffentlicher Rechtssubjekte der Rechts- 
gesellschaft, worüber die Gesellschaft in zweierlei wesentlich 
verschiedenen Weisen verfügt; die disponierten Teile wer- 
den privaten und öffentlichen Rechtssubjekten mit in gewis- 
sen Beziehungen ausschliesslichem Benutzungsrecht überlas- 
sen, während die undisponierten Teile der Reichsallmende fort- 
während von »allen Männern» ausgenutzt werden. 

Es bleibt noch übrig an die verschiedene Stellungnahme 
des Staats gegenüber den verschiedenen Teilen der Reichsall- 
mende im weiteren Sinne zu erinnern. 

Es dürfte einleuchten, dass der Staat nur in Betreff der- 
jenigen Teile, die Dependenzien der Staatsländereien (Domä- 
nen u. s. w.) sind, sowie gegenüber Kronforsten (kronpar- 
ker) und Schutzwäldern als Finanzwirtschaft handelt. Nach 
dem geltenden Grundgesetz (§ 77 R.F.) können sie nur mit 
Genehmigung des Reichstags entäussert oder verpfändet wer- 
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den und sind nach den vom Reichstag vorzuschreibenden 
Gründen zu verwalten. 

Im übrigen muss man annehmen, dass der Staat als 
Oberhoheit, als höchster Pfleger der Rechtsgesellschaft, handelt. 

Als Oberhoheit erteilt der Staat einzelnen privaten und 
öffentlichen Rechtssubjekten und auch sich selbst als Fi- 
nanzwirtschaft einzelne Teile der Reichsallmende. Durch die 
»Afvittring» in Norrland z. B. entstehen Dorfallmenden, Erspar- 
niswälder und Kronforsten (Kronoparker). Durch Privilegien 
entstanden in älteren Zeiten die Bergbezirkswälder und die 
Stockfangwälder. Was nicht verteilt ist, konstituiert die Reichs- 
allmende im engeren Sinne. 

Der Staat handelt aber auch als Oberhoheit, indem er 
die Bedingungen für das Benutzungsrecht der privaten und 
öffentlichen Rechtssubjekte über den bewaldeten Boden re- 
gelt, was durch die Forstverordnungen erfolgt. Als Ober- 
hoheit wacht der Staat auch darüber, dass die Reichsall- 
mende im engeren Sinne in Übereinstimmung mit den In- 
teressen der Rechtsgesellschaft gebraucht werde. Schliess- 
lich bestimmt auch der Staat als Oberhoheit die privatrecht- 
lichen Regeln für die nachbarlichen Verhältnisse zwischen 
den einzelnen Teilen der Reichsallmende im weiteren Sinne, 
somit auch für solches Eigentum, das dem Staat in seiner 
Eigenschaft als Finanzwirtschaft zukommt. 

e) Benutzung der Reichsallmende im engeren Sinne. 

Dieses Gebiet besteht aus Alpen (fjäll) und Gebirge 
(berg), Viehweide für die Lappländer und zum geringeren 
Teil aus brauchbarem bewaldetem oder kultivierbarem Grund 
und Boden. 

Nur in Betreff der Waldgründe finden sich gesetzliche 
Bestimmungen, welche die Ausnutzung derselben zu regeln 
bezwecken; und diese sind nicht älter als aus dem Anfang 
des IQ. Jahrhunderts. 

Betreffend die Verwertung der Holzprodukte kann man 
drei verschiedene Entwicklungsstufen unterscheiden. 

In der Zeit vor den Forstordnungen der Jahre 17Q3 und 
1805 konnte jederman ohne Formalitäten und ohne Abgaben 
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sich Holzprodukte zueignen. Der Staat übte Iceine regelnde 
Tätigkeit aus. 

Dann — von 1814 ab — wurde das Zueignen von recht- 
licher Bewilligung und Entrichtung einer gewissen kleineren 
Abgabe abhängig gemacht. Der Staat überwacht das Recht 
der Gesellschaft und regelt die Benutzung der Allmende ^). 

Nunmehr steht es nur einer gewissen Gruppe von ein- 
zelnen, nämlich den Inhabern von Höfen, Ansiedeleien und 
Amtsgütern, zu, auf »den Überschussgründen (kronoöfver- 
loppsmarker) und in den nicht verteilten (oafvittrade) Wäl- 
dern» Holz zum Hausbedarf, wie auch Baumstümpfe und Wur- 
zeln zum Herstellen von Teer und geschädigtes Laubholz 
zur Bereitung von Pottasche abzutreiben % Im Übrigen 
wird alles Abtreiben durch das Königl. Forstamt besorgt und 
die abgetriebenen Holzprodukte sollen öffentlich versteigert 
werden ^. 

In der letztgenannten Ordnung kann auch überlassen 
werden: »Boden zum Anbau von Getreide oder Unterfrüch- 
ten», wie auch Viehweide (»tagt af mossa») oder Grasmahd, 
sowie das Nehmen von Moor, Torf, Sand, Griess und Stein % 

Wir bemerken, dass der Staat als Oberhoheit nunmehr 
einen gewissen Teil der Reichsallmende nach denselben Grund- 
sätzen verwaltet, wie er als Finanzwirtschaft z. B. die Kron- 
forsten (kronoparker) verwaltet, woraus folgt, dass man dispo- 
nierte Teile der Reichsallmende von undisponierten nicht immer 
durch die Formen der verwaltenden Tätigkeit des Staates 
rechtlich unterscheiden kann, sondern dass die Scheidung 
nach inneren Gründen geschehen muss. 

Allein die Reichsallmende im engeren Sinne kann auch 
durch dauernde Besitznahme von Boden für Neubrüche nutz- 
bar gemacht werden. 

Für solche Besitznahme sind dieselben Bedingungen 
erforderlich wie für Besitznahme unter Eigentumsrecht ^). Die 

1) Siehe Linde: § 87. 

«) K. V. V. 26. Jan. 1894 § 53. 

») A. a. O. §§ 46-47. 

*) A. a. O, §§ 63 und 65. 

^) Siehe oben Litt. b. 
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Besitznahme hat aber den Charakter von Erbpachtrecht (äbo- 
rätt), bis sie in das Grundbuch als Bauernhof (skattehem- 
man) eingetragen wird. 

Auch Erbpachtbauern und Ansiedler haben ein pro- 
visorisches Recht auf Waldgrund in einer Entfernung von 
1,3 — 5,3 km. von dem Gehöft, ein Recht, das dann durch die 
rechtsgeschäftliche »Afvittring» endgültig wird ^). 

Die Erbpachthöfe unterliegen den Bestimmungen des 
Königl. Briefes vom 5. Februar 1808, von hauptsächlichem 
Inhalt: 

dass der Bauer dauerndes Besitzrecht an dem Grund- 
stück für sich, seine Frau und Nachkommenschaft nach einer 
bestimmten Erbfolgeordnung hat; 

dass wenn es keinen Erbberechtigten gibt, die Provin- 
zialregierung auf eine andere Person das Erbpachtrecht über- 
tragen kann; 

dass der Bauer mit Genehmigung der Provinzialregie- 
rung einer nicht verwandten Person das Grundstück überlas- 
sen kann; 

dass der Erbpachtrecht durch Misswirtschaft oder nicht- 
erfüllte Schuldigkeiten verwirkt werden kann. 

Die Gründe sind dieselben wie für das Erbpachtrecht 
(äborätt) im Mittelalter ^). Eine Vorschrift über Ersatz bei der 
Verwirkung für den Unterschied zwichen dem Werte des Ei- 
gentums des Bauers (an Gebäuden und Feldarbeiten) und 
der rückständigen Zinsschuld besteht nicht. 

Nunmehr wird jedoch kein Zins für im Erbpachtrecht 
stehende Grundstücke, ebenso wenig wie für im Eigentums- 
recht stehende, entrichtet. 

Das Dorfrecht. 
178. Wir sind davon ausgegangen, dass die Dörfer die er- 
sten Einheiten der Eigentumsrechtsordnung wie die Zellen die 
eines organischen Körpers bilden. Wenn unsere systema- 
tische Darstellung dieser Eigentumsrechtsordnung richtig ist, 
so muss dieselbe in den Dörfern ihr Gegenstück haben; und 



1) K. V. V. 26. Jan. 1894 § 53. 
') Siehe N:o 175 Litt. h. 
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anderseits, wenn es sich herausstellen sollte, dass das Dorf- 
recht die Wiederholung der Eigentumsrechtsordnung in Mi- 
niatur ist, so dürfte dies ein kräftiger Beweis dafür sein, das 
die Eigentumsrechtsordnung in ihrer Gesamtheit richtig dar- 
gestellt ist. 

Wir werden finden, dass dem so ist. 

Pas Dorf ist eine Rechtsgesellschaft im kleinen. Die 
Mitglieder dieser Gesellschaft können wir in zwei Gruppen 
teilen: diejenigen mit Anteilsrecht (»pars quota^) an dem Dorfe 
und diejenigen, welche ein von den ersteren abgeleitetes Recht 
an einem gewissen, den Grenzen und der Lage nach, be- 
stimmten Landgebiet (»pars quanta») haben. 

Erstere vertreten die Dorfgesellschaft nach aussen: be- 
schliessen über dessen Angelegenheiten, üben alle Gerecht- 
same aus und haften für dessen Schuldigkeiten. Sie werden 
Dörfler, Männer des Dorfes (»byamän») genannt, und ihnen 
entsprechen in der grossen Rechtsgesellschaft diejenigen, wel- 
che selbst oder durch Stellvertreter über die Angelegenheiten 
der Gesellschaft zu entscheiden haben. 

Letztere hinwieder — hierher gehören die Inhaber von 
Kötnergütern (torp), abgesonderten Grundstückchen »Urfjäl- 
len», expropriertem Grund u. s. w. — haben nur das Recht 
an ihren ausgemessenen Grundstücken und nehmen zuweilen 
den Dörflern gegenüber eine untergeordnete Stellung ein (Köt- 
nerhütten und unselbständige Parzellen). 

Die Dörfler (byamännen) sind zweierlei Art : private und 
öffentliche Rechtssubjekte. Erstere sind Bauern und andere 
private, physische oder juristische Personen. Letztere sind 
Staat, Gemeinden, allgemeine Anstalten u. s. w. ^). Sei es 
dass die Nachbarn in einem Dorfe Bauern sind oder Bauern 
und z. B. der Staat, so werden ihre gegenseitigen Rechtsver- 
hältnisse nach denselben Rechtsnormen geregelt ^). 

Zur Klarstellung der Grundprinzipien des Dorfrechts 



Siehe §§ 7—8 Sk. St. d. 9. Nov. 1866. 

^) Solche Rechtsnormen finden sich in Sk. St. von 9. Nov. 1866; 
das Grabengesetz d. 20. Juni 1879; die Verordnung über die Zaunpflicht 
d. 31. Dec. 1857; das Wassergesetz d. 30. Dec. 1880 u. m. 
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bediene ich mich der nachstehenden graphischen Darstellung. 
(Siehe S. 178). 

Der Oesamtboden eines Dorfes wird bei der rechtsge- 
schäftlichen Teilung in zwei Arten geteilt: in kultivierten oder 
kultivierbaren Boden (»inrösningsjord») und nicht kultivierten 
oder nicht kultivierbaren Boden (»afrösningsjord») nebst im- 
pedimenta, d. h. ganz unbrauchbaren Boden. (Sk. St. § 60.) 
Nachdem die Unterscheidung der »in- und afrösnings- 
jord» stattgefunden, wird die s. g. Bodengradierung, (ägo- 
gradering) jedes Bodenstucks nach dessen natürlicher Güte 
bewerkstelligt, wobei in der Regel »inrösningsjorden» für sich 
und »afrösningsjorden» für sich gradiert wird. (Sk. St. § 64). 
In dieser Weise wird jedes Stück von dem Grund und 
Boden des Dorfes einer der beiden ursprünglichen Hauptarten : 
kultiviertem und nicht kultiviertem Boden beigezählt. Der kul- 
tivierbare Boden wird nämlich immer bei der Teilung als kul- 
tivierter behandelt, so dass kultivierter Boden gegen nicht-kul- 
tivierten aber kultivierbaren, getauscht wird, wobei derjenige, 
welcher Boden ersterer Art gegen Boden letzterer Art zediert, 
s. g. Urbarmachungsersatz (»odlingsersättning») erhält. (Sk. 
St. § 100.) 

Bei der gesetzlichen Teilung eines Dorfes sollen alle 
Höfe nach Verhältnis ihrer Grösse einen dem entsprechenden 
Anteil sowohl in der »inrösnings-» als der »afrösningsjord» 
haben (Sk. St. § 79). Jeder Hof hat folglich aus sowohl kul- 
tiviertem als nicht-kultiviertem Grund und Boden zu bestehen. 
Im Dorfrecht finden wir auch eine Stütze für die An- 
sicht, dass der erste Ursprung des privaten Grundeigen- 
tums eine specificatio ist. Im allgemeinen soll bei der Tei- 
lung des Dorfeigentums jeder Miteigentümer einen der Grösse 
seines Anteils an der Gemeinheit entsprechenden Bruch- 
teil, in irgend einem Grundstücksmass ausgedrückt, haben; 
bisweilen aber kann ein Überschuss an Grund und Boden, 
über das hinaus, was ihm vermöge seines Anteilsrechts 
zukommen sollte, zuerteilt werden. Das ist der Fall, wenn 
ein Miteigentümer auf der Dorfallmende, es sei nach wis- 
sentlich erfolgter Genehmigung oder von alters her, See, 

Morast oder anderen von Natur zur Kultur nicht geeigneten 

12 
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Graphische Darstellung des Dorfrechts in 
verschiedenen Fällen. 



Kultivierter oder 
kultivierbarer Boden. 



.•V, 



Unkultivierbarer Boden. 



A. 

Das Dorf ist Eigentum 
einer Person, pnvater 
oder öffentlicher. 




Privates u. öffentliches 
Orundeigentum. 



Privates und öffentliches Bodenrecht 



Kultivierter oder 



B. 

Das Dorf ist im Besitz 
mehrerer Personen, wel- 
che den kultivierten Bo- 
den unter sich teilen 
(Ackerbeet-Teilungs- 
periode). 



Itivierbarer Boden. 


Unkultivierbarer Boden. 








Dorfallmende. 








V ' ' 





Privates u. öffentliches 
Grundeigentum. 



Privates u. öffentiiches Bodenrecht 



C. Kultivierter oder 

kultivierbarer Boden. 
Das Dorf ist im Besitz 
mehrerer Personen, die 
den kultivierten Boden 
(»Inrösningsjorden») und 
einen Teil des unkultivier- 
baren Bodens (»Afrös- 
ningsjorden») unter sich 

teilen (Sk. St \ 78:5.) 
Ausnahmen nach Sk. St 

Kap. 10. Privates u. öffentliches 

Grundeigentum 



mif S. 



D. 

Das Dorf ist im Besitz 
mehrerer Personen, die 
sich in den kultivierten 
und unkultivierbaren Bo- 
den teilen, aber dabei 
Ausnahmen machen (Sk. 
St Kap. 10). 



Kultivierter u. kultivi- 
erbarer Boden. 



^ "Sm 



Privates u. öffentiiches 
Grundeigentum. 

Kultiverter oder 
kultivierbarer Boden. 



E. 

Das Dorf ist im Besitz 
mehrerer Personen, die 
sich in den ganzen kul- 
tivierten und unkultivier- 
baren Boden teilen. 



Unkultivierbarer Boden. 









Dorfall- 
mende. 




■ 











Privates u. öffentiiches Bodenrecht 



Unkultivierbarer Boden. 
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2 ^^ 















Privates u. öffentiiches Bodenrecht 



Unkultivierbarer Boden. 
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Privates u. öffentliches 
Grundeigentum. 



Privates u. öffentliches Bodenrecht 
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Boden in Acker und Wiese umgewandelt hat. Der. tatsäch^ 
liehe Orund der Entstehung des privaten Grundeigentums- 
rechtes ist die Urbarmachung; der rechtliche aber ist die Fest- 
stellung der Tatsache bei der rechtsgeschäftlichen Teilung 
und die Aufnahme des Grundeigentums in das Teilungspro- 
tokoll (delningsbeskrifningen) ^). 

Aus der graphischen Darstellung geht übrigens das 
Verhältnis zwischen kultiviertem Boden (»inrösningsjord»); und 
nicht kultiviertem Boden (»afrösningsjord»; die Dorfallmende) 
in den verschiedenen Fällen hervor. 

Während der Ackerbeet (tegskifte)-periode (Litt. B) war 
in der Regel nur der kultivierte Boden geteilt Der nicht kul- 
tivierte war Dorfallmende. In der jetzigen Teilungsperiode 
können die Fälle Litt. C. D, und E. vorkommen. Die Dorf- 
allmende wird dann ganz oder zum grösseren oder geringe- 
ren Teil unter die Miteigentümer geteilt, entsprechend dem 
nicht kultivierten Boden und den Impedimenta als Zubehör des 
privaten und öffentlichen Grundeigentums (siehe S. 163) in 
der Grundeigentumsrechtsordnung der grossen Rechtsgesell- 
schaft. Zum gemeinsamen Bedarf der Miteigentümer (für Grä- 
ben und Wege, für Fischereianlagen, Kalk- und Topfstein-brü- 
che u. s. w.) können gewisse Teile der Dorfallmende zur Ver- 
fügung stehen, entsprechend dem öffentlichen Waldeigentum 
(siehe S. 163) der Reichsallmende in der grossen Grundei- 
gentumsrechtsordnung. Was aber nicht den Dörflern zuer- 
teilt wird und worüber nicht für gemeinsame Zwecke ver- 
fügt werden darf, ist Dorfallmende, entsprechend der Reichs- 
allmende im engeren Sinne in der grossen Grundeigentums- 
rechtsordnung (siehe S. 163). In vielen Fällen verschwindet die 
Dorfallmende gänzlich (Litt. D und E). Unter Litt. D findet 
sich noch gemeinsames Eigentum an besonders gemachten 
Ausnahmen. Unter Litt. E, begegnet man nicht einmal dieser 
Art von Gemeinsamkeit zwischen den Dörflern. Das gemein- 
same Dorfeigentum ist in individuelles Eigentum aufgelöst 
Virorden. Auf diesem Punkt ist der Sprung zu der römisch- 
rechtlichen, individuellen Auffassung des Grundeigentums- 



1) Sk. St §§ 74, 75 u. 103. 
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rechts leicht gemacht, und erst dann ist es mögh'ch, diese 
Auffassung zu verteidigen. 

Doch, auch wenn das gemeinsame Dorfeigentum voll- 
ständig in individuelle Teile aufgelöst worden ist (wie unter 
Litt. E), bleibt allenfalls eine Erinnerung an die ursprüngliche 
Gemeinsamkeit noch immer zurück. Wenn einer von den 
Höfen des Dorfes mit dem angrenzenden Dorf über die Orenz- 
scheide in Streit gerät, sind die Dörfler gemeinschaftlich ver- 
pflichtet, die Qrenzscheide zu verteidigen ^); und kann ein 
Dörfler durch Rechtsstreit dem Dorfe »mehr Grund und Bo- 
den oder andere Rechte» vindizieren, dann haben auch die 
übrigen Teil daran ^) — was dem Verhältnis der Rechtsgesell- 
schaft zu dem territorialen Grundeigentum anderer Rechts- 
gesellschaften entspricht. 

Als Einheit in der Grundeigentumsrechtsordnung der 
grossen Rechtsgesellschaft, dürfte es ohne weiteres klar sein, 
dass der kultivierte Boden des Dorfes privates oder öffent- 
liches Grundeigentum, dessen nicht kultivierter Boden aber 
privates oder öffentliches Waldeigentum (Bodenrecht) ist. 
179. Wenn diese Darstellung des Grundeigentumsrechtssy- 
stems richtig ist, so müssen ferner Teilrechte, wie das Jagd- 
rechty das Fischereirecht und das Bergrecht denselben allge- 
meinen Bau wie das Waldrecht zeigen. 

Das jetzt geltende Jagdrecht — nach dem Königl. Jagd- 
gesetz vom 21.0kt, 1864 — lässt sich folgendermassen gra- 
phisch darstellen (Siehe S. 181): 

Von dem privaten und öffentlichen kultivierten Boden 
(vgl. S. 163) sehen wir hier ab, weil in der Regel die Jagd 
auf nicht kuUiviertem Boden betrieben wird. 

Das Jagdrecht kann man in privateSj öffentliches und 
allgemeines Jagdrecht teilen. 

Das private Jagdrecht kommt, nach § 3. Abs. 1. u. 2, 
auf privaten Dorfallmenden (worunter zu den Dörfern gehö- 
rendes nicht-kultiviertes Land, es mag geteilt sein oder nicht, 
verstanden wird) vor. Das Recht wird vom Eigentümer, 
bezw. Benutzer ausgeübt (§ 3 Abs. 3). 

^) Vgl. Entscheidung des Oberappellationsgerichts vom 31. Okt. 1901. 
») Sk. St § 72. 
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Das öffentliche Jagdrecht kommt erst auf öffentlichen 
Rechtssubjekten gehörenden Dorfallmenden vor, nämlich auf 
den Krongütern im allgemeinen ^) (königlichen Lust- und Jagd- 
schlössern; Oestüthöfen, Domänen und anderem »dem Staate 
gehörenden, undisponierten Grund und Boden»), auf den 
Amtsgütern \ auf den Grundstücken allgemeiner Anstalten \ 
sowie auf den dem Staate zugehörigen Erbpachtgütern ^). 

Die Jagd wird auf den Ländereien des Staates im all- 
gemeinen vom König selbst, auf Amtsgütern von den Inha- 
bern, auf den Grundstücken allgemeiner Anstalten von den 
Anstalten selbst und auf Erbpachtgütern von den Pächtern 
ausgeübt. 

Öffentliches Jagdrecht kommt ausserdem noch auf dem 
selbständigen öffentlichen Waldeigentum vor, nämlich auf den 
Kirchspielsallmenden, von den Mitbesitzern ausgeübt^), und 
auf den Hundertschaftsallmenden und Kronforsten vom König 
selbst ausgeübt % 

Allgemeines Jagdrecht schliesslich kommt auf der Reichs- 
allmende im engeren Sinne (ungeteiltem (»oafvittrad») Wald 
und Überschussboden in den nördlichen Regierungsbezirken) 
vor. Bis auf weiteres steht das Jagdrecht hierauf jedem 
Schweden offen. 

Solches allgemeine Jagdrecht findet man auch auf dem 
zum Staatsterritorium gehörenden Meere, in so weit es nicht 
den Wassergebieten privater oder öffentlicher Rechtssubjekte 
zugezählt wird ^). 

Daneben kommt ein allgemeines Jagdrecht in gewissen 
Fällen auf Jagdgründen vor, die sonst privaten oder öffent- 
lichen Rechtssubjekten mit ausschliesslichem Recht überlas- 
sen sind. (Vergl. N:o 175 Litt, f und 177 Litt. d). 

So hat »wer einen Bären in dessen Höhle umstellt», 



^)§L 

») § 3. Abs. 2. 
») § 3. Abs. 2. 
*) § 3. Abs. 2. 
») § 3. Abs. 2. 
•) §§ 1 u. 2. 
0§4. 
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allein das Recht, die Jagd auf jedem beliebigen fremden Grund 
zu auszuüben (§ 8). 

Weiter ist es jedermann gestattet auf fremdem Grund 
und Boden Bären, Wölfe, Luchse oder Vielfrasse zu jagen, 
doch vorbehaltlich dem Inhaber des Jagdrechts, an der Jagd 
teilzunehmen (§ 9). 

Schliesslich steht es jedermann frei, gewisse aufgezählte 
Raubtiere, die er auf fremdem Boden zufällig trifft, zu tödten 
und zu behalten (§§ 10-11)^). 

180. Das jetzt geltende Fischereirecht — nach dem Gesetz 
vom 27. Juni 1896 — lässt sich folgendermassen graphisch 
darstellen. (Siehe S. 184). 

Das Fischereigebiet des Landes umfasst teils das Meer 
innerhalb der Aussengrenze des Territoriums, teils die Binnen- 
gewässer. 

Im Meeresgebiet kommt das private und öffentliche 
Fischereirecht als Zubehör des privaten bezw. öffentlichen Ufer- 
grundstücks vor innerhalb 180 Meter »von der Stelle am 
Ufer, wo eine beständige Tiefe von zwei Meter beginnt» 

(§2). 

In den Binnengewässern (Binnenseen und Wasserläufen) 
kommt ebenfalls privates und öffentliches Fischereirecht als 
Zubehör privater bezw. öffentlicher Ufergrundstücke vor, ohne 
dass die Grenzen der verschiedenen Rechtsgebiete näher be- 
stimmt seien (§ 5). 

Diese Art von Fischereirecht kann für Dörfer oder meh- 
rere Dörfer gemeinschaftlich sein (§ 10). 

Allein daneben kommt öffentliches Fischereirecht vor 
teils in zu Kirchspiels- und Hundertschaftsallmenden gehö- 
rendem Fischwasser, welches Recht von den Mitbezitzern 
ausgenutzt wird (§ 9), teils auch in »den disponierten einzelnen 
Fischereien des Staats» (§ 8), die vom Staat nach denselben 
Gründen wie die Domänen verwaltet werden, teils auch schliess- 
lich im zu den Kronforsten, gehörenden Fischwasser, welches 
von dem in der Hundertschaft oder im Kirchspiel Ansässigen 



^) Das im § 7 erwähnte s. g. jus sequelce bemht dagegen au! dem 
Nachbarrechi 
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ausgeübt wird, welcher von der zuständigen Behörde Bewilli- 
gung dazu erworben hat (§ 7.) Das Fischereirecht auf den 
Kirchspiels- und Hundertschaftsallmenden, wie auch das in den 
disponierten Fischereien der Krone, umfasst sowohl die Salz- 
als die Süsswassergebiete, aber der Fischfang in den Was- 
sern der Kronforsten nur die letzteren. 

Das allgemeine Fischereirecht umfasst: 

l:o) Das Salzwassergebiet von der Aussengrenze des 
dem Ufergrundstück zustehenden Fischereirechts bis zur Aus- 
sengrenze des Territoriums (§ 1). 

2:o) Das Salzwassergebiet an Kronforsten vom Ufer bis 
zur Territorialgrenze (§§ 1. u. 7). 

3:o) Das Salzwassergebiet bei der Reichsallmende an 
Orund und Boden im engeren Sinne [»Schären und Inseln, 
die zu keinem Hofe gehören oder unter besonderen Bedin- 
gungen benutzt werden», Überschussfelder (»öfverloppsmar- 
ker»), »oafvittrad» Orund und Boden u. s. w.] vom Ufer bis 
zur Territorialgrenze (§ 1 u. 7); 

4:o) Diejenigen Teile grosser Binnenseen, die ausser- 
halb der Aussengrenze des den Ufergrundstücken zustehen- 
den Fischerei rechts liegen (§ 6) und 

5:o) Süsswasserfischereien auf der Reichsallmende an 
Orund und Boden im engeren Sinne (§ 7). 

Das Fischereirecht in den Fischereigebieten l:o— 4:o 
wird von »jedem schwedischen Untertan» unmittelbar aus- 
geübt (§§ 1. u. 5.), im Fischereigebiet 5:o) aber nur von dem, 
der in der Hundertschaft oder dem Kirchspiel wohnhaft ist 
und von der zuständigen Behörde die Genehmigung dazu er- 
wirbt (§ 7). 

Allein allgemeines Fischereirecht findet sich auch in Oe- 
bieten, wo sonst private oder öffentliche Rechtssubjekte aus- 
schliessliches Recht dazu haben. 

So steht »jedem schwedischen Untertan» das Recht zum 
Sprottenfang mit beweglichen Oeräten zu längs der norrlän- 
dischen Küste »auch am fremden Ufer, wenn dieses aus 
Wald oder Felsen, und nicht aus Acker oder Wiese besteht». 
Der Uferbesitzer hat jedoch ein gewisses Vorrecht zum Fi- 
schen mit Netz, woran er sich beteiligt (§ 3. Abs. 1). 
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Ferner steht jedem schwedischen Bürger das Recht zu, 
an der Westküste Schwedens auch »am fremden Ufer», den 
Fang von solchem Meeresfisch zu betreiben, »der in grossen 
Haufen bis ans Ufer geht» (§ 3. Abs. 2). 

Wo bei offenem Meeresgestade und ausserhalb der 
Schären (in offener See), sowie in den Regierungsbezirken Gö- 
teborg und Bohus auch innerhalb der Schären, Fischfang auf 
Grund alten Gewohnheitsrechts »mit beweglichem Gerät» an 
fremden Ufer getrieben worden ist, bleibt dies Recht bestehen 
(§ 3. Abs. 3). 

»Jeder schwedische Untertan» hat daneben das Recht, 
Fischfang mit Angel oder Schnur im Meeresband und in den 
äusseren Schären, also auch in privaten und öffentlichen Fi- 
schereigebieten, zu treiben. (§ 4). 

Schliesslich hat jeder schwedische Bürger das Recht, 
in der Königsader (Kungsädra) zu fischen, wenn der Fisch- 
fang mit Gerät getrieben wird, das den freien Gang des Fisches 
nicht verhindert (§ 14) '). 

181. In der Arbeit über »den svenska jordäganderätten» 
(Schwedisches Grundeigentumsrecht, S. 80—106) habe ich 
die Gründe des schwedischen Bergrechts dargestellt — eine 
Darstellung, die in allem Wesentlichen richtig sein dürfte 
mit den Abänderungen, die dadurch veranlasst werden, dass 
das Tiefgebiet des Landes in seiner Gesamtheit nicht als 
Staatseigentum (ein Regal), sondern als Eigentum der Rechts- 
gesellschaft (eine Bergreichsallmende) aufgefasst wird) *). 

Unter Beobachtung dieses Umstandes kann man das 
Bergrecht folgendermassen graphisch darstellen: 



Erdoberfläche 



Berg-Reichsallmende \ im weiteren Sinne. 

Privates und öffentliches \ Allgemeines Bergrecht auf Matuns 

Bergrecht als Zubehör pri- S oder Konzession beruhend, 

vaten bezw. Öffentlichen \ Die Berg^allmende im engeren sinne. 

Rechts an der Erdoberfläche ) 

Die feste unorganische Masse des Tiefgebiets können 
Private entweder vermöge ihres Rechtes an der Erdoberfläche 

*) ÄsTRöM, Jordäganderätt S. 117. 

^) Vgl. Hammabsk jöLD : die ganze Arbeit. 
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(»nicht-mutbare Stoffe») oder auf Orund staatlicher Verleihung 
durch Mutung oder Konzession (»mutbare Stoffe») ausbeuten. 

Da die Grenze zwischen den »mutbaren» und den »nicht- 
mutbaren» Stoffen veränderlich und unbestimmbar ist, und 
da ausserdem das Recht an »den mutbaren Stoffen» sich auf 
die Bewilligung des Staates gründet, ist es nicht möglich, die 
»nicht mutbaren Stoffe» als Bestandteil des Grundeigentums 
im allgemeinen zu betrachten % sondern man muss sowohl 
die »nicht-mutbaren» als die »mutbaren» zu einem gemein- 
samen Rechtsgebiet zählen (das Tiefgebiet des Reiches oder 
die Berg'Reichsallmende im weiteren Sinne), woraus die pri- 
vaten und öffentlichen Rechtssubjekte ihr Recht herleiten 
können. 

Das Eigentumsrecht an dieser Allmende ist Gesell- 
Schaftseigentum (condominium sociale). 

Das private und öffentliche Bergrecht hat zum Gegen- 
stand die »nicht-mutbaren Stoffe», gründet sich auf eine prä- 
sumierte, von der Gesellschaft durch den Staat als Oberhoheit 
bewilligte Zuteilung und ist ein Zubehör des privaten oder 
öffentlichen Rechts an der Erdoberfläche. 

Das allgemeine Bergrecht dagegen hat zum Gegenstand 
»die mutbaren Stoffe», gründet sich auf die Verleihung (Mu- 
tung oder Konzession) des Staates und ist ein selbständiges 
Nutzungsrecht an einem gewissen Teil der Bergreichsallmende 
im engeren Sinne. 

Analog dem Waldrecht, Jagdrecht und Fischereirecht 
giebt es noch ein allgemeines Bergrecht an den Gebieten, die 
sonst Gegenstand privaten oder öffentlichen Bergrechts sind. 
Dies besteht darin, dass jeder schwedische Staatsbürger be- 
rechtigt ist, nach erhaltenem Schürfschein nach mutbaren Stof- 
fen in jedem beliebigen Tiefgebiet, wenn auch mutbare Stoffe 
sich darin nicht finden, zu suchen. 

Da der Staat in der Berggesetzgebung als Oberhoheit 
aufgefasst werden muss, weil er die Gewinnung vqn Ein- 
künften nicht als Zweck verfolgt, so ist zu bemerken, dass 
der Staat bei Feststellung der Bedingungen für das Ausnutzen 



^) Vgl. § 905 des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches. 
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der Bergreichsallmende im engeren Sinne auf zweierlei Weise 
verfährt. 

Das Recht an den »mutbaren Stoffen» wird teils durch 
einen Schärfschein für gewisse Erzlagerstätten, teils durch Kon- 
zession für Steinhohlenbruch und feuerfesten Ton verliehen. 

Nun wird ein Schürfschein jedem beliebigen schwedi- 
schen Bürger, der die gesetzlichen Bedingungen für den Erwerb 
des Mutungsrechts erfüllt, bewilligt, Konzession aber nur dem- 
jenigen, den die Staatsregierung in jedem einzelnen Fall 
bestimmt. 

182. Fassen wir nun das Vorhergehende zusammen, so fin- 
den wir, dass das private bezw. öffentliche Grundeigentum 
aus einem festen Kern, dem kultivierten Boden, mit einem 
Schweif von Teilrechten besteht, nämlich, Holzfangrecht, Vieh- 
weiderecht, Torfrecht, Jagdrecht, und ausserdem noch Fi- 
schereirecht und Bergrecht. 

Das öffentliche selbständige Recht an Wald, Fischwas- 
ser und Berg ist ein Nutzungsrecht an einem gewissen Teil der 
Reichsallmende, nämlich an Holzfang, Viehweide, Torfrecht 
und Jagd, sowie an Fischerei und Bergbau. 

Das Allmenderecht im engeren Sinne schliesslich um- 
fasst alle diejenigen Teile des Staatsgebiets, die nicht im Be- 
sitz privater oder öffentlicher Rechtssubjekte sind. 

Das Allmenderecht im weiteren Sinne umfasst ausser- 
dem noch ein prinzipielles Recht des Publikums, in gewissen 
Beziehungen, diejenigen Teile des Staatsgebiets zu benutzen, 
die allerdings im Besitz privater oder öffentlicher Rechtssub- 
jekte sind, anderseits aber nicht dem privaten bezw. öffent- 
lichen kultivierten Grund beizuzählen sind. 

Der Staat gegenüber der Reichsallmende im engeren 
Sinne handelt entweder gar nicht, da das Allmenderecht auch 
tatsächlich ausgeübt wird, oder auch als Oberhoheit mit zwei 
wesentlichen Abstufungen: l:o allgemeiner Regelung der Be- 
dingungen für die Benutzung, 2:9 spezieller Bestimmung der 
Bedingungen für die Benutzung mit oder ohne Abgabe. 



VI Kap. 

Das Schwedische Wasserrecht. 

188. Derselbe Dualismus, der uns in Gesetzgebung und 
Rechtspflege auf dem Gebiete des allgemeinen Grundeigen- 
tumsrechts begegnet, finden wir auch in dem Wasserrecht. 

Die Gegensätze beziehen sich auf das Wasserrecht als 
ein Allmenderecht oder ein UfereigentumsrechU als ein soziales 
oder ein individuelles Recht. 

Um bloss ein paar Beispiele aus dem Gebiete der Rechts- 
pflege herauszuheben, so wird die Beurteilung der rechtlichen 
Natur der Königsader (»Kungsädran») eine höchst verschie- 
dene, wenn man von diesem oder jenem Wasserrechtsprin- 
zip ausgeht. Hält man dafür, dass das Wasserrecht auf ein 
Ufereigentumsrecht, d. h. darauf, dass die Inhaber des Ufer- 
grundstücks eo ipso ausschliessliches Recht an dem Wasser 
der Wasserläufe haben, gegründet ist, so muss man folgerichtig 
die Königsader, d. h. denjenigen Teil eines Wasserlaufes, wo- 
rüber Private kein Verfügungsrecht haben, als eine Beschränk- 
ung an dem Wasserrecht der einzelnen auffassen. Geht man 
dagegen davon aus, dass das Wasserrecht auf einem Allmen- 
derecht beruht, so ist es ebenso folgerichtig, die Königsader 
als ein Überbleibsel der ursprünglichen Wasserallmende, also 
sie selbst als ein Allmenderecht aufzufassen, während das Was- 
serrecht der Ufereigentümer nur ein durch das Allmenderecht 
begrenztes Recht ist, in gewissen Beziehungen über das Was- 
ser verfügen zu dürfen. 

Geht man ferner von dem Wasserrecht der Ufereigentü- 
mer aus, so lässt es sich prinzipiell verteidigen, wenn man 
das Wassergebiet eines Dorfes als gleichzeitig mit der Teilung 
des Grund und Bodens individuell verteilt betrachtet, wo das 
Wassergebiet als Oemeinrecht nicht ausdrücklich ausgenom- 



190 

men worden ist. Wenn man aber von dem Allmenderecht 
des Dorfes am Wasser ausgeht, so ist es ebenso konsequent, 
das Wasser des Dorfes als gemeinschaftlich zu betrachten, 
falls der Grund und Boden des Dorfes geteilt worden, aber 
das Wassergebiet ungeteilt geblieben ist. 

Wie dem auch sei, so bedarf der Dualismus in dem 
schwedischen Wasserrecht dringend der Lösung der Streit- 
fragen durch die Gesetzgebung. 

184. Meinesteils bin ich in meiner ersten oben ange- 
führten Arbeit: »Om svensk jordäganderätt» (S. 106—124) 
für ein Regalrecht am Wasser eingetreten; und diese Auf- 
fassung habe ich weiter entwickelt, und vervollständigt 
in meiner späteren Arbeit: »Om svensk vattenrätt», wobei 
ganz natürlich die in der ersteren Arbeit ausgesprochenen 
Ansichten, wo sie den in den letzteren ausgesprochenen 
zuwiderlaufen, als annuliert zu betrachten sind. Die Dar- 
stellung in der letzteren Arbeit habe ich indessen noch wei- 
ter ergänzen müssen durch Untersuchungen auf einem ge- 
wisser! Teil des fraglichen Rechtsgebiets, welche durch einen 
Aufsatz : » Till frägan om kronans vattenräth von Prof. Dahl- 
berg» *) veranlasst worden sind, und welche meinerseits in 
einem Aufsatz über ^Skaraborgs läns kvarnkommissions domar» 
(Entscheidungen der Mühlenkommission des Regierungsbezir- 
kes Skaraborg) ^) ihren Ausdruck finden. 

Da das schwedische Wasserrecht im übrigen durch die 
Untersuchungen des s. g. Wasserfallskomitees ^) später erörtert 
worden ist, so dürfte es angemessen sein, die Grundzüge 
des schwedischen Wasserrechts, wie dies sich nach den er- 
wähnten Arbeiten zu gestalten scheint, herauszuheben. 

Hierbei erlaube ich mir sogleich zu bemerken, dass 
die Modifikation, welche meine frühere Darstellung des schwe- 
dischen Wasserrechts erfahren hat, auf der veränderten Auf- 
fassung der Stellung des Staates in der Rechtsgesellschaft 
beruht. Wie ich glaube im Anschluss an jedes moderne 
Recht, habe ich mir früher gedacht, dass der Staat als Trä- 



') Ekonomisk Tidskrift 1902. Heft. 4. 
«) Ekonomisk Tidskrift 1902. Heft. 10. 
*) Wattenfallskotnit^n I, II u. III. 
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ger des allgemeinen Rechtes den äussersten Gegensatz zu 
dem Recht des einzelnen bildete. Infolge dessen habe ich 
das Allmenderecht an Land, Wasser und Berg als ein Ei- 
gentumsrecht des Staates über die genannten Teile des Terri- 
toriums bezeichnet, und um Einheitlichkeit in der Termino- 
logie zu gewinnen, habe ich als Ausdruck für dies Eigentums- 
recht die Benennungen: das Land-, Wasser- und Bergregal 
gebraucht, wobei diese so ausgedehnt erfasst wurden, dass sie 
der Reichsallmende an Land, Wasser und Berg im weiteren 
Sinne .entsprach. Weil aber die Anwendung des Regalbe- 
griffes in einem weiteren Sinne als dem überiieferten oft Miss- 
verständnisse veranlasst hat, so ist diese Bezeichnung schon 
aus diesem Orund verworfen worden. Ein noch wichtigerer 
Grund hierfür liegt jedoch in der veränderten Stellung, die, 
nach der hier dargestellten Auffassung, dem Staate in dessen 
Beziehungen zu der Gesellschaft in ihrer Gesammtheit zu- 
kommen muss. 

Nach dieser Darstellung muss der Staat als Träger zweier 
verschiedener Funktionen, nämlich teils als Oberhoheit und 
teils als Finanzwirtschaft betrachtet werden, ersteres als Be- 
förderer des Wohles der ganzen Gesellschaft, letzteres als 
Wirtschaftseinheit oder Rechtssubjekt. Hiermit hängt zusam- 
men, dass einerseits der Staat nicht als die Rechtsgesellschaft, 
sondern als ein Teil davon anzusehen ist, und dass ander- 
seits die Rechtsgesellschaft als ein höherer Begriff sowohl über 
Staat und Gemeinden als über allen anderen öffentlichen und 
privaten Rechtssubjekten dasteht. Die Rechtsgesellschaft, die 
Summe aller privaten und öffentlichen Rechtssubjekte bildend, 
muss demnach auch selbst Subjekt für Eigentum (condomi- 
nium sociale) sein können, unter der Leitung und Vormund- 
schaft des Staates als Oberhoheit. 

In erster Linie beruht also die jetzt veränderte Auffas- 
sung darauf, dass das höchste allgemeine Recht an Land, Was- 
ser und Berg von dem Staat auf die Rechtsgesellschaft übertra- 
gen worden ist, wodurch dies Recht auf eine so breite Grund- 
lage gelegt ist, dass es nicht nur in der Jetztzeit, sondern in 
allen künftigen Zeiten dürfte bestehen können. Es ist der 
uralte schwedische — und wie ich zu glauben wage, wenn 
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nicht dem Namen, so doch der Sache nach — gemeinrechtliche 
Begriff der Allmende, der zur Anwendung gekommen ist. 

185. Es herrscht darüber kein Zweifel, dass das ursprung- 
liche Kecht an Wasser, nach schwedischem Recht, ein All- 
menderecht gewesen, d. h. dass jedes Mitglied der betreffen- 
den Rechtsgesellschaft das Recht hatte es unabhängig vom 
Grundeigentumsrecht auszunutzen % Eine positive gesetz- 
liche Vorschrift hierüber findet man in Skänelagen (1:200): 
»Jedes Wasser, das nicht mit Damm befestigt ist, ist All- 
mende, auf wessen Boden es auch sei oder liege. Und 
dort mag jedermann, der da will, fischen.» Das Fischerei- 
recht ist besonders als gemeinsam hervorgehoben worden, 
weil die vornehmste wirtschaftliche Verwertung des Wassers 
in diesem Land die als Fischwasser war. Derselbe Grund- 
satz ist ausgedrückt im älteren Codex des Wästgötalag, wo 
es heisst: »Der Mann hat Mühlenstelle, welcher zuerst Werk dar- 
auf macht, es sei auf aller Goten (Götar) oder aller Nachbarn 
Grund und Boden», d. h. auf der Landesallmende oder auf 
der Dorfallmende. Das Recht an Wasserkraft ist in diesem 
Gesetz besonders hervorgehoben, weil die vornehmlichste Art 
wirtschaftlicher Verwertung des Wassers in diesem Land die 
zu Kraftzwecke war. 

Aus allen anderen Landschaftsgesetzen geht ausserdem 
indirekt hervor, dass das Allmenderecht an Wasser das ur- 
sprüngliche gewesen ist. 

186. Wahrscheinlich vom 13:ten Jahrhundert an ist inso- 
fern eine Veränderung eingetreten, dass innerhallb des Rah- 
mens des ursprünglichen Allmenderechts ein auf Grundeigen- 
tumsrecht gegründetes Wasserrecht enstand *). 

Das Wasserrecht wurde als Eigentum der Dörfer oder 
anderen mit den Dörfern vergleichbaren Grundstücke be- 
trachtet. 

Die Grenzen zwischen dem Wasserrecht der Dörfer 
und dem Wasserrecht der Allmenden wurden analog der 
Feststellung der Landgrenzen zwischen Dorf und Allmende be- 



*) Äström: Vattenrätt. Kap. I. 
') Dieselbe Arbeit: Kap. H. 
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stimmt, z. B. durch Werfen von »haka skapt» (in Östergöt- 
land) oder Stein (in Upland). 

Hier gab es also ein privates bezw. öffentliches Wasser- 
recht, dem privates bezw. öffentliches Grundeigentum und 
ein allgemeines Wasserrecht, dem das ganze Land unterwor- 
fen war. 

Das private bezw. öffentliche Wasserrecht umfasste 
nur zwei Teilrechte. 

l:o) Recht an Fischwasser und 

2:6) Recht an Triebkraft. 

Das allgemeine Wasserrecht beschränkt übrigens das pri- 
vate bezw. öffentliche Wasserrecht in der Weise, dass die priva- 
ten bezw. öffentlichen Wassergebiete in Flüssen und Seen von 
allgemeinen Wasserstrassen (»frivatten» und »farleder») durch- 
brochen wurden, welche bezweckten, den Verkehr zu vermit- 
teln, dem Fische freien Auf- und Abgang zu gewähren, so- 
wie schädlichem Stauen vorzubeugen {flumen publicum in flu- 
mine private). 

187. In Zusammenhang mit der Entstehung des Gesamt- 
staates und der Einführung des allgemeinen Grundregals trat 
der Anspruch des Staates auf ein allgemeines Wasserregal 
hervor ^). 

Der diesbezügliche Rechtssatz ist ausgedrückt im § 18 der 
»Ordnung für Bergleute und andere in den Eisenbergbaubezir- 
ken Ansässige» vom 6. Juli 1649, wo erklärt wird, dass alle 
Ströme im Reiche als Regalia der Krone zu betrachten seien. 

Dieser Grundsatz kam in der Weise zur Anwendung, 
dass Wasserwerke (Mühlen und Sägen werke) in der Regel ver- 
pflichtet waren, an den Staat einen Zins zu entrichten. Dieser 
Anspruch wurde von der Mitte des 15:ten und bis zur Mitte 
des lQ:ten Jahrhunderts geltend gemacht^). 

Anfänglich wurde das Zinsrecht des Staates durch Be- 
steuerung (s. g. »skattläggning») für jeden einzelnen Fall 
festgestellt, aber gegen Ende des 17:ten Jahrhunderts wurde 
eine administrative Untersuchung der wasserrechtlichen Ver- 



*) ÄsTRöM, Vattenrätt. Kap. III. 
2> D:o Vattenrätt. S. 79-80. 

13 
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hältnisse angestellt, welche, gleich wie das Afvittringswerk des 
letztverflossenen Jahrhunderts, den Zweck verfolgte, das private 
Recht von dem allgemeinen zu unterscheiden. Diese Untersu- 
chung kam zustande durch eine allgemeine Instruktion für 
die s. g. Mülhlenkommissionen vom 13. April 1697^), und das 
Ergebniss der Arbeiten dieser Kommissionen liegt in den 
teilweise bis auf heute erhaltenen Protokollen vor, welche eine 
wichtige Quelle für das Studium des Wasserrechts dieser Epo- 
che abgeben. 

Wahrscheinlich unter Einfluss der Prinzipien des römi- 
schen Rechts wurde das ganze Wassergebiet in private und 
öffentliche Gewässer geteilt. 

Letztere die s. g. Allmendeflüsse und Seen bestanden aus 
Gewässern, welche in dem s. g. Helgeandholmer Beschluss 
von 1282 ^) angegeben sind, nämlich »diejenigen drei Flüsse, 
welche hinter Schwedens Schloss und Riegel liegen»: die 
Binnenseen der Wäner und der Wätter mit ihren Abflüssen 
ins Meer (die Götaälf und der Motalastrom), sowie der Hjäl- 
mar- und der Mälarsee mit ihren Abflüssen ins Meer (die Eskil- 
tunaä und der Stockholmer Strom) wie auch alle norrlän- 
(tischen Flüsse, in denen s. g. Hauptfischfang von Lachs, Aal, 
Felchen und Kühling getrieben wurde. 

Zu den AUmendeflüssen gehörten ferner die in dem s. g. 
AUmendeverzeichnis des Westgötalag angegebenen: die Tida, 
die Lida, und die Nossa. Als Allmendeflüsse behandelten 
die Kommissionen ausserdem noch die Nissa, die Gullspängs- 
älf und die Kolbäcksä, möglicherweise auch andere, obgleich 
sich dafür keine Belege finden, weil die Protokolle der Kom- 
missionen für alle Regierungsbezirke nicht vorhanden sind. 
Gemäss einer Königlichen Erklärung über die Instruktion für 

^) Die Instruktion ist teilweise in Ekonomisk Tidskrift 1902. Heft 
4 S. 158. Anm. 1 gedruckt. 

^) Die Echtheit dieses Beschlusses ist bald bestritten, bald einge- 
räumt worden. Zur Aufklärung dieser Frage siehe: B. H. Dahlberg: »Till 
frägan om Kronans vattenrätt». — Ekonomisk Tidskrift 1902, Heft 4 und 
ÄsTRÖM, Vattenrätt S. 33-39, 44—45, wie auch Äström: Kv. Kom. S. 415 — 
421. Abgesehen von der Echtheit des Beschlusses, sind die im Texte an- 
gegebenen Gewässer, davon Motalastrom nachweislich im Mittelalter, als 
öffentliche, behandelt worden. Der Beschluss steht in Dipl. Sv. N:o 745. 
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die Mühlenkommissionen vom 26. Jan. 1698, wurden ausser- 
dem alle Wasserläufe, welche sich auf oder an den Allmenden der 
Krone befinden als Allmendeflüsse behandelt — eine Bestim- 
mung, die eine sehr grosse Tragweite hatte, weil im Prinzip 
zu den Allmenden der Krone sowohl die Dorf-, Kirchspiels-, 
Hundertschafts- und Landschaftsallmenden, wie auch die Kron- 
forsten (kronoparker) und die Reichsallmende im engeren Sinne 
gehörten ^). Den AUmendeflüssen dürften schliesslich wenig- 
stens die grösseren Wasserläufe in den vormaligen dänischen 
Provinzen (Schonen, Hailand und Blekinge) beigezählt wor- 
den sein, in dem Masse wie bereits der dänische Staat sie 
als regale Flüsse der Krone behandelt hatte ^). 

Alle anderen Gewässer dürfte man als private bezeichnen 
können. 

Die erste Aufgabe der Kommissionen bestand nun darin, 
für die Allmendeflüsse, privates Recht von allgemeinem Recht 
zu trennen. 

Als privates Wasserrecht wurden betrachtet: Wasser- 
werkCy welche sowohl zu Lande als zu Wasser innerhalb ge- 
setzlicher Umfriedung lagen — dies in Oemässheit des § 1 
der Instruktion. Allein nach der Königlichen Erklärung vom 26. 
Jan. 1698 wurde dies Recht auch auf diejenigen Wasserwerke 
ausgedehnt, die auf einem nur zu Lande mit Grenzzeichen ver- 
sehenem Ufergrundstück lagen % Diese Wasserwerke waren 
privates Eigentum und zahlten keinen Zins an den Staat. 

Andere Wasserwerke als die oben angegebenen waren 
nach den §§ 2 und 3 der Instruktion zinspflichtig. 

Diese zinspflichtigen Wasserwerke dürfte man als Erb- 
pachtgüter betrachtet haben*). Der Inhaber hatte für sich 
und seine Nachkommenschaft stetes Besitzrecht, solange er 
seinen Verpflichtungen nachkommen wollte und es vermochte. 



1) Äström: Kv. kom., S. 404—410. 
Vgl. hier oben N:o 176. 

^) Vattenfallskomiten II. S. 4Q5 und die Erläuterung dazu (nicht 
gedruckt). 

«) Äström: Kv. koni. S. 408. 

*) Vgl. hier oben N:o 175, litt. h. 

Siehe auch Äström: Vattenrätt, S. 71. 



106 

Übertragung des Besitzrechts war gestattet. Der Inhaber 
war Eigentumer von Arbeit und Gebäuden, der Staat von 
Grund und Wasser. 

Wasserwerke in nicht-Allmendeflössen (privaten Wasser- 
läufen) sind offenbar als Privateigentum behandelt worden, wel- 
ches in der Regel zinspflichtig gewesen sein dürfte, weil sie 
das Wasser des Staates benutzten. Der Zins hatte darum 
den Charakter einer Grundsteuer (recognitio dominii) und nicht 
von »Afrad» (Herrengefälle) ^), 

Die im Recht des späteren Mittelalters erwähnten allge- 
meinen Wasserstrassen (»frivatten» und »farleder») kommen 
auch während dieser Epoche der Rechtsentwicklung vor, wer- 
den aber jetzt Königsader (»kungsädra») genannt \ 
188. Was das jetzige schwedische Wasserrecht anbetrifft, so 
will ich zuerst die verschiedenen Arten von Wassergerechtig- 
keiten im Anschluss an die Hauptformen des Grundeigen- 
tumsrechts gruppieren: privates bezw. öffentliches unselbstän- 
diges, vom Grundeigentumsrecht ^hhSxigxgts Wasserrecht ; öf- 
fentliches, selbständiges Wasserrecht und allgemeines Wasser- 
recht, wie wir vorhin in ähnlicher Weise das Waldrecht, das 
Jagdrecht, das Fischereirecht und das Bergrecht gruppiert 
haben. 

Das von der königl. Staatsregierung am 9. Juni 1899 
verordnete s. g. Wasserfallskomitee hat im Anschluss an sein 
am 17. März 1903 abgegebenes Gutachten Verzeichnisse, nebst 
technischen und rechtlichen Erörterungen, über die Wasser- 
fälle, welche als dem Staate ganz oder teilweise gehörend zu 
betrachten sind. Hierdurch würde man leicht zu der An- 
nahme veranlasst werden können, dass alle andere Wasser- 
fälle bezw. Wassergebiete privaten oder anderen öffentlichen 
Rechtssubjekten zugehörig seien. Das hiesse jedoch einen 
voreiligen Schluss ziehen. Zunächst bemerken wir, dass das 
Komitee selbst erklärt, dass die aufgestellten Verzeichnisse 
»nicht erschöpfend sind», dem hinzugefügt wird, dass es 
namentlich in dem Hochgebirge der Regierungsbezirke Norr- 



Äström: Vattenrätt, S. 72—73. 
«) D:o Vattenrätt, S. 80—85. 
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botten und Västerbotten viele solche Wasserfälle gebe, die 
nicht in die Verzeichnisse aufgenommen seien ^). Daneben 
werden verschiedene andere Wasserfälle angeführt, die aus 
verschiedenen Gründen in den abgelieferten Verzeichnissen 
keine Aufnahme gefunden ^). Darüber hinaus bemerken wir 
noch, dass das Komitee für seine Untersuchungen durch sehr 
beschränkende Vorschriften in seiner Instruktion gebunden 
war. Dem Komitee war nämlich nur die Klarstellung der 
Frage vorgelegt, welche Wasserfälle »auf Grund von Ufereigen- 
tumsrecht, Grundbuchsaufzeichnungen oder anderen bekann- 
ten Umständen Eigentum des Staates» seien ^). 

Das Komitee war also nicht beauftragt, die wasserrecht- 
lichen Verhältnisse im allgemeinen, also nicht den Umfang 
und Grund sowie die Natur des Wasserrechts der privaten 
und öffentlichen Rechtssubjekte überhaupt, sondern nur das, 
worüber, von einem gewissen Gesichtspunkte aus, der Staat 
in seiner Eigenschaft als Finanzwirtschaft unbestreitbar ver- 
fügen könnte, zu untersuchen. Hieraus folgt denn, dass es ge- 
wisse Wassergebiete geben kann, die aus oben angegebenen 
Gründen zwar nicht dem Staat, aber auch nicht Einzelnen zu- 
kommen. Es giebt, abgesehen von den Erörterungen des Ko- 
mitees, also Raum für ein allgemeines Wasserrecht, worüber 
der Staat als Oberhoheit verfügen kann. Es kann eine Reichs- 
allmende in Wasser geben, unabhängig von privatem und öf- 
fentlichem Recht, und das Komitee weist selbst auf eine sol- 
che hin, da es von vielen in die Verzeichnisse nicht aufgenom- 
menen Wasserfällen »in den lappländischen Teilen von Norr- 
botten und Westerbotten» spricht, eine Gegend, die nach dem, 
was oben erwiesen wurde, eben den noch übrigen Teil der 
Reichsailmende zu Lande in engerem Sinne bildet *). 

Man hat die Ansicht aufgestellt, dass das Regalrecht 
an Wasser »allmählich zu gelten aufgehört habe, zwar nicht 
infolge ausdrücklichen Gesetzes, sondern dadurch, dass der 
Grundsatz auf gewohnheitsrechtlichem Wege zu gelten auf- 



Vattenfallskomiten I, S. 2. 
^) Ebendaselbst, S. 3. 
^) Ebendaselbst, S. 1. 
*) Siehe N:o 177 litt. a. 
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gehört habe» ^). Da nun hier in Übereinstimmung mit der 
allgemeinen Rechtsdoktrine das Regalrecht als »ein nutzbares 
Recht des Staates» und nicht als eine Reichsallmende im wei- 
teren Sinne aufgefasst worden ist, so ist in der Hauptsache 
nichts dagegen einzuwenden. Wenn nicht früher, so hat das 
Regalrecht wenigstens im Zusammenhang mit der Abschaffung 
des Mühlenzinses aufgehört. Hieraus darf man aber ander- 
seits durchaus nicht, was nahe liegt, den Schluss ziehen, dass 
durch die Abschaffung des Wasserregals das Wasserrecht 
auf die Ufereigentümer übergegangen sei. Hierfür gibt es 
weder allgemeine Gründe noch positive Vorschriften des 
Gesetzes. 

Das positive Gesetz (Das Wassergesetz v. 30. Dec. 1 880 
§ 1) macht das Wasserrecht von dem Eigentumsrecht am 
Grunde abhängig, und das Grundeigentumsrecht wiederum 
wird durch die Gründe des Kap. 12, §§ 3, 4 und 6 des Jorda- 
balks im Gesetzbuche von 1734 festgestellt^). Allein aus 
diesen Bestimmungen geht nicht hervor, dass der Grund eines 
Gewässers unbedingt dem anliegenden Ufereigentümer gehören 
müsse, sondern nur dass er es könne — eine Auffassung die 
von der neuen finnischen Gesetzgebung gestützt wird, welche 
um Gewissheit in dieser Hinsicht zu erzielen eine obligato- 
rische Feststellung der Grenzscheide für Wasser rings um je- 
des Dorf vorschreibt^). 

Wenn man dafür halten sollte, dass ein Ufereigentums- 
recht prinzipiell in Schweden vorkomme, so müsste man auch 
annehmen, dass bei einer so durchgreifenden Regelung der 
/Grundeigentumsordnung, wie der ^Afvittring^ in Norrland, 
Wasserrecht im allgemeinen den Ufergrundstücken hätte zuer- 
teilt werden müssen. Dies ist aber durchaus nicht der Fall, 
eher ist das Gegenteil das richtige. 

In den Afvittringsverordnungen ^) wurde vorgeschrieben, 



Stockholms Dagblad vom 31. Okt. 1902. Art. »Kronans vat- 
tenrätt». 

2) Äström: Vattenrätt, S. 96-98. 

^) Lag innef attande bestämningar om räskilnad i vatten och skifte 
af vattenomräde. Lang, S. 63—64. 

4) Äström: Vattenrätt, S. 88. 
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dass grössere Stromfälle, welche in Zukunft zur Eröffnung 
von Wasserstrassen, zur Entwässerung von Seen, zur Vor- 
beugung von Überschwemmung höher gelegener Gründe, und 
was dergleichen mehr ist, dem Staate nicht entzogen werden 
dürften, sondern für die oben angegeben Zwecke zu reser- 
vieren seien, und demzufolge sind auch bei der rechtsgeschäft- 
lichen »Afvittring» eine Anzahl Wasserfälle ausgenommen 
worden ^) 

Nun hat man ohne weiteres angenommen, dass die 
übrigen Wasserfälle im Afvittringsgebiete eo ipso den Ufer- 
besitzern gehörten. Allein diese Annahme ist nur der Aus- 
druck eines frommen Wunsches. Aus der Tatsache, dass der 
Staat vorgeschrieben hat, dass gewisse Wasserfälle für künf- 
tigen Bedarf reserviert werden sollten, darf man nicht den 
Schluss ziehen, dass andere Wasserfälle ohne weiteres den ein- 
zelnen überlassen sind. In der Tat hat die Afvittringsarbeit 
durchaus nicht das Wassergebiet berührt. Der Grund, wes- 
halb die fraglichen Wasserfälle in den Verordnungen be- 
sonders erwähnt sind, ist der, dass man diese Stromfälle 
mit »Utmäl» (nötigem Boden) zu versehen wünschte, da- 
mit man in Zukunft immer des freien Zutritts zu ihnen ge- 
sichert sei. Im übrigen sind die Afvittringsverordnungen 
auf dem Grundsatze aufgebaut, der uns sowohl in der mit- 
telalterlichen Grundeigentumsordnung als in dem jetzigen 
Dorfrecht begegnet, auf dem Grundsatz nämlich, dass dem 
einzelnen zukomme, was ihm zuerteilt worden und dass 
das übrige dem Allmenderecht unterworfen sei. Bei solcher 
Bewandtnis hat das »Afvittringswesen» das Wassergebiet 
ebenso unberührt gelassen, wie nach § 5 des geltenden 
Wassergesetzes, die gesetzliche Teilung des Grundeigentums 
eines Dorfes die Gewässer des Dorfes. In beiden Fällen sind 
die Wassergebiete, auch nach Afvittring oder Teilung Ge- 
meingut. 

Wenn das Ufereigentumsrecht in Schweden als kon- 
stante Regel zu betrachten wäre, müsste doch zu irgend ei- 
ner Zeit dies Recht ein allgemeines gewesen sein. Dies nach- 



1) Vattenfallskomit^n, 1. S. 55—56; 59. 



200 

zuweisen ist aber unmöglich. Nicht einmal in der Jetztzeit 
wird das Ufereigentumsrecht als für das Wasserrecht allein 
massgebend betrachtet. Wie bereits bemerkt, wurde das Was- 
serfallskomitee mit der Untersuchung beauftragt, welche Was- 
serfälle Eigentum des Staates seien >auf Grund von Ufer- 
eigentumsrecht, Grundbuchsaufzeichnimgen oder anderen be- 
kannten Verhaltnissen». Auch werden in die Verzeichnisse 
Wasserfälle aufgenommen, die nicht auf Ufereigentumsrecht 
g^^ndet werden können. 

Auf Grund des Angeführten muss man bestreiten, dass 
das jetzige schwedische Wasserrecht im Prinzip von dem s. 
g. Ufereigentumsrecht abhängig ist. 

Allein wenn man somit nicht annehmen kann, dass das 
allgemeine Wasserregal bei seinem Verschwinden in ein all- 
gemeines Ufereigentumsrecht umgewandelt worden ist, so 
bleibt zu untersuchen, welche Wirkung das Aufhören des all- 
gemeinen Wasserregals auf die Wasserrechtsordnung in ihrer 
Gesamtheit etwa gehabt hat. 

Das Wasserrecht in Schweden war ursprünglich ein Allr 
menderecht (ein condominium sociale). Dies Allmenderecht lebte 
auch in der späteren Epoche des Mittelalters fort, da ein auf 
Ufereigentumsrecht gegründetes Wasserrecht aufkam. Beim 
Übergang des Bundesstaates zum Gesamtstaat ging, vermöge 
des natürlichen Entwicklungsganges der Gesellschaft, das All- 
menderecht der mittelalterlichen Kleinstaaten auf den Gesamt- 
staat über und veranlasste die Entstehung seines Wasserrechts. 

Nun trat aber der Staat mit seinem Anspruch auf Regal 
auf, d. h. der Staat begnügte sich nicht damit, als Oberho- 
heit die Benutzung der Allmende zu überwachen und zu re- 
geln (eventuell auch im Interesse der Gesellschaft die Abga- 
ben dafür einzunehmen), sondern er trat als Finanzwirtschaft 
auf und suchte die Wasserallmende im eigenen fiskalischen 
Interesse zu verwalten. Die Veränderungen, die durch das 
Aufhören des Wasserregals bezeichnet werden, laufen schli- 
esslich darauf hinaus, dass der Staat aufhört, die Wasser- 
allmenden im fiskalischen Interesse zu behandeln und dafür 
sich mit der unter normalen Verhältnissen richtigen Rolle 
der Oberhoheit begnügt. Nach dem Aufhören des Wasser- 
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regals, bleibt dann noch die reine und ursprüngliche Wasser- 
allmende, die im Besitz »aller Männer» (aller privaten und öf- 
fentlichen Rechtssubjekte) ist und weiche so zu verwalten 
isty dass sie dem ganzen Land dient, also mit Anwendung 
von nicht in erster Reihe fiskalischer, sondern nationalökono- 
mischer Prinzipien ^). 

Das Wasserregal ist tot, aber die Wasserreichsallmende 
lebt und bildet den äussersten Orund alles in der Gesell- 
schaft bestehenden Wasserrechts. 

189. Jetzt dürfte zuerst die Frage aufzustellen sein, ob in 
dem heutigen schwedischen Recht der Unterschied zwischen 
den Gewässern aufrecht erhalten werden kann, welcher zur 
Zeit des Wasserregals durch ^Allmendefluss^ und »nicht-All- 
mendefluss» (öffentlichen und privaten Fluss) bezeichnet wurde. 

Diese Frage ist nicht leicht zu beantworten. 

Vor allem dürften die Grenzen zwischen öffentlichen 
und privaten Gewässern in der Jetztzeit nicht sicher festzu- 
stellen sein. Namentlich gilt dies von denjenigen Wasserläu- 
fen oder Teilen davon, welche als AUmendeflüsse bezeichnet 
wurden wegen ihrer Lage auf oder bei Allmenden. 

Wenn man auch angeben könnte, was AUmendefluss 
ist oder nicht ist, so geht doch der berührten Distinktion jede 
praktische Bedeutung ab. 

Nachdem das Wasserregal aufgehört, würde ein öffent- 
licher Fluss ein »AUmendefluss» in dessen ursprünglicher 
Form sein, d. h. seine Benutzung würde jedem Mitglied der 
Gesellschaft frei stehen, ein »privater Fluss» aber ein Was- 
serlauf, an welchem einzelne Ufereigentumsrecht haben könn- 
ten, d. h. das Recht zum Fischfang und das Recht zur Was- 
serkraft. 

Das wichtigste Sonderrecht, das man einem Wasserlauf 
abgewinnen kann, ist ohne Zweifel das Recht zur Triebkraft. 
Man mag sich Wasserkraft in einem öffentlichen oder in einem 
privaten Fluss zu nutze machen, die Ausnutzung wird doch 
vom Eigentumsrecht an dem nötigen Ufergebiet abhängig. 

In dem privaten Fluss ist der Uferbesitzer berechtigt. 



^) Vgl. N:o 83: die Entscheidung des Reichsgerichts vom 20. Nov. 1884. 
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sich die Wasserkraft nutzbar zu machen; in dem öffentli- 
chen dagegen ist jedermann dazu berechtigt, weil aber ein 
Zwangsrecht zum Erwerb des nötigen Landgebiets nicht be- 
steht, so wird die Nutzbarmachung für jeden anderen als den 
Ufereigentümer unmöglich. 

Wegen dieser äusserst schwankenden Grenzen zwischen 
den öffentlichen und privaten Flüssen, sowohl in betreff ih- 
res Umfanges als ihres rechtlichen Inhalts, dürfte der Ansatz, 
der im schwedischen Recht gemacht worden ist, dem römi- 
schen Wasserrecht zu folgen, nunmehr nur von rechtge- 
schichtlicher Bedeutung sein. 

Hiermit sei anderseits nicht gesagt, dass sich der Staat 
nicht in gewissen Fällen das Verfügungsrecht über ein gewis- 
ses Wassergebiet zugesichert haben und dasselbe fortwäh- 
rend tatsächlich ausüben kann. 

190. Wenn also das ganze Wassergebiet des Reiches als 
eine einzige Reichsallmende betrachtet werden muss, ohne 
dass ein Unterschied zwischen privaten und öffentlichen Flüs- 
sen bestände, so bleibt zu untersuchen übrig, wie die be- 
sonderen privaten und öffentlichen Wassergerechtsamen sich 
darauf verteilen. 

Es ist bereits nachgewiesen worden, dass ein allgemei- 
nes Ufereigentumsrecht nicht besteht. Ob privates oder öf- 
fentliches Recht, vorliege, lässt sich darum nicht schablonen- 
mässig entscheiden, sondern ist für jeden konkreten Fall zu 
untersuchen. 

Einige Fälle privaten Wasserrechts in Wasserläufen er- 
lauben wir uns anzuführen: 

Wenn das Wasserrecht in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen der Gesetze des Mittelalters erworben ist; 

wenn das Wasserrecht sich darauf gründet, dass ein 
Wasserwerk bei den Untersuchungen der Mühlenkommissio- 
nen innerhalb einer sowohl zu Wasser als zu Lande gesetz- 
lichen Umfriedung lagen; 

wenn das Wasserrecht sich darauf gründet, dass bei den 
Untersuchungen der Mühlenkommissionen ein Wasserwerk 
auf einem nur bis zum Ufer mit Grenzzeichen versehenen 
Grundstück lag; 
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wenn das Wasserrecht aus dem Grund vorliegt, dass 
Orenzscheide im Wasser in Gemässheit Kap. 12 §§ 3 und 4 
des Jordabalk im Gesetzbuch von 1734 hergestellt worden ist; 

wenn das Wasserrecht dadurch erworben ist, dass ein 
Wasserwerk gesetzlich zu stände gekommen ist, und 

wenn das Wasserrecht durch Privilegien, uraltes Her- 
kommen, rechtskräftige Gerichtsentscheidungen, Besteuerun- 
gen (skattläggningar) u. s. w. erworben ist. 

Im allgemeinen dürfte das private Wasserrecht mit dem 
Besitz von Ufergrundstücken verbunden sein, wobei jedoch 
zu bemerken ist, dass das Wasserrecht, welches sich auf die 
Bestimmungen des Kap. 12 §§ 3, 4 des Jordabalk gründet 
in erster Reihe Dörfern und mit Dörfern vergleichbarem, ganz 
selbständigem Grundeigentum zukommt ^). 

Was das Wasserrecht des Staates betrifft, so haben wir 
nunmehr recht belehrende Angaben in den oben erwähnten 
Verzeichnissen des Wasserfallkomitees % 

Im allgemeinen ist auch das öffentliche Wasserrecht mit 
Ufergrundstück verbunden. 

Allein neben privatem und öffentlichem unselbständigem 
Wasserrecht in Verbindung mit Ufergrundstück gibt es auch 
ein öffentliches selbständiges Wasserrecht, unabhängig vom 
Ufereigentumsrecht. 

Hierher gehören Teile früherer Allmendeflüsse, über 
welche der Staat als Finanzwirtschaft noch immer verfügt. 
Es sind demnach von der Wasserallmende abgetrennte Teile, 
wie die Kronforsten (kronparkerna) zu Lande, welche der freien 
Verfügung des Publikums entzogen worden sind. Solche 
dürften sein: Die Ljusneströme, der untere Lauf der Dalälf, 
der untere Lauf der Laga, sowie die Ströme der Trollhätta ^). 

Natürlich kann es bisweilen schwierig genug und 
Gegenstand verschiedener Meinungen sein, zu entscheiden, 
ob wirkliche Verfügung über ein Wassergebiet vorliege oder 
nicht. 



Äström: Vattenrätt, S. 96—98. 

Lang, S. 46 ff. 

') Vattenfallskomiten, II u. 111. 

») Vattenfallskomiten, I S. 61 u. 65; II S. 371, 415, 495 u. 511 
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Was nach den oben ang^ebenen Oränden weder pri- 
vates noch öffentliches Wasserrecht ist, das ist Allmenderecht 
im engeren Sinne. 

Anderseits lässt sich diese Rechtsnorm auch so aus- 
drücken, dass alles in Schweden vorhandene Wasser allgemei- 
nes Eigentum ist, insofern das Wasserrecht privater und öf- 
fentlicher Rechtssubjekte keine Ausnahme davon macht. 

Analog dem Waldrecht u. s. w. lässt sich das Wasser- 
recht graphisch darstellen, wie folgt. (Siehe S. 205). 

191. Nachdem ich den Umfang der verschiedenen Arten des 
Wasserrechts bestimmt habe, werde ich nun ihren Inhalt 
erörtern. 

Nach § 1 des Wassergesetzes vom 30. Dez. 1880 besteht 
zwar die allgemeine Bestimmung, dass »ein jeder berech- 
tigt sei, das Wasser, das sich auf seinem Grund befindet, 
auszunutzen», woraus man folgern könnte, dass der Wasserbe- 
rechtigte das Recht am Wasser in allen möglichen Beziehungen 
hätte. Da aber der genannten Vorschrift folgende Beschränkung 
hinzugefugt wird: »wofern nicht hier unten oder sonst durch Ge- 
setz anders verfügt ist», wäre eine solche Schlussfolgerung of- 
fenbar voreilig. Um den Inhalt des Wasserrechtes des Ufer- 
eigentümers feststellen zu können, muss man also die ver- 
schiedenen Gerechtigkeiten, welche als das fragliche Recht 
konstituierend betrachtet werden können, eingehend unter- 
suchen. 

In meiner Abhandlung: »Gm svensk vattenrätt» habe ich 
zum Ufereigentumsrecht folgende Teilgerechtigkeiten gezählt: 

a) Das Baurecht, d. h. das Recht auf dem Wassergrund 
verschiedene Arten von Bauten, wie Wehren, Fischereiwerke, 
Kahnschuppen, Badehäuser u. s. f. aufzuführen; 

b) Die Fischereigerechtigkeit; 

c) Das Ableitungsrecht, d. h. die Befugnis Wasser aus 
See oder Wasserlauf abzuleiten, um es anderwärts benutzen 
zu können; 

d) Das Recht zur Wiederherstellung des Wasserlaufs, d. h. 
Recht zum unveränderten Bestand des Wasserlaufs mit Bezug 
sowohl auf die Beschaffenheit des Wassers als auf dessen 
Lauf und Lage; und schliesslich' 
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e) Recht zur Trockenlegung des Grundes % 

Da es sich hier um die Untersuchung handelt, welche 
Rechte dem Ufereigentümer zustehen unter der Voraussetzung, 
dass Wasserläufe und Seen von der Natur zu Rezipienten 
des im Ansammlungsrevier erzeugten Wassers bestimmt sind, 
so dürfen die unter Litt, d) und e) angegebenen Gerechtig- 
keiten hier nicht in Betracht kommen. Auszuschliessen ist 
ebenfalls das Recht, Bauten am Ufer aufzuführen, weil dies 
zunächst eine das Orundeigentumsrecht berührende Gerech- 
tigkeit ist, selbst wenn es sich um Bauten zur Verwertung 
oder Benutzung des Wassers handelt. 

Wenn man ferner annimmt, dass das Ableitungsrecht 
nur eine besondere Form der Benutzung des Wassers durch 
Bauten ist, bleiben nur das Baurecht, d. h. das Recht das 
Wasser in einer Weise zu benutzen, die besondere Wasser- 
bauten nötig macht, sowie die Fischereigerechtigkeit als die 
Teilrechte, welche das private Wasserrecht konstituieren, übrig. 

Das private Wasserrecht hat also nicht viel grösseren 
Umfang als im Mittelalter, da es das Recht an Wasserkraft 
und Fischwasser umfasste. 

Da wir bereits die Grundzüge der Gestaltung des Fi- 
schereirechts angegeben haben, wollen wir uns darüber nicht 
weiter aussprechen. 

Was dagegen das Baurecht betrifft, so dürfte der Un- 
terschied zwischen dem Recht zu schon hergestellten Wasser- 
bauten und dem Recht zur Herstellung von neuen hervorzu- 
heben sein. 

In ersterer Hinsicht dürfte dem Ufereigentümer das 
Recht an allen möglichen Bauten eingeräumt werden, also 
auch an denen, welche z. B. nicht auf gesetzlichen Wege 
zustande gekommen sind, die aber bei einer etwaigen ge- 
setzlichen Untersuchung mutmasslich die vom Gesetz für 
solche gestellten Bedingungen erfüllen, d. h. keine Be- 
schädigung fremder bereits aufgeführten Bauten oder ande- 
rer von der Rechtsordnung geschützten öffentlichen oder pri- 
vaten Interessen verursachen können. 



^) Ästrüm: Vattenrätt, S. 115—126. 
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Was dagegen das Recht zur Aufführung von den hier 
in Rede stehenden Wasserbauten betrifft, so dürfte es ange- 
messen sein, dasselbe etwas schärfer ins Auge zu fassen. 

Beiläufig ist zunächst hervorzuheben, dass man nicht 
annehmen darf, dass das private Wasserrecht ein Bestandteil sei, 
sondern dieses bildet nur ein Zubehör des Grundeigentums. 

Freilich fehlt es nicht an Belegen für die Ansicht, dass 
der einem Grundstück zugehörige Wassergrund, auch des- 
sen Bestandteil bilde ^). Allein aus der gegebenen syste- 
matischen Darstellung der schwedischen Grundeigentums- 
rechtsordnung erhellt, dass Bestandteile eines Grundeigentums 
keine anderen als diejenigen sind, welche kultiviert oder sonst 
mit Arbeit belegt sind, dass aber andere Rechte an der festen 
Erdoberfläche: Waldrecht, Jagdrecht, Fischereirecht und Berg- 
recht dessen Zubehör sind. Demzufolge dürfte man auch 
nicht annehmen können, dass das Recht zur Aufführung neuer 
Wasserbauten auf einem zum privaten Grundstück gehören- 
den Wassergrund, und folglich das ganze private Wasserrecht, 
etwas anders sei als ein Zubehör des Grundeigentums. 

Allein zu demselben Ergebnis gelangt man auch, wenn 
man des näheren untersucht, inwieweit das private Wasser- 
recht durch das Wasserrecht des Publikums begrenzt wird. 

Vollständig analog dem Waldrecht, dem Jagdrecht, dem 
Fischereirecht dem Bergrecht wird auch das private Wasser- 
baurecht oder das Wasserrecht im engeren Sinne mehrfach 
durch das Wasserrecht des Publikums eingeschränkt. 

Die erste dieser Einschränkungen liegt in den Rechten, 
die an die Begriffe Königsader (y>kungsädra») und Fisch- 
weg (^fiskeled^) geknüpft ^) sind. Wie es mit den allgemei- 
nen Wasserwegen im Mittelalter der Fall war (»frivatten» und 
»farled», Freiwasser und Fahrwasser), macht die Königsader 
den dritten Teil der Breite eines Wasserlaufs aus. Sie ist von 
allen Bauten frei zu halten und bezweckt, gewisse private, öf- 



*) Antrag zum Gesetzesentwurf der Neuen Oesetzbereitung betref- 
fend was zum Grundeigentum zu rechnen ist, vom 4 Juli 1892. 
2) Äström: Vattenrätt, S. 126—141. 
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fentliche und allgemeine Interessen, die sonst aufs Spiel ge- 
setzt werden könnten, a priori zu schützen. Unter der Vor- 
aussetzung, dass das Wasserrecht ursprünglich ein Allmende- 
recht ist, bildet dieser Teil eines Wasserlaufs immerfort einen 
Allmendefluss in den einzelnen Wassergebieten. Schon hier- 
durch wird das private Wasserrecht an äusserem Umfang 
begrenzt. Weil aber die Königsader eine bestimmte Lage in 
einem Wasserlauf haben muss — in dem tiefsten Wasser - 
das tiefste Wasser aber aus natürlichen Gründen von Zeit zu 
Zeit von einem Ufer zum andern verlegt werden kann, so hat 
die Königsader nicht eine für alle Zeiten bestimmte Lage und 
kann deshalb unter verschiedenen Verhältnissen das Wasser- 
recht des einzelnen erweitem, bezw. beschränken oder le- 
diglich aufheben. Entsprechendes gilt auch von dem Fisch- 
weg (fiskeled), welcher um die Hälfte weniger breit ist als 
die Königsader und in denjenigen Wasserläufen vorhanden 
sein muss, »wo es keine Königsader gibt, aber der Fisch 
seinen Gang hat». 

Die zweite Begrenzung im Wasserrecht des einzelnen 
bezieht sich auf die Bestimmungen betreffend Fahrwasser und 
Flösswasser (»farled» und »flottled:») *). Nach jetzt geltenden 
Gesetzen vom 30. Dez. 1880 können solche Verkehrswege 
in jedem beliebigen Wasserlauf eingerichtet >yerden, ohne dass 
der einzelne Wasserrechtsinhaber Anspräche auf Ersatz für 
die Benutzung des Wassers selbst zum Fortführen von Schif- 
fen oder Flössgut erheben könnte. Da nun Fahr- bezw. Flöss- 
wasser die ganze Breite der Wasserläufe umfassen können, so 
dürfte es klar sein, dass das private Wasserrecht auch aus 
dieser Veranlassung wesentlich beschränkt oder gar aufgeho- 
ben werden kann. 

Die dritte und letzte Begrenzung des Wasserrechts der 
Einzelnen besteht in dem Recht des Publikums an Wasser 
zu Konsumtionszwecken % Dies Recht findet man allerdings 
nicht in positiven gesetzlichen Vorschriften ausgedrückt, es ist 



^) Äström: Vattenrätt, S. 141-146. 

*) Äström: Vattenrätt, S. 146—150. Das »Recht zum unveränderten 
Bestand des Wassergebiets» bezieht sich auf Massnahmen zur unveränderten 
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aber zweifelsohne, wie ich in meiner Abhandlung »om svensk 
vattenrätt» des näheren ausgeführt habe, in der schwedischen 
Wasserrechtsordnung begründet. 

Wegen der oben angeführten Vorschriften betreffend 
Königsader und Fischweg, Fahr- und Flösswasser ist es un- 
möglich, den Gegenstand des privaten Wasserrechts abzu- 
grenzen, und zufolge des präsumierten Rechts des Publikums 
an Wirtschaftswasser auch in dem Wassergebiete einzelner, 
hat der berechtigte darüber kein alle anderen ausschliessendes 
Recht Das Wasserrecht des einzelnen kann deshalb nicht 
ein Eigentumsrecht, sondern nur ein Nutzungsrecht an einer 
fremden Sache sein. 

Weil aber dies Recht mit Grundeigentumsrecht verbun- 
den ist, so muss dies Nutzungsrecht als Zubehör des letzeren, 
nicht als Bestandteil betrachtet werden. 

Es kann sogar fraglich sein, ob das private Wasser- 
recht, das Recht an unbebauten Wassergebieten umfassend, 
ein wirkliches, dem Nutzungsrecht an einem Stück Grund 
und Boden vergleichbares Nutzungsrecht sei. Die Natur eines 
Nutzungsrechtes dürfte erheischen, dass der. Gegenstand des- 
selben gemäss seiner Bestimmung gebraucht werde, oder we- 
nigstens gebraucht werden könne. Der einzelne aber, wel- 
cher das Recht an einem gewissen natürlichen und unbebauten 
Wassergebiet hat, gebraucht den Gegenstand dieses Rechts 
gar nicht und er kann es nicht einmal im rechtlichen Sinne 
gebrauchen, ehe er die gesetzliche Bewilligung erwirkt hat, 
die zur Ausübung des Nutzungsrechtes nötigen Bauten auf- 
zuführen. 

Es scheint demnach als sei das so beschaffene Recht 
des einzelnen nichts als ein Vorzugsrecht, ein gewisses Was- 
sergebiet zu benutzen. 

Dies dürfte auch von der Gesetzgebung bestätigt werden. 

Für den Fall dass mehrere gemeinschaftlich Recht an 
einem gewissen Wassergebiet haben und einer bauen will, 
die übrigen aber nicht, so können die letzteren die Ausfüh- 



Erhaltung des Wassergebiets und wird deshalb von dieser Darstellung 
ausgeschlossen. 

14 



210 

rung des Unternehmens nicht verhindern, sondern ersterer 
kann die Bewilligung zum Bauen erwirken und nicht nur 
sein Wasserrecht sondern auch das der Übrigen benutzen. 

Im Östgötalag heisst es in Bygda Balken VIII pr.: 
»Nu aghu maen fiskia saman aella kvaerna ströma; t)^ a poen 
witzs ort) sum byggia will i allum malum», ^) und § 3 lautet 
wie folgt: »Nu aghu flere maen kuaerna sta^) saman, nu will 
en byggia ok egh alle; t)a a t)cen wi^zsorj) sum byggia will» % 
worauf Vorschriften für die rechtlichen Formalitäten, die der 
Bauende zu beobachten hatte, um vom Thing die Erlaubnis zum 
Bauen zu erhalten. Nachdem diese Erlaubnis erwirkt war, hatte 
der Bauende das Recht, die Mühle zu behalten, bis er seine 
Anlagekosten ratenweise bezahlt erhalten hatte. Ungefähr die- 
selbe Vorschrift findet sich auch in Christoffers Landesgesetz 
Kap. XXXIV § 1 Byggningabalken, sowie in Kap. 17 § 2 und 
Kap. 20 § 1. Byggningabalken des Gesetzbuches von 1734. 

Diesen Rechtsgrundsatz finden wir auch ausgesprochen 
nicht nur in dem jetzt geltenden Fischereigesetz vom 27. Juni 
1896, § 10, sondern auch in dem jetzt geltenden Wassergesetz 
vom 30. Dec. 1880 § 5 so lautend: 

»Der Teilhaber an einem ungeteilten Dorf oder anderem 
gemeinschaftlichen Grund und Boden habe Recht am Wasser 
je nach der Grösse seines Anteils an dem Grundeigentum. 
— — — Kann das Wasser nicht ohne Beeinträchtigung der 
Teilhaber geteilt werden, und will einer von ihnen eine Mühle 
oder ein anderes Wasserwerk bauen, so biete er den anderen 
an, daran teilzunehmen; wollen sie nicht und erachtet das Ge- 
richt, dass es ohne namhaften Schaden für sie geschehen kann, 
schreibe es ihm vor, in welcher Weise, unter welcher Be- 
dingung und zu welcher Zeit, er das Werk bauen und be- 
nutzen möge». 

Ausserdem findet sich derselbe Rechtsgrundsatz noch 
in den §§ 3 und 4 desselben Gesetzes. Liegt ein Stromfall 
von einer gewissen Beschaffenheit zwischen zwei Ufergrund- 

') Nun haben Männer gemeinschaftlich Fischerei oder Mühlbach: 
da hat der, welcher bauen will, den Vorzug in jeder Beziehung. 

^) >Nun haben mehrere gemeinschaftlich Mühlstatt, nun will einer 
bauen und nicht alle: da hat der das Vorrecht^ der bauen will». 
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stücken, so wird er als den Ufereigentömern gemeinsam be- 
trachtet. Wenn nun der eine bauen will, der ändere aber 
nicht, so kann ersterer die Erlaubnis allein zu bauen erwirken 
und bis auf weiteres und 2 Jahre nachdem der andere erklärt 
hat, seinen Wasseranteil benutzen zu wollen, ohne Ersatz den 
ganzen Stromfall ausnutzen. 

Unter der Voraussetzung, dass das private Wasserrecht 
ein Vorzugsrecht sei, ein gewisses Wassergebiet zu benutzen, 
lässt es sich erklären, dass der Staat während der Epoche 
des allgemeinen Wasseregals sich das Recht über alle Ströme 
im Reiche aneignen konnte. Wie aus den Entscheidungen der 
Mühlenkommissionen erhellt, nahmen die Kommissionen auf 
kein anderes Wasserrecht Rücksicht, als auf das, wovon für 
Mühlen oder Sägen bereits Gebrauch gemacht worden war, 
und von diesen wurden einige als den einzelnen zugehörig, 
andere für zinspflichtig erklärt. 

Unter der oben erörterten Verausetzung lässt es sich 
auch erklären, dass allgemeines Fahr- und Flösswasser, nach 
der darauf bezüglichen Gesetzgebung vom 30. Dez. 1880, 
nunmehr in jedem beliebigen Wasserlauf eingerichtet wer- 
den können, ohne dass die Uferbesitzer Recht auf Ersatz für 
die Benützung des nicht verwerteten Wassers hätten. 

Dem privaten Wasserrecht ist auch das öffentliche auf 
Ufereigentumsrecht gegründete Wasserrecht durchaus gleichge- 
stellt. Auch dieses ist mit Rücksicht auf das allgemeine Recht 
Begrenzungen unterworfen, die sich auf Königsader und Fisch- 
weg, Fahr- und Flösswasser sowie auf das Recht des Publi- 
kums an Wasser für notwendige konsumtive Bedürfnisse 
gründen. Das entsprechende Wasserrecht des Staates um- 
fasst nicht mehr als das Wasserrecht der einzelnen, nämlich 
Baufecht und Fischereirecht. Gleich den privaten Rechts- 
subjekten ist auch z. B. der Staat verpflichtet, auf gesetzlichem 
Wege die Bewilligung zum Bauen von Wasserwerken zu er- 
wirken. Das Wasserrecht des Staates kann auch nicht anders 
als das private Wasserrecht mehr als ein Vorzugsrecht sein, 
unbenutztes Wasser zu verwerten, ein Recht, das als Zubehör 
eines Grundeigentums anzusehen ist. 

Das öffentliche selbständige Wasserrecht, z. B. das Recht 
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des Staates an gewissen Strecken von FIQssen, ist wesentlich 
von einerlei rechtlicher Natur. Auch dies ist durch Rechte 
beschränkt, welche mit Königsader und Fischweg, Fahr- und 
Flösswasser und dem Recht des Publikums an Wasser für kon- 
sumtive Zwecke zusammenhangen. Auch dieses Wasserrecht 
besteht in den Befugnissen, die im Bau- und Fischereirecht 
enthalten sind. Im Gegensatz zu dem privaten und öffent- 
lichen unselbständigen Wasserrecht ist doch anzunehmen, 
dass das öffentliche selbständige Wasserrecht als ein wirk- 
liches Nutzungsrecht zu betrachten ist, so dass niemand dar- 
über verfügen kann, der nicht die Bewilligung des Staates 
dazu erworben hat. 

Hiermit hängt zusammen der Umstand, dass der Staat 
dies sein Wasserrecht für künftige vorhergesehene Bedürf- 
nisse reservieren kann, ohne dass einzelne wider das Bestrei- 
ten des Staates das Recht erwerben können, dessen Wasser- 
recht zu benutzen — ein Recht, das sich aus der Zustän- 
digkeit des Staates, die allgemeinen Interessen der Volkswirt- 
schaft zu bewachen, herleiten lässt. 

Die Verschiedenheit liegt übrigens zwischen öffentlich- 
unselbständigem und öffentlich-selbständigem Wasserrecht vor, 
dass letzteres nicht Zubehör eines Grundeigentums, sondern 
ein freistehendes dem Staate (bezw. anderen öffentlichen Rechts- 
subjekten) zustehendes Recht an Wassereigentum ist. 

Wenn somit sowohl das private als das öffentliche Was- 
serrecht den Charakter eines Nutzungsrechts oder Vorzugs- 
rechts, ein gewisses Wassergebiet zu benutzen, hat, so muss 
das Eigentumsrecht an dem ganzen privaten und öffentlichen 
Wassergebiet, wie auch an dem Wassergebiet, in welchem es 
ein privates oder öffentliches Wasserrecht nicht gibt ~ dem 
allgemeinen Wassereigentum — als der ganzen Gesellschaft 
zukommend betrachtet werden. 

Die Rechtsgesellschaft muss Eigentumsrecht (condomi- 
nium für sämtliche Rechtssubjekte der Gesellschaft) an der 
Wasserreichsallmende im weiteren Sinne haben. Gegenstand 
dieses Rechts ist die Gesamtheit aller innerhalb des Landes 
vorkommenden Systeme von Rezipienten, welche jeder für 
sich Rechtsobjekte sein können. 
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Über diese ausgedehnte Wasserreichsallmende wird in- 
dessen in zweierlei wesentlich verschiedener Weise verfügt. 
In dem einen Teil ist privaten und öffentlichen Rechtssubjek- 
ten das Nutzungsrecht oder das Vorzugsrecht, das Wasser 
jn gewissen näher angebenen Beziehungen zu benutzen^ zuer- 
kannt worden. Den zweiten Teil, das allgemeine Wassergebiet, 
zu benutzen (die Wasserreichsallmende im engeren Sinne) steht 
prinzipiell jedem Mitglied der Gesellschaft frei unter der Kon- 
trolle des Staates als Oberhoheit — eine Kontrolle, welche 
der Staat jedoch bisweilen ausüben kann nach Prinzipien, 
die von der Verwaltung des dem Staate als Finanzwirtschaft 
gehörenden Eigentums nur wenig abweichen. 

Der erste Teil der Wasserreichsallmende im weiteren 
Sinne entspricht wirtschaftlichen und der zweite Teil freien 
Besitzgüter zweiter Ordnung. 
192. In seiner grossen und überaus verdienstvollen Arbeit: 
»Histoire de la propriet6 foncifere en Su^de» hat Prof. Beau- 
chet meine in der Abhandlung »Om Svensk vattenrätt» dar- 
gestellte Auffassung von der Natur des privaten und allge- 
meinen Rechts an Wasser referiert und kritisiert. 

Da es mir hier offenbar an Gelegenheit und Raum 
fehlt, prof. Beauchets' Darstellung im Detail zu erörtern, so 
will ich nur an ein paar Hauptpunkte erinnern, die für meine 
Darstellung von Bedeutung sind. 

Prof. Beauchet bezeichnet die Landesallmenden des Mittel- 
alters im engeren Sinne, d. h. die von privaten und öffentlichen 
Rechtssubjekten nicht in Besitz genommenen Teile des Landes 
als eine res nullius und die Allmenden der Gemeinden als ein 
condominium für sämtliche Mitglieder der Gemeinden. 

Nach Art. 714 des französischen Code civil wird res 
nullius definiert wie folgt: »II est des choses qui n'appartien- 
nent ä personne et dont Tusage est commun ä tous. Des 
lois de police r^glent la maniere en jouir» ^). Da hierdurch 
also erklärt wird, dass res nullius Sachen sind, die keinem be- 
stimmten privaten oder öffentlichen Rechtssubjekt gehören, de- 
ren Benutzung aber für alle gemeinsam ist, also für sowohl pri- 



*) »Es gibt Sachen, die niemand gehören und deren Gebrauch für 
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vate als öffentliche Rechtssubjekte gemeinsain, so entspricht 
der römisch-rechtliche Begriff res nullius somit eben dem was 
hier Allmende im engeren Sinne genannt worden ist. Aber der 
Begriff Allmende — »aller Männer», der Rechtsgesellschaft 
Eigentum — ist vorzuziehen, weil er in erster Linie positiv 
aussagt, wem das Eigentumsrecht Ober diese Sachen zukom- 
me, und dass die Bezeichnung »Allmende» ganz richtig ist 
geht sowohl aus dem Helsingagesetz ^) als aus den West- 
götagesetzen ^) hervor, welche alle den Ausdruck in dem hier 
angegebenen Sinne gebrauchen, wenn ich auch gern zugebe, 
dass der Name Allmende, nicht die Sache, das Produkt einer 
späteren Rechtsentwicklung ist, was man z. B. aus dem älte- 
ren Codex des Westmannagesetzes, der diesen Namen nicht 
kennt, schliessen kann. 

Übrigens muss ich hier betonen, dass Prof. Beauchet 
mit den von ihm gebrauchten Beziehungen res nullius und 
condominium, einen, wie bereits hervorgehoben, wirklich be- 
findlichen rechtlichen Unterschied zwischen der Reichsallmende 
im engeren Sinne und den Allmenden der Gemeinden bezw. 
Dörfer hat angeben wollen. Aus bereits dargestellten Grün- 
den dürfte jedoch das Recht der Gemeinden an diesen All- 
menden nicht als Eigentumsrecht, sondern nur als Nutzungs- 
recht zu bezeichnen sein. 

Das Recht an der Reichsallmende dagegen ist ein wirk- 
liches Eigentumsrecht für sämtliche Rechtssubjekte der Ge- 
sellschaft und ist deshalb wirklich ein condominium. 



alle gemeinsam ist. Administrative Verordnungen regeln die Art der 
Benutzung». 

Hels. L. Wil)erbo B. XV. 

*) I: »Huru myulnu skal gaera» § 2 (»aldra götae aeng» = Landsall- 
mende im engeren Sinne = res nullius, im Gegensatz zu alf)ra graennae 
(sc. aeng) = Dorfallmende. II: Mölno Balker § 2 hat denselben Ausdruck. 
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VII. Kap. 

Die Rechtsgesellschaft und der Staat als Grund- 
eigentümer im Allgemeinen. 

198« Analog der Organisation der Volkswirtschaft haben 
wir die Qrundzüge der Organisation der Rechtsgesellschaft 
darzustellen gesucht (N:o 170). 

Beide bestehen aus zwei Gruppen von Subjekten für 
wirtschaftliches bezw. rechtliches Handeln, öffentliche und pri- 
vate Wirtschaftseinheiten bezw. Rechtssubjekte. Die Gesamt- 
heit dieser Wirtschaftseinheiten bezw. Rechtssubjekte bildet 
die Volkswirtschaft bezw. die Rechtsgesellschaft. Keine dieser 
Gesellschaftsformen hat einen einheitlichen leitenden Willen 
an der Spitze, aber der Staat als Oberhoheit übt in einer ge- 
wissen Ausdehnung, verschieden für verschiedene Zeiten, eine 
regelnde Tätigkeit sowohl für die Volkswirtschaft als für 
die Rechtsgesellschaft aus. 

Da der Staat ohnedies Wirtschaftseinheit bezw. Rechts- 
subjekt oder Finanzwirtschaft in der Volkswirtschaft bezw. 
der Rechtsgesellschaft ist, so hat er folglich eine zweifache 
Funktion in der Gesellschaft, die am deutlichsten in den bei- 
den Organisationsformen hervortritt: der öffentlichen und der 
privaten, in welchen sich alles ökonomische und rechtliche Ge- 
sellschaftsleben bewegt. In der ersteren Form ist der Staat 
als Oberhoheit übergeordnet; in der letzteren wiederum als 
Wirtschaftseinheit bezw. Finanzwirtschaft mit den übrigen 
Wirtschaftseinheiten bezw. Rechtssubjekten koordiniert. 

Weiter haben wir, was das schwedische Recht anbetrifft, 
hervorgehoben, dass die privaten Rechtssubjekte das private 
Grundeigentum und die öffentlichen Rechtssubjekte (vor allem 
der Staat als Finanzwirtschaft) das öffentliche Grundeigentum 
besitzen, dass die Rechtsgesellschaft, d. h. die Summe aller 
privaten und öffentlichen Rechtssubjekte, allgemeines Eigentum 
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(condominium sociale) an den Teilen der Reichsallmende (im 
engeren Sinne), die auserhalb des privaten und öffentlichen 
Grundeigentumes liegen, habe, und dass der Staat als Ober- 
hoheit, das allgemeine Eigentum verwaltet. 

Wir werden jetzt untersuchen, ob sich diese Konstruk- 
tion die Rechtsgebiete betreffend, die hier Gegenstand der Be- 
handlung sind, durchführen lassen. 

194. Zunächst heben wir so hervor, dass alle hier in Rede 
stehenden Länder, also auch die einzelnen Staaten des Deut- 
schen Reichs, die Österreichischen Kronländer und die Kan- 
tone der schweizerischen Eidgenossenschaft in demselben 
Masse wie Schweden als Rechtsgesellschaft betrachtet wer- 
den können. Die auf Grundlage der Volkswirtschaftslehre 
ausgearbeitete Konstruktion der Rechtsgesellschaft ist eine all- 
gemeine, fär alle Gesellschaften geltende; und die Analogie 
zwischen der Volkswirtschaft und der Rechtsgesellschaft ist auf 
alle Länder anwendbar. 

Daneben heben wir hervor, dass all moderne Rechts- 
wissenschaft den Unterschied zwischen dem Staat als Finanz- 
wirtschaft und als Oberhoheit annimmt. Es wird anerkannt, 
dass der Staat als Oberhoheit ein Stück der Staatsgewalt ist, 
die die salus publica wahrt und in gleicher Weise über 
allen Gesellschaftsmitgliedern steht, die sowohl die privaten 
als die öffentlichen Rechtsverhältnisse überwacht, ordnet und 
kontrolliert. 

195, Es leuchtet ein, dass die Frage, ob die Rechtsgesell- 
schaft condominium sociale an einem gewissen Teil des Staats- 
territoriums haben kann oder nicht, mit der in der Rechts- 
wissenschaft so sehr erörterte und umstrittene Frage zusam- 
menfällt, ob der Staat Eigentumsrecht oder nur Hoheitsrecht 
über das öffentliche Gut (res publicce, i beni di demanio pubblico, 
le domain public) habe. Wenn der Staat Eigentum an dieser 
Art von Gütern haben sollte, giebt es natürlich kaum Raum 
für ein condominium sociale, während anderseits wenn der 
Staat nur ein Hoheitsrecht hat, aus der eigenen Natur der 
Rechtsgesellschaft folgt, dass der Gesellschaft selbst das Ei- 
gentumsrecht an diesem Gut zugesprochen werden muss. 

Die Frage ist, wie gesagt, sehr umstritten. So behaup- 
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ten einige (z. B. die Franzosen Troplong und Garnier, die Ita- 
liener Meucci und Ricca Salerno,) dass der Staat eine Art von 
kollektivem Eigentumsrecht an diesen Gegenständen habe, 
während andere (z. B, die Franzosen Proudhon, Ducroch und 
Laurent, die Italiener Persico und Pacifici Mazzoni) dafür hal- 
ten, dass der Staat kein wirkliches Eigentumsrecht, sondern 
nur das Recht, das fragliche Out zu bewahren und zu schüt- 
zen, habe \ 

196. Den Ausgangspunkt für die Beurteilung dieser Frage 
bildet natürlich das römische Recht. Das Kapitel »De rerum 
divisione^ in den Institutionen des Justinian zählt die ver- 
schiedenen Arten von res auf. Freilich haben, allem Anschein 
nach, die römischen Juristen selbst keine bestimmte Grenze 
zwischen ihnen ziehen können *), ebensowenig wie die Rechts- 
wissenschaft noch heutigen Tages darüber einig ist; in nähe- 
rer Übereinstimmung aber mit der schwedischen Grundeigen- 
tumsordnung ist folgende Einteilung: 

l:o) Res communes s. nullius; 
2:o) Res publicce; 
3:6) Res universitatis ; und 
4:o) Res singulorum. 

»Diese Sachen befinden sich entweder A) in einem be- 
sonders daran erworbenen Eigentumsrechte, und zwar 1) des 
ganzen Staates — res publicce — 2) einer dem Staate unter- 
geordneten Universitas oder Gemeinde — res universitatis — 
3) einzelner bestimmten Individuen — res singulorum — ; oder 
B) sie sind nicht jemandem besonders eigen — herrenlose 
Sachen — res communes — res nullius. 

Sowohl die res publicce als die res universitatis sind von 
zweierlei Art. Die publicae res sind nämlich entweder publicae 
res im strengen Verstände oder Patrimonium populi, und die 
res universitatis ebenfalls entweder eigentliche res universita- 
tis oder Patrimonium universitatis. Publicae res im eigent- 
lichen Verstände sind ein Eigentum des ganzen Volks, und 
Jeder Einzelne darf sie gebrauchen. Hingegen solche Dinge, 

^) Relazione italiana s. 31— -32. 
2) Siehe Ossig s. 49—59. 
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welche zwar dem ganzen Volke gehören, deren Gebrauch 
aber doch nicht jedem einzelnen gestattet ist gehören zum 
patrimonio populi s. reipublicae. Auf gleiche Weise ver- 
steht man unter den eigentlichen rebus universitatis Sachen, 
welche der Allgemeinheit gehören, und die jedes Mitglied 
gebrauchen darf, wovon also jedes Mitglied unmittelbar Nutzen 
zieht; unter dem patrimonio universitatis hingegen Dinge, 
deren Gebrauch nicht jedem Mitglied erlaubt ist, sondern deren 
Nutzungen zum gemeinen Besten der Universitas verwendet 
werden, und die also jedem einzelnen Mitglied nur indirekten 
und mittelbaren Vorteil geben» % 

Zu der Gruppe res communes sive nullius zählte das 
römische Recht »aer et aqua profluens et mare et per hoc 
litora maris». Von diesen ist die Luft unzweifelhaft als ein 
freies Gut und keine Sache im rechtlichen Sinne zu betrachten. 
Nach dem, was wir oben nachgewiesen haben (N:ris 16 — 20) 
kann »aqua profluens», in so weit man darunter die fliessende 
Wassermasse versteht, das private und öffentliche Eigentums- 
recht nicht ausschliessen. Wenn »aqua profluens» als Aus- 
druck für Wasserläufe überhaupt aufgefasst wird, so kann es 
im Gegenteil ein Rechtsobjekt sein (N:o 21). Unter dieser 
Voraussetzung würde, da »aqua profluens» eine res commu- 
nis genannt wird, hierdurch gesagt sein, dass die Totalität 
der Wasserläufe eines Landes (die Summe der Rezipienten 
sämtlicher Flussgebiete), woran mehrere gleiche Rechte ha- 
ben, mithin auch ein Objekt des Miteigentums oder gemein- 
schaftlichen Rechts ist. Was ferner das Meer betrifft, so 
dürften diejenigen Teile davon, welche zu Häfen, Rheden u. 
s. w. für den Bedarf des Verkehrs aptiert sind, res publicae 
im strengen Verstand gewesen sein, ebenso gut wie Land- und 
Wasserstrassen. In dem Masse aber wie nicht über das Meer 
besonders für die Seefahrt verfügt wurde, war es ein freies Gut 
und somit gar keine res im rechtlichen Sinne. Schliesslich 
wurden die Meeresufer als ein von dem römischen Volk nicht 
besetzter Teil des Territoriums, als eine Reichsallmende aufge- 

Kommentar über die Heineccischen Institutionen von L. J. F. 
HöPFNBB, 8. Auflage, von A. D. Weber' herausgeben; Frankfurt a/M- 
1818, S. 196—198. 
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fasst. Es war nämlich ein jeder befugt, auf dem Gestade Ge- 
bäude zu errichten oder in das Meer hinein zu bauen. 

»Die litora und die Bauwerke fallen damit in das Eigen- 
tum des Erbauers, allein nicht aus dem einzigen Grunde, weil 
in dem Bauen selbst eine Okkupation liegt, sondern weil die 
Ufer und das im Meer Gebaute nicht mehr zum Meere ge- 
hören. Überall bildet In den Quellen das Bauen in dem Meere 
oder auf dem Ufer desselben die Voraussetzung für die Ge- 
winnung von Eigentum. Wird das Bauwerk vom Meer ver- 
schlungen oder verfällt das auf dem Ufer errichtete Gebäude 
in der Weise, dass das Ufer sein früheres Aussehen wiederge- 
winnt, so geht das Eigentum von selbst wieder verloren» ^). 

Hierbei erinnern wir an die Analogie zwischen den obi- 
gen Rechtsverhältnissen und dem schwedischen Einnahme- 
(»intägts») recht auf der Allmende. Nach dem schwedischen 
Recht sowohl dem des Mittelalters als dem der Jetztzeit, grün- 
det sich ursprünglich der Erwerb von privatem Grundbesitz 
im Grunde genommen auf eine gewisse Bau- und Urbar- 
machungspflicht. 

Hieraus lässt sich aber eine wichtige Schlussfolgerung 
ziehen. Da die Allmende nach schwedischem und die Meeres- 
ufer nach römischem Recht dem Gemeingebrauch unterworfen 
waren, auf beiden aber privates Eigentum durch Besitzergrei- 
fung und Errichtung von Gebäuden (Spezifikation) entstehen 
konnte, so waren die Allmende bezw. die Meeresufer von im 
Prinzip gleichartigen Rechtsverhältnissen abhängig und muss- 
ten denselben rechtlichen Charakter annehmen. 

Weil aber nun die Meeresufer res communes omnium 
und nach demselben Recht der Allmende gleichgestellt waren, 
so müssen wir annehmen, dass auch die Meeresufer das Eigen- 
tum nicht aller Leute, sondern aller Mitglieder der römischen 
Gesellschaft — condominium sociale — waren. 

Aus dem Angeführten geht weiterhin hervor, dass »aqua 
profluens» im Sinne von fliessendem Wasser als res com- 
munis omnium auch die Bedeutung vom Eigentum aller rö- 
mischen Gesellschaftsmitglieder gehabt haben muss. 



1) OssiG, s. 58—59. 
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Sowohl die Meeresufer als die Wasserläufe dQrften mit- 
hin als ein Überbleibsel des ursprünglichen römischen Allmende- 
rechts zu Land und zu Wasser zu betrachten sein. 

Das Ergebnis der obigen Erörterung ist, dass einige res 
communes als die Luft und das Meer im allgemeinen gar nicht 
res im rechtlichen Sinne, sondern freie Güter erster Ordnung 
sind, während die Meeresufer und alle Wasserläufe Gemeingut 
aller Gesellschaftsglieder sind. 

ASr und mare sind res communes für alle Menschen, 
litora maris und aqua profluens sind dagegen nur für alle Mit- 
glieder der römischen Gesellschaft communes. 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass das römische Recht 
die Annahme eines condominium sociale an den Meeresufern 
wie auch an den Binnengewässern gestattet. 

Wenn aber also die Wasserläufe res communes sind, wie 
stimmt dieser Rechtssatz zu der Behauptung: 3>sed flumina 
pcene omnia et portus publica sunt»? Konnten Wasserläufe 
zu gleicher Zeit res communes und res publicce sein? Oder 
mussten diesse Arten von res sich notwendig gegenzeitig aus- 
schliessen? 

Zunächst bemerken wir, dass zwischen res communes 
und res publicce keine bestimmte Grenze festgestellt war. So- 
wohl mare als litora maris werden bisweilen in den Quellen 
res publicce genannt. ^) Daneben ist noch zu bemerken, dass 
der Gemeingebrauch sowohl in bezug auf res communes als 
res pubticae stattfinden könnte. 

Was namentlich die flumina publica betrifft, so ist es 
nachgewiesen, dass die Schiffahrt und Flösserei, die Fischerei, 
das Wasserschöpfen u. s. f. im Prinzip dem usui publico gehör- 
ten ^). Da also ein Gewässer, mit Bezug auf die verschiedenen 
Benutzungsarten, denselben rechtlichen Bedingungen unterwor- 
fen war, sei es dass es als res communis oder als res publica 
bezeichnet wurde, so fragt sich, was über den Gemeinge- 
brauch hinaus im Begriffe der res publicce gelegen hat. Man 
hat behauptet, dass dies »Mehr» ein Eigentumsrecht des Staa- 



1) OssiG, s. 57. 
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tes oder ein Oberhoheitsrecht des Staates an den flumina pu- 
blica gewesen sei. 

Die Frage löst sich am leichtesten durch eine rechtsge- 
schichtliche Exkursion. 

Zur Zeit des älteren römischen Rechts war die Organi- 
sation der Gesellschaft von der einer modernen Rechtsgesell- 
schaft wesentlich verschieden. 

Eine moderne Rechtsgesellschaft umfasst sowohl private 
als öffentliche Rechtssubjekte. Die römische umfasste anfäng- 
lich nur private, weil der Begriff der juristischen Person dem 
älteren römischen Recht unbekannt war ^). Das ältere römi- 
sche Privatrecht galt nur für die physischen Personen der rö- 
mischen Gesellschaft. Das öffentliche Recht, das sich vorfand, 
regelte das Verhältnis zwischen dem Staat als dem höchsten 
Vertreter des populus Romanus und den einzelnen Volksmit- 
gliedern. 

Der Staat war nicht ein Rechtssubjekt oder eine Finanz- 
wirtschaft, sondern musste die Aufgabe gehabt haben, das 
Verhältniss zwischen den einzelnen und der Rechtsgesell- 
schaft in ihrer Totalität zu regeln — mithin Oberhoheit zu 
sein. 

Res püblicce waren Eigentum des populus Romanus ^). 
Über dies Eigentum war der Staat die oberste Verwaltungs- 
behörde, und mit Bezug auf alle Rechtsgeschäfte (Verpach- 
tung, Kauf u. dgl.) kam nicht das jus privatum, sondern das 
Jus publicum zur Anwendung. 

Während der Kaiserzeit veränderten sich indessen diese 
Verhältnisse. Der Staat als Subjekt für Vermögen als Fi 
nanzwirtschaft trat in die Reihe der Privatpersonen ein % 

Nun fragt es sich, in wie fern die res püblicce von die- 
ser veränderten Stellung des Staates beeinflusst wurden. 

Ursprünglich waren, wie gesagt, alle res püblicce Eigen- 
tum des populus Romanus und standen unter der Oberho- 
heit des Staates. Da nun der Staat zugleich Finanzwirtschaft 



SoHM, S. 99—101. 
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wurde, tnuss die Veränderung eingetreten sein, dass eine 
Gruppe der res publicce aus des Totalität der res publicce aus- 
gebrochen und Staatseigentum im privatrechtlichen Sinne 
wurde. Der übrige Teil der res publicae behielt seinen ur- 
sprunglichen Stand, und war also fortwährend Eigentum 
des populus romanus und stand unter der Oberhoheit des 
Staates. 

Welche res publicce wurden auf diese Weise Staats- 
eigentum und welche blieben fortwährend Eigentum des 
Volkes? 

Zum Staatseigentum zählten zweifelsohne alle res, die 
dem Patrimonium fisci gehörten, wie auch alle res, die für 
den eigenen Bedarf des Staates verwendet wurden. Schwerer 
dürfte dagegen die Entscheidung sein, ob die eigentlichen 
res publicae, d. h. res pubicio usui destinatce als Staatseigen- 
tum oder Volkseigentum zu betrachten waren. Hierher ge- 
hören Sachen, welche dem Gemeingebrauch preisgegeben 
sind, wie z. B. öffentliche Wege, öffentliche Plätze, öffent- 
liche Flüsse. 

Was nun öffentliche Wege und Plätze betrifft, so muss 
man wohl sagen, dass s\^ res extra commercium sind, so 
lange sie für den usus publicus verwendet werden. Wenn aber 
der Staat z. B. einen öffentlichen Weg anlegen will, so muss 
er eventuell von Privaten das Recht auf dem erforderlichen 
Orund erwerben, und wenn der Staat z. B. einen Weg von 
einem Platz zum anderen verlegen will, so kann er natürlich 
an einzelne den Orund verkaufen, der von dem älteren Weg 
in Anspruch genommen war. Weil also der Staat in privat- 
rechtlicher Ordnung über das öffentliche Wegeigentum so- 
wohl bei der An- als Umlegung verfügen kann, so dürfte 
auch diese Arten von res publicce als Staatseigentum zu be- 
trachten sein. 

Was dagegen öffentliche Flüsse anbelangt, so dürfte 
man diejenigen Fälle, wo ein flumen einem öffentlichen W^ 
gleichzustellen ist und diejenigen, wo ein flumen ein natür- 
licher Wasserlauf ist, unterscheiden müssen. Im ersteren Falle, 
d. h. wenn ein flumen auf künstlichem Wege kanalisiert 
worden ist, dürfte er ohne Zweifel als Staatseigentum zu be- 
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trachten sein. Im anderen Falle hingegen findet sich kein 
Grund für die Annahme, dass der Fluss einen anderen Cha- 
rakter als vorher erhalten hat, d. h. den unter der Oberho- 
heit des Staates zu sein. 

Das römische Recht durfte auf Grund des Gesagten 
die Annahme gestatten, dass alle flumina in ihrem natürlichen 
Stand im Gemeingebrauch und im- Eigentum des populus ro- 
manus, aber unter der Oberaufsicht des Staates als Oberhoheit 
sind (Condom in ium sociale). 

197. Die römische Grundeigentumsrechtsordnung erlitt in- 
dessen im Mittelalter durchgreifende Veränderungen unter dem 
Einfluss des. s. g. Feudalismus. 

Das ganze Staatsterritorium wurde nämlich Eigentum 
des Lehnsherrn, der es zum stätigen Gebrauch in Form von 
Erblehen (feodum) unter seine Unterbefehlshaber verteilte, 
welche in ihrer Ordnung Unterlehen derselben Art austeilen 
konnten. Auf diese Weise wurde das Land in ein förmli- 
ches Netz von Kleinstaaten geteilt, in welchen der wirkliche 
Ackersmann leibeigen, gewissermassen an die Scholle gebun- 
den wurde, und mit dieser von einem Herrn an den anderen 
übergehen konnte. 

Diese politische Organisation erlitt indessen durch den 
Einfluss des römischen Rechts bedeutende Modifikationen. 
Neben dem Lehen wurde das Allodialguty der Ursprung 
des Eigentumsrechts unserer Zeit, geduldet, ja konnte sich 
sogar weiter entwickeln, und der Leibeigene konnte sich 
den Niessbrauch seines Grundstücks sichern, indem er eine 
Rekognitionsabgabe als Ausdruck seiner Unterwerfung ent- 
richtete. Hierdurch wurde in den meisten Ländern — Si- 
zilien und Irland ausgenommen — einem blühenden Erbpacht- 
wesen der Weg gebahnt, und anderwärts wurde jedes Band 
der Unterordnung unter das öffentliche Recht gelöst, so dass 
das Eigentumsrecht an dem Grundstück auf den letzten In- 
haber überging, welcher statt des früheren Pachtzinses nur 
die Grundsteuer zu entrichten hatte. 

Neben dem Grund und Boden selbst und den Gerechtig- 
keiten die der Lehnsher den Vasallen überlassen konnte, 
gab es auch ein gewisses Zubehör, auf den unmittelbaren 
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Nutzen und das Vergnügen des Lehnsherrn abgesehen. Un- 
ter den vielen Arten dieser Vergünstigungen sind namentlich 
die aquce publicce, sowie das Jagd- und Fischereirecht heraus- 
zuheben. Die Lehnsbriefe enthalten darum immer die be- 
zeichnenden Worte: ^cum aquis et aquae ductis, cum jure 
piscandi et venandi»^ Diese Rechte, die s. g. Regalia (regalia 
minora), haben, trotz der politischen und rechtlichen Um- 
wälzungen der neueren Zeit, sich teilweise bis auf unsere 
Zeit erhalten ^). 
198. Vorerst erinnern wir daran, dass die Gesellschaftsord- 
nung, die sich in dem römischen Recht abspiegelt, von der 
in dem Feudalismus zum Ausdruck gebrachten sehr verschie- 
den ist. 

Nachdem der Staat während der Kaiserzeit als Finanz- 
wirtschaft in die Form der privaten Rechtsorganisation einge- 
treten war, verlor das öffentliche Recht seine frühere Bedeu- 
tung. Was in der Folge für die römische Gesellschaft eigen- 
artig ist, das ist eben die Herrschaft des Privatrechts über alles 
und über alle. Die öffentlich-rechtliche Organisationsform 
verkümmerte. Das Verhältnis der Über- und Unterordnung 
zwischen dem Staat und den einzelnen hörte auf. Die Neben- 
ordnung des Staats und der einzelnen wurde das massge- 
bende Prinzip der Gesellschaft. Mit Recht sagt auch die 
italienische Wasserkommission folgendes : » Die römische 
politische Gesellschaft gestattete kein Übergewicht der allge- 
meinen Interessen über die einzelnen, ausser in gewissen 
Fällen drohender Gefahr für das Vateriand. Diese denkwür- 
dige Sammlung von Gesetzen und diese Rechtskunde, die 
noch die Grundlage des Privatrechts in drei Vierteln der mo- 
dernen Welt bilden, enthalten nur wenig oder nichts über 
das öffentliche Recht» \ 

Das Feudalwesen, bestehend aus dem Lehnsherrn nebst 
dessen Vasallen und den Leibeigenen der letzteren kann zwar 



^ Relazione italiana S. 32 — 33, die selbst die Arbeit Ricca Salemos 
referiert: »Trattato di diritto administrativo italiano». 
' Relazione italiana, S. 33. 
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vom Gesichtspunkte der Lehnsherren als individualistische 
betrachtet werden kann ^ weil alles Recht so zu sagen in ihrer 
Hand lag. Allein diese Rangordnung zwischen den Lehns- 
herren und ihren Untergebenen (Vasallen und Leibeigenen) 
beruht auf einem Prinzip der Über- und Unterordnung, das 
der römischen Gesellschaft entschieden zuwiderläuft, und das 
einen befruchtenden Einfluss auf die moderne Gesellschaft 
gehabt hat. Als die Mächt der Lehnsherren unterging, da 
die Krone in der Staatsform der neueren Zeit als Vertreterin 
dieser Macht gezwungen wurde, auf ihren dominierenden 
Einfluss über die einzelnen zu verzichten, behauptete sich 
jedoch die Auffassung vom Staate als einerseits dem höchsten 
Pfleger, als Oberhoheit, und anderseits als Verwalter des 
Eigentums, dessen er bedurfte, um seinen oberhoheitlichen 
Verpflichtungen nachkommen zu können, als Finanzwirtschaft, 
In ersterer Eigenschaft ist der Staat den einzelnen überge- 
ordnet, in letzerer ihnen gleichgestellt. 

Der Aufbau der modernen Gesellschaft schliesst also 
in sich Momente sowohl der römischen als der Feudalge- 
sellschaft ein; ersterer hat sie die private, letzterer die öffent- 
liche Organisationsform entnommen; jener verdankt sie das 
Prinzip der Nebenordnung, dieser das Prinzip der Über- und 
Unterordnung. 

Man darf wohl sagen, dass in der moderner Gesell- 
schaft »das private Recht und das öffentliche Recht nicht nur 
neben einander existieren, indem sie verschiedene Organis- 
men ins Leben rufen, sondern dass sie verschmelzen, und in 
einander übergehen, um einen einzigen Organismus (»un solo 
organismo») zu erzeugen, indem sie die Existenz der einzelnen 
mit den höheren Interessen der sozialen Kollektivität (»della 
collettivitä sociale») vereinigen» \ es ist aber auch wahr, dass 
diese Organismen, die dem privaten und dem öffentlichen 
Recht ihr Leben verdanken, im Gedanken auseinander gehalten 
werden können, wie die verschiedenen Hauptformen ihres 
Handelns, eine Wahrheit, welche allen zugänglich zu machen. 



^ Relazione italiana, S. 34. 
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das grosse Verdienst der modernen nationalökonomischen 
Wissenschaft ist. Daneben ist es wohl auch wahr, dass 
diese Organisationen einen einzigen Organismus ins Leben 
rufen, es folgt aber nicht aus der nationalökonomischen 
Wissenschaft, dass dieser Organismus der Staat ist, wie die 
italienische Wasserkommission vom 16. August 18Q8 ^) im 
Anschluss an Professor Ricca Salerno annimmt, sondern die 
Rechtsgesellschaft, was auch am besten mit dem von der 
Kommission gebrauchten, hier oben angeführten Ausdruck: 
»/fl collettivitä sociale» übereinstimmt. 

Allein obgleich die moderne Gesellschaft also ein Pro- 
dukt sowohl der römischen als der feudalen Gesellschaft ist, 
so ist allenfalls der Unterschied zwischen der modernen 
Gesellschaft und der auf urgermanischem Grund ruhenden 
schwedischen Gesellschaft geringer als man denken könnte. 
Die schwedische Gesellschaft, welche im Kap. V hier oben 
Gegenstand der Untersuchung gewesen, hat zwar nicht die 
feudalen Umwälzungen des feudalen Europas durchgemacht; 
sie hat doch, ein Scheinfeudalwesen gehabt, welches auf 
Grundlage der mittelalterlichen Bundesverfassung der moder- 
nen Gesellschaft seinen Charakter gegeben hat: den Gegen- 
satz des privaten und allgemeinen Rechts, die Prinzipien der 
Über- und Unterordnung, sowie der Nebenordnung. 
199. Gehen wir jetzt zu der Frage der Beschaffenheit der 
Eigentumsrechtsordnung der modernen Gesellschaft, wie sie 
aus der feudalen Eigentumsrechtsordnung hervorgegangen 
ist, über, so dürfte es angemessen sein, die Aufmerksam- 
keit darauf zu lenken, dass die s. g. Regalia: das Recht 
am Wasser und das Recht an der Fischerei, mit dem Aufhören 
des Feudalwesens als auf die Rechtsgesellschaft übertragen 
zu betrachten sind. Über diese Regalrechte verfügten zuerst 
die Lehnsherren, dann der Staat. Das Eingreifen des Staats 
in diese war vorzugsweise fiskalischer Art; und der Staat war 
in erster Reihe als Finanzwirtschaft zu betrachten. Allein im 
Anschluss an das Verschwinden des Feudalwesens hat der 
Staat eine wesentliche Veränderung erlitten : statt der Ausdruck 
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für die Gewalt einer einzigen Person (des Lehnsherrn oder des 
Königs — »FEtat c'est moi») zu sein, ist er der Ausdruck 
für die Macht des ganzen Volkes, der Rechtsgesellschaft. 
Neben dieser Umwandlung des Staates trat auch eine Ände- 
rung in der Verwaltung des regalen Eigentums durch den 
Staat ein. Der Staat hörte auf die Regalrechte im fiskalischen 
Interesse zu verwalten und beschränkte sich darauf eine le- 
diglich ordnende Wirksamkeit auszuüben. Im selben Masse 
sind auch die Regalrechte, welche der König früher innehatte, 
auf das Volk oder die Rechtsgesellschaft in ihrer Totalität 
übertragen worden. Der Staat übt nur eine regulierende Wirk- 
samkeit aus ; ist Oberhoheit ^). 

Durch Anwendung nationalökonomischer Methoden und 
Begriffe kommt man zu demselben Resultat. 

Prof. Ricca Salerno' hat einen interessanten Vergleich 
zwischen res publicce »im strengen Verstände» und res pub- 
lica^ als »Patrimonium» einerseits und den nationalökono- 
mischen Begriffen Konsumtiv- und Produktiv-guter anderseits 
gemacht ^). 

»In der Nationalökonomie», führt er aus, »unterscheiden 
wir Güter ersten Grades oder höherer Ordnung, geeignet die 
menschlichen Bedürfnisse direkt zu befriedigen, und Güter 
zweiten Grades, oder niederer Ordnung, die denselben Zweck 
haben, aber indirekt, sie sind gewissermassen Mittel oder 
Werkzeuge zur Gewinnung anderer Güter. Von der notwen- 
digen Proportion dieser beiden Güter, mit den verschiedenen 
Bedingungen der Individuen und der Gesellschaft überein- 
stimmend, hängt die Arbeitsverteilung im Produktionssystem 
ab. In derselben Weise giebt es im Staate Eigentum, das be- 
stimmt ist, dem allgemeinen Nutzen zu dienen, und das an 
und für sich geeignet ist, kollektive Bedürfnisse zu befriedigen. 
Hierher gehört das öffentliche Eigentum im eigentlichen Sinne, 
von dem man mit Recht sagen kann, dass es erstei; Ord- 
nung ist, weil es auf den unmittelbaren Gebrauch abgesehen 
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ist. So gibt es eine andere Art von Eigentum, das gemein- 
nütziger Beschaffenheit ist nur in dem Masse, wie es für die 
Produktion wertvoll ist; es ist das patrimoniale Eigentum, 
das ebenfalls zum Produktionsmittel und zum mittelbaren 
Gebrauch bestimmt sein kann. Der Nutzen, der von dem 
ersteren gezogen werden kann, geht aus seiner Bestimmung 
selbst und aus dem Gebrauch, der davon gemacht wird, her- 
vor. Der dem letzteren abzugewinnende Nutzen beruht auf 
seiner schöpferischen Kraft, auf seinen Produkten. Im ersteren 
Fall ist das allgemeine Interesse an den Gebrauch, im letzteren 
an die Verwaltung des Eigentums geknüpft». Auf Grundlage 
dieser Darstellung zieht dann Prof. Ricca Salerno die Schluss- 
folgerung, dass »i beni demaniali» nicht minder als A beni 
patrimoniali;^ Eigentum des Staates sind. 

Diese Folgerung dürfte jedoch etwas voreilig sein. 

Eine etwas eingehendere Untersuchung wird an die Hand 
geben, dass eine Gruppe von »beni demaniali» allerdings dem 
Staate angehört, aber dass eine andere Gruppe der ganzen 
Rechtsgesellschaft angehört. 

In Kap II (In der Abteilung: Das Wasser als wirtschaft- 
liches Gut) ist genauer auseinander gesetzt, dass Besitzgüter 
d. h. Teile der Erdoberfläche frei oder wirtschaftlich sind, 
je nachdem sie im menschlichen (eines Volkes, einer öffent- 
lichen oder privaten Wirtschaftseinheit) Besitze sind oder nicht 
(N:o 44). In einer Volkswirtschaft sind die Teile der Erde, 
die im Besitze der öffentlichen oder privaten Wirtschaftsein- 
heiten sind, wirtschaftliche Besitzgüter und die Teile, die aus- 
ser dem Besitze der öffentlichen und privaten 'Wirtschaftsein- 
heiten liegen, freie Besitzgüter (N:o 42). 

Da der Staat als Wirtschaftseinheit in der Eigenschaft 
als Finanzwirtschaft fungiert, würden sich, wenn die Ansicht 
Ricca Salernos richtig wäre, alle »beni demaniali» nicht minder 
als »i beni patrimonali» im Besitze der Finanzwirtschaft des 
Staates befinden. 

Was die »beni patrimoniali» z. B. Domänen, Staats- 
eisenbanen u. s. w. angeht, so dürfte füglich kein Einwand 
gegen den aufgestellten Schlusssatz gemacht werden. Sie ha- 
ben ohne Zweifel den Charakter von Produktivgütern und 
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sind ebenfalls im Besitze oder Eigentum des Staates, in dem 
Masse, wie eben dem Staate im allgemeinen Eigentumsrecht 
an den in Frage stehenden Gütern zugeschrieben werden kann. 
Was dagegen die ^^beni demaniali» anbelangt, so ist der Schluss- 
satz nur in Bezug auf einen Teil dieser Güter richtig. 

Da nämlich unter den Begriff »i beni demaniali» d. i. 
öffentliches Eigentum im eigentlichen Sinne nicht nur das 
Eigentum an Grund und Boden gefasst wird, das für Staats- 
zwecke an und für sich erforderlich ist, zumal solches Grund- 
eigentum, das, obschon vom Staate zugerichtet und unterhal- 
ten, gleichwohl der Allgemeinheit zur Benutzung überlassen 
ist, sondern auch die Meeresufer und die Flüsse und Bäche, 
so ist es zuvor notwendig zwischen zwei wesentlich verschie- 
denen Arten des in Frage stehenden Eigentums zu unter- 
scheiden. 

Im Anschlüsse an Wagners Darstellung ist oben (N:o 
44) hervorgehoben worden, dass es wirtschaftliche Güter gibt, 
die der Arbeit ihre Entstehung verdanken, eine Anschauung, 
die auch im schwedischen Grundeigentumsrechte eine Stütze 
findet. Doch wurde daneben gleichfalls darauf hingewiesen, 
dass es auch wirtschaftliche Güter gibt, die sich auf Besitz- 
ergreifung ^Vind^n, eine Ansicht die wiederum mit dem schwe- 
dischen Grundeigentumsrechte übereinstimmt. 

Hieraus folgt, dass alle die »beni demaniali», die der 
Arbeit ihre Entstehung verdanken, in ersten Linie zu den 
wirtschaftlichen Gütern zu zählen sind, die der Finanzwirt- 
schaft des Staates unterstehen. 

Hierher gehört somit, das Grundeigentum, das bestimmt 
ist den eigenen Bedürfnissen des Staates zu dienen, so etwa 
Regierungsgebäude, Anlagen für Heer und Flotte u. s. f. Ge- 
wöhnlich besteht dieses Grundeigentum aus Bauplätzen oder 
im allgemeinen aus Grund und Boden, der in seiner Eigen- 
schaft als Platz oder Raum zu irgend einem staatlichen Zwecke 
in Anspruch genommen wird. 

Zu den wirtschaftlichen Gütern ist auch solches Grund- 
eigentum zu rechnen, das publico usui destinatum ist, wie 
öffentliche Wege und Plätze. Diese sind aber gleichwohl 
solche Teile der Erdoberfläche, die mit Arbeit belegt sind. 
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und wenn der Staat sie herrichtet und unterhält, so ist sein 
Eigentumsrecht an ihnen ebensogut motiviert wie etwa das 
an Festungsbauten, ebenfalls wenn die öffentlichen Wege etc. 
dem Publikum zur freien Benutzung offenstehen (Vergl. S. 222). 

Mit dieser Art von Eigentum müssen übrigens gleich- 
gestellt werden diejenigen Teile von Wasserläufen, Binnenseen, 
Gewässern in der Nähe des Meeresstrandes, die mit Arbeit 
belegt sind und für das Verkehrswesen in Anspruch genom- 
men werden. Hierher sind fernerhin zu rechnen Kanäle und 
alle künstlichen Gewässern, die mit Schiffen oder gebundenen 
Flössen befahren werden sowie Häfen, Reeden und Gestade. 

Die übrigen »beni demaniali», also die, die nicht der 
Arbeit ihre Entstehung verdanken d. h. die Teile der Erd- 
oberfläche, die den Charakter von reiner Natur aufweisen wie 
z. B. das Waldland, die Meeresufer und die Flüsse und Bäche 
können gleichfalls wirtschaftliche Güter des Staates sein unter 
der Voraussetzung, dass sie vom Staate in Besitz genommen 
sind. Solche Besitzgüter des Staates sind die Kronforsten 
nach schwedischemRechte, Reeden, Meerbusen und die übrigen 
Wassergebiete an den Meeresufern, die dem Staaten gehören, 
aber nicht mit Arbeit belegt sind, sowie solche Teile der 
Wasserläufe und Seen, die sich im völlig natürlichen Zu- 
stande befinden, über die der Staat aber disponiert (Öffent- 
liches Eigentum). 

Die noch übrigen Teile der »beni demaniali» endlich, die 
weder der Arbeit noch der Besitznahme des Staates ihre Ent- 
stehung verdanken, d. h. die von privaten und öffentlichen 
Subjekten unbesetzten Teile des Grund und Bodens z. B. die 
Reichsallmende im engeren Sinne, nach schwedischem Rechte, 
die Meeresufer, gewisse Teile der natürlichen Wasseriäufe 
und Seen etc. sind nicht wirtschaftliche Güter überhaupt, kön- 
nen daher nicht der Finanzwirtschaft des Staates unterstehen, 
sondern sind freie Güter, die im Eigentum der Rechtsgesell- 
schaft sind, und über welche dem Staate nur die Oberhoheit 
zusteht d. i. sie sind allgemeines Eigentum, condominium 
sociale. 

200. Wenn man also aus allgemeinen, sozialen und national- 
ökonomischen Gründen annehmen muss, dass es im Rahmen 
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der modernen Gesellschaften Platz für das allgemeine Eigen- 
tum der Gesellschaft geben kann (condominium sociale)^ so 
bleibt noch übrig, den Standpunkt der Frage in den positi- 
ven Rechtssystemen zu untersuchen. 

Die französischen und italienischen Zivilgesetze haben 
auf Grundlage der römisch-rechtlichen Eigentumsrechtsord- 
nung die Grenzen für die Eigentumsverteilung mit Rücksicht 
auf verschiedene Arten von Rechtssubjekten festgestellt. 

Von diesen ist das italienische System das konse- 
quenteste. 

Nach dem Codice civile (§§ 425—435) gehört das Eigen- 
tum entweder dem Staat oder den Provinzen oder den Ge- 
meinden oder öffentlichen Anstalten und anderen juristischen 
Persönlichkeiten oder auch endlich Privaten. Das Eigentum 
ist mithin entweder öffentlich oder privat. Ein allgemeines der 
Gesellschaft zugehöriges Eigentum kennt das Gesetz nicht. 

Das Eigentum des Staates wird in öffentliches Eigentum 
im strengen Verstände (»i beni del demanio pubblico») und pa- 
trimoniales Eigentum (»i beni patrimoniali») geteilt. Zum er- 
steren gehören: 

a) Die allgemeinen Wege (»le strade nazionali»); 

b) Die Häfen, Meerbusen und Gestade (>i porti, i seni, 
le spiagge»); 

c) Die Anlagen des Verteidigungswesens (»le porte, le 
mura, le fosse, i bastioni delle piazze da guerra e delle fortezze»). 

d) Das Meeresufer (»il lido del mare»); 

e) Die Flüsse und Bäche (»i fiumi e torrenti»); 

Zu dem patrimonialen Eigentum gehört alles andere 
Staatseigentum. Das Eigentum der Provinzen und Gemein- 
den wird in Eigentum, bestimmt zum öffentlichen Gebrauch, 
und in patrimoniales Eigentum eingeteilt. 

Auf Grund der vorhergehenden allgemeinen Darstellung 
sind die allgemeinen Wege, ferner Häfen, Meerbusen und Ge- 
stade, d. h. diejenigen Teile der Wassergebiete am Meeres- 
ufer, über welche für die allgemeine Schiffahrt verfügt ist, so 
wie schliesslich Anlagen zu Verteidigungszwecken als Eigen- 
tum des Staates zu betrachten. 
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Die Meeresufer im allgemeinen, d. h. diejenigen Teile 
davon, die nicht für die Schiffahrt in Anspruch genommen 
werden, wie auch Flüsse und Bäche, in dem Masse wie sie sich 
im natürlichen Zustande befinden, sind dagegen dem allgemei- 
nen Eigentum beizuzählen. 

Es verdient bemerkt zu werden, dass die italienische 
Gesetzgebung zu den »res publicae» die »litora maris» und 
die »aqua profluens:E> des römischen Rechts in der Bedeutung 
von Wasserlauf ^) rechnet, wie auch dass das römische Recht 
diese res den »res communes omnium» beizählte. 

Der französische Code civil, welcher die entsprechenden 
Bestimmungen in den Art. 537—543 enthält, stellt die allgemeine 
Regel auf, dass alle Teile des französischen Staatsterritoriums, 
die nicht Gegenstand privaten Eigentumsrechts sind, als gehö- 
rig zum öffentlichen Eigentum (»dependences du domaine pu- 
blic») anzusehen sind. 

Einige besondere Arten öffentlichen Eigentums werden 
angegeben : 

a) Die Wege, Landstrassen und anderen Strassen, deren 
Unterhalt dem Staate obliegt (»les chemins, routes et rues ä 
la Charge de FEtat»); 

b) Die Häfen und Reeden (»les ports, les havres et 
les rades»). 

c) Anlagen zu Verteidigungszwecken (»les portes, murs, 
fosses, remparts des places de guerre et des forteresses»); 

d) Die Küsten und Gestade des Meeres (»les rivages, 
lais et relais de la m^re»). 

e) Die herrenlosen Sachen (»les biens vacants et sans 
maitre»). 

f) Die schiff- oder flössbaren Ströme und Flüsse (les 
fleuves et riviferes navigables ou flottables»). 

Wenn wir nach denselben Gründen wie vorher die 
Grenze zwischen öffentlichem und allgemeinem Eigentum fest- 
stellen, so gehören zum ersteren: 

l:o) Die vom Staat unterhaltenen Wege; 

2:o) Die Häfen und Reeden, d. h. alle Gebiete am Meere, 



^) Siehe oben N:o 196. 
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die durch menschliches Zutun den Interessen der Schiffahrt 
dienstbar gemacht worden sind; 

3:o) Anlagen zu Verteidigungszwecken. 

Zu dem allgemeinen Eigentum gehören: 

l:o) Die schiff- und flössbaren Ströme und Flüsse in 
dem Masse wie sie ihren ursprOnglichen natürlichen Zustand 
behalten; 

2:o) Die Küsten und Gestade des Meeres, d. h. die 
Meeresufer im undisponierten natürlichen Zustand im Gegen- 
satz zu den Häfen und Reeden. 

Die Meeresufer können von der Regierung unter von 
ihr für angemessen befundenen Bedingungen einzelnen über- 
lassen werden ^). 

Die Grenze des Meeresufers bilden die Punkte, wohin 
die Flut unter normalen Verhältnissen sich erstreckt^). 

3:o) Die herrenlossen Sachen. In der Ausgabe des Code 
civil vom Jahre 1804 endete Art. 539, der von den her- 
renlossen Sachen handelt, mit den Worten: »appartiennent ä 
la nation^, welche in der Ausgabe von 1807 durch »appar- 
tiennent au domaine public» ersetzt wurden. Diese ältere 
Fassung des Artikels bezeichnet also das Volk oder die Ge- 
sellschaft in ihrer Totalität als Eigentümer dieser Sachen, was 
eben mit den wirklichen Verhältnissen durchaus übereinstim- 
mend sein dürfte. 

4:o) Res communes sive nullius nach dem Art. 714 des 
Code civil. Das Gesetz erklärt, dass das Eigentumsrecht nie- 
manden zustehe, dass aber das Nutzungsrecht allen gemein 
sei. In dem Masse wie sie Grund und Boden umfassen, 
entsprechen sie der Allmende im engeren Sinne nach dem 
schwedischen Recht ^) 

Bei der Erörterung des /?e5begriffes im römischen Recht 
hoben wir hervor, dass einige Gruppen von den res commu- 
nes sive nullius nicht res im rechtlichen Sinne, sondern freie 
Güter sind. Die Darlegung der italienischen und französi- 



1) Loi du 16 Sept. 1807, Art. 41. 
«) Ord. 1681. liv. IV. Tit VII, art. 1. 
») Siehe n:o 192. 
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sehen Rechtsverhältnisse bestätigt dies, indem sie die freien 
Outer (die Luft und das Meer) nicht erwähnen. Diejenigen 
res, die wirkh'che res im eigentlichen Sinne sind, und welche 
das Römerrecht als gemeinsam bezeichnet, haben wiederum 
das italienische und französische Recht zwar als res behan- 
delt, aber nicht zu den res communes^ sondern zu den res 
publicce gerechnet. 

Der Vergleich zwischen dem römischen Recht einerseits 
und dem französischen und italienischen anderseits liefert also 
eine Stütze für die Ausscheidung einiger res communes, welche 
das Eigentum der ganzen Gesellschaft sind, aus den res publicce. 

Zu einem solchen Ausscheiden geben auch die Bestim- 
mungen des österreichischen Rechts eine Veranlassung. 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch unterscheidet im 
§ 287 unter den zum »Staatsgut» (res publicce) gehörigen 
Sachen zwei Kategorien: 

1 :o) Diejenigen Sachen, deren Gebrauch allen Mitgliedern 
des Staates nur gestattet wird, als Landstrassen, Ströme, Flüsse, 
Seehäfen und Meeresufer; sie werden ^^allgemeines oder öffent- 
liches Gut» genannt; 

2:0) Sachen, welche »zur Deckung der Staatsbedürf- 
nisse bestimmt sind, als das Münz- oder Postwesen und an- 
dere Regalien, Kammergüter, Berg- und Salzwerke — — — »; 
sie werden als »Staatsvermögen» bezeichnet. 

Aus der ersten Gruppe müssten aus oben angeführten 
Gründen ausgeschieden werden: 

1:0) Die Ströme und Flüsse in dem Masse wie sie im 
natürlichen Zustande sind; 

2:o) Das Meeresufer als natürliches Gestade im Gegen- 
satz zu »Seehäfen», welche durch menschliches Zutun der 
Schiffahrt dienstbar gemacht worden sind. 

Diese Sachen sind allgemeine Güter im strengen Ver- 
stand; sie sind Eigentum der ganzen Gesellschaft. 

Landstrassen und Seehäfen dagegen sind öffentliche Gü- 
ter im strengen Verstand: res publicce quce in communi usu 
sunt, und gehören dem Staate in derselben Weise wie die 
dem Staatsvermögen gehörigen Güter oder als Güter, die für 
die eigenen Zwecke des Staates gebraucht werden. 
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Um dann zu einem anderen Rechtsgebiet überzugehen: 
dem schweizerischen, so finden wir, dass der Sachenrechtsent- 
wurf von »herrenlosen» und »öffentlichen Sachen» als Gegen- 
satz zu privaten Sachen spricht. Zur ersteren Kategorie zählen : 

a) »Das keiner Kultur fähige Land, wie Felsen und Schutt- 
halden, Firne und Oletscher und die darin entspringenden 
Quellen» (Art. 976). 

b) Die öffentlichen Gewässer: die Seen, Flüsse und Bäche, 
an denen nicht jemandes Eigentum nachgewiesen ist (Art. 974); 

c) Die Bergwerke (Art. 100). 

Der Oesetzesentwurf spricht sich nur negativ darüber 
aus, wem das Eigentumsrecht an diesen Sachen zustehe. Die 
Sachen, welche unter litt:is a) und b) erwähnt sind, »stehen 
nicht im Privateigentum» (Art. 976). Sie stehen aber auch 
nicht in Eigentum des Staates. Art. 975 überlässt nämlich 
den Kantonen die Befugnisse: »Die Jagd und Fischerei, die 
Ausbeutung der Wasserkräfte und die Gewinnung von Roh- 
stoffen im Umfang ihres Bergrechtes als nutzbares Recht des 
Staates (Regal) zu erklären.» Wenn die betreffende Art des 
Eigentums als Staatsgut zu betrachten wäre, so würde natür- 
lich eine solche Erklärung ganz unnötig sein. 

Setzt man dagegen voraus, dass die erwähnten Katego- 
rien der Güter Eigentum der Gesellschaft sind, so bedeutet die 
Vorschrift, dass dem Staat das Recht zustehe, von dem allge- 
meinen Eigentum gewisses Eigentum abzusondern, mit dem 
Recht für den Staat, im fiskalischen Interesse darüber zu ver- 
fügen — ein Verfahren, das dem des schwedischen Staa- 
tes, wodurch er von der Allmende im engeren Sinne gewisse 
Waldungen (kronoparker) zur besonderen Verfügung abson- 
dert, analog ist. 

Die drei oben erwähnten Kategorien von Eigentum nach 
dem schweizerischen Recht entsprechen dem, was wir Land-, 
Wasser- und Bergallmenden nach schwedischem Recht genannt 
haben. 

Allein mit der Auffassung dieses Eigentums als Ei- 
gentum der ganzen Gesellschaft hängt die Bestimmung zu- 
sammen, dass »die herrenlosen und die öffentlichen Sachen 
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unter der Hoheit stehen, in deren Gebiet sie sich befinden.» 
(Art. 974). 

Schliesslich referieren wir die hierauf bezuglichen Be- 
stimmungen des preussischen allgemeinen Landrechts. 

»Die Land- und Heerstrassen, die von Natur schiffbaren 
Ströme, das Ufer des Meeres und die Häfen sind ein gemei- 
nes Eigentum des Staats. ^) 

Die Nutzungsrechte dieser Arten des Staatseigentums 
werden »niedere Regalien^ genannt; und einzelne von diesen 
können von Privatpersonen und Kommunen erworben und 
besessen werden. Dies gemeine Staatseigentum selbst ist den 
Domänen völlig gleich zu achten^). 

Aus diesen Bestimmungen geht hervor, dass der B^riff 
des Staatseigentums nur gewisse Gruppen der Nutzungsrechte 
umfasst. Da diese Nutzungsrechte sehr gut Jura in re aliena 
sein können, steht der Annahme nichts entgegen, dass die 
Rechtsgesellschaft in ihrer Totalität Eigentümerin der von Natur 
schiffbaren Ströme oder der Ufer des Meeres sei. Von den 
Landstrassen und den Häfen nehmen wir wie vorher an, dass 
der Staat als Finanzwirtschaft deren Eigentümer ist % 

Das Landsrecht spricht indessen von res, die dem Be- 
griff der Allmende ganz entsprechen; nämlich von Sachen, 
welche noch in keines Menschen Eigentume gewesen sind *). 
Solche Sachen sind, ausser gewissen beweglichen Sachen, die 
Grundstücke und unterirdischen Schätze der Natur, auf welche 
noch niemandem ein besonderes Recht verliehen worden ist. 

Ursprünglich und eo ipso kommt das Nutzungsrecht an 
solchem Boden jedermann zu. Wer ein solches Grundstück 
auch nur eine kürzere Zeit genutzt hat, behält die Nut- 
zungen (§ 10). Wer Anspruch auf das Eigentum solcher 
Grundstücke macht, muss einen vierundvierzigjährigen ru- 
higen Besitz, oder den Besitzstand des Jahres 1740 nachwei- 
sen (§ Q). Wenn der Eigentümer sein Grundstück verlassen 



Teil II, Tit. XIV § 21. 
2) Teil II, Tit. XIV § 24-26. 
») Teil II. Tit. XV, §§ 1—16 u. 80. 
*) Teil II. Tit. XVI. §§ 1-15. 
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hat, so gilt von einem solchen Grundstücke eben das, was 
von ursprünglich herrenlosen Gütern verordnet ist (§ 12). 

Der Staat hat in Betreff dieser Sachen »ein vorzügliches 
Recht zum Besitz» (§ 1) oder auch kann er sie an andere 
»sowohl zum Eigentume als zur Nutzung überlassen» (§ 8). 
201. Wenn wir das Ergebnis der vorhergehenden Untersuch- 
ung zusammenfassen, dürfte das Ganze sich etwa so darstellen: 

Die Hauptaufgabe ist klarzulegen, ob die res publicce 
Staats- oder Volkseigentum sind, ob sie unter der Botmässigkeit 
des Staates stehen in dessen Eigenschaft als Finanzwirtschaft 
oder als Oberhoheit, ob sie eine homogene Gruppe von res 
bilden, oder ob sie sich nicht eher in zwei Gruppen: die 
eine = dominium publicum, die andere = condominium so- 
ciale, zerlegen lassen. 

Mit dem römischen Recht als Ausgangspunkt haben wir 
hervorgehoben, dass res publicae ursprünglich Eigentum des 
populus Romanus = condominium sociale waren, dass wäh- 
rend der Kaiserzeit, im Anschluss an das Auftreten des 
Staates als Rechtssubjekt, der Staat eine Menge res publicae 
in seine Finanzwirtschaft einreihte, welche also das dominium 
publicum bildeten, wogegen die übrigen res publicae (litora 
maris et flumina) fortwährend ein Eigentum des populus Ro- 
manus blieben = condominium sociale. 

In der Feudalzeit wurde der Boden im allgemeinen und 
besonders aqua publica als das private Eigentum der Lehns- 
herren behandelt, welche sie in ihrer Ordnung in Form von 
Lehen an ihre Untergebenen austeilten, welche diese wieder- 
um an Niessnutzbraucher, s. g. Leibeigene, überliessen. 

Als später das Feudalwesen fiel, hätten die feudalen 
Sonderrechte, z. B. die auf die aquoe publicce, an die Rechts- 
gesellschaft, an das Gesamtvolk, ausdrücklich zurückfallen sol- 
len. Dies geschah aber nicht. Anstatt die vormaligen Feudal- 
rechte in die Rechtsordnung der neueren Zeit einzureihen, was 
das richtige gewesen wäre, ging die Gesetzgebung auf das rö- 
mische Recht, ja sogar auf das ältere Römerrecht zurück und 
scharrte den Begriff der res publica hervor. Dieser Begriff 
lieferte einen hinlänglich geräumigen Sack, um darin alle mög- 
liche Arten von res hineinzutun; und so sehen wir jetzt, 
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wie in Italien, Frankreich, Österreich, Preussen u. s. w. der 
Begriff der res pablicce nicht nur solche res, die den Charakter 
des privaten Eigentums, sondern auch solche, die das Merk- 
mal des allgemeinen Eigentums haben, umfasst. Hieraus 
folgt, dass z. B. ein natürlicher Wasserlauf unter dieselbe Ka- 
tegorie wie ein Festungsgebäude fällt. 

Dadurch, dass der Begriff res publicce in dieser Weise 
auf Gegenstände, die in keiner Beziehung zu einander stehen, 
zur Anwendung gekommen ist, ist die ganze Eigentumsrechts- 
ordnung der modernen Gesellschaften in ein nichts weniger 
als harmonisches Verhältnis zu der allgemeinen sozialen und 
nationalökonomischen Ordnung gekommen. 

Die moderne mitteleuropäische Gesellschaft ist ein Pro- 
dukt der Feudalgesellschaft und der alten Römergesellschaft: 
sie ist ein Produkt des Prinzips der Über- und Unterordnung 
wie auch des Prinzips der Nebenordnung. Allein dadurch, 
dass res publicae eine solche Bedeutung erhalten haben, dass 
sie den Unterschied des privaten und allgemeinen Eigentums- 
rechts ausgleichen und fast verwischen, spiegelt die Eigen- 
tumsrechtsordnung nur die eine Seite, die der Nebenordnung 
und der privatrechtlichen Gleichstellung, ab. 

Indessen da der Mensch selbst ein Doppelwesen 
ist: teils ein Individuum, teils ein Gesellschaftswesen, und 
da das Eigentum, wie Geijer sagt, ein Attribut dieser beiden 
Seiten der Persönlichkeit ist, so muss es ein allgemeines, dem 
privaten entgegengesetztes Eigentum geben. 

Als eine natürliche und von den ökonomischen Verhält- 
nissen bedingte Grenze der res publicae als Staatseigentum 
und als Volkseigentum haben wir in erster Reihe den Um- 
stand angegeben, inwiefern über sie für menschliche Zwecke 
durch Aufwand von Arbeit verfügt worden ist oder nicht, so 
dann auch inwiefern zu ihnen das in Besitz Genommene des 
Grundes bezw. der Wassergebiete gehört oder nicht. 

Die alte Streitfrage, ob der Staat das Eigentums- oder 
Oberhoheitsrecht über die res publicae hat, wird also in der 
Weise gelöst, dass einige res publicae als Staatseigentum und 
andere als Volkseigentum, das unter der Oberhoheit des Staa- 
tes steht^ hingestellt werden. 
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In der Regel sind alle aquae publicae derjenigen Gruppe 
der res publicae beizuzählen, die ausser dem Bereiche des 
Staatseigentums fallen. 

202. Übersichtshalber gebe ich hier eine graphische verglei- 
chende Darstellung der verschiedenen Arten des Eigentums 
nach schwedischem, römischem, italienischem, französischem, 
österreichischem, schweizerischem und preussischem Recht: 
(Siehe S. 239). 

208. Oben (N:o 200) haben wir die öffentlichen Gewässer zu 
dem allgemeinen Eigentum rechnen wollen unter der Voraus- 
setzung, dass sie sich im ursprünglichen natürlichen Zustand 
befinden, d. h. dass über sie nicht durch Arbeit für beson- 
dere menschliche Zwecke verfügt worden ist. 

Indessen würde es eine gar zu voreilige Schlussfolge- 
rung sein, wenn man annähme, dass alle aquae publicae als 
Wasserallmende anzusehen sind. 

In der allgemeinen Darstellung des Staats- und Volks- 
eigentums in der modernen Gesellschaft (N:o 19Q) ist erörtert 
worden, dass die res publicae, die nicht der Arbeit ihre Ent- 
stehung verdanken, d. h. die Teile der Erdoberfläche inner- 
halb eines Staatsterritoriums, die reine Natur darstellen, öf- 
fentliches oder allgemeines Eigentum sind, in dem Masse wie 
sie in Besitz des Staates übergegangen sind. 

Aquae publicae können mithin entweder öffentliches oder 
allgemeines Wassereigentum sein. 

Im folgenden Kapitel wird also die Hauptaufgabe 
sein, in den verschiedenen Rechtssystemen zu unterscheiden, 
welche Teile der aquae publicae als öffentliche in der hier ge- 
brauchten Bedeutung, und welche Teile als allgemeine an- 
zusehen sind. 

Im allgemeinen ist diese Aufgabe eine sehr schwierige, 
was darauf beruht, dass der Staat häufig ein gewisses Gut 
nach denselben Gründen verwaltet, gleichviel ob das Gut zum 
eigentlichen Staatseigentum oder zu dem nur unter der Ober- 
hoheit des Staates stehenden Volkseigentum zu rechnen ist. 

Es dürfte einleuchten, dass die Verschiedenheiten der 
Verwaltungsprinzipien die aquae publicae als Staatseigentum 
oder als Volkseigentum betreffend weniger deutlich in sol- 
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chen Benutzungsartetiy die das gleiche Recht aller das Was- 
ser zu benutzen bezwecken, hervortreten werden als in den- 
jenigen, die auf das Recht der einzelnen, das Wasser aus- 
schliesslich auszunutzen, gerichtet sind. Namentlich gilt dies 
von der Wasserkraft. 

Wir werden einige orientierende Gesichtspunkte betref- 
fend die verschiedenen Bedingungen für die Übertragung 
der Wasserkraft in aquis publicis an einzelne herausheben. 

Wenn die Wasserkraft als Krondomänen gleichgestell- 
tes Staatseigentum behandelt wird, musste die Übertragung 
in Form von Verpachtung geschehen, wobei das Pacht- 
geld nach dem privatökonomischen Wert der kapitalisierten 
Naturkraft festzustellen wäre. Weil aber nun die natürlichen 
Wasserkräfte erst nach Errichtung von Gebäuden und Anla- 
gen bisweilen im Wert von mehreren Millionen ausgenutzt 
werden können, so müssen offenbar die Pachtbedingungen 
so beschaffen sein, dass der Pächter ökonomischen Vorteil 
von der Ausführung dieser Anlagen hat. Um diesen Zweck 
zu erreichen, hat man also in dem Pachtvertrag eine sehr 
lange Pachtzeit bewilligt (QQ Jahre) und einen sehr geringen 
jährlichen Zins vorgeschrieben, dafür aber festgestellt, dass 
der Pächter am Ende der Pachtzeit die Anlagen ohne Ent- 
gelt an den Staat abtreten soll. Der Grundsatz, der da- 
hinter steckt, ist der, dass der Pächter während der Dauer 
der Pacht, ausser Ersatz für die Zinsen des Anlagekapitals, 
Betriebkosten u. s. w. die ganzen Anlagekosten werde amorti- 
sieren können. Dann wird der Staat das Verfügungsrecht 
nicht nur über die natürliche Wasserkraft, sondern auch über 
die für deren Verwertung erforderlichen Anlagen haben, mit 
dem Recht, die Kraft und die Anlagen entweder zu verpach- 
ten oder selbst zu gebrauchen. 

Wo die Übertragung des Rechtes an Wasserkraft unter 
diesen Bedingungen erfolgt, dürfte man zu der Annahme be- 
rechtigt sein, dass die betreffende aqua publica den Charakter 
öffentlichen und nicht allgemeinen Wassereigentums hat. Die 
Konzessionsbedingungen erfüllen allerdings nicht die Forderun- 
gen, die man an eine gewöhnliche Verpachtung stellen kann, 
anderseits aber erinnern wir daran, dass die hier vorliegende 
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Form der Verpachtung einen provisorischen und interimisti- 
schen Charakter trägt und die Bestimmung hat, späterhin durch 
einen reinen Pachtvertrag ersetzt zu werden. 

Es ist namentlich in Frankreich, wo diese Art von 
Übertragungen des Rechtes an Wasserkräften vorkommt. 

Die andere Form für die Übertragung hat den Charak- 
ter der Erbpacht. 

Dies ist von alters her die Hauptform für die Über- 
tragung von Sondernutzungsrechten an dem allgemeinen Ei- 
gentum gewesen. 

In der Geschichte des schwedischen Orundeigentums- 
rechts finden wir diese Übertragungsform in dem späteren 
Mittelalter voll entwickelt. Der Anbauer erhielt die Konzes- 
sion, einen gewissen Teil der Allmende zu benutzen, mit Recht 
für sich und alle seine Nachkommen, ihn zu besitzen, so 
lange sie ihren übernommenen Verpflichtungen genügten. Der 
Konzessionsinhaber hatte das Eigentumsrecht an den Gebäu- 
den und der Kultivierungsarbeit, aber das Nutzungsrecht an 
dem Grund. 

Zur Zeit des s. g. Wasserregals wurde auch Wasser- 
kraft unter ähnlichen Bedingungen überlassen. 

Im wesentlichen sind auch dieselben Grundsätze in 
Deutschland, Österreich, Ungarn, der Schweiz und Italien zur 
Anwendung gekommen. In der Regel sind alle Übertragungen 
des Rechtes an Wasserkräften für alle Zukunft geschehen: für 
den Konzessionär und alle seine Nachkommen; und alle Ge- 
bäude und Anlagen zur Verwertung des Wassers dürften dem 
Konzessionär gehört haben. 

Allein wir befinden uns gerade in einer Übergangs- 
periode. Die hydroelektrische Industrie hat ihren Einzug in 
die Welt gehalten und scheint die Möglichkeit für sich zu 
haben, die Industriezentra der Welt zu verlegen. Die natür- 
liche Wasserkraft hat nun die Rolle der Steinkohle als Kraft- 
quelle für die Befriedigung industrieller und konsumtiver Be- 
dürfnisse zu übernehmen. Da die Wasserkraft mithin ein sehr 
wichtiger Faktor in der Volkswirtschaft ist, so ist die Gesetz- 
gebung bestrebt, bei Überlassung von Wasserkräften in aquis 
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publicis an einzelne, das alte Erbpachtverhältnis den Anforde- 
rungen der neuern Zeit anzupassen. 

Hierbei sucht man einerseits die Interessen der einzelnen 
mit den Bedürfnissen der Gesellschaft zu vereinigen : dem ein- 
zelnen Konzessionär die grösstmögliche Freiheit bei Benut- 
zung der Wasserkraft und einen rechtmässigen Ertrag von 
seiner Arbeit und seinem angelegten Kapital zuzusichern, wäh- 
rend das Gemeinwesen sich das Recht an der natürlichen Was- 
serkraft und deren von gesellschaftlichen Verhältnissen abhän- 
giger Wertsteigerung vorbehält. 

Um diese allgemeinen Grundsätze in Handlung umzu- 
setzen, sichert man wie vorher dem Konzessionär das unge- 
störte Besitzrecht an der konzedierten Wasserkraft und das 
Eigentumsrecht an allen Werken und Anlagen zu. In der 
Regel ist ein Konzessionär nicht pflichtig, sein Werk ohne 
vollen Ersatz abzutreten. 

Damit aber das Gemeinwesen Gelegenheit habe, den 
Anspruch auf eine etwa künftige Wertsteigerung der Wasser- 
kraft aufrecht zu erhalten, hat man teils einen Wasserzins ein- 
geführt, teils die stätige Besitzdauer in gewisse Intervalle 
abgeteilt (gewöhnl. 40 bis 50 Jahre). 

Auf Grund dieser Vorschriften betreffend einen 
Wasserzins und eine bestimmte Konzessionsdauer, liegt die 
Annahme nahe, dass das ganze Rechtsverhältnis seine Natur 
verändert habe: von einem Erbpacht- in ein Pachtverhältnis 
übergegangen sei. Dies dürfte indessen nicht der Fall sein. 

Was zuerst den Wasserzins betrifft, so ist dieser (in 
der Regel höchstens 10 fr.) so niedrig angesetzt, dass er nicht 
den Charakter eines Pachtgeldes, sondern eines vectigal re- 
cognitii dominii erhalten kann. 

Was wiederum die Begrenzung der Konzessionszeit be- 
trifft, so dürfte diese zunächst die Aufgabe haben, eine Umre- 
gulierung des Wasserzinses nach den beim Schluss jeder Kon- 
zessionsperiode vorhandenen Verhältnissen zu ermöglichen. 
Der Grundgedanke ist aber der, dass der Konzessionär immer- 
fort bei der Konzession erhalten werden soll, wenn er so 
will und die die Konzession erteilende Behörde nicht selbst 
der fraglichen Wasserkraft bedarf. 
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Die Konzession zur Benutzung des Wassers in ihrer 
modernen und reformierten Gestalt dürfte daher der Erbpacht 
näher als der Pacht stehen. 

Namentlich in der Schweiz hat man eine bedeutende Ar- 
beit auf die Reformierung des Konzessionswesens verwendet. ^) 

') Vgl. Vattenfallskommitt^n, 1 98—112 
Äström: Redogörelse S. 44—45 S. 71 ff. 



VIII. KAP. 

Umfang des privaten, öffentlichen und allge- 
meinen Wasserrechts. 

204. Im Anschluss an die schwedische Orundeigentumsrechts- 
ordnung haben wir folgende verschiedene Arten des Wasser- 
rechts aufgestellt: 

l:o) Privates bezw. öffentliches, unselbständiges auf 
Ufereigentumsrecht beruhendes Wasserrecht; 

2:o) Öffentliches, selbständiges vom Ufereigentumsrecht 
unabhängiges Wasserrecht; und 

3:o) Allgemeines Wasserrecht, umfassend ^ was weder 
privates noch öffentliches Wasserrecht ist. 

Wir werden jetzt untersuchen, ob und in welchem Um- 
fang in den fraglichen Ländern die berührten verschiede- 
nen Arten des Wasserrechts vorhanden sind. 

Da die erste Art des Wasserrechts sich von den beiden 
übrigen dadurch unterscheidet, dass sie in Verbindung mit 
dem Eigentum an einem Ufergrundstück erscheint, und da es 
mithin für die Bestimmung der Natur dieses Wasserrechts 
von gar keinem Belang ist, ob gewisse Grundstücke privaten 
oder öffentlichen Rechtssubjekten gehören, so dürfte man 
bequemlichkeitshalber diese Art des Wasserrechts privat nen- 
nen können, worunter denn alles auf dem Eigentumsrecht an 
Ufergrundstücken beruhende Wasserrecht mit einbegriffen ist. 

Im folgenden werden wir uns also mit den Begriffen: 
privatem, öffentlichem und allgemeinem Wasserrecht bewegen. 

Da die Grenzen zwischen dem privaten Wasserrecht 
einerseits und dem öffentlichen bezw. allgemeinen Wasser- 
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recht anderseits bereits im Kap. IV (N:ris 155 — 160) angege- 
ben worden sind, so wird die Aufgabe hier sich hauptsächlich 
mit der Untersuchung beschäftigen, ob es sowohl öffentliches 
als allgemeines Wasserrecht oder nur eins von beiden gebe; 
im ersteren Falle sind dann die Grenzen zwischen ihnen zu 
bestimmen. 

A. Die individuellen Wasserrechtssysteme, 

206. Norwegen hat ohne Zweifel das ausgeprägteste individu- 
elle Wasserrechtssystem aufzuweisen. Alle Binnengewässer 
sind Gegenstand des privaten Wasserrechts. Ein öffentli- 
ches Wasserrecht in dem hier angegebenen Sinne gibt es 
nicht. In der letzten Zeit haben allerdings sowohl der Staat 
als die grösseren Städte (z. B. Christiania und Drontheim) 
Wasserkraft für hydroelektrische Anlagen eingekauft; da aber 
die Wasserkraft in Verbindung mit Ufergrundstücken gekauft 
worden ist, ist also dies Wasserrecht der privaten Gruppe 
beizuzählen. Einen Wasserlauf oder Teil eines Wasserlaufs, 
worüber ein öffentliches Rechtssubjekt, unabhängig vom Ei- 
gentum an einem Ufergrundstück, verfügte, gibt es nicht. 
Es findet sich überhaupt in diesem Land nur privates Was- 
serrecht, wo nicht, nach dem § 3 des Wassergesetzes, ge- 
wisse Gebiete in den grösseren Binnenseen von solchem 
Wasserrecht ausgenommen sind. Ist dies der Fall, sind diese 
Wassergebiete als Allmende, als Gegenstand des allgemeinen 
Wasserrechts der Gesellschaft zu betrachten ^). 

206. Finnland. Den allergrössten Teil von dem Wasserge- 
biet dieses Landes muss man als dem privaten Wasserrecht 
unterworfen ansehen. Sei es dass das Wasserrecht dem Staate 
als Eigentümer von Domänen, Kronwäldern, Kronallmenden 
u. s. f., oder den Gemeinden als Eigentümerinnen gewissen 
Grundbesitzes oder schliesslich einzelnen, als Eigentümern von 
Dörfern oder Teilen von Dörfern zustehe, immer wird das- 
selbe als vom Ufergrundstück abhängig betrachtet. 

Öffentliches Wasserrecht findet sich indessen. Hierher 
sind zu zählen diejenigen Teile der grösseren Binnenseen, 
auf welche das Ufereigentumsrecht sich nicht erstreckt. Diese 



Siehe oben N:o 139. 
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Binnenseegebiete haben den Charakter von Kirchspielsallmen- 
den, indem sie den Kirchspielen zur Verfügung stehen. 

Allgemeines Wasserrecht dürfte auch vorhanden sein. 
Als solches sind die s. g. Königsadern (kungsädrorna) zu be- 
trachten ^). Die Königsader ist nicht ein öffentliches Eigen- 
tum, denn der Staat oder die Gemeinde hat ebensowenig wie 
die Uferbesitzer das Recht, darüber zu verfügen. Die Arten 
von Verfügungen, welche in der Königsader gestattet sind, 
als See- und Kahnfahrt, Transport von Flossgut, solcher Fisch- 
fang, welcher die Wanderung des Fisches nicht verhindern 
kann u. s. f. stehen jedem Mitglied der Gesellschaft zu. Die 
Königsadern sind die rückständigen Teile einer ursprüngli- 
chen Wasserallmende, und dem Publikum steht unter gewis- 
sen Bedingungen und unter genauer Aufsicht des Staates als 
Oberhoheit das Recht zu, darüber zu verfügen ^) 

B. Die sozialen Wasserrechtssysteme. 
207. Österreich-Ungarn. 

Alle natürlichen Wasserläufe in Österreich sind in der 
Regel öffentliche Gewässer ^) im überlieferten Sinne. 

Privates Wasserrecht kommt an den Gewässern oder 
Teilen von Gewässern vor, in Ansehung deren jemand be- 
weist, dass sie ihm gehören, d. i. dass ihm dass Flussbett 
und alle einzelnen gewöhnlich zukommenden Flussnutzungen 
zu eigen zustehen. Dieser Beweis ist doch bei Flüssen, wel- 
che zur Schiff- oder Flussfahrt dienen, ausgeschlossen *) 

Nun fragt es sich, ob die öffentlichen Gewässer im über- 
lieferten Sinne in dem Masse wie sie nicht privat sind, öffent- 
lich (in hier gebrauchtem Sinne) oder allgemein oder beides sind. 

Nach § 287 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
werden Ströme und Flüsse als ^^allgemeines Qut^ bezeichnet, 
als Sachen, welche allen Mittgliedern des Staates nur zum 
Gebrauche verstattet werden. In dieser Erklärung wird aus- 
drücklich gesagt, dass Ströme und Flüsse Eigentum sind. 



^) über die Königsader, siehe N:o 147. 

2) Siehe oben N:ris 146—147. 

Vgl. Ung, S. 29 ff. 

8) Siehe Nrris 94, 95, 156. 

*) Randa, S. 41. 
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welches »alle Männer» gebrauchen können und das nicht als 
Staatsvermögen angesehen wird ^). Da also die öffentlichen 
Gewässer dem Staate als Finanzwirtschaft nicht gehören, und 
da sie ferner nicht privaten oder anderen öffentlichen Rechts- 
subjekten gehören, müssen sie allgemein sein. 

Hiermit stimmen die Regeln für die Benutzung der öf- 
fentlichen Gewässer überein. 

Jedermann kann diese Gewässer soweit benutzen, wie 
er nicht die gleiche Benutzung aller übrigen oder erwor- 
bene Privatrechte Dritter stört und die durch Administrativ- 
verordnungen getroffenen Schranken einhält: er kann das 
Wasser zum Baden, Waschen, Tränken, Schwemmen, Schöp- 
fen etc. benutzen; er kann Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand etc. 
gewinnen; er kann die Gewässer zur Schiffahrt und Flösse- 
rei gebrauchen; er kann die Fischerei ausüben, wenn die Lan- 
desgesetzgebung nicht anders bestimmt oder das Fischerei- 
recht anderen zugeteilt hat ^). 

Jeder andere Gebrauch des Gewässers, der die Errich- 
tung besonderer Anlagen erheischt, welche auf die Beschaf- 
fenheit des Wassers, auf seinen Lauf, oder auf die Höhe 
des Wasserstandes Einfluss üben — wozu besonders Trieb- 
werke und Stauanlagen gehören — bedarf der Bewilligung 
der. dazu berufenen politischen Behörde ^). 

Allein der Staat beschäftigt sich mit diesen Fragen nicht 
als Finanzwirtschaft, sondern nur als Oberhoheit. 

Als Beleg hierfür können wir anführen, dass die 
Überlassungen von Wasserkraft den Charakter von Erbpacht 
und nicht von Pacht haben. Eine Abgabe für die Benutzung 
der Wasserkraft kommt nicht vor. Die Einführung einer sol- 
chen ist erst in der allerletzten Zeit beantragt worden *). 

In älteren Zeiten sind Konzessionen zur Benutzung der 
Wasserkraft auf immer erteilt worden — wie auch das Recht 
zu Einnahmen (»Intagor» Neubrüchen) auf den Allmenden 
nach dem schwedischen Recht des Mittelalters. Allein un- 



Siehe N:o 200. 

2) Randa, S. 45 ff. 

3) Das böhmische Wassergesetz §§ 17 u. 18. 
*) Äström: Redogörelse, S. 24 — 25. 
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ter dem Einftuss der Strömungen der letzten Zeit auf dem 
wasserrechtlichen Gebiete werden doch nunmehr Konzessio- 
nen nur auf eine begrenzte Dauer erteilt z. B. für die mo- 
dernen Wasserkraftsanlagen: das Etschwerk (45 Jahre), das 
Auerwerk (50 Jahr) und das Brennerwerk bei Matrei (90 Jahre) 
oder gegen Widerruf, was mit allen Wasserfällen, die für den 
elektrischen Eisenbahnbetrieb von einiger Bedeutung sind, der 
Fall sein soll ^). 

Einzelne Teile der öffentlichen Gewässer sind von dem 
allgemeinen Wassergebiet abgesondert, indem kunstliche 
Anordnungen getroffen sind, um sie für die Schiff- und 
Flossfahrt brauchbar zu machen. Fär sie gelten Spezialge- 
setze sowie Floss- und Schiffahrtakten. Aber diese Wasser- 
gebiete sind z. B. der Wasserkraft für ein Triebwerk gleich- 
gestellt. Wenn der spezielle Gebrauch aufhört, so fällt das 
Wassergebiet an das allgemeine Wassereigentum zurück. Wenn 
nun in Zusammenhang mit der Verwendung des Wassers zum 
Verkehr oder zur Flösserei diesem etwa Wasserkraft abzuge- 
winnen wäre, so gehört diese nicht dem Inhaber der Was- 
serstrasse, sondern dem allgemeinen Eigentum. 

Auf Grund des Gesagten dürfte man behaupten können, 
dass das ganze Wassergebiet Österreichs als Gegenstand des 
allgemeinen Wasserrechts zu betrachten sei, in dem Masse wie 
privates Wasserrecht keine Ausnahme davon veranlasst hat. 

Denselben oder einen noch grösseren Umfang hat das 
allgemeine Wasserrecht in Ungarn. 

Ein privates Wasserrecht dürfte nicht vorkommen. 

Die unter behördlicher Verfügung stehenden Gewässer, 
d. h. alle natürlichen Wasserläufe sind derselben Natur wie 
die österreichischen. Alles Wasser ist also Gegenstand des all- 
gemeinen Wasserrechts. 

Die Schiffahrt ist unter Einhaltung der flusspolizeilichen 
Vorschriften und Verordnungen für jedermann frei ^). Über- 
fuhren und Fähren darf jedefman auf seinem Gebiete und zu 
seinem ausschliesslichen Gebrauche sogar ohne behördliche 



') Vattenfallskommitten, S. 99. 

*) Das Wassergesetz vom Jahre 1885, § 19. 
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Bewilligung einrichten, vorausgesetzt, dass dadurch die Schif- 
fahrt, Flösserei und Holztrift nicht behindert werden ^). Für die 
Fischerei sind besondere Normen massgebend ^). Es ist je- 
dermann gestattet zum gewöhnlichen Hausgebrauche und zur 
Bewässerung der Pflanzen Wasser zu schöpfen, zu tränken, 
waschen und schwemmen zu lassen, zu baden und Eis aus- 
zuheben ^). Das Recht, Sand, Stein etc. aus dem Flussbett 
zu holen, steht dagegen dem Uferbesitzer wegen seines Ei- 
gentumsrechts am dem Bett zu. Für die Erlangung des Flös- 
serei- und Holztriftrechtes ist ein besonderes Gesetz massge- 
bend *). Zur Benutzung des Wassers für jeden anderen Zweck 
als den oben angegebenen, sowie mittels Maschinen oder 
künstlicher Vorrichtungen ist die behördliche Bewilligung 
notwendig % 

Die Bewilligungen zu Wassernutzungen gründen ein 
Erbpachtverhältnis. Wie in Österreich werden sie ohne Ab- 
gabe erteilt "). 

Früher wurden diese Bewilligungen für alle Zukunft 
erteilt ^). Nach dem jetzt geltenden Wassergesetz können 
sie höchsten auf 50 Jahre erteilt werden. Bei besondern 
lokalen Verhältnissen und im öffentlichen Interesse kann 
die Bewilligung auf beliebigen Widerruf erteilt werden. In 
Fällen der Erneuerung abgelaufener Konzessionen haben doch 
stets die bereits bestehenden Anlagen das Vorrecht®). 

Da der Staat also als Oberhoheit das fragliche Wasser- 
eigentum verwaltet, so ist es auch ganz folgerichtig, dass 
er bei dessen Verwaltung die Interessen der Volkwirtschaft 
befördert. 



Ebds. § 21. 

2) Ebds. § 22. 

«) Ebds. § 25. 

*) Ebds. § 20. 

*) Ebds. § 25. 

®) Äström: Redogörelse, S. 100—101. 

^) Das moderne Elektrizitätswerk an der Ikervär ist, nach der Kon- 
zessionsurkunde vom 2. Okt. 1899, für berechtigt erklärt worden auf Grund 
eines von einem älteren Werk erworbenen Wasserrechts, für alle Zukunft 
6 m^ pro Sekunde benutzen zu dürfen. (Äströh: Redogörelse, S. 101). 

^) Das Wassergesetz, § 33. 
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Im Einklang hiermit ist eine Vorschrift wie diese: ^^Bei 
Bewilligung von Wassernutzungen ist das in volkswirtschaft- 
licher Hinsicht wichtigere Interesse massgebend» ^). 

Hiermit stimmen auch die zur Herstellung einer weit 
detaillierteren Wasserwirtschaft g^ebenen Vorschriften. So 
bemerken wir, dass die Verwendung des zu Zwecken der 
Industrie-Unternehmungen dienenden Wassers während der 
Zeit von Sonntag abends Q Uhr bis Montag früh 3 Uhr ohne 
Entschädigung gestattet werden kann ^). 

Die ungarische Wasserrechtsordnung ist vollständig 
typisch für ein auf dem Allmenderecht aufgebautes Was- 
serrecht. 

208. Italien. Die Grenze zwischen acque pubbliche und acque 
private ist bereits angegeben ^). 

Nun fragt es sich, ob acque pubbliche den öffentlichen 
oder allgemeinen Gewässern in der hier gebrauchten Bedeu- 
tung entsprechen. 

Obgleich der hervorragende italienische Jurist Francesco 
Pacelli, wie auch übrigens Prof. Ricca Salerno, ein Eigentum 
des Staates an den acque pubbliche annimmt, erlauben wir uns 
doch die Darstellung des ersteren von den verschiedenen Be- 
dingungen für die Benutzung dieser Gewässer, zu referieren. 

:^Das Volk, d. h. die Mitglieder, aus welchen es be- 
steht, die cives, sind die Subjekte, denen das Geniessen aller 
Nutzungen, welche die acque pubbliche darbieten können, 
zusteht. 

Aber die Benutzung der acque pubbliche kann unter 
vielen Formen ausgeübt werden und ist vielerlei Art. Die 
Schiffahrt und die Fischerei sind allen Bürgern frei, gerade 
wie der Gebrauch der Landstrassen; für die Holztrift ist eine 
besondere Licenz der Provinzialbehörde erforderlich; die Ab- 
leitung der aque pubbliche zur Bewässerung oder zur Trieb- 
kraft oder zur Verbesserung sumpfiger Gründe lässt sich nicht 
bewerkstelligen ohne gesetzliche Bewilligung oder eine Kon- 



^) Das V^assergesetz § 28. 

Ebds. § 30. 

«) N:ris 134 und 158. 
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Zession der Regierung, welche mit einer jährlichen Abgabe an 
die Staatskasse verbunden ist; auch ist die Konzession durch- 
aus notwendig zur Anlage von Fluss-dämmen oder-deichen, 
für den Gebrauch der öffentlichen oder privaten Wege und um 
Stein, Kies, Sand aus dem Bette der acque pubbliche zu holen. 

Es ist also hierbei eine ganze Abstufung; einige Nut- 
zungen sind frei; andere sind einer einfachen Licenz unter- 
worfen ; für andere ist eine wirkliche Konzession notwendig ^). 

Es dürfte kaum eine deutlichere Darstellung der ver- 
schiedenen Formen und Bedingungen, worunter ein natür- 
liches allgemeines Gut (Allmende) zu benutzen ist, geben kön- 
nen. Es ist das Volk selbst (die cives), nicht der Staat, 
welches die acque pubbliche ausnutzt. Einige Benutzungs- 
arten, Verkehrs- und Fischereirecht (hierher gehört wohl 
auch Wasser zum Hausgebrauche u. s. f.) sind frei und 
gratuit; andere. Holztriftrecht etc., sind an die Bedingung der 
Licenz gebunden und schliesslich ist das Ableitungsrecht von 
der Konzession und der Entrichtung einer Abgabe (canone) 
durchaus abhängig. 

Die Konzession zur Nutzung der Wasserkraft begründet 
auch nach dem italienischen Recht ein Erbpachtverhältnis. Im 
Gegensatz zu dem österreichischen und ungarischen Recht 
hat doch die Entrichtung einer Abgabe für die Benutzung 
des allgemeinen Wasserrechts statt. 

Über die Grösse der Abgabe enthält das Wassergesetz 
vom 10. Aug. 1884 im Art. 14 — 18 die näheren Bestimmungen. 

Für jeden Modulus ^) Trinkwasser oder Wasser zu Be- 
wässerungszwecken mit vollständigem Verbrauchsrecht, jähr- 
lich L. 50. - 

Mit der Verpflichtung das, was nicht ver- 
braucht wird, zurückzuleiten » 25. — 



1) PacelH: 114. 

^) Modulus (italienisch modulo) ist ein in Ungarn und Italien 
gebräuchliches Wassermass, entsprechend jener Wassermasse, welche bin- 
nen einer Sekunde konstant in einer Menge von hundert Liter fliesst. 
Der Modulus zerfällt in Zehntel -— Hundertstel — und Tausendstel. Siehe 
das ungarische Wassergesetz § 39 und den italienischen Codice civiie, 
Art. 622. 
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Wasser für Bewässerungszwecke in anderen 
Fällen, für den Hektar jährlich L. 0. 50 

Für jede nominelle Pferdekraft zu Kraftzwec- 
ken, jährlich » 3. — 

Dass dieser Tarif nicht für wirkliches Staatseigentum 
(»proprietä patrimoniale dello Stato») gilt, geht deutlich aus dem 
Art. 18 desselben Gesetzes hervor, eine Verfügung, welche nach 
dem Vorschlag der Wassergesetzeskommission vom 16. Aug. 
1898 dahin abgeändert werden soll, dass für die Überlassung 
solcher Gewässer die Bestimmungen betreffend die Verwaltung 
des Patrimoniaieigentums im allgemeinen zur Anwendung kom- 
men ^). Dass der Staat das betreffende Wassereigentum nicht 
als Finanzwirtschaft verwaltet, erhellt auch aus der Grösse 
der Abgabe. Wenigstens bietet die Abgabe für Pferdekraft 
Wasser, das zur Triebkraft verwendet wird, den Vergleichspunkt 
zwischen den Fällen, wo über die Wasserkraft vom Staat als 
Finanz Wirtschaft oder als Oberhoheit verfügt wird. Weil der 
Staat im ersteren Falle' den privaten Rechtssubjekten gleich- 
zustellen ist, so muss, wenn der Staat von seinem Patrimo- 
nialgut Wasserkraft überlässt, der Preis nach denselben Grün- 
den, wie wenn Private Wasserkraft überiassen, bestimmt wer- 
den. Die Privaten bestimmen diesen Preis nach Vergleichung 
des Preises für die mit Dampf erzeugte Pferdekraft. Nun ist 
allerdings kein fixer Preis für die Dampfpferdekraft, angesetzt 
wie auch anderseits der Preis für die Montierung eines Wasser- 
falls pr. Pferdekraft sehr schwankend ist; so viel dürfte man 
aber sagen können, dass in normalen Fällen der Preis der natür- 
lichen urimontierten Wasserkraft zu einem Betrag steigen 
werde, der vielmal höher ist als der, welcher dem kapitali- 
sierten Wert von 3 lire pr. Pferdekraft entspricht ^). 



*) Dieser Vorschlag ist in alle Vorschläge zur Änderung des Was- 
sergesetzes von 1884, welche bis Ende 1902 gemacht sind, aufgenom- 
men worden. Relazione italiana S. 83. Atti parlamentari — Senato del 
Regno — Legislatura XX (N. 31 A). Relazione deirUfficio centrale sul 
disegno di legge modificazioni ed aggiunte alla legge 10 Agosto 1884 
sulle derivazioni de acque pubbliche S. 40. 

^) In Schweden berechnet man den Wert der natürlichen unmon- 
tierten Pferdekraft mitunter bis zu 1000 Kronen und zwar auch bei gros- 
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Auch die Bestimmungen betreffend die Dauer der Über- 
lassung beruhen auf einem älteren reinen Erbpachtverhältnis. 

Konzessionen können nach den Art 2, 3 und 5 des 
Wassergesetzes von 1884 auf immer durch Gesetz und für 
höchstens 30 Jahre durch königliche Verordnung oder durch 
den Beschluss der Präfekten erteilt werden. In Wirklichkeit aber 
erhalten auch Konzessionen auf 30 Jahre einen permanenten 
Charakter, indem der Konzessionär berechtigt ist, beim Ablauf 
der ersten 30-Jahrperiode die Konzession für eine andere solche 
Periode erneuert zu bekommen und so immerfort. Die Erneue- 
rung der Konzession kann erst dann verweigert werden, wenn 
der Konzessionär durch Nicht-Gebrauch oder Missbrauch den 
Zweck der Konzession zu erfüllen unterlassen hat. Nach dem 
Vorschlag zur Änderung der in Rede stehenden Artikel, welchen 
die Wassergesetzkommission ausgearbeitet hat, würde die stä- 
tige Konzession aufhören, wie auch das Recht, die 30-jährige 
Konzession mehr als einmal erneuert zu erhalten^), aber hieraus 
dürfte nur eine Modifikation der Rechtsverhältnisse der älteren 
Zeit entstehen. 

Schliesslich bemerken wir noch als Grund dafür, dass 
die acque pubbliche nicht Gegenstand der Tätigkeit des Staa- 
tes als Finanzwirtschaft sind, dass in der allerletzten Zeit ein 
Vorschlag erschienen ist, nach welchem gewisse Wassergebiete 
von acque pubbliche der finanziellen Wirtschaft des Staates 
unterstellt werden sollten, was z. B. der durch den schwe- 
dischen Staat bewirkten Absonderung von gewissen Teilen 
der Reich sallmende, welche als Kronwälder (Kronoparker) ver- 
waltet werden, analog ist. Wir beziehen uns auf die Mass- 
regeln, welche getroffen worden sind, um Wasserkraft für den 
künftigen Bedarf des Staates zu reservieren. 

Auf Grund des Regolamento sulle derivazioni di acque 
pubbliche in esecuzione della legge 10 Agosto 1884 vom 26. 
Nov. 1898 erliess der Minister für die öffentlichen Arbeiten 



sen Wasserfällen mit niedrigen Gefällen und ohne besonders günstige 
Lage, entsprechend einem jährlichen Pachtzins nach 5 ^ von 50 Kronen. 
Vgl. Arrhenius S. 11—20. 

^) Relazione italiana S. 78 — 80. Atti parlamentari ; Senato del 
regno Aegislatura XX (N. 31— A) S. 33. 
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General Alan de Rivera am 17. Juni 1808 ein Zirkularschreiben, 
worin den Präfekten u. a. zur Pflicht gemacht wurde, bei der 
Behandlung von Konzessionsgesuchen zu untersuchen, ob 
die Wasserkraft, zu welcher Konzession gesucht wird, jetzt 
oder künftig für den elektrischen Eisenbahnbetrieb verwend- 
bar sei, und wenn das der Fall sein sollte, das Gesuch an 
den Minister für die öffentlichen Arbeiten zu übersenden, wel- ' 
eher dann zu entscheiden habe, ob die Konzession bewilligt 
oder für den Eisenbahnbetrieb reserviert werden solle ^). 

Anlässlich dieses Schreibens beantragte die Wassergesetz- 
kommission vom 16. Aug. 1898, dass eine permanente Kom- 
mission eingerichtet werden sollte mit der Aufgabe, über die 
eingegangenen Konzessionsgesuche und unter anderem dar- 
über, ob die betreffende Wasserkraft für den gegenwärtigen 
oder künftigen Bedarf des Staats zu reservieren sei, ihr 
Outachten abzugeben. 

Daneben wurde beantragt, dass, wenn der Staat für 
irgend einen allgemeinen Zweck eine Wasserkraft ausnutzen 
oder sich vorbehalten wollte, es den zuständigen Administra- 
tivbehörden obliegen würde, dem Minister für die öffent- 
lichen Arbeiten einen Vorschlag zur Benutzung oder Reser- 
vation der Wasserkraft einzureichen. Nachdem der Antrag 
vom Consiglio Superiori und Consiglio di Stato vorbereitet 
worden, würde dem Minister die Entscheidung zustehen. 

Die Eritscheidung des Ministers für die öffentlichen Ar- 
beiten sei in der Gazetta Ufficiale del Regno und auch in den 
Ortsblättern bekannt zu machen, worauf Konzessionsgesuche 
betreffend die also für nicht konzessionsfähig erklärten oder re- 
servierten Wassergebiete nicht weiter geprüft werden dürften ^). 

Mit dem oben angegebenen Auftrag wurde schon am 1 1 . 
Juni 1809 eine solche permanente Kommission eingesetzt^). 

Das Verfahren, das hierdurch in die italienische Admi- 
nistration eingeführt worden ist, läuft darauf hinaus, dass der 
Staat für seine gegenwärtigen oder künftigen Bedürfnisse reser- 



1) Rapport Tavernier S. 125-126. 

2) Relazione italiana S. 78—79. 
») Siehe oben N:o 54. 
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vieren, d. i von den acque pubbliche gewisse Wassergebiete, 
über welche keine Private verfügen dürfen, absondern und 
in den Rahmen seiner Finanzwirtschaft einreihen kann. 

Durch die neuste Gesetzgebung ist also dem Staat die 
Möglichkeit bereitet worden, ein öffentliches Wasserrecht zu 
gründen, analog dem öffentlichen Wasserrecht an z. B. den 
Trollhätta-Strömen nach dem schwedischen Recht, von denen 
der schwedische Staat am 13. Dezember 1793 erklärt hat, dass 
sie immer im Eigentum und unter der Verwaltung des Staates 
sein sollen. 

Acque pubbliche in Italien dürfte man deshalb richtig 
in zwei Abteilungen teilen: öffentliche Gewässer und allgemeine 
Gewässer; die ersteren entsprechen den Wassergebieten, die 
dem Bedarf des Staates vorbehalten worden sind, die letzte- 
ren dem, was über die privaten und öffentlichen Gewässer 
hinaus übrig bleibt. 

Der allergrösste Teil des italienischen Wassergebiets 
besteht aus allgemeinen Gewässern. 

209. Die Schweiz. Als Hauptr^el gilt, dass alle Gewässer^ 
an denen nicht jemandes Eigentum nachgewiesen ist, öffent- 
lich (im älteren Sinne) sind. Ausnahmsweise gibt es also 
auch ein privates Wasserrecht. 

Was dag^en das Vorkommen des öffentlichen (im neu- 
eren Sinne) oder allgemeinen Wasserrechts betrifft, so ist est 
nötig, die Kantone der schweizerischen Eidgenossenschaft in 
zwei Gruppen zu unterscheiden: A) die deutschen und die 
italienische (Ticino) einerseits und B) die französischen (Ge- 
nfevie, Vaud, Valais, Neuchätel und Freiburg) anderseits. 

A. In den deutschen und italienischen Kantonen haben 
die öffentlichen Gewässer (im älteren Sinne) den Charakter 
von allgemeinen Gewässern (Wasserallmenden). In einigen Fällen 
geht dies schon aus den Bezeichnungen, welche diese Ge- 
wässer in den Gesetzen erhalten, hervor. So werden diese 
Gewässer in den Wassergesetzen Zürichs^), Luzerns*), und 



Jegher S. 5. 

') Das Wassergesetz § 2. 



257 

Schaff Hausens ^) Gemeingut ^ genannt; in Zug ^) und Oraubün- 
den^) heissen sie: zum öffentlichen Gebrauche bestimmte Sachen ^ 
und in den Gesetzen S:t Oallens *) und des Aargaus ^) heisst 
es, dass »sie dem Hoheitsrecht des Staates unterstehen.^» 

Dass die Bezeichnungen »Gemeingut» und »zum öf- 
fentlichen Gebrauch bestimmte Sachen» sich auf ein den Mit- 
gh'edern des Staates bezw. der Gemeinden zustehendes freies 
Benutzungsrecht beziehen, geht aus dem Wassergesetz Lu- 
zems hervor, welches erklärt, dass ein Gemeingut »zum allge- 
meinen Gebrauche» bestimmt sei; wie auch aus den wasser- 
rechtlichen Bestimmungen Graubündens, denen zufolge die 
fraglichen Sachen »von jedermann frei benutzt werden.» 

In den Fällen wiederum, wo es heisst, dass die öffent- 
lichen Gewässer dem Hoheitsrecht des Staates unterstehen, 
hat man das freie Benutzungsrecht des Publikums nicht be- 
tont, sondern an diejenigen Fälle gedacht wo, einzelnen Son- 
derrechte in den Wasserläufen erteilt worden sind. Wenn 
gesagt wird, dass die Erteilung solcher Sonderrechte ein Ho- 
heitsrecht des Staates sei, so wird hiermit ausgesprochen, 
dass der Staat diese seine Befugnis nicht über ein Eigentum, 
das innerhalb seiner Finanzwirtschaft, sondern über ein Eigen- 
tum, das ausserhalb dieser fällt, über ein »Gemeingut», »über 
zum öffentlichen Gebrauche bestimmte Sachen», über eine 
Wasser allmendCj ausübe. 

Dass die öffentlichen Gewässer, sei es dass sie aus- 
drücklich als solche bezeichnet werden (z. B. Bern »öffent- 
liche Sachen», Uri, Nidwaiden, Glarus), sei es dass ihre recht- 
liche Natur gar nicht angegeben wird (z. B. Ticino), jedenfalls 
den Bedingungen des allgemeinen Wasserrechts unterworfen 
sind, geht aus Gesetz und Gewohnheitsrecht hervor. 

Wie in Italien und anderwärts kann das allgemeine Was- 
serrecht von den einzelnen benutzt werden entweder a) frei 
und unentgeltlich von jedermann, oder b) von dem, welcher 



^) Das Wassergesetz Art. 1. 

«) Jegher S. 16. 

») Ebds. S. 23. 

*) Das V^assergesetz Art. 1. 

ß) Jegher S. 24. 

17 
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Bewilligung (französisch: autorisation) dazu erhalten (gewöhn- 
lich unentgeltlich) oder c) von dem, der Verleihung (franzö- 
sisch: concession) gewöhnlich gegen eine Abgabe bekom- 
men hat. 

Der freie und unentgeltliche Gebrauch seitens des Pu- 
blikums weist zwei Merkmale auf. Einerseits darf es kein 
Gebrauch nur einzelner sein, sondern es ist notwendig ein 
Gebrauch vieler. Anderseits setzt ein allgemeiner Gebrauch 
voraus, dass er dem Gebrauch der anderen nicht im Wege 
stehe. Der allgemeine Gebrauch ist nur möglich, insoweit 
er als Gebrauch aller denkbar ist ^). 

In Übereinstimmung hiermit ist jedermann berechtigt, 
das öffentliche Gewässer zur Schiffahrt, zum Wasserschöpfen, 
Baden, Tränken, Schwemmen, Waschen zu benutzen \ We- 
nigstens in Schaffhausen kann auch das Wasser frei und ohne 
staatliche Bewilligung zur Anlage einer neuen Wiesenwässe- 
rung benutzt werden % 

In der Regel ist die Schiffahrt durch Polizeireglements, 
Schiffahrts- und Flussverordnungen u. s. w. gebunden. 

Aber die Benutzung der öffentlichen Gewässer ist auch 
an besondere amtliche Bewilligungen gebunden. Dies dürfte 
in der Regel der Fall sein bei dem Betriebe der Flösserei 
mit Lang- und Kleinholz, Schiffahrt mit Motorbooten zu ge- 
werbsmässigem Personen- öden Gütertransport, die Errich- 
tung von Fähren zu regelmässigem Betriebe^), und die Ge- 
winnung von Eis aus Gewässern oder von Kies aus Fluss- 
betten % 

Allein die Benutzung der Gewässer kann auch von Ver- 
leihung abhängig sein. 

Eine solche ist stets erforderlich »zur Aneignung einer 



^) Eugen Huber S. 46. 

^) Schaffhausens Wassergesetz Art. 13. 

«) Ebds. Art. 12. 

*) Polizeireglement betreffend die Schiffahrt und Flösserei im Kan- 
ton Bern vom 4. Mai 1898, Art. 1, 13, 15 und 16. Verordnung betreffend 
die Fähren im Kanton Bern vom 31. Dez. 1895; Schaffhausens Wasserge- 
setz, Art. 14 u. 15; Luzems Wassergesetz § 2. 

^) Der Sachenrechtsentwurf § 977. 
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Wasserkraft oder Herstellung einer Wasserversorgung aus 
einem öffentlichen Gewässer» ^). 

Das Verleihungsrecht begründet in der fraglichen Gruppe 
von Kantonen ein Erbpachtverhältnis mit denjenigen Modi- 
fikationen, welche die Anforderungen der allerletzten Zeit ver- 
anlasst haben. 

In der Regel dürften also Überlassungen von Wasser- 
kraft ohne zeitliche Begrenzung stattgefunden haben. Alle 
älteren Gesetze und die ganze ältere administrative Praxis 
setzen voraus, dass das Recht Wasserwerke anzulegen auf 
ewige Zeiten bewilligt wird. Noch heute werden Konzes- 
sionen für alle Zukunft bewilligt. Nach der Konzessions- 
urkunde (Art. 1) für das Elektrizitätswerk am Etzel (17. Juli 
1900) im Bezirk Einsiedein, Kanton Schwyz, ist die Dauer 
der Konzession eine unbeschränkte % Alle Konzessionen im 
Kanton Bern werden immerfort für alle Zukunft erteilt, aber 
bedingungsweise, indem Punkt 14 jeder Konzessionsurkunde 
nach dem festgestellten Formular in dieser Weise abgefasst 
sein muss: 

»Bestimmungen der künftigen Gesetzgebung, durch wel- 
che Konzessionen, wie die vorliegende zeitlich begrenzt — — 
werden, können auch auf diese Konzession anwendbar erklärt 
werden» ^). 

Allein in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhun- 
derts zeigte sich die Tendenz, nur Konzessionen mit begrenz- 
ter Dauer zu erteilen. Man darf annehmen, dass dieser Grund- 
satz im Jahre 1895 zur allgemeinen Regel erhoben wurde, da 
die Bundesversammlung gemäss dem Antrag des Bundesrates: 
den Kantonen die Einführung des nachfolgenden Grundsatzes 
in ihre Wasserrechtsgesetzgebung zu empfehlen beschloss. 

»Beschränkung der Konzessionsdauer auf eine bestimmte 
Zahl von Jahren.» 

In Übereinstimmung hiermit empfiehlt auch der Sachen- 
rechtsentwurf (Art. 981), dass die Verleihung auf eine be- 
stimmte, nach den Umständen zu bemessende Zeit, erfolge; 

*) Der Sachenrechtsentwurf Art. 979. 

^) Äström: Redogörelse, S. 80. Über das Etzel werk siehe Holz, S. 41. 

*) Äström: Redogörelse, S. 16. 
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die neuen Gesetze für Ticino (Art. 16) und für St. Gallen 
(Art. 1 1) haben auch eine bestimmte Konzessionsdauer einge- 
führt, im ersteren Falle höchstens 40, im letzteren höchstens 
50 Jahre. 

Die administrative Praxis hat auch vielfach den frag- 
lichen Grundsatz angewandt ohne besondere Stütze in den 
bestehenden Gesetzen. So gibt es Beispiele von zeitlich 
begrenzten Konzessionen aus Luzern % Schaffhausen ^), u. a. 
Kantonen. Bisweilen ist in besonderen Verordnungen eine be- 
stimmte Konzessionsdauer vorgeschrieben worden. Dies ist z. 
B. der Fall im Kanton Uri, wo die Dauer der Konzession 
eine Zeit von 80 Jahren nicht überschreiten darf ^). 

Zuweilen werden die Konzessionen allerdings auf eine 
unbeschränkte Dauer erteilt, aber es wird dem Kanton das 
Recht der Ablösung und des Rückkaufs nach bestimmter Zeit 
vorbehalten. So ist es z. B. in Zürich *) und Schwyz ^) der Fall. 

Aus dem Angeführten dürfte hervorgehen, dass der 
Grundsatz von der unbegrenzten Dauer der Konzessionen in 
diesen Teilen der Schweiz allgemein gewesen ist, wie auch 
däss derselbe Grundsatz noch immer, obgleich in modifizier- 
ter Form, gegenüber der Rechtsnorm der aller neuesten Zeit 
von der Begrenzung der Konzessionsdauer sich geltend zu 
machen sucht. 

In diesem Zusammenhang bemerken wir, dass gleich- 
zeitig mit der Einführung der Vorschrift betreffend die Be- 
grenzung der Konzessionsdauer, anderseits bestimmt wird, 
dass der Konzessionär beim Ablauf der Konzessionszeit ein 
gewisses Vorzugsrecht auf Erneuerung der Konzession hat, 
Bestimmungen, welche namentlich, wenn gegen den Hinter- 



') Eine Konzession vom 27. Januar 1900 für Andreas Heiniger in 
Zell ist auf 50 Jahre erteilt. 

^) Zwei Konzessionen aus dem Jahre 1889, die eine für Herrn 
Jon. Rauscenbacii in Schaffhausen, die andere für die Alluminium-Indu- 
strie-Aktiengesellschaft in Neuhausen sind erteilt (Art. bezw. 8 u. 5) auf 
40 Jahre. 

3) Jegher S. 13. 

*) Jegher S. 7. 

^) Konzessionsbedingungen betr.dasElektricitätswerkamEtzel|Art.2. 
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grund der allgemeinen Gestaltung des älteren Rechts gesehen, 
das ganze Rechtsverhältnis als Erbpacht kennzeichnen. Solche 
Bestimmungen haben wir im Sachenrechtsentwurf, dessen 
Art. 998 lautet wie folgt: 

»Die Verleihung erlischt mit Ablauf der Verleihungs- 
dauer, kann aber auf Verlangen erneuert werden. Die Erneue- 
rung erfolgt nach den gleichen Grundsätzen wie die Verleihung, 
unter Berücksichtigung der veränderten Verhältnisse; sie soll 
jedoch den Inhaber des Wasserwerkes nicht wesentlich be- 
schweren.» 

In S:t Gallens Wassergesetz (Art. 11) wird vorgeschrie- 
ben, dass bei Ablauf der Konzessionsfrist das Gesuch um Er- 
neuerung der Konzession gestellt werden kann, und in dem 
Wassergesetz Ticinos (Art. 16) heisst es: »Nach Ablauf der 
Konzessionsfrist kann der Staat die Konzession erneuern, wo- 
bei die durch veränderte Orts- und Wasserverhältnisse nöti- 
gen Modifikationen in die Erneuerungsurkunde eingerückt 
werden, doch so, dass die Fortsetzung des Betriebs, wofür 
die Konzession erteilt wurde, nicht zu sehr erschwert wird.» 

Ähnliche Bestimmungen werden auch in die Konzessionen, 
welche ohne gesetzliche Stütze eine bestimmte Konzessions- 
dauer haben, so z B. in den oben angeführten Konzessionen 
aus Luzern und Schaffhausen, eingerückt. 

Alle Bauten und Anlagen, welche der Konzessionär auf 
dem Konzessionsgebiete errichtet hat, werden als Eigentum 
des Konzessionärs betrachtet. 

Dies geht deutlich aus den Bestimmungen betreffend 
Erneuerung von Konzessionen hervor. Wenn der Staat die 
Konzession nicht erneuern will, so ist er verpflichtet, die Anla- 
gen des Konzessionärs einzulösen. 

So heisst es im Sachenrechtsentwurf: »Wird die Er- 
neuerung abgelehnt, so hat der Kanton dem Inhaber den Wert 
der Anlagen auf Grund einer gerichtlichen Schätzung in billi- 
ger Weise zu ersetzen». In dem Wassergesetze S:t Gallens 
wird folgendes vorgeschrieben: »Im Falle der Nicht-Bewilli- 
gung hat dieser (der Staat) dem bisherigen Konzessionsinha- 
ber auf dessen Verlangen den vollen Wert der erstellten An- 
lagen, Bauten und Einrichtungen gegen Überlassung dersel- 
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ben zu vergüten.» Die entsprechende Bestimmung findet sich 
auch in Ticinos Gesetz. 

Schliesslich möge als Beleg für die Annahme, dass das 
Konzessionsrecht den Charakter einer modifizierten Erbpacht 
hat, bemerkt werden, dass ein Wasserzins bisweilen gar nicht 
entrichtet wird, wo aber dies der Fall ist, hat derselbe die Na- 
tur eines vectigal recognitii dominii, aber durchaus nicht die 
eines Pachtzinses. 

Nach allem zu urteilen ist die Entrichtung des Was- 
serzinses erst in den letzten Zeiten bestimmt worden. Als 
eine Übergangsform ist auch hier zu bemerken Art. 14 im 
Formular des Kantons Bern zu Konzessionsurkunden, in die- 
ser Hinsicht so lautend: »Bestimmungen der künftigen Gesetz- 
gebung, durch welche Konzessionen, wie die vorliegende, dem 
Konzessionär für die Benutzung der Wasserkraft besondere 
Steuern auferlegt werden, können auch auf diese Konzession 
anwendbar erklärt werden». 

Übrigens werden für die Konzession zur Benutzung 
der Wasserkräfte die folgenden Abgaben in den folgenden 
Kantonen entrichtet: 

Zürich: Ein jährlicher Wasserzins von fr. 3 bis 4 für 
eine Pferdekraft ^); 

Luzern: Ein jährlicher Wasserzins von 1 bis 4 fr. 
per effektive Pferdekraft. Die Wasserwerke sind in 4 Klassen 
einzuteilen: Für die erste Klasse beträgt der jährliche Zins 4 
fr., für die zweite 3 fr., für die dritte 2 fr. und für die 
vierte 1 fr. ^). 

Schafftiausen: Ein Wasserzins von 3—4 fr. für die Pfer- 
dekraft und das Jahr ^); 

Uri: Ein jährlicher Zins von fr. 0,5o bis fr. 3 für Pfer- 
dekraft % 

Obwalden: Die Konzessionsgebühr ist entweder in einer 
Aversalsumme von fr. 50 bis fr. 3,000 oder in einem jähr- 



^) Jegher, S. 8. 

.-) Das Wassergesetz, § 6 und die Vollziehungs- Verordnung zu § 
6 des Wassergesetzes vom 5. Hornung 1875 § 4. 
8) Das Wassergesetz, Art. 23. 
*) Jegher, S. 13. 
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liehen Zins von fr. 5 bis fr. 300, nach Wahl des Bewerbers, 
zu entrichten ^); 

Nidwaiden: Eine Aversalgebühr von fr. 100 bis fr. 1,000^); 

Solothurn: Die Konzessionsgebühr für jede effektive 
Pferdekraft von fr. 3 bis fr. 6 ^). 

S:t Gallen: Eine einmalige Gebühr von 5 bis 15 fr. 
und sodann ein jährlicher Wasserzins von 2 bis 5 fr. für jede 
Pferdestärke *) ; 

Aargau: Eine jährliche Konzessionsgebühr von 3 bis 4 
fr. pro effektive Pf erdekraf t ^) ; 

Ticino: Für jede Pferdekraft eine einmalige Gebühr von 
5 bis 50 fr. und sodann ein jährlicher Wasserzins von 2 
bis 6 fr. «). 

Mitunter werden Vorschriften mitgeteilt betreffend die 
Pflicht des Konzessionärs an den Kanton oder an die Ge- 
meinden, in. welchen die Kraftquelle liegt, einen gewissen Kraft- 
betrag entweder untentgeltlich oder zum billigeren Preis als 
an die anderen Verbraucher abzugeben. 

Als Beispiel können wir anführen Art. 19 in der Be- 
willigung des Kantons Bern vom 18. Aug. 1897 für Anlage 
eines Wasserwerks an der Schwarzen Lütschine zwischen Burg- 
lauenen und Lütschenthal in den Gemeinden Grindelwald und 
Lütschenthal, so lautend: 

»Der Konzessionär verpflichtet sich gegenüber den Ge- 
meinden Grindelwald und Lütschenthal für jede besonders: 

a) zur unentgeltlichen Abgabe einer Kraft ab Dynamo 
bis zu 75 HP. für die öffentlichen Bedürfnisse während des 
ganzen Jahres; 

b) zur Abgabe weiterer Kraft ab Dynamo bis zu 200 
HP. für die privaten Bedürfnisse, insbesondere für die elektri- 
sche Beleuchtung der Hotels etc. Die Kraftabgabe hat jedoch 
nicht unentgeltlich, sondern gegen Vergütung der Selbstkosten, 



» . 



*) Jeghbb, S. 14. 

^) Jegher, S. 14. 

^) Jegher, S. 18. 

*) Das Wassergesetz, Art. 6. 

'^) Jegher, S. 24. 

<») Das Wassergesetz, Art. 18. 
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welche eventuell vom Regierungsrate festgesetzt wird, statt- 
zufinden.» 

Die Bewilligung des Kantons Bern für Anlage eines 
Wasserwerks an dem Kander bei Spiezweiler (das s. g. Kan- 
derwerk) vom 6. Mai 1896 hat im Art. 19 diese Vorschrift: 

»Von den durch diese Wasserwerksanlage gewonnenen 
Kräften hat der Konzessionär an die Gemeinde Wimmis, so 
wie an den Staat Bern zu öffentlichen Zwecken je 200 HP. 
und an die Gemeinde Spiez 300 HR, an der Turbine ge- 
messen, zum Selbstkostenpreise abzugeben». 

Aus allen oben mitgeteilten Angaben über die Grösse 
der zu entrichtenden Abgaben dürfte unzweifelhaft hervorge- 
hen, dass diese Abgaben nicht als volles Entgelt für das Recht, 
eine gewisse Wasserkraft zu benutzen, anzusehen ist, sondern 
vielmehr als eine Abgabe, welche die Anerkennung des Eigen- 
tumsrechts der Gesellschaft an der überlassenen Wasserkraft 
in sich schliesst. Die Abgabe ist somit eine Rekognitions- 
abgabe und kein Pachtzins, ein Charakter, der nicht dadurch 
verändert werden dürfte, dass, wie es häufig vorgeschrieben ist, 
die Wasserzinsen nach Verlauf einer gewissen Zahl von Jah- 
ren revidiert werden können. 

Auf Grund aller oben angeführten Umstände, dürfte man 
annehmen können, dass aquae publicae in diesen Teilen der 
Schweiz den Charakter der Wasserallmende haben, was auch 
bestätigt wird durch die mitgeteilten Bestimmungen gewisse 
Vorteile für die Gemeinden betreffend, in denen die Wasserkraft 
ausgebeutet wird. Wenn der Staat der wirkliche Eigentümer 
der aquae publicae wäre, so hätte er offenbar nicht die ge- 
ringste Verpflichtung gehabt, den betreffenden Gemeinden 
elektrische Kraft, es sei unentgeltlich oder zu den Selbstkosten, 
zu verschaffen. Geht man dagegen davon aus, dass das ganze 
Volk Eigentümer der betreffenden Gewässer sei, so ist es 
ganz natürlich, dass es bei der Überlassung von Sonder- 
rechten an den Wasserläufen durch seine grössten Orga- 
nisationen: Staat und Gemeinden, sich selbst gewisse Vorteile 
vorbehält als Ersatz für die Beschränkungen in dem freien 
Gebrauch der Allmende, welche eine notwendige Folge der 
Überlassung geworden ist. 
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Zu Gunsten der Annahme eines Eigentumsrechts des 
Volkes, nicht des Staates, an den aquae publicae können wir 
noch einen Umstand herbeiziehen. 

In der allerletzten Zeit ist dem Staat die Befugnis zuer- 
kannt worden, gewisse Teile der aquae publicae abzusondern, 
um die darin vorhandene Wasserkraft für seine Bedürfnisse 
oder im fiskalischen Interesse zu benutzen. Wie in Italien 
können die schweizerischen Kantone gewisse Teile von der 
Wasserallmende lostrennen und ihrer Finanzwirtschaft ein- 
verleiben, hierdurch die Entstehung dessen, was wir ein öf- 
fentliches Wasserrecht genannt haben, veranlassend. 

In dem Sachenrechtsentwurf (Art. 995) ist dieser Grund- 
satz angewandt auf ein dem Staat und den Gemeinden zuer- 
kanntes Vorrecht vor den einzelnen an einer Wasserkraft. 

Die beantragte Bestimmung lautet wie folgt: 

»Während der Auskündigungszeit kann von dem Kan- 
ton und der Gemeinde, in deren Gebiet die Wasserkraft genom- 
men werden soll, ein Vorrecht auf diese geltend gemacht 
werden. 

Wird das Vorrecht von dem Kanton und der Gemeinde 
geltend gemacht, geht der Kanton vor.» 

Derselbe Grundsatz findet sich auch in den neuen Was- 
sergetzen S:t Gallens und Ticinos, letzteres gewährt jedoch 
nur den Gemeinden ein solches Recht. 

Nach dem ersteren Gesetz (Art. 2) haben die interes- 
sierten Gemeinden das Recht, während der Auskündigungsfrist 
eines gemachten Konzessionsgesuches, für die Verwertung 
der bezüglichen Wasserkraft zu öffentlichen Zwecken ein Kon- 
zessionsgesuch vorläufig beim Regierungsrat anzumelden. 
Dieser eröffnet in solchem Falle eine Frist von höchstens 
einem Jahr zur Einreichung des eigentlichen Konzessionsge- 
suches, und der Entscheid wird bis zum Ablauf dieser Frist 
verschoben. 

Unterdessen hat der Staat nicht nur das Recht, sondern 
lediglich die Pflicht zu untersuchen, ob durch die begehrte 
Konzession nicht öffentliche Interessen gefährdet würden, oder 
ob er ein zu konzedierendes Wassergefälle nicht für ein von 
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ihm ausgehendes Unternehmen reservieren wolle, in welch 
letzterem Fall ihm das Vorzugsrecht zusteht. 

Nachdem ein gewisses Wassergebiet in der Weise dem 
Gebiet des allgemeinen Konzessionsrechts entzogen worden 
ist, hat mithin das Allmenderecht aufgehört und das bezug- 
liche Wassergebiet ist Gegenstand der Finanzwirtschaft des 
Staates, ist Gegenstand des öffentlichen Wasserrechts geworden. 

B. In den französischen Kantonen dagegen haben die 
aquae publicae den Charakter der öffentlichen Gewässer in der 
hier angegebenen Bedeutung. 

Aquae publicae kann man hier nicht als Wasserallmende 
oder als Volkseigentum betrachten, sondern als Staatseigen- 
tum, worüber der Staat in allen wichtigeren Beziehungen ver- 
fügt, und welches gegenüber dem Publikum einerseits, und 
dem Staat anderseits dieselbe Stellung einnimmt wie z. B. ein 
nach dem Gesetz S:t Gallens für den künftigen Gebrauch des 
Staates reserviertes Wassergebiet. Weil ein solches Wasser- 
gebiet für das Publikum abgeschlossen worden ist, können 
folglich keine permanente, sondern nur interimistische Sonder- 
rechte daran überlassen werden. 

Diese ganze Rechtsauffassung entstammt dem franzö- 
sischen Recht. 

Gegenwärtig giebt es aber kaum mehr als einen von 
den französischen Kantonen, von dem man mit Sicherheit 
annehmen kann, dass er diesen Standpunkt behauptet. Dieser 
Kanton ist Genf, 

Schon Art. I der Loi generale sur les routes etc. vom 
15. Juni 1895 hebt nachdrücklich hervor, »que les eaux con- 
tonales et communales» zu den Sachen gehören, auf welche 
Verjährung nicht anwendbar ist, sowie dass keine Besitznahme 
von diesen Gütern ausser auf Widerruf (»ä bien plaire»)^) 
stattfinden kann. 

Hierdurch ist also die Integrität der öffentlichen Ge- 
wässer gesichert. 

Diese Gewässer werden in vier Klassen eingeteilt, von 
denen die zwei ersten den öffentlichen Gewässern beizuzählen 



1) Siehe n:o 104. 
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sind. Die erste und die zweite Klassen gehören dem Staate 
und die dritte Klasse (wenigstens teilweise) den Gemeinden ^). 

In den Art. 120—128 werden Regeln mitgeteilt zum Er- 
halten von Konzessionen ä bien plaire in öffentlichen Gewäs- 
sern. Solche Konzession ist erforderlich zur Errichtung eines 
industriellen Werkes in einem öffentlichen Gewässer; Autorisa- 
tion ist erforderlich, wenn die geplanten Arbeiten keinen in- 
dustriellen Charakter haben. In einem wie in dem anderen 
Falle ist eine jährliche Abgabe (une redevance) zu entrich- 
ten; bei Feststellung dieser Abgabe ist der Nutzen, den 
die Anlage dem Gemeinwesen und den einzelnen bringen, 
sowie die Einnahmen, die dem Staat oder den betreffenden 
Gemeinden daraus zufliessen würden, zu berücksichtigen. Bau- 
ten oder andere Anlagen ä bien plaire brauchen nicht weg- 
genommen oder abgeändert zu werden, ausser nach einem in 
gesetzlicher Ordning gefassten Beschluss der Behörde, welche 
die Konzession bewilligt hat. 

Ausnahmsweise können indessen Sonderrechte in öf- 
fentlichen Gewässern auf eine bestimmte Zeit eingeräumt wer- 
den, nämlich für den Fall, dass die Konzession in Form von 
Gesetz bewilligt wird. So hat durch Sondergesetze vom 30. 
September 1882 und 2. November 1892 der Kanton Genf an 
der Stadt Genf die Konzession zu einer gewissen Wasserkraft 
bewilligt, erstere in der Rhone für das Werk la Coulouvreniere 
von dem Ausfluss aus dem Genfersee bis 1000 m. unterhalb 
ihrer Vereinigung mit der Arve und in der Arve die letzten 500 
m. von ihrem Lauf; letzere in der Rhone für das Chivres werk ^) 
Die Konzession für das Chevreswerk ist auf QO Jahre und 
die für die Coulouvreniere auf Q9 Jahre bewilligt. In beiden 
scheint der Staat seine Intressen mehr als Finanzwirtschaft 
denn als Oberhoheit wahrgenommen zu haben. So hat der 
Staat in der Konzession für das Chevreswerk sich das Recht, 
vorbehalten mit höchstens der Hälfte an dem ganzen Un- 
ternehmen teilzunehmen. Wenn der Staat dies Recht nicht 
benutzt, so soll die Stadt Genf dem Staat V* des jährlichen 



1) Siehe N:o 104. 

«) Über diese Werke siehe Holz S. 37-39! 
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Reingewinns von 1 bis 150000 Franken abtreten und ausser- 
dem noch die Hälfte der Summe, womit der Reingewinn 150000 
Franken übersteigt. Von der letzterwähnten Hälfte des 
Reingewinns soll wiederum die eine Hälfte unter die Gemein- 
den der Kantone nach der Kopfzahl verteilt werden. Für die 
Kraft, welche an den Staat Genf sowie auch an die Kommunen, 
die von der Anlage berührt werden, abgegeben wird, wird ein 
Abzug von 20 7o vom gewöhnlichen Tarifpreise berechnet. 

Nach beiden Konzessionen wird bei Ablauf der Kon- 
zessionszeit der Staat Genf Eigentümer aller festen Einrich- 
tungen, wie Dämme, Gebäude etc., sowie mechanischer Ein- 
richtungen, als Turbinen, Dynamos, primärer Transmissionen 
etc., wodurch Triebkraft an die private Industrie verteilt wird. 

Diese letztere Bestimmung ist offenbar darauf abgesehen, 
dass der Staat nach Ablauf der Konzessionsdauer Eigentumer 
aller solchen Bauten werden soll, die während der Konzes- 
sionszeit in dem Konzessionsgebiet errichtet worden sind. 
Es ist das Prinzip von der Integrität der öffentlichen Gewäs- 
ser, das aufrecht erhalten worden ist auch für den Fall, dass 
die Konzession eine zeitlich bestimmte ist. 

Derjenige von den übrigen Kantonen, welcher in dieser 
Hinsicht Genf am nächsten kommt, ist Wallis. 

Vom Wasser heist es ausdrücklich, dass es Eigentum 
des Staates bezw. der Gemeinden ist (»la proprietö del'Etat, 
la propriet^ des communes».) ^) 

Konzession auf Widerruf gibt es nicht, sondern sie 
ist auf eine bestimmte Zeit von höchstens Q9 Jahren zu er- 
teilen. 2) Der Wasserzins soll bestehen aus einer jährlichen 
Abgabe von 1 bis 5 frcs. pro effektive Pferdekraft, ^) und jede 
Konzession zur Benutzung der Wasserkraft ist mit einer 
einmaligen Abgabe von 100 bis 1000 frcs. belastet.*) 

Durch diese Bestimmungen einer bestimmten Konzes- 
sionszeit und eines Wasserzinses hat die Gesetzgebung die- 
ses Kantons sich der der übrigen Schweiz genähert. Die 

Siehe N:o 105. 

2) Art 2 des Gesetzes von 27. Mai 1 898, 

8) Art, 10 ebds. 

*) Art, 11 ebds. 
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Vorschrift dagegen, dass, wenn beim Ablauf der Konzessions- 
dauer die Erneuerung der Konzession nicht begehrt oder 
abgelehnt werde, der Staat oder die interessierten Gemeinden 
unentgeltlich in den Besitz der Arbeiten, die zur Ableitung des 
Wassers und Verwertung der Wasserkraft ausgeführt worden 
sind, treten sollen, das ist eine Reminiscenz an die franzö- 
sische Gesetzgebung. ^) 

Die übrigen französischen Kantone schwanken zwischen 
deutscher und französischer Auffassung. 

Auch ihr Recht ruht auf der Grundlage des französi- 
schen Rechts, allein die Gesetzgebung der letzteren Zeit hat 
unzweifelhaft eine Änderung der diesbezüglichen Verhält- 
nisse gebracht. 

Das Gesetz Neuchätels von 186Q dürfte gewissermas- 
sen eine Zwischenstellung einnehmen, indem sie Konzessionen 
von bestimmter Dauer (99 Jahre) einführte und der Benut- 
zung der Wasserkraft Abgaben auferlegte; ihr fehlt aber 
die Bedingung betreffend das unentgeltliche Anheimfallen 
der Anlagen an den Staat beim Ablauf der Konzessionszeit. 
Durch eine ergänzende Verordnung vom 21. November 1890 
betreffend das Auferlegen von Abgaben hat Neuchätel sich 
Genf stark genähert. Für jede einer Privatperson konze- 
dierte Pferderkraft ist eine jähriiche Abgabe von frcs. 0,5o 
bis frcs. 2 zu entrichten, betreffs aber der den Gemeinden 
bewilligten Konzessionen, soll die Hälfte des aus dem Geschäft 
entstehenden Reingewinns dem Staat zufallen. 

Die reine schweizerische Auffassung wird vom Kanton 
Vaud vertreten, welcher durch sein neues Gesetz von 1901 
die Bestimmungen betreffend eine feste Konzessiönsdauer (50 
Jahre), eine jähriiche Abgabe (1 bis 6 frcs.), die Erneuerung 
der Konzession, Vorzugsrecht zu gesuchten Konzessionen 
für dem Staat und die Gemeinden etc. eingeführt hat. 
210. Baden. Die zu den s. g. Rezeptionsrevieren gehörenden 
Gewässer werden vom positiven Recht eingeteilt in öffentliche 
Gewässer (natüriiche oder künstliche); in natürliche, nicht- 
öffentliche Wasserläufe und in künstliche nicht-öffentliche Ws^s- 



Art. 15 ebds. 
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serläufe ^). Da hier alle künstlichen Wasserläufe prinzipiell bei 
Seite gelassen werden, bleiben also noch die naturlichen, 
sowohl öffentlichen als nicht-öffentlichen Wasserläufe übrig. 

Dann haben wir angenommen, dass der Unterschied 
der öffentlichen und der nicht-öffentlichen Wasserläufe nicht 
ein rechtlicher, sondern ein tatsächlicher sei, auf der Brauch- 
barkeit oder Nicht-brauchbarkeit der Gewässer für den öffent- 
lichen Verkehr mit Schiffen oder gebundenen Flössen beruhend, 
und dass auf Grund dessen sämtliche Wasserläufe Badens zur 
Gruppe der öffentlichen Gewässer zählen, von denen einige 
der Verwaltung des Staates, andere der der Gemeinden unter- 
stehen *). 

Es bleibt noch übrig zu bestimmen, ob Badens aquae 
publicae den Charakter einer Wasserallmende (des Volkeigen- 
tums) oder eines von der Wasserallmende rechtsgeschäftlich 
abgesonderten Staats-(oder Gemeinde-)eigentums haben. 

Es dürfte keinem Zweifel unterliegen, dass die aquae pu- 
blicae in diesem Lande der letzteren Kategorie beizuzählen, 
oder wie wir hier sagen, Gegenstand des öffentlichen Was- 
serrechts sind. 

Fürs erste werden die aquae publicae dieses Landes als 
öffentliches Eigentum bezeichnet; die öffentlichen Gewässer 
stehen im Eigentum des Staates, die nicht-öffentlichen im Ei- 
gentum der Gemeinden % 

Weiter dürfen diese aquae publicae nicht geschmälert 
werden. Dass dem Staate und den Gemeinden zustehende 
Eigentum kann im Wege privatrechtlichen Rechtsgeschäf- 
tes weder auf andere übertragen noch mit Rechten belastet 
werden % 

Schliesslich ist über die aquae publicae für besondere 
Zwecke verfügt, oder sie sind reserviert worden. 

So sind die öffentlichen Gewässer in erster Reihe für 
den öffentlichen Verkehr, wie die Landstrassen, in Anspruch 
genommen. Andere Benutzungsarten sind nur dann gestattet, 

*) Siehe N:ris 75—78. 
«) Siehe N:o 155. 
») Siehe N:o 76 u. 77. 
*) Siehe N:o 76-77. 
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wenn der Gebrauch des Wassers für seinen Hauptzweck nicht 
beeinträchtigt wird ^). 

Die nicht öffentlichen Gewässer hingegen sind in erster 
Linie für die häuslichen und wirtschaftlichen Zwecke der Anlie- 
ger und der Hinterlieger vorbehalten, und in zweiter Linie für 
die Bedürfnisse der Gemeinden, welche berechtigt sind, das 
Wasser entweder selbst zu verwerten oder die Benutzung 
durch Verpachtung auf andere zu übertragen ^). 

Übrigens bemerken wir, dass der Staat freilich bei 
Einräumung einer Nutzungsbefugnis an einem öffentlichen 
Gewässer, bei Konkurrenz zwischen mehreren Bewerbern, dem 
den Vorzug geben soll, dessen Unternehmen vom Gesichts- 
punkte der öffentlichen und gemeinwirtschaftlichen Interessen 
die grösseren Vorteile verspricht ^) — eine Bestimmung, wel- 
che beweist, dass der Staat sein Patrimonialgut nach natio- 
nalökonomischen Prinzipien verwalten kann. Anderseits aber 
stossen wir auf solche charakteristische Bestimmungen, wie 
dass die Genehmigung zur Benutzung eines öffentlichen 
Gewässers aus Gründen des öffentlichen Interesses jederzeit 
ohne Entschädigung widerruflich sei *), wie auch dass bei 
Erteilung einer Genehmigung in Bezug auf ein öffentliches 
Gewässer vorbehalten werden kann, dass im Falle des Erlö- 
schens der Genehmigung die Benutzungsanlagen unentgelt- 
lich oder gegen eine die Anlagekosten nicht übersteigende 
Vergütung in das Eigentum des Staats oder der Gemeinde 
übernommen werden können ^). 

Wenn also sämtliche Gewässer Badens als Gegenstand 
des öffentlichen Wasserrechts anzusehen sind, so sind offen- 
bar sowohl das allgemeine als das private Wasserrecht aus- 
geschlossen. Nur an künstlichen, nicht öffentlichen Wasser- 
läufen kann privates Wasserrecht vorkommen. Das ist aber 
nichts für das badensische Recht Eigentümliches. 



>) Siehe N:o 76; 

«) Siehe N:o 77. 

«) Das Wassergesetz § 41. 

*) Ebds. § 44. 

ö) Ebds. § 41. 
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C. Die sozial-individuellen Wasserrechtssysteme. 
211. Frankreich. Wenn man als Gegenstand des privaten 
Wasserrechts nicht nur die cours d' eau non navigables et 
non flottables, sondern auch les rivi^res flottables ä buches 
perdues ansehen will, so fragt es sich ob die fleuves et rivi- 
^res navigables ou flottables als Gegenstand des öffentlichen 
oder des allgemeinen Wasserrechts zu betrachten seien. 

Hauptsächlich aus denselben Gründen, die wir n:o 209 
Litt. B. und n:o 210 angeführt, sind die aquae publica^ in 
Frankreich als Gegenstand des öffentlichen Wasserrechts, wie 
in Genf und Baden anzusehen. 

Ein Wasserlauf kann den* Charakter einer aqua publica 
erhalten dadurch, dass der Wasserlauf schiffbar oder flöss- 
bar gemacht, und dieser Tatsache durch ein Dekret amtliche 
Bestätigung erteilt wird % Längs den Ufern eines solchen 
Wasserlaufs muss Platz für einen Ziehweg (Treidelpfad) sein, 
oder auch kann man an diesen hin eine gewöhnliche Land- 
strasse anlegen % Der ganze Wasserlauf mit den dazu gehö- 
renden Uferwegen hat den Charakter einer Wasserstrasse. 
Er steht vollständig unter der Kontrolle des Staates % 

Zur Ausführung jeder Arbeit, wie auch zur Ableitung von 
Wasser aus einem schiffbaren oder flössbaren Wasserlauf ist 
die administrative Genehmigung erforderlich, sei es in Form 
eines Beschlusses der Präfektur oder durch Regierungserlass *). 
Temporäre Anlagen, welche Veränderungen an dem Lauf oder 
der Lage des Gewässers veranlassen, sind von den Präfekten 
nur auf eine Zeit von höchstens 2 Jahren zu bewilligen % Die 
Konzessionäre sind verpflichtet, für jede Benutzung eines öffent- 
lichen Gewässers eine Abgabe zu entrichten % Das Recht 
zur Ableitung von einem Gewässer sowie zu anderen Anlagen 
kann zu jeder Zeit, nach Beschluss der zuständigen Behörde, 
geändert oder ganz aufgehoben werden ^). 

Ö^Loi du 8 Avril 1898. Art. 49. 

«) Ebds. Art. 46 u. 51. 

3) Ebds. Art. 53. 

*) Ebds. Art. 40, 41 u. 43. 

«) Ebds. Art. 42. 

«) Ebds. Art 44. 

Ebds. Art. 45. 
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Ausnahmsweise kann einzelnen das Nutzungsrecht an 
öffentlichen Gewässern auf längere Zeit in Form von Ge- 
setzen, im Namen der Republik ausgefertigt und vom Prä- 
sidenten unterzeichnet, eingeräumt werden. 

Die grösste und wichtigste der in solcher Ordnung 
erteilten Konzessionen am Wasser in einem öffentlichen 
Wasserlauf betrifft das Jonagewerk bei Lyon ^). Durch Ge- 
setz vom 4. Juli 1892 wurde eine elektrische Kraftverteilung, 
erzeugt von einem aus der Rhone abgeleiteten Wasserfall ober- 
halb Lyon, für gemeinnützig erklärt. 

Die Anlage dürfte das grossartigste Beispiel von der 
gleichzeitigen Verwendung eines Wasserlaufs für die Navi- 
gation und für das Erzeugen von Triebkraft abgeben. 

Die Konzessionszeit beträgt QQ Jahre und die Abgabe 
nur 2500 frcs für die ganze Anlage. Dagegen ist der Konzes- 
sionär den folgenden wichtigen Bestimmungen unterworfen: 

Artikel 23. 

»Bei Ablauf der für das Erlöschen der Konzession fest- 
gestellten Zeit und durch die Tatsache dieses Erlöschens 
allein hört das Recht der Konzessionäre auf, und der Staat 
tritt unmittelbar in den Besitz des Kanals nebst Pertinenzien 
und aller festen Anlagen, der künstlichen Werke, Bauten, 
Bureaus, Mauern, Einfriedigungen, Ziehwege, Teiche, kleinen 
Kanäle, etc., wie auch der Verteilungsleitungen und des elek- 
trischen Kanalsystems, wenn nicht betreffend die letzeren der 
Staat vorziehen sollte, dass sie entfernt werden, in welchem 
Falle die Konzessionäre die Kosten zu tragen haben, sei es 
dass es von ihnen selbst oder im amtlichen Wege besorgt 
wird, ohne dass sie Ansprüche auf irgend welche Entschädi- 
gung erheben könnten. 

Die Konzessionäre sind verpflichtet, den Kanal und alle 
dazugehörenden unbeweglichen Güter wieder in guten Stand 
zu versetzen, wie auch das Kanalsystem und die elektrischen 
Leitungen, wenn der Staat beabsichtigt, sie zu behalten. 
Um sich der Ausführung dieser Bestimmung zu vergewissern, 



1) Holz, S. 37. 

18 
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soll, fünf Jahre vor Ablauf der Konzessionszeit, von Vertretern 
der Kontrolle in Verbindung mit Vertretern der Konzessionäre 
eine Besichtigung der Werke zum Zweck der Feststellung, ob 
sie im guten Stande sind, vorgenommen werden. Vorkom- 
menden Falls hat ein Beschluss des Ministers für die öffent- 
lichen Arbeiten, auf Antrag der Ingenieure, über die zur Wie- 
derherstellung dieser Werke in den Empfangsstand zu unter- 
nehmenden Arbeiten zu verfügen, und die Frist, binnen wel- 
cher sie fertig gestellt sein sollen, zu bestimmen. Wenn die 
Konzessionäre beim Ablauf dieser Frist den Vorschriften des 
ministeriellen Beschlusses nicht nachgekommen sind, hat der 
Staat das Recht, die vorgeschriebenen Arbeiten ausführen zu 
lassen und die Erzugnisse des Betriebes in Beschlag zu neh- 
men um seine Kosten zu decken. 

Was die beweglichen Sachen und die mechanischen 
oder elektrischen Anlagen, wie Turbinen, Transmissionen, 
Dynamos etc. betrifft — — — so behält sich der Staat das 
Recht vor, diese entweder sämtlich oder zu einem so gros- 
sen Teil, wie er es für angemessen hält, nach Schätzung 
durch Sachverständige zu übernehmen, ohne dass er jedoch 
dazu gezwungen werden könnte. Der Wert der übernom- 
menen Sachen soll binnen sechs Monaten nach Ablauf der 
Konzessionszeit und der Übergabe des Materials an den Staat, 
ausgezahlt werden». 

Nach Ablauf der Konzessionszeit hat also der Staat die 
Möglichkeit, sowohl die Wasserkraft als die für die Verwer- 
tung der Wasserkraft erforderlichen Bauten und Anlagen zu 
verpachten. 

Die öffentlichen Gewässer dürften auch in dem Reichs- 
lande ElsasS'Lothringen ^) und in dem Preussisch-Rheinischen 
Rechtsgebiet ^) denselben Charakter wie in Frankreich haben, 
d. h. Gegenstand des öffentlichen Wasserrechts sein. 
212. Preussen. Unzweifelhaft nimmt das preussische Land- 
recht dieselbe Stellung zu den diesbezüglichen Fragen wie 
das französische Recht und dessen Ableger ein. Die Ver- 
teilung der Gewässer in öffentliche und nicht-öffentliche ent- 

1) Siehe N:ris 80—86. 
») Siehe N:ris 60—61. 
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spricht dem hier gemachten Unterschied zwischen öffentlichem 
und privatem Wasserrecht. 

Wie bereits vorher gesagt worden ist, sind die von 
Natur schiffbaren Ströme ein gemeines Eigentum des Staats, 
welches den Domänen völlig gleich zu achten ist und dessen 
Nutzungsrechte niedere Regalien genannt werden. 

Die Nutzungsrechte solcher Ströme, die von Natur schiff- 
bar sind, gehören zu den Regalien des Staates \ und da un- 
ter Regal ein nutzbares Recht des Staates verstanden wird, so 
unterliegt es keinem Zweifel, dass die öffentlichen Gewässer 
in die Finanzwirtschaft des Staates eingeführt worden sind. 
Hieraus folgt auch, dass das Recht, Wasser- und Schiffsmüh- 
len an und in öffentlichen Flüssen anzulegen, ein Vorbehalt 
des Staates ist ^) 

213. Sachsen, Aus denselben Gründen ist auch das Wasser- 
gebiet in diesem Lande in ein Gebiet für öffentliches und in 
eines für privates Wasserrecht geteilt. 

Ersteres umfasst die vier regalen Flüsse: die Elbe, die 
zwei Mulden und die Elster, welche im Eigentum des Staates 
in dem Sinne stehen, dass diese Flüsse als fiskalisch gelten. 

214. Bayern, Dass Wassergebiet besteht auch hier aus öf- 
fentlichen Gewässern und Privatgewässern. Dass letztere 
Gegenstand des privaten Wasserrechts in dem hier ange- 
gebenen Sinne sind, dürfte ohne weiteres einleuchtend sein. 
Dagegen ist es misslicher zu entscheiden, ob die öffentlichen 
Gewässer Gegenstand des allgemeinen oder des öffentlichen 
Wasserrechts sind. 

Zu Gunsten der ersteren Alternative spricht mit aller 
Deutlichkeit die eigene Definition des Gesetzes im Art. 1 ^) 
»ein zur allgemeinen Benutzung bestimmtes Staatsgut.» 

Der Gemeingebrauch ist hierdurch stark hervorgehoben ; 
und dass dieses der Kontrolle und Oberaufsicht des Staates 
untersteht, ist auch deutlich ausgesprochen: »Die Regelung 
und Leitung dieser Benutzung und die Festsetzung besonderer 
Beschränkungen derselben stehen der Staatsregierung zu.» 



1) Teil II. Tit. 15, § 38. 
«) Teil IL Tit. 15, § 229. 
») Siehe N:o 72. 
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Graphische Darstellung des Umfanges des privaten, 
öffentlichen und allgemeinen Wasserrechts. 

A. Die individuellen Wasserrechtssysteme, 
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B. Die sozialen Wasserrechtssysteme, 
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Die Gründe für die Annahme eines Staatseigentums an 
den öffentlichen Gewässern, welche Pözl herbeigezogen hat % 
dürften nicht ganz zutreffend sein. Ein zur allgemeinen Be- 
nutzung bestimmtes Gemeindegut kann, aus bereits angege- 
benen Gründen, sowohl gemeindeallgemeinem als gemeinde- 
öffentlichem Wasserrecht unterstehen, was darauf beruht, ob 
das Rechtsobjekt im freien natürlichen Stand oder ob es mit 
Arbeit belegt ist. In derselben Weise verhält es sich mit einem 
zur allgemeinen Benutzung bestimmten Staatsgut. Es kann 
Gegenstand des allgemeinen oder öffentlichen Rechtes sein, 
je nachdem es im freien natürlichen Stand oder mit Arbeit be- 
legt ist. 

Die öffentlichen Gewässer, die der Schiffahrt oder Flöss- 
fahrt dienen, können also Gegenstand sowohl des öffentlichen 
als des allgemeinen Rechtes sein. Sie sind dem letzteren 
unterworfen, wenn kein Umstand nachweisbar ist, wodurch 
sie von ihrem ursprünglichen Allmendestand ins Gebiet der 
speziell finanziellen Wirksamkeit des Staates hinübergeführt 
worden sind. 

Da ein solcher Umstand im bayerischen Recht nicht 
vorhanden zu sein scheint, dürfte es das richtigste zu sein, 
die öffentlichen Gewässer zur Kategorie des allgemeinen Was- 
serrechts zu zählen. 

215. Zur Erläuterung der in diesem Kapitel behandelten Frage, 
gebe ich eine graphische Darstellung (siehe S. 276). Hieraus 
ist ebenfalls zu ersehen inwiefern die Gesamtheit der Rezi- 
pienten eines Landes wirtschaftliches oder freies Gut ist (N:is 
45 u. 162). Öffentliches (in hier gebrauchtem Sinne) und pri- 
vates Wasserrecht zusammen entsprechen wirtschaftlichem und 
allgemeines Wasserrecht freiem Gut zweiter Ordnung. 



1) Siehe N:o 72. 
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Der Inhalt des privaten, öffentlichen und all- 
gemeinen Wasserrechts. 

216. Oben haben wir nachzuweisen gesucht, dass nur die 
Totalität der Rezipienten eines Flussgebietes Rechtsobjekt und 
damit auch Gegenstand des Eigentumsrechts sein könne ^). 
Jeder einzelne Rezipient und Teil des Rezipienten sind Be- 
standteile einer Sache, welche von einander nicht getrennt 
werden können, ohne dass der eine oder andere zerstört 
oder in seinem Wesen verändert wird *-*) Sie können darum 
nicht Gegenstand besonderer Eigentumsrechte sein, was auch 
oben des weiteren hervorgehoben wurde. 

Um nun die Natur der verschiedenen Rechte an den Re- 
zipientensystemen näher zu erörtern, werden wir Einfachheits- 
halber davon ausgehen, dass jedes einzelne Rechtsgebiet auch 
einem Flussgebiet entspreche und also nur ein Rezipienten- 
System in sich einschliesse. 

Auf Grundlage der Bestimmungen des positiven Rechts 
zogen wir zunächst eine allgemeine Grenze zwischen den öf- 
fentlichen und privaten Gewässern. 

Dann haben wir in Analogie mit der schwedischen 
Grundeigentums- und Wasserrechtsordnung die öffentlichen 
Gewässer näher untersucht und dabei gefunden, dass ein 
Teil der öffentlichen Gewässer Gegenstand des öffentlichen 
Wasserrechtes ist, während ein anderer Teil Gegenstand des 
allgemeinen Wasserrechtes ist. 



Siehe N:o 21. 

') Vgl. Deutsches Bürgerliches Gesetzbuch § 93. 
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Schliesslich erwächst uns nun die Aufgabe gegen diesen 
Hintergrund die wesentliche Natur und den rechtlichen Inhalt 
des privaten, des öffentlichen und des allgemeinen Wasser- 
rechtes darzustellen. 

Schon nachdem wir sämtliche Gewässer in öffentliche 
und private gruppiert hatten (N:o 160), hoben wir hervor, 
dass, während das Rechtsobjekt — das Rezipientensystem — 
eins sei, die berechtigten Subjekte aber mehrere, das Eigen- 
tumsrecht an dem Rezipientensystem als mehreren Subjekten 
gemeinschaftlich, als ein Miteigentumsrecht gedacht werden 
müsse. 

Allein dies ist nicht weniger der Fall, nachdem wir 
jetzt gefunden haben, dass das Rezipientengebiet eines ge- 
wissen Landes Gegenstand sowohl privaten und öffentlichen 
als allgemeinen Wasserrechts sein kann. 

Wenn also das Rezipientengebiet Gegenstand des Mit- 
eigentumsrechts sein muss — condominium — ist es durchaus 
notwendig klarzulegen, welche Rechtssubjekte als Eigentumer 
davon anzunehmen sind. 

Schon vorher haben wir hervorgehoben, dass mehrere 
Kombinationen denkbar sind. Zunächst könnte das Rezipien- 
tengebiet eines Landes Miteigentum einer gewissen Gruppe 
privater Rechtssubjekte sein, z. B. der Ufereigentümer. Fer- 
ner könnte es Miteigentum gewisser öffentlicher Rechtssub- 
jekte sein, z. B. des Staats und der Gemeinden. Ausser- 
dem könnte das Wassergebiet im Miteigentum gewisser öf- 
fentlicher und gewisser privater Rechtssubjekte, z. B. des 
Staates, der Gemeinden, der Ufereigentümer stehen. Schliess- 
lich könnte das Wassergebiet Miteigentum sämtlicher öffent- 
lichen und privaten Rechtssubjekte einer Gesellschaft — con- 
dominium sociale — sein. 

217. Wir werden also hier zuerst untersuchen, ob ein Mit- 
eigentumsrecht der Ufereigentümer an dem Rezipientensystem 
eines Landes statthaben kann. Die Länder, in welchen die 
Ufereigentümer fast alles Wasserrecht haben, sind, wie bereits 
gesagt worden ist, Norwegen und Finnland. 

Die Annahme eines gemeinen Wasserrechts der Ufer- 
eigentümer an Wasserläufen und Seen, erweist sich unseres 



y 



280 

Erachtens untnögiich, wenn man die folgenden Umstände 
erwägt. Nicht einmal alle Ufereigentümer gemeinschaftlich 
haben das ausschliessliche Recht in jeder Beziehung Ober das 
Rezipientensystem zu verfugen, denn in diesen Rechtsgebieten 
wird den Nicht-Ufereigentümern das Recht zuerkannt, in ge- 
wissen Fällen das Wasser zu benutzen. 

Nach dem norwegischen Recht haben Nicht-Ufereigen- 
tümer 

l:o) das Recht zu Verkehr und Flösseriei; 

2:o) das Recht auf Wasser für gewisse Verbrauchszwecke. 

Das freie Verkehrsrecht ist allerdings nicht durch Ge- 
setz festgestellt, wird aber dennoch als allgemein geltend an- 
genommen ^). In dem Wassergesetzentwurf des Jahres 1881 
war im § 1 ein ausdrücklicher Vorbehalt betreffend das Recht 
des Publikums zur Benutzung der Wasserläufe für Verkehr und 
Flösserei eingerückt, aber in dem schliesslich angenommenen 
Gesetz wurde dieser Vorbehalt von Gesetz und Gewohnheit 
abhängig gemacht. Was dagegen das freie Flössereirecht be- 
trifft, so enthält das geltende Gesetz (§ 43) eine ausdrück- 
liche Vorschrift, so lautend; »Ein jeder ist berechtigt, diejeni- 
gen Wasserläufe, welche von Natur dazu brauchbar sind, zum 
Flössen von Holz zu benutzen». 

Das Recht auf Wasser zu gewissen Verbrauchszwecken 
ist nicht ausdrücklich im Gesetz bestimmt; doch ist es un- 
zweifelhaft, dass es als allgemeingeltend anzusehen ist. In 
dem Vorentwurf von 1881 gab es einen § 8, der dem Was- 
sereigentümer das Alleinrecht, das Wasser als mechanische 
Triebkraft zu benutzen, wie auch in geringeren Mengen für 
seinen Bedarf zu schöpfen und schöpfen zu lassen zugestand. 
In dem königlichen Antrag wurde diese Bestimmung ausge- 
schlossen, »weil sie dahin missverstanden werden könnte, dass 
sie das Publikum davon ausschliesse, aus dem Gewässer zu 
trinken, das Vieh zur Tränke zu treiben, Wasser für den Haus- 
bedarf zu schöpfen etc.». Da die fragliche Bestimmung sich 
nicht im Gesetz wiederfindet, dürfte man annehmen können. 



^) Dahl, s. 111. 
Siehe N:o 138. 
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dass die Auffassung des königt. Antrages auch von dem 
Storthing geteilt wurde. 

Nach dem finnischen Recht haben die Nicht- Ufereigentümer 

l:o) Recht an Wasser für gewisse Verbrauchszwecke; 

2:o) Recht zum Verkehr. 

Was das Wasserrecht zu gewissen Verbrauchszwecken 
betrifft, so ist dies durch das Gesetz über das Wasserrecht, 
§ 25 ausdrücklich vorgeschrieben, wo es heisst: »Ebenfalls sei 
erlaubt aus Gewässern für den Hausbedarf Wasser zu schöpfen, 
dort zu baden und zu waschen, so wie ähnlichen Gebrauch 
vom Wasser zu machen, wenn die Benutzung ohne dem Ei- 
gentumer Ungelegenheit oder Unbehaglichkeit zu bereiten, 
geschehen kann; doch darf aus der erwähnten Befugnis kein 
Recht, fremden Boden zu betreten, hergeleitet werden». 

Schliesslich ist das freie Verkehrsrecht durch § 25 des 
obenerwähnten Gesetzes festgestellt. In jedem Fluss und 
Strom, so wie in »Ledsund» muss eine »Königsader» (kungs- 
äder) unter anderen Zwecken für die See- und Kahnfahrt und 
das Flössen frei gehalten werden. Aber nach den oben ange- 
führten Gesetzesparagraphen »dürfen Wasserläufe auch ausser- 
halb Königsader und Fahrwasser befahren werden, wo sie 
sonst offen sind». 

Dies freie Benutzungsrecht des Publikums über die 
Wasserläufe und Seen dürfte die Annahme des Miteigen- 
tumsrechts der Ufereigentümer unmöglich machen, weil man 
voraussetzen muss, dass es im Begriff des Eigentumsrechts 
liege, dass der Eigentümer das Recht habe, mit Ausschluss 
aller anderen, über die Sache zu verfügen. Da aber hier nicht 
einer oder zwei, sondern alle ein Recht haben, neben dem 
Ufereigentümer über das Wasser zu verfügen, so ist die An- 
wendung des Eigentumsrechts auf dieses Rechtsverhältnis aus- 
geschlossen. Freilich fehlt es nicht an Beispielen, dass so- 
wohl private und noch mehr öffentliche Rechtssubjekte Eigen- 
tumsrecht über eine Sache haben hönnen, und sie doch dem 
freien Gebrauch des Publikums überlassen. Aber dieser Um- 
stand stört die dargestellte Auffassung nicht. In diesen Fäl- 
len beruht der freie Gebrauch des Publikums auf einem Über- 
tragungsakt des besitzenden Rechtssubjekts, wodurch bestimmt 
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worden ist, dass die betreffende Sache in solcher Weise zu 
benutzen ist. Was aber das private Wassergebiet betrifft, 
so beruht das freie Nutzungsrecht des Publikums daran 
auf der Rechtsordnung eo ipso. Das freie Benutzungsrecht 
beruht im ersteren Falle auf der tatsächlichen Verwendung, 
die ein Gegenstand von dessen Eigentumer erhalten hat, im 
letzteren aber auf dem rechtlichen Charakter, welchen die 
Gesellschaft dem Gegenstand beigelegt hat. 
218. Wir werden in gleicher Weise untersuchen, ob ein Ge- 
meineigentumsrecht an dem Rezipientensystem eines Landes 
zwischen mehreren öffentlichen Rechtssubjekten, zwischen 
dem Staat und den Gemeinden, möglich ist. 

Das einzige Beispiel, dass sämtliche Gewässer eines 
Landes entweder dem Staat oder den Gemeinden gehören, 
bietet Baden. 

Aber alle Wasseriäufe, sie mögen im Eigentum des Staa- 
tes oder der Gemeinden sein, sind gleichwohl Gegenstand 
des freien Nutzungsrechts jedermanns. 

Dieser Gemeinbrauch ist im Gesetz *) ausdrucklich vor- 
geschrieben, und zwar in folgenden Worten: »Der Gebrauch 
der Wasseriäufe zum Waschen, Baden, Tränken, Schwemmen 
und zu ähnlichen Verrichtungen, zum Fahren mit kleinen Fahr- 
zeugen und mit Schlittschuhen, das Schöpfen des darin flies- 
senden Wassers für häusliche und wirtschaftliche Zwecke ist, 
soweit es ohne rechtswidrige Benutzung fremder Grundstucke 
geschehen kann, jederman gestattet». 

Aus demselben Grund als dem oben angeführten ist es 
offenbar auch hier unmöglich, ein Gemeineigentum des Staa- 
tes und der Gemeinden an dem Wassergebiet Badens anzuneh- 
men, oder mit anderen Worten, wenn das Gesetz ausdruck- 
lich erklärt, dass die Wasseriäufe und Seen im Eigentum des 
Staates bezw. der Gemeinden sind, ist dies eine Bezeichnungs- 
weise, die den tatsächlichen Verhältnissen nicht entspricht. 
Da jedermann in der Gesellschaft das Recht zum Verkehr auf 
dem Gewässer hat, so wie das Recht in geringerem Masse 
das Wasser nicht minder als Verbrauchsgut als Gebrauchs- 



^) Das Wassergesetzt § 12. 
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gut zu benutzen, durfte der Begriff des Eigentums nach 
der gewöhnlichen Terminologie ausgeschlossen sein. 
219. Wir wollen also die dritte Möglichkeit untersuchen» 
oder ob die Wasserläufe und Seen eines Landes Miteigen- 
tum des Staates, der Gemeinden und der UfereigentQmer 
sein können. 

Als Beispiel einer solchen Verteilung der Rechte am 
Wasser, haben wir das französiche Rechtsgebiet anzuführen, 
nämlich Frankreich, die schweizerischen Kantone Genf und 
Wallis das Reichsland Elsass-Lothringen und das Preussisch- 
Rheinische Rechtsgebiet. Hierher gehört auch der grössere 
Teil des deutschen Reichs, vor allem Preussen und Sachsen. 

Auch in dieser Gruppe hat das Publikum freies Nutzungs- 
recht an allen Wasserläufen und Seen, also nicht nur an den 
öffentlichen Gewässern, von denen es heisst, dass sie Eigen- 
tum des Staats oder der Gemeinden sei, sondern auch an den 
privaten Gewässer, die den Ufereigentümern gehören sollen^ 

So hat nach dem preussischen Landrecht ein jeder das 
Recht, das Wasser der öffentlichen Ströme, welche sonst Re- 
galien des Staates sind, »zum Schöpfen, Baden, und Tränken» ^) 
und in privaten Gewässern »zum Trinken und Schöpfen, sowie 
zum Tränken des Viehes» zu benutzen^). 

Im sächsischem Recht wird derselbe Grundsatz als 
geltend angenommen. Der Gesetzentwurf von 1845 hatte 
in § 3 allgemein bestimmt: »Derjenige, ohne besondere Vor- 
richtungen vorgenommene Gebrauch des fliessenden Wassers, 
durch welchen weder die Beschaffenheit noch der Lauf des 
Wassers wesentlich verändert^ noch irgend jemand in seinen 
Benutzungsrechten gestört wird, ist als unschädlich freigege- 
ben, steht jedoch unter der allgemeinen polizeilichen Aufsicht». 
Hierher gehört vor allem das Schöpfen, Tränken, Baden, Schwim- 
men, Schlittschuhlaufen, Waschen und Schwemmen. Der Grund- 
satz gilt sowohl für private als für öffentliche Gewässer^). 



1) Teil H. Tit. 15 § 44; Nieberding- Frank S. 305. 
^) Gesetz über die Benutzung der Privatflüsse vom 28. Februar 
1843 § 2. 

Nieberding-Frank, S. 246. 

« ) Leuthold, S. 89, 94 u. 137. 
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In gleicher Weise hat nach dem französischen Recht jeder- 
mann das Recht, in nicht-schiffbaren und nicht-flössbaren Was- 
serläufen das Wasser zum Baden, Wasserschöpfen, Viehträn- 
ken, Eisholen u. s. w. zu benutzen, unter der Voraussetzung, 
dass er Zugang zum Gewässer habe und den geltenden Poli- 
zeiverordnungen nachkomme % 

Man darf annehmen, dass dies Recht auch in schiff- und 
flössbaren Wasserläufen gilt. 

Unter der Voraussetzung, dass das öffentliche Was- 
serrecht Wassergebiete im Besitz des Staates oder der Ge- 
meinden umfasse, und dass privates Wasserrecht von dem 
Ufereigentumsrecht abhängig sei, finden wir also, dass auch 
in dieser Gruppe von Rechtsgebieten das Wasserrecht des 
Staates, der Gemeinden und der Ufereigentumer in einer Weise 
bestimmt ist, die nach oben angegebenen Gründen das Ge- 
meineigentum dieser Rechtssubjekte an den Wasserläufen und 
Seen des Landes ausschliessen muss. 

220. Es bleibt folglich nur die vierte Möglichkeit übrig: dass 
die Wasserläufe und Seen eines Landes Gemeineigentum 
sämtlicher öffentlichen und privaten Rechtssubjekte der Ge- 
sellschaft sind, d. h. dass das Rezipientensystem ein condo- 
minium sociale ist. 

Wir haben gesehen, dass Gemeineigentum nicht vor- 
kommen kann, weder zwischen Staat und Gemeinden für sich, 
noch zwischen Ufereigentumern für sich, noch zwischen Staat 
und Gemeinden und Ufereigentumern zusammen, ohne dass in 
jedem Falle alle übrigen Mitglieder der Gesellschaft hervortreten 
und auf ihren Anteil an dem Wassergebiet bestehen. Hieraus 
muss mithin folgen, dass sowohl Staat und Gemeinden als 
Ufereigentümer, wie auch die übrigen befindlichen öffentlichen 
und privaten Rechtssubjekte Miteigentümer der Wasserläufe 
und Seen des Landes sein müssen. 

Das Rezipientensystem eines Landes, ist ein Rechts- 
objekt, das im Gemeineigentum der ganzen Rechtsgesellschaft, 
des ganzen Volkes steht. 

Das deutlichste Beispiel eines solchen gesellschaftlichen 
Wassereigentums liefert Ungarn. 

1) Emil Huber S. 57, Siehe N:o 84. 
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Das ganze Rezipientensystem ohne Ausnahme folgt 
derselben rechtlichen Bedingung: das Wassergebiet kann in 
der Regel von jedem Mitglied der Gesellschaft unter der Ober- 
Hoheit des Staates benutzt werden. Alle haben im Prinzip 
dasselbe Recht. Privates Wasserrecht gibt es nicht, wenn 
nicht das vom Staat verliehene. 

Das soziale Miteigentumsrecht ist ursprünglich, weil es 
ein Überbleibsel des von einzelnen noch nicht besetzten, vom 
Volk ockupierten Landesgebiets ist. Dies Eigentumsrecht ist 
auch absolut, weil es von keinen anderen Beschränkungen 
weiss, als denjenigen, die durch die Beziehungen zu anderen 
Völkern bedingt werden. 

Aber das soziale Miteigentumsrecht am Wasser d. h. 
das allgemeine Wasserrecht ist ebenfalls ursprünglich im Ver- 
gleich zu den übrigen Arten des Wasserrechts, dem privaten 
und dem öffentlichen. Es bildet auf der einen Seite die erste 
Grundlage für alles private und öffentliche Recht, und auf der 
anderen Seite bildet das private und öffentliche Recht eine 
Einschränkung des allgemeinen. Wenn das private oder öffent- 
liche Wasserrecht fortfällt, nimmt dafür das allgemeine Was- 
serrecht den freigewordenen Platz ein und kann sich eventuell 
auf das ganze Rezipientensystem ausdehnen. 

221. Die Wasserrechtsordnungen der verschiedenen Länder 
weisen indessen verschiedene Entwicklungsstufen vom allge- 
meinen zum privaten Rechte auf. Ungarn stehen in dieser Hin- 
sicht am nächsten Italien, Österreich, die Schweiz (in der Re- 
gel) und Bayern. Der grösste Teil des Rezipientensystems 
in diesen Ländern ist Gegenstand des allgemeinen Wasser- 
rechtes, nur ein geringerer Teil davon untersteht dem privaten 
Wasserrecht. 

Das private Wassergebiet ist in diesen Ländern jedoch 
einem allgemeinen Rechte unterstellt, das dem Publikum er- 
laubt in gewissen Fällen und in gewissem Umfange das Was- 
ser für sich zu nutzen. 

Nach dem österreichischen Recht ist der Gebrauch des 
Wassers der Privatflüsse und Bäche zum Baden, Waschen, 
Schöpfen mit Handgefässen und Tränken, so weit er mit Be- 
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nutzung der dazu erlaubten Zugänge stattfinden kann» je- 
dermann gestattet. ^) 

So auch nach dem schweizerischen Recht. Die neueren 
Gesetze sagen, dass zum Trinken, Tränken, Baden und Was- 
serholen auch das Privatgewässer für jedermann zugänglich 
sein soll, soweit dadurch das Eigentum des Privaten nicht 
beschädigt wird. ^) 

Auch nach dem bayrischen Recht (Art. 53) »ist der Ge- 
brauch des Wassers der Privatflusse und Bäche zum Baden, 
Waschen, Schöpfen mit Handgefässen und Tränken, soweit 
derselbe ohne rechtswidrige Betretung des Privateigentums 
geschehen kann, einem jeden gestattet.» 

Die Ufereigentumer haben mithin ein von der Gesell- 
schaft begrenztes Recht, das private Wassergebiet zu benut- 
zen, und die Gesellchaft hat ein der Begrenzung entsprechendes 
Recht, in einem gewissen geringeren Umfange die privaten 
Gewässer zu gebrauchen. 

Weil das Rezipientensystem als Rechtsobjekt unteilbar ist, 
muss man also annehmen, dass die Gesellschaft das Eigentums- 
recht (condominium sociale) an dem ganzen Rezipientensystem 
habe, dass sie aber den Ufereigentümern das Benutzungs- 
recht an den privaten Gewässern eingeräumt habe. Hierdurch 
erhalten wir ein condominium sociale im weiteren und eins 
im engeren Sinne (Wasserreichsallmende im w. u. e. Sinne): 
ersteres umfasst das ganze Rezipientensystem, also den gan- 
zen Stock der Wasserläufe und Seen des Landes; letztere das- 
selbe, aber abzüglich der Privatgewässer. 

Sowohl nach dem italienischen als nach dem schweize- 
rischen Recht können gewisse Teile der Wasserallmende (i. 
w. S.) für den gegenwärtigen oder künftigen Bedarf des Staa- 
tes reserviert werden. 

Da sich nicht annehmen lässt, dass die Gesellschaft 
minder das Recht habe, solche Wassergebiete als die privaten 
Gewässer in gewissen Beziehungen zu benutzen, so dürften 
auch diese als Teile des Gesellschaftseigentums, an denen der 



^) Das böhmische Wassergesetz, § 16. 
«) Eugen Huber, S. 46—49. 
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Staat bezw. die Gemeinden Nutzungsrecht haben, aufzufassen 
sein. Wenn der Staat bezw. die Gemeinden das Recht ver- 
wirken oder sonst verlieren, fallen diese Wasserrechte wieder 
an die Wasserallmende (i. w. S.) — an das Gesellschaftseigen- 
tum — zurück. 

In diesen Ländern (Italien und der Schweiz) haben wir 
also eine vollständig entwickelte Wasserrechtsordnung, in Pa- 
rität mit der schwedischen sowohl Grund- als Wassereigen- 
tumsordnung: privates und öffentliches Wasserrecht auf der 
Basis des allgemeinen Wassereigentums. 
222. Wenn aber also das Rezipientensystem eines jeden Lan- 
des das Eigentum der ganzen: Gesellschaft ist, so fragt sich, 
ob mit diesem Ausgangspunkt die Wasserrechtsordnung eine 
befriedigende Erklärung in den Ländern finden kann, wo ent- 
weder nur die Ufereigentümer, oder nur der Staat und die 
Gemeinden, oder auch schliesslich Ufereigentümer, Staat und 
Gemeinden das nächste Verfügungsrecht über alles vorhan- 
deneWasser haben. 

Wir nehmen an, dass dies der Fall sei. 

Am deutlichsten geht dies aus den finnischen und nor- 
wegischen Wasserrechtsordnungen hervor. Freilich ist in Finn- 
land und in Norwegen das Wasserrecht auf dem Recht der 
Ufereigentümer aufgebaut. Allein, wie wir vorher nachge- 
wiesen haben, ^) gibt es in Finnland ein öffentliches Wasser- 
recht an gewissen Binnenseegebieten und ein allgemeines Was- 
serrecht an den »Königsadern» (kungsädrorna); und in Nor- 
wegen findet sich möglicherweise ein unbedeutender Überrest 
des allgemeinen Wasserrechts in gewissen Binnenseegebieten. 
Die Wasserrechtsordnung hat deshalb in diesen Ländern die- 
selbe Gestaltung wie in Österreich, der Schweiz, Italien und 
Bayern. 

Etwas anders stellt sich die Frage in Baden, wo das 
Rezipientensystem einesteils dem Staat, anderenteils den Ge- 
meinden gehört, so wie in den französichen und deutschen, 
Rechtsgebieten mit gemischtem sozial-individuellem Wasser- 
recht wo der Staat und die Gemeinden einen Teil, die Ufer- 



1) Siehe n:ris 205—206. 
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eigentumer einen anderen Teil des Rezipientensystems be- 
sitzen. 

In diesen Rechtsgebieten ist das ganze Rezipientensy- 
stem zwischen gewissen öffenth'chen und privaten Rechtssub- 
jekten verteilt. Für ein condominium sociale im engeren Sinne 
gibt es keinen Raum. Über das ganze Wassergebiet ver- 
fügen entweder der Staat (bezw. die Gemeinden) oder die 
Ufereigentümer. Es ist aber dennoch wahr, dass die Gesell- 
schaft gewisse Rechte auch in den Wassergebieten hat, wor- 
über in solcher Weise verfügt ist, und diese Rechte begründen 
in der Tat die Annahme eines gesellschaftichen Eigentums- 
rechts an dem ganzen Rezipientensystem auch auf diesen 
Rechtsgebieten. Wenn somit auch ein condominium sociale 
im engeren Sinne an dem Wasser fehlt, so haben wir doch 
ein condominium sociale im weiteren Sinne, das ganze Rezi- 
pientensystem umfassend. Die Gesellschaft in ihrer Totalittä 
hat also das Eigentumsrecht an dem ganzen Wassergebiet, 
während der Staat (bezw. die Gemeinden) und die Ufereigen- 
tümer das Benutzungsrecht an je ihren gewissen Teilen des 
Rezipientensystems haben. 

Zum Vergleich erinnern wir an das schwedische Dorf- 
recht und dessen verschiedene Entwicklungsstufen. Wir fan- 
den Dörfer, in denen der nicht-kultivierte Boden ganz gemein 
war, solche, in welchen der nicht-kultivierte Boden teilweise 
unter die einzelnen Dörfler verteilt, aber teilweise Gemeingut 
geblieben war, solche, in welchen der nicht-kultivierte Boden 
teilweise unter die Dörfler verteilt, teilweise für gemeinsame 
Bedürfnisse verwendet und teilweise im ursprünglichen ge- 
meinsamen Stand geblieben waren; solche, in welchen der nicht- 
kultivierte Boden unter die Dörfler verteilt, teilweise für gemein- 
same Bedürfnisse verwendet und in welchen also der gemein- 
same ursprüngliche Boden ganz verschwunden war, und schliess- 
lich solche, in welchen aller nicht-kultivierter Bodon unter die 
Dörfler verteilt war ohne dass der geringste Teil sei es für ge- 
meinschaftliche Bedürfnisse abgesetzt oder ungeteilt gelas- 
sen war. 

Bei allen diesen verschiedenen Kombinationen bleibt doch 
der rechtliche Zusammenhang zwischen den Dörflern und dem 
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Dorfe, welcher nach aussen hin als eine Einheit zu betrach- 
ten ist. 

223. Wir haben bereits hervorgehoben, dass die Wasserall- 
mende, das Wassereigentum der Gesellschaft, vor allem ge- 
kennzeichnet wird von dem Oemeinbrauche, der unter drei 
verschiedenen Formen erscheint; frei und unabhängig von 
anderen Vorschriften als Polizeiverordnungen, gebunden an 
Licenz und gebunden an Verleihung. Dies Wassereigentum 
ist auch ursprünglich und unbeschränkt. 

Aber es hat auch einen anderen Charakterzug. Da 
diese Wasserallmende der Gesellschaft in ihrer Totalität ge 
hört, diese aber keinen anderen Vollstrecker ihres Willens 
hat als den Staat, so folgt, dass die Wasserallmende der Lei- 
tung und Oberhoheit des Staats unterstehen muss. 

Diese Wirksamkeit des Staates äussert sich in seiner 
ganzen Gesetzgebung und Verwaltung die Wasserallmende 
betreffend. 

So verfügt der Staat darüber, ob die Wasserallmende 
fortwährend in ihrem ursprünglichen Stand erhalten werden 
soll (wie in Ungarn), oder ob grössere oder kleinere Teile 
davon ohne Gefahr für die Gesellschaft den einzelnen zur 
Benutzung überlassen werden können (wie, um die Extreme 
zu nennen, in Italien und Norwegen) oder ob dem Staat bezw. 
den Gemeinden das Recht zusteht, als Finanzwirtschaft diese 
in ihrer Gesamtheit (wie in Baden) oder bloss zu gewissen 
Teilen zu verwalten (wie in Frankreich, Preussen u. s. w.) 

Ausserdem bestimmt der Staat die Normen, welche den 
Inhalt der verschiedenen Arten des Wasserrechts konstituieren : 
des privaten, des öffentlichen und des allgemeinen. Der Slaat 
entscheidet, welche Rechte den Ufereigentümern zustehen, 
regelt ihre gegenseitigen Verhältnisse und stellt das Recht des 
Gemeinwesens fest. Der Staat schreibt vor, wie der Gegen- 
stand des öffentlichen Wasserrechts zu verwalten sei und be- 
stimmt, welche Rechte dem Staat (bezw. den Gemeinden) als 
Finanzwirtschaften einerseits und den übrigen Rechtssubjekten 
anderseits zukommen. Schliesslich hat auch der Staat die 
höchste Entscheidung über das allgemeine Wassereigentum: 
überwacht den Gemeingebrauch, in dem Masse wie solcher 
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nmt, und erteilt Lizenz oder Verleihung zur 

lung. 

Was namentlich die Verleihung betrifft, so di 

ten, dass der Staat im Namen der Oesellsi 

len Person ein gewisses Wassergebiet zur 1 

er oder der anderen Beziehung überlässf. 

Das private Wasserrecht besteht aus einer P 

se ein Gewässer nach verschiedenen Richti 

nutzen. 

Us allgemeine Voraussetzung gilt, dass der I 

Massregeln treffen darf, wodurch der natür 
ie Lage des Gewässers gestört werden. Man 
n zusammenhängendes Ganze betrachten, ai 

wesentliche Einwirkung stattfinden darf, P 
dem Betreffenden verboten, das Wasser in 
nutzen, dass es verunreinigt wird oder so, dass 
lg oder Überschwemmung der Ufer veranlas 
Im übrigen wird das Recht des Berechtigten 
limers) nur von dem durch Gesetz oder O 
imten Allmenderecht begrenzt. 
Die Befugnisse, welche im Rahmen des Allmi 
Jfereigentümer zustehen, sind gewöhnlich die 1 
1:0) Recht zur Triebkraft, 
2:o) Recht zum Fischfang, 
3:0) Recht an der Masse des Gewässers als ( 
owie 

4:o) Recht an der Masse des Gewässers als Verb 
Was die Benutzung zur Triebkraft betrifft, so 
^el, dass Beschädigung oder Eingreifen in 
' nicht geschehen darf. 

Betreffend das Recht an der Masse des Gevt 
uchsgut, gilt immer als Regel, dass der Wasse 
einigt werden darf. 

Das Recht an der Masse des Wassers als V 
uss in irgend einer Weise begrenzt sein, da e 
gentümer nicht gestattet sein kann, alles oder 

■> Vgl. z. B. Böhmens Wassergesetz § 10. 
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seren Teil des im Wasserlaufe befindlichen Wassers zu 
verbrauchen. Bestimmte Anhaltspunkte finden wir jedoch nicht 
in .den verschiedenen Gesetzgebungen angegeben. 

Zudem sind die Rechtsnormen für das Wasserrecht der 
Ufereigentümer in den verschiedenen Gesetzgebungen etwas 
verschieden formuliert. So geht das norwegische Gesetz darauf 
hinaus, eine abstrakte Bestimmung zu geben, indem der Ufer- 
eigentümer an allem auf seinem Grund befindlichen Wasser, 
innerhalb der von Gesetz und Gewohnheit gezogenen Grenze 
für eigentumsberechtigt erklärt wird ^). Eine sehr umfassende 
Erklärung haben die österreichischen Gesetze, indem sie erklä- 
ren, dass derjenige, welchem ein Privatgewässer zugehört, 
es für sich und andere nach Belieben gebrauchen und ver- 
brauchen könne. Doch wird mit Bezug auf fliessende Ge- 
wässer die Beschränkung gemacht, dass der willkürliche Ge- 
brauch die natürlichen Verhältnisse des Gewässers nicht stören 
dürfe ^). Finnlands Gesetz unterlässt, eine solche allgemeine 
Regel zu geben; aus dessen Bestimmungen geht jedoch her- 
vor, dass dem Ufereigentümer ebenso viele Befugnisse über 
das Wasser wie in Norrwegen zustehen. 

Das bayrische Wassergesetz (Art. 54) erklärt »den Ufer- 
eigentümer für berechtigt, das an seinem Grundstücke vorbei- 
fliessende Wasser zu jedem beliebigen Gebrauch zu benutzen 
unter der Beschränkung: 

1) dass kein für andere schädlicher Rückstand und 
keine Überschwemmung oder Versumpfung fremder Grund- 
stücke verursacht werden darf; 

2) dass dem Wasser der Abfluss in das ursprüngliche 
Bett des Flusses gegeben werden muss, bevor dies das Ufer 
eines fremden Grundstücks berührt. 

Sind die Eigentümer mehrerer an einander grenzender 
Uferstücke über eine Anlage oder Wasserbenutzung einver- 
standen, so werden diese Grundstücke bei Anwendung der 
vorstehenden Beschränkungen als ein einziges Grundstück 
betrachtet». 
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*) Siehe N;o 139. 

*) Böhmens Wassergesetz § 10. 
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ein Bestandteil des Ufergrundstückes sei, dürfte nicht von den 
tatsächlichen Verhältnissen gestützt werden. 

In dem übrigen Europa hat man auch mit grosser Ein- 
stimmigkeit erklärt, dass das private Wasserrecht ein Zubehör 
derjenigen Grundstücke sei, über welche oder zwischen wel- 
chen die Gewässer fliessen ^). 

Es bleibt aber noch übrig klarzulegen, welcher beson- 
deren Art von Recht an fremder Sache das private Wasserrecht 
entspricht. Es liegt am nächsten es zu irgend einer Art von 
Nutzungsrecht permanenten Charakters zu zählen. 

Es kann aber in Zweifel gezogen werden, ob das private 
Wasserrecht an sich etwas anderes in sich schliesse als ein 
Vorrecht, in gewissen Beziehungen die privaten Gewässer zu 
benutzen. 

Wir werden einige Gründe für diese Behauptung an- 
führen. 

Nach norwegischem und finnischem Rechte, wie auch 
nach schwedischem Recht, hat derjenige von zwei sich gegen- 
über wohnenden Ufereigentümern, welcher einen dazwischen 
liegenden Wasserfall ausnutzen will, das Recht, ohne Ersatz 
an den anderen, das ganze Gefälle zu benutzen, wenn der 
andere nicht selbst an dem Bau teilnehmen will ^). Hiermit 
stimmt die finnische (wie auch die schwedische) Regel überein, 
dass wenn mehrere gemeinschaftlich einen Stromfall besitzen 
und einer bauen will, die anderen aber nicht, kann dem, 
welcher bauen will, unter gewissen näher angegebenen Be- 
dingungen, das Recht bewilligt werden, den ganzen Wasser- 
fall, ohne irgend welches Entgelt an die übrigen, allein aus- 
zunutzen. 

Allein noch deutlicher für die Annahme eines blossen 
Vorrechtes spricht der Umstand, dass es den Ufereigentümern, 
es sei im Wege der Gesetzgebung oder in administrativer Ord- 
nung auferlegt werden kann, eine wesentliche Beeinträchtigung 
ihres Wasserrechts zu dulden. 
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^) Böhmens Wassergesetz § 5; Leuthold S. 135; Bayerns Wasser- 
gesetz Art. 39; Luzerns Wassergesetz § 20 u. m. 

*) Norwegens Wassergesetz § 15; Finnlands Wassergesetz § 9. 
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Vit im Wege der Gesetzgebung das Ufereigentums- 
lodifiziert worden ist, gellt aus dem folgenden hervor. 
)ben wurde hervorgelioben, dass Badens Wassergesetz 
>. August 1876 den UfereigentQmern das Wasserrecitt 

nicht öffentlichen Wasserläufen zusichert, dass aber 
:t geltende Gesetz vom 26. Juni 1899 nichtsdestowe- 
en Gemeinden das Eigentumsrecht an diesen Wasser- 
zugeteilt und den Ufereigentümem nebst den s. g. 
egern nur ein Vorrecht zur Benutzung des Wassers 
umt hat. Offenbar haben die Ufereigentümer auch 
nichts als ein Vorrecht gehabt, obgleich dies Recht 

einen anderen Namen hatte. Die Gesetzgebung hat 

keinen anderen Eingriff In das Ufereigentumsrecht 
t als ihm einen den wirklichen Verhältnissen entspre- 
1 Namen gegeben. 

1 Finnland ist seit 1734 mehrmals die Zahl der s. g. 
ädern erweitert worden '). Nunmehr — nach der letz- 
isetzgebung auf diesem Gebiet 1902 — muss es in 
anderen Gewässer als Bächen eine Königsader geben. 
; Königsader den dritten Teil der Breite des Wasser- 
usmachen soll, so leuchtet ein, dass hierdurch das 
Wasserrecht dem entsprechend beschränkt worden ist; 
i man nicht annehmen darf, dass die Gesetzgebung 
erletzung des Bestandes schon erworbener Rechte be- 

hat, muss man annehmen, dass das private Wasser- 
üher den Charakter eines Vorrechtes gehabt habt. 
Ulein auch im administrativem Wege werden solche 
ingen über das Privatwasserrecht getroffen, welche mit 
wirklichen Benutzungsrecht an den privaten Gewässern 
nbar erscheinen. Mehrere Gesetzgebungen gestatten 
iglichkeit, einen privaten Wasserlauf in einen öffent- 
oder allgemeinen umzuwandeln, ohne dass Entschädi- 
iQr das der Botmässigkeit des UfereigentQmers entzo- 
/asser gewährt werden muss. 

io kann in Norwegen in jedem beliebigen Gewässer 
Strasse oder Flössstrasse (faried oder flotlled), gegen 

) Lang, S. 34. 
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1) Teil. 11 Tit. 15 §§ 39, 40, 42 u. 43. 

^) Böhmens Wassergesetz § 6. Allg. bürg. Gesetzbuch § 365. 
8) Wassergesetz Art. 3, 5 u. 70. 
*) Wassergesetz Art. 32, 46, 49, u. m. 

*) Norwegens Wassergesetz § 38; Finlands Wassergesetz § 16 und 
Bayerns Wassergesetz Art. 62. 
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Ersatz für jede daraus etwa entstehende Beschädigung, wahr- 
scheinlich aber nicht für die Benutzung des natürlichen, un- 
benutzten Gewässers für Verkehrs- oder Flössereizwecke, ein- 
gerichtet werden. 

Nach dem preussischen Landrecht können Privatflüsse 
in schiff- oder flössbare Ströme verwandelt werden, aber der 
Staat muss den Eigentümer für die dadurch verlorenen Nut- 
zungen und vermehrten Lasten vollständig schadlos halten ^). 
Das österreichische Recht gestattet dem Staate fliessende Pri- 
vatgewässer als öffentliches Out zu erklären, »gegen eine an- 
genommene Schadloshaltung» an die Eigentümer^). Nach 
bayrischem Recht kann jeder Privatfluss für Schiff- und Floss- 
fahrt oder zur Flösserei mit Triftholz eingerichtet werden, wo- 
bei Ersatz an den Eigentümer nur dann geleistet wird, wenn 
»die bisherige Benutzung des Wassers zum Nachteil des Be- 
rechtigten gestört oder aufgehoben werden » sollte % Auch das 
französische Recht gestattet, dass nicht schiffbare oder nicht 
flössbare Wasserläufe in schiffbare oder flössbare Gewässer 
oder in »riviferes flottables ä buches perdues» gegen Entschä- 
digung an die Ufereigentümer umgewandelt werden ^). 

Die Ausdrücke, deren sich die Gesetze bedienen, sind 
bisweilen allerdings sehr schwankend, wahrscheinlich dürften | 

bei Feststellung der Entschädigung nicht benutzte Gewässer, f| 

die für den Verkehr oder die Flösserei in Anspruch genom- J 

men werden, nicht berücksigtigt werden. 

Ferner erlauben wir uns als Beleg dafür, dass die Ufer- 
eigentümer nur Vorrecht haben, anzuführen, dass nach sowohl 
norwegischem als finnischem und bayrischem Recht die Hinter- 
lieger das Recht haben, dass Wasser eines privaten Flusses 
zu benutzen, wenn der Eigentümer es selbst nicht gebraucht ^). 

Das private Wasserrecht würde auf Grund des Gesagten 
das Vorrecht der Ufereigentümer sein, in gewissen, in jedem 
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t näher angebenen Beziehungen und innerhalb der 
SS allgemeinen Wasserrechls, über gewisse Teile 
entensystem eines Landes zu verfügen. Das be- 
orrecht ist als Zubehör des Ufergrundstücks zu 

öffentliche Wasserrecht umfasst im allgemeinen 
feile des Rezipientensystems, über welche für be- 
recke der öffentlichen Rechtssubjekte verfügt wor- 

m französischen und deutschen Recht ist der Oe- 
eses Rechts als Wasserstrassen zu betrachten, mit 
rassen gewissermassen vergleichbar. Gleich wie 
lublicse ad usum publicum destinatae, sind sie darum 
;rifflich von dem allgemeinen Wassereigentum zu 
;n. 

jen bemerken wir, dass diese Wasserstrassen, Was- 
:r Seen in völlig natürlichem Zustande sein müssen 
Veränderungen als die, die durch die Notwendig- 
trand vor dem Wellenschlag zu schützen bedingt 
er ohne andere Massregeln als die, die erforderlich 
i Sicherheit und Bequemlichkeit des Schiffahrtsbe- 

e und andere künstliche Gewässer sind im Eigen- 

ten Rechtsubjekte, die sie eingerichtet haben. 

le Befugnisse stehen dem Staate in einem öffent- 

äergebiet zu? 

Schiffahrt und die Flösserei stehen in der Regel 

;lied der Gesellschaft frei, jedoch mit Schuldigkeit 

fikanten den erlassenen Ordnungsvorschriften Folge 

Fährrecht oder das Recht zum Fährbetrieb, d. h. 
tzen von Personen oder Güter auf grösseren oder 
ahrzeugen quer über den Strom von Ufer zu Ufer 
lieh ein Recht des Staatsfiskus. 
Anlage von Triebwerken beruht auch auf Geneh- 
s Staates als Finanzwirtschaft; und eventuell ein- 
j/asserzinsen fallen an die Staatskasse. 
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Die Fischerei gehört schliesslich in der Regel, und so- 
weit nicht früher darüber in anderer Weise verfügt worden 
ist, dem Staate als Finanz Wirtschaft. 

Der Gegenstand dieses öffentlichen Wasserrechts bildet, 
wie der Gegenstand des privaten Wasserrechts, einen Teil 
des Rezipientensystems, einen Tejl der Wasserallmende (i. w. 
S.). Wie das private Wasserrecht, wird es durch das Allmende- 
recht begrenzt und erhält durch dieses seine rechtliche Na- 
tur bestimmt. 

Wie das private Wasserrecht, so ist das öffentliche Was- 
serrecht ein jus in re aliena — ein Recht an fremder Sache. Die 
fremde Sache ist das allgemeine Eigentumsrecht der Gesell- 
schaft an dem ganzen Rezipientensystem. 

Allein entgegen dem privaten Wasserrecht, ist das öf- 
fentliche Wasserrecht als selbständig und nicht wie das private 
als von dem Eigentum eines Ufergrundstückes abhängig an- 
zusehen. 

Aber auch in einer anderen Hinsicht unterscheidet sich 
das öffentliche Wasserrecht von dem privaten. Letzteres be- 
steht blos aus einem Vorrecht, ülper das private Wasserrecht 
zu verfügen; das öffentliche Wasserrecht hingegen muss ein 
wirkliches Verfügungsrecht an dem betreffenden Wassergebiet 
in sich schliessen. Der Staat hat sich nämlich das Recht vor- 
behalten, gewisse Wassergebiete für künftigen Bedarf zu re- 
servieren. Wenn diese nur unter Vorrecht besessen werden 
sollten, so müsste jedem einzelnen Mitglied der Gesellschaft 
das Recht zustehen, sie sich zu nutze zu machen, wenn der 
Staat sie nicht selbst gebrauchen wollte. Aber hierdurch 
würde offenbar der Zweck des Staates bei der Absonderung 
solches Eigentums gänzlich aufs Spiel gesetzt werden. 

Das öffentliche Wasserrecht dürfte auf Grund des Ge- 
sagten gewisse Wassergebiete umfassen, über die vom Staate 
bezw. von den Gemeinden verfügt wird, und die im Eigentum 
der Gesellschaft in ihrer Totalität stehen. 
226. Wir haben im Anfang dieses Kapitels vorausgesetzt, 
dass jedes Rechtsgebiet einem Flussgebiet und folglich auch 
einem Rezipientensystem entspreche. 
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